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Vorwort des Beauftragten
der Bundesregierung für Ostdeutschland

Liebe Leserinnen und Leser,

wir leben in bewegten Zeiten. Während sich Deutschland in einem tiefen Struk-

turwandel befindet, stellenunsglobaleKrisenzusätzlich vorniedageweseneHer-

ausforderungen. Das stellt die Art undWeise unseres Zusammenlebens auf eine

harte Probe und führt zu Verunsicherung.Mehr Menschen als früher sind unzu-

frieden damit,wie dieDemokratie funktioniert.Das Vertrauen in demokratische

Institutionen ist gesunken. Viele glauben nicht mehr an eine gute Zukunft.

Für die politische Öffentlichkeit ist es wichtig, die gesellschaftlichen Stim-

mungslagen und die Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger möglichst ge-

nau zu kennen. Natürlich können und sollen in einer repräsentativen Demokra-

tie Meinungsumfragen keine politischen Entscheidungsprozesse ersetzen. Und

doch trägt gute Demoskopie zu mehr Responsivität und Teilhabe auch zwischen

Wahlen bei.

In Deutschland werden jede Woche verschiedene Meinungsumfragen zu ak-

tuellen Themen veröffentlicht. Große Forschungsinstitute führen langfristig an-

gelegte Erhebungen durch und machen sie für Wissenschaft und Öffentlichkeit

zugänglich. Doch bisher fehlte eine regional differenzierte und über die Zeit ver-

gleichende empirische Untersuchung zu langfristigen Veränderungen der politi-

schen Einstellungen und Stimmungen in Deutschland. Diese Lücke soll künftig

der »Deutschland-Monitor« schließen.

Das Vorhaben geht auf eine Handlungsempfehlung der Kommission »30 Jah-

re Friedliche Revolution und Deutsche Einheit« zurück. Sie schlug dieses Instru-

ment in ihremAbschlussbericht vomDezember 2020 vor, umdie »demokratische

Kultur« zu stärken und die »Transformationserfahrungen der Ostdeutschen ins-

gesamt« stärker sichtbar zumachen.Dies hat die Bundesregierung in einer Stel-

lungnahme vom7. Juli 2021 bestätigt. Ich freuemich,dass ich als Beauftragter für

Ostdeutschland diesen Handlungsauftrag in die Tat umsetzen darf.
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Die repräsentative Befragung wird einmal im Jahr die Einschätzungen der

Menschen zu gesellschaftspolitischen Fragen, das Vertrauen der Bevölkerung in

die demokratischen Institutionen und ihre Haltungen zu Zukunftsthemen er-

heben. Es geht dabei auch, aber nicht nur, um die Unterschiede und Gemein-

samkeiten von Ost und West. Um die erhobenen Einstellungen einordnen und

Entwicklungen imZeitverlauf darstellen zu können,wird jährlichwiederkehrend

ein Set von Standardfragen abgefragt. Zusätzlich sindwechselnde Schwerpunkt-

themen geplant – in diesem Jahr zum Leben in Stadt und Land. In diesem Zu-

sammenhangwurdendieBefragtenumeineEinschätzungderLebensqualität bei

ihnen vor Ort, der lokalen Infrastruktur und den zentralen Herausforderungen

amWohnort gebeten. EinenKurzbericht zumSchwerpunkt »Stadt-Land« hat die

Bundesregierung bereits vorab im »Bericht zum Stand der Deutschen Einheit«

veröffentlicht.

Besonders wichtig: Der Deutschland-Monitor ermöglicht mit seinen jähr-

lich insgesamt etwa 8.000 Interviews Auswertungen auch auf regionaler Ebene

und wird durch qualitative Vertiefungsstudien in Form von Fokusgruppen er-

gänzt. So soll ein umfassendes Bild der Stimmung in Deutschland entstehen.

Es geht also gerade nicht um eine bloße Fokussierung auf Ost versus West – ein

Ansatz, der existierende Spaltungen verfestigen könnte. Sondern analysiert wer-

den sollen ebenso die Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den Sichtweisen

und Einstellungen der Menschen etwa in städtischen und ländlichen Gebieten

beziehungsweise strukturschwachen und -starken Regionen in ganz Deutsch-

land. Denn bei allen Differenzen, die es zwischen Ost und West zweifellos noch

immer gibt, ist ein Blick auf die strukturellen Voraussetzungen in unterschied-

lichen Regionen äußerst hilfreich. Unser Land ist vielfältig. Das politische Ziel

gleichwertiger Lebensverhältnisse ist auch in vielen Gegenden Westdeutsch-

lands noch nicht erreicht. Umgekehrt verfügt Ostdeutschland über immer mehr

Wachstumsregionen. Der Deutschland-Monitor soll zu mehr Differenzierung

beitragen.

IchdankedemForschungskonsortiumbestehendausdemZentrumfürSozialfor-

schungHalle,der Friedrich-Schiller-Universität JenaunddemGESISLeibniz-In-

stitut für Sozialwissenschaften für die bisherige Arbeit und die fruchtvollen Dis-

kussionen. Die Deutschland-Monitore 2023 bis 2025 sind ein Pilot-Projekt, bei

dem unterschiedliche methodische Ansätze erprobt werden sollen. Am Ende des

Projektes soll einVorschlag für einedauerhafteKonzeptiondesDeutschland-Mo-

nitors stehen.

Die vorliegende Erhebung dient dem wissenschaftlichen Erkenntnisinteresse

und soll zugleich zur öffentlichen Debatte anregen – über gesellschaftliche Ent-
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wicklungsperspektiven, über den Zusammenhalt und über die Zukunft unserer

Demokratie. Ich finde, der Deutschland-Monitor 2023 erfüllt diesen Anspruch in

hervorragenderWeise. Ich wünsche viel Spaß beim Lesen und freuemich auf die

Debatte!

Mit besten Grüßen

Carsten Schneider





Vorwort der Herausgeber und der
Herausgeberin

Dieses Buches stellt Zielsetzung, Konzeption und Ergebnisse des neu gestalteten

Deutschland-Monitors vor, der im Jahr 2023 gestartet ist. Er geht zurück auf ei-

ne Empfehlung der Kommission »30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche

Einheit«.Danach solle eine regional differenzierte regelmäßige und über die Zeit

vergleichend angelegte empirische Untersuchung zu langfristigen Veränderun-

gen der gesellschaftlichen Stimmungslagen etabliert werden (EK-Abschlussbe-

richt 2020: 16).

Die Konzeption des neu gestalteten Deutschland-Monitors greift diese Emp-

fehlung auf. In dem längerfristig angelegten Forschungsprojekt werden die

politischen und gesellschaftlichen Einstellungen der Bevölkerung der Bundesre-

publik auf der Basis einer jährlich durchgeführten Studie erhoben. Diese basiert

erstens auf einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung für die deutschspra-

chige Bevölkerung in Deutschland. Innovativ ist, dass diese Haupterhebung

zweitens durch eine regionale Vertiefungsstudie ergänzt wird. Dafür wer-

den strukturstarke und strukturschwache Stadt- und Landkreise in Ost- und

Westdeutschland vertieft und im Längsschnitt untersucht. Dies ermöglicht

vertiefende wissenschaftliche Analysen, welche die Zusammenhänge zwischen

raumwirksamen Effekten und Einstellungen erhellen. Drittens werden diese

repräsentativen und standardisierten Befragungen durch qualitative Fokusgrup-

pen-Diskussionen vertieft, die an Orten innerhalb der Kreispanels durchgeführt

werden. Neben einem Basiskanon an Fragen, die regelmäßig zum Einsatz

kommen, behandelt der Deutschland-Monitor ein jährlich wechselndes Schwer-

punktthema. Im Jahr 2023 lautete der Schwerpunkt »Stadt und Land«, der somit

Fragen nach demStand der angestrebten gleichwertigen Lebensverhältnisse und

räumlicher Gerechtigkeit ins Zentrum rückte.

Die Deutschland-Monitore 2023 bis 2025 sind bewusst als Pilotphase ange-

legt, um unterschiedliche Forschungsdesigns, Erhebungsmethoden und Frage-

inhalte zu erproben und kritisch zu reflektieren. Diese Erkenntnisse sollen die

Grundlage für eine dauerhafte Konzeption und Verstetigung des Deutschland-
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Monitors bilden. Ferner wird ein neuer Weg auch mit dem Buchteil »Debatte«

beschritten. So wurden Kolleginnen und Kollegen aus den Sozial- und Ge-

schichtswissenschaften eingeladen, aus ihrer Sicht zu Konzeption, Methodik

und Befunden des Deutschland-Monitors kritisch Stellung zu nehmen. An wei-

tere Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner in Zivilgesellschaft, Politik

undVerwaltung erging die Bitte, denmöglichen Erkenntnisgewinn der vorgeleg-

ten Ergebnisse für den eigenen Tätigkeitsbereich abzuwägen. Die Kommentare

sind in ihrer schriftlichen Fassung im Buchteil »Debatte« (Kapitel 8) zusam-

mengestellt. Allen Autorinnen und Autoren sei gedankt für ihre Mühe und ihre

bedenkenswerten Anregungen.

Dank gebührt ferner folgenden Personen und Einrichtungen für hilfreiche

Zusammenarbeit und ermutigende Unterstützung:MichaelMiebach, Christiane

Scholz, Dr. Andreas Helle und Nadine Pawlowski vom Stab des Ostbeauftragten

der Bundesregierung, Susanne Winge vom Zentrum für Sozialforschung Halle

e.V. (ZSH), Dolores Domke und Dr. Holger Liljeberg von INFO GmbH, dem Be-

fragungsinstitut Forsa, ferner der Agentur 4s-Design, sowie Jürgen Hotz vom

Lektorat des Campus Verlags. Danken möchten wir auch allen Teilnehmerinnen

und Teilnehmern der Veranstaltungen zum Deutschland-Monitor, die mit ihren

Diskussionsbeiträgen zum Gelingen dieser Studie beitragen. Dem Beauftragten

der Bundesregierung Staatsminister Dr. Carsten Schneider danken wir für die

finanzielle Unterstützung des Projekts.

IndenDankderHerausgeberdiesesBuches schließenwirnicht zuletztunsere

Mit-Autorinnen und Mit-Autoren aus dem Deutschland-Monitor-Team ein. Sie

haben den Löwenanteil der Arbeit erbracht.

Halle (Saale), Jena undMannheim im August 2024

EverhardHoltmann, Reinhard Pollak,Marion Reiser



1. Einführung

1.0 Vorbemerkung

Diese Einführung dient der Information über die theoretische Konzeption und

die methodische Anlage, über die Zielsetzungen und zentralen Fragestellungen

des Deutschland-Monitors 2023. Im Sommer dieses Jahres startete das Projekt

mit der Feldphase der Bevölkerungsbefragung in seine auf 3 Jahre angelegte Test-

phase. Ende September erfolgte mit Vorlage eines Kurzberichts zum Themen-

schwerpunkt »StadtundLand« fürdendiesjährigenBerichtderBundesregierung

zum Stand der Deutschen Einheit (Ostbeauftragter 2023: 41–67) der Stapellauf

der datengestütztenUntersuchungen.An diese ersten Auswertungen derUmfra-

gedaten anknüpfendunddie zumTeil überraschendenBefunde desKurzberichts

aufnehmend, enthält der nachstehendeHauptbericht eine vertiefte und umpoli-

tischeundgesellschaftlicheEinstellungenerweiterteAnalyseder fürDeutschland

repräsentativen Bevölkerungsbefragung, die zwischen Ende Mai und Ende Juli

2023 erstmals durchgeführt worden ist. Diese Haupterhebung wird zum einen

durch eine vertiefte Regionalbefragung in strukturstarken und strukturschwa-

chen Kreisen ergänzt. Zum anderen werden diese standardisierten Befragungen

durchFokusgruppendiskussionen vertieft,die imOktober dieses Jahres in ausge-

wählten Kreisen der regionalen Vertiefungserhebung durchgeführt worden sind

(sh. Kap. 2).

Im Bewusstsein, dass Deutschland ein Land vielfältiger Biografien und kul-

tureller Hintergründe ist, wurden auch migrationsbiografische Merkmale der

Befragten in der Studie mit erhoben. Aufgrund des Schwerpunktes »Stadt und

Land« bilden diese, wie auch weitere wichtige Analyseperspektiven (z.B. soziale

Ungleichheit oder Generationeneffekte) keinen Schwerpunkt in der vorliegenden

Veröffentlichung.Das Potenzial für weiterführende Analysen ist durch die Daten

gewährleistet.
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1.1 Anstoß und Zielsetzungen

Der Deutschland-Monitor geht zurück auf eine Empfehlung der Kommission

»30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit« (EK-Abschlussbericht

2020: 16). Gegenstand des Projekts ist eine jährlich wiederholte, regional dif-

ferenzierte und konsekutiv im zeitlichen Längsschnitt vergleichend angelegte

Untersuchung,mit der die Beständigkeit und die Veränderungen von politischen

und gesellschaftlichen Stimmungslagen und Einstellungen der Bürgerinnen und

Bürger in Ost- und Westdeutschland empirisch erhoben und wissenschaftlich

analysiertwerden.1Neben einemBasisfragenkanon,der regelmäßig zumEinsatz

kommt,wird ein jahresaktuellwechselndesSchwerpunktthema (2023: »Stadtund

Land«) behandelt.Die für das diesjährige Sonderthema ausgewertetenUmfrage-

datenaufBasis der repräsentativenBevölkerungsbefragung sind teilweise bereits

in demKurzbericht vorgestellt worden, der bereits Ende September dieses Jahres

veröffentlicht worden ist.2 Der hier vorliegende Hauptbericht basiert auf allen

3 Erhebungen und schließt die gesamte Bandbreite gestellter Fragen ein. Ziel

des Deutschland-Monitors ist es Erkenntnisse zu gewinnen, die dazu beitragen

können, die Unterstützung der Demokratie und den gesellschaftlichen Zusam-

menhalt in Deutschland zu stärken. Angesiedelt in einem demoskopisch dicht

besetzten Feld, soll der Deutschland-Monitor inmehrfacherWeise zu politischer

Aufklärung beitragen. Seine Befunde, die künftig Jahr für Jahr fortgeschrieben

und auf den jeweils aktuellen Stand gebracht werden, dienen zum einen der

Politikberatung. Zum anderen sollen seine empirisch fundierten Erkenntnis-

se Denkanstöße für den öffentlichen Diskurs liefern, der zunehmend durch

dramatisierende Zuspitzungen gekennzeichnet ist, die aus der dichten Abfolge

großer Krisen herrühren. Deren mentale Nachwirkungen spiegeln sich in den

Ergebnissen, wie sie auch in den Diskussionen der die Bevölkerungsbefragung

ergänzenden Fokusgruppen Ausdruck fanden (sh. Kap. 6). Solche schockartigen

Szenarien reichen von der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009

über die Corona-Pandemie und nach wie vor schwer kontrollierbare Flüchtlings-

ströme bis zum russischen Angriffskrieg auf die Ukraine und den Überfall der

1 Von seinemVorgänger des Jahres 2022, den die InfoGmbHerstellt hat, unterscheidet sich derDeutsch-

land-Monitor 2023 in Konzeption, Methodik, Aufbau des Fragenkanons und analytischem Ansatz, wie

z.B. der regionalen Clusteranalyse. Siehe hierzu: Liljeberg,Holger/Krambeer, Sindy: Deutschland-Mo-

nitor: Einstellungen zu Demokratie und Politik in Deutschland, in: Der Beauftragte der Bundesregie-

rung fürOstdeutschland:Ostdeutschland.EinneuerBlick.Bericht 2022,S. 90–116,www.ostbeauftrag-

ter.de

2 Die vollständige FassungdesKurzberichts ist abgedruckt in: ZumStandderDeutschenEinheit.Bericht

der Bundesregierung 2023. Herausgeber: Der Beauftragte der Bundesregierung für Ostdeutschland,

Berlin 2023, www.ostbeauftragter.de
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Hamas auf Israel. Vor diesem Hintergrund erscheint eine wissenschaftlich an-

geleitete Versachlichung der Debatte geboten, umÄngsten und Aufgeregtheiten,

Vorurteilen und Feindbildern entgegenzuwirken.

Drittens soll der Deutschland-Monitor den Bedürfnissen der Scientific Com-

munity durch Nutzung seiner Daten Rechnung tragen. Dabei soll der Monitor

nicht zuletzt in Konzeption undmethodischemVorgehen innovative Anstöße für

die sozialwissenschaftliche Erforschung der Politischen Kultur und Sozialkultur

der Bundesrepublik Deutschland geben.3 Dies ist insofern eine Herausforde-

rung, als das Feld mit bundesweiten repräsentativen Erhebungen bekanntlich

zahlreich besetzt ist. Von etablierten Bevölkerungsumfragen seien hier pars pro

toto ALLBUS,4 ESS,5 GLES,6 ARD-DeutschlandTrend und ZDF-Politbarometer

genannt. Alle diese Umfragen berücksichtigen zwar auch Ost-West-Verteilun-

gen. Aufgrund ihrer Anlage und der Stichprobengröße erlauben sie jedoch keine

differenzierten Betrachtungen auf der regionalen Ebene. In dieser Hinsicht

besitzt der Deutschland-Monitor ein Alleinstellungsmerkmal in der Landschaft

der Meinungsforschung, das durch sein zukünftig regelmäßiges periodisches

Erscheinen und vor allem durch seinen speziellen Ansatz der das gesamte Bun-

desgebiet erfassenden Regionalisierung und Kontextualisierung der Umfrage

gekennzeichnet ist.7 Diese beiden zentralen Eckpunkte der Konzeption des

Deutschland-Monitors werden in den folgenden Abschnitten näher dargestellt.

1.2 Wo gleichwertige Lebensverhältnisse messbar sind: Regionalität

als ein zentraler Untersuchungsansatz

Deutschland ist unbestreitbar ein staatliches Ganzes. Doch seine Politische Kul-

tur und Sozialkultur, verstanden als die Gesamtheit existierender Lebensformen,

Einstellungen undWerthaltungen der Gesellschaft (Berg-Schlosser 1972), ist kei-

3 Unter dem Begriff »Sozialkultur« werden Einstellungen, Meinungen, Sitten, Bräuche und andere so-

ziale Praxen subsummiert, die zur ordnenden Gestaltung des sozialen Lebens beitragen (vgl. Deutsch-

land25: 11).

4 Abkürzung für Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (GESIS – Leibniz-Institut

für Sozialwissenschaften), www.gesis.org/allbus/allbus

5 Abkürzung für European Social Survey, www.europeansocialsurvey.org

6 Abkürzung für German Longitudinal Election Study, www.gesis.org/gles/about-gles

7 Bestehende Länder-Monitore bilden einen föderalen »Flickenteppich« ab. Sie liegen gegenwärtig nur

für einen Teil der Bundesländer (vornehmlich ostdeutsche) vor: Berlin (2019 ff.), Brandenburg (2018 ff.),

Niedersachsen (2019 ff.), Sachsen (2016 ff.), Sachsen-Anhalt (2007–2020) und Thüringen (fortlaufend

seit 2000). Bezüglich Konzeption, Langzeitigkeit des Erscheinens und teilweise auch Untersuchungs-

tiefe unterscheiden sie sich erheblich.



18 Einführung

neswegs homogen.Kennzeichnend fürDeutschland ist vielmehr seine räumliche

Vielgestalt (Mannewitz 2015).Das InstitutionengefügederBundesrepublik ist für

die Heterogenität individueller und kollektiver Orientierungen und Lebenswei-

sen offen. Föderalismus und Kommunale Selbstverwaltung wirken in der Bun-

desrepublik als historisch tradierte Verfassungseinrichtungen besonderen terri-

torialen Zuschnitts.

Sie haben als Organe der Gesetzgebung, als Exekutive, im Alltag der Ver-

waltung sowie als Anlaufpunkte bürgerschaftlicher Partizipation in politischen

Entscheidungsprozessen traditionell eine zentrale Stellung. Dieser territorial

gegliederte und funktional verstrebte bundesstaatliche Handlungsrahmen öff-

net Räume, in denen eine Vielgestalt von Weltbildern, Lebensentwürfen und

an die Staatstätigkeit gerichtete Erwartungen existiert. Die damit verbundene

Bandbreite politischer Interessen beeinflusst aufgrund ihrer raumgebundenen,

d.h. regionalen bzw. lokalen Verschiedenheit auch die Sichtweisen auf Politik

und Gesellschaft in unterschiedlicherWeise.

In dieser Konstellation sind »Struktur« und »Kultur« (Almond/Verba 1963),

sind System und Lebenswelten der Bundesrepublik eng aufeinander bezogen.

Möglichst genaue und empirisch fundierte Einblicke in die regional unterschich-

tete Vielfalt der Einstellungen und Verhaltensmuster zu bekommen, die auf

Politik sowie auf das öffentliche und private Leben ausgerichtet sind, bietet

politisch verantwortlich Handelnden eine wichtige Entscheidungshilfe. Solches

Wissen kann ferner guteDienste leisten für dasNachdenkenunsererGesellschaft

über sich selbst.

Dies gilt insbesondere vor demHintergrund des imGrundgesetz verankerten

Ziels, trotz der regionalenVielfalt gleichwertige Lebensverhältnisse (Art. 72Abs. 2

GG; vgl. auch Kersten et al. 2019; Troeger-Weiß 2022) sowie räumlicheGerechtig-

keit–zwischenOst undWest,Stadt undLand– (Huber 2017) zu sichern bzw.her-

zustellen. Aus diesem Grund hat die Kommission »30 Jahre friedliche Revolution

und Deutsche Einheit« empfohlen, der geplante Deutschland-Monitor solle ins-

besondere auch »eine Auswertung nach kleinräumigen Regionen« ermöglichen

(EK-Abschlussbericht 2020: 16).

Die Konzeption des Deutschland-Monitors 2023 greift diese Anregung auf.

Das Vorhaben, die Bedeutung von »Regionalität« in der neuen Bevölkerungs-

umfrage hervorzuheben, kann im 33. Jahr der deutschen Einheit indes nicht

bedeuten, die zum Stereotyp geronnene Annahme unbesehen fortzuschreiben,

Deutschland verharre nach der Wiedervereinigung im Zustand einer politisch-

kulturellen Zweiteilung entlang der ehemaligen Staatsgrenzen Das Narrativ,

der mitunter stockende Prozess des Zusammenwachsens beider Landesteile sei

deshalb schwer änderbar,weil sich zu einer sich Ost-West-Dichotomie durch Fo-

kussierung auf das Trennende fortwährend selbst erneuere, bedarf empirischer
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Überprüfung: Ist es tatsächlich so, dass die staatsrechtlich überwundene einstige

Demarkationslinie in einem zwischen Ost- und Westdeutschland gespaltenen

politischen Bewusstsein gegenwärtig noch fortlebt? Weist das heutige Deutsch-

land, obwohl Aufholerfolge im Prozess der Angleichung ungleicher Lebenslagen

und Lebenschancen unübersehbar sind, nach wie vor 2 politische Teilkulturen

auf, die einander in Teilen fremd geblieben sind? Und können unterschiedliche

Kulturmuster entweder der ehemaligen DDR oder der alten Bundesrepublik

geografisch eindeutig zugeordnet werden?

Wie die Befunde des Deutschland-Monitors ’23 zeigen, hält dieses vereinfa-

chendeDeutungsmuster einem aktuellen Realitätstest nicht stand. Längst treten

nämlich regionale Besonderheiten auf, die gesamtdeutsch nachweisbar sind. Sol-

che die alten Grenzzäune ignorierenden Eigenheiten finden auch und gerade auf

der Einstellungsebene ihrenNiederschlag. InReaktion auf ähnliche regionale Le-

bensbedingungen bewegen sich regional vorhandene Einstellungen in Ost und

West – und ebenso in Nord und Süd – abhängig von Merkmalen struktureller Aus-

stattung der Lebensumfelder tendenziell in die gleiche Richtung. Das bedeutet:

Wo sich Lebenslagen der Wohnstandorte bzw. näheren Umgebungen gleichen –

zum Teil auch deshalb, weil sie sich seit 1990 weiter angeglichen haben – konver-

gieren auch politische und gesellschaftliche Einstellungen. Einfluss haben auch,

wie die Daten des diesjährigen Deutschland-Monitors zeigen, übereinstimmen-

de oder unterschiedliche räumliche Merkmale, das heißt, ob es sich, unabhän-

gig von der Himmelsrichtung, um strukturstarke bzw. prosperierende oder um

strukturschwache bzw. zurückbleibendeRegionen handelt. Aus dieser Perspekti-

vewerdenzwarauchOst-West-Unterschiede erkennbar, jedoch in einer besonde-

ren regionalisierten Gestalt: Beispielsweise fällt die Differenz der Einstellungen

zwischen strukturschwachen und strukturstarken Regionen im Osten Deutsch-

lands größer aus als imWesten.

Wahr ist: Die von der Transformationsforschung spät in den Blick gerückten,

nach Regionstypus ähnlichen bzw. differierenden Einstellungsmuster werden

die Ost-West-Scheidelinie, die oberhalb der Regionen verläuft, nicht vollkom-

men verschwinden lassen. Landesinnere Disparitäten und derenWahrnehmung

durch die Bevölkerung werden Deutschland noch länger begleiten. Weder ist zu

erwarten, dass sich die longue durée der ökonomischen Angleichung sprunghaft

verkürzt (vgl. Holtemöller 2021), noch ist davon auszugehen, dass sämtliche

Einstellungsunterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen, etwa in der Par-

teineigung und im Wahlverhalten, zügig nivelliert werden (Reiser/Reiter 2022).

Dies ist im Übrigen, eingedenk historisch gewachsener Landesidentitäten, auch

aus normativ geleiteter Sicht keineswegs zwingend.

Ein Blick auf die langen Wellen politischer Einstellungen unterstreicht diese

Feststellung. Hier zeigen die Kurvenverläufe beispielsweise bei Parteibindung,
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Institutionenvertrauen und Demokratiezufriedenheit ein seit 1990 über die Zeit

bemerkenswert konstant gebliebenes West-Ost-Gefälle (Jaeck 2019, Holtmann/

Jaeck 2022; Pickel/Pickel 2023).Diese undweitere großformatigeEinstellungsun-

terschiede zwischen Ost- undWestdeutschen werden nicht rasch verschwinden.

Doch auf der Ebene unterer Raumeinheiten, d.h. in ost- und westdeutschen

Kreisregionen, die entweder strukturell ähnliche oder verschiedene regiona-

le Kontexte aufweisen, formen sich, wie Befunde des Deutschland-Monitors

2023 zeigen, tendenziell ähnliche Einstellungsmuster heraus. Dies hat den Ef-

fekt, dass die weit verbreitete Annahme, zwischen Ost und West verlaufe eine

abgeschottete Moralgrenze, der Realität nicht entspricht.

Dies festzustellen heißt, nicht auszublenden, dass sich im Einstellungshori-

zont der Bürgerinnen und Bürger globale, nationale und regionale Ebenen-Ef-

fekte überlagern. Stärker als jemals zuvor gibt es in der Gegenwart Mega-The-

men, welche die Menschen ganz unabhängig von besonderen regionalen Gege-

benheiten umtreiben. Dazu gehört die gegenwärtige »Polykrise«, in denen meh-

rere massive Bedrohungen und Konflikte zur gleichen Zeit auftreten, wie zum

Beispiel Klimawandel, Pandemie, Inflation und die Kriege in der Ukraine und

in Nahost. Dadurch werden politische und gesellschaftliche Einstellungen nach-

weislich tangiert und zumTeil (um)geformt.Als ein formatives Element, das spe-

ziell in Ostdeutschland nach wie vorWirkung entfaltet, ist der dort nach 1990 er-

lebte »doppelte Transformationsschock« zu erwähnen (Brachert 2019; Holtmann

2019: 119 ff.).Diese Erfahrung lässt sich imSpiegel von Aussagen unserer diesjäh-

rigen Fokusgruppen dahingehend beschreiben, dass es in Ostdeutschland eine

höhere Sensibilität für die ökonomischen Brüche und sozialen Verwerfungen in-

folge von Transformationsprozessen gibt, die auf dem–vererbten–Erfahrungs-

wissen beruht, dass sicher geglaubte Qualifikationen, Arbeitsplätze, Karrierewe-

ge und soziale Umfelder entwertet worden bzw. weggebrochen sind (sh. Kap. 6).

Doch zurück zur Untersuchungsperspektive der Regionalität. Unterhalb des

Wahrnehmungshorizonts globaler Krisenherde, das zeigen hier vorgelegte Be-

funde des Deutschland-Monitors 2023, existiert ein Set von Einstellungen, die

eine politisch-kulturelle Trennlinie zwischen prosperierenden und ökonomisch

zurückbleibenden Kreisregionen erkennen lassen.Diese Trennlinie verläuft quer

zur Ost-West-Dichotomie. In beiden Teilen des Landes weisen die Einstellungs-

profile beider Kreistypen jeweils in die gleiche Richtung: Im einen Fall wirkt sich

die nähere Umgebung auf die Bewertung von Politik und eigener Selbstwirksam-

keit tendenziell positiv, im anderen Fall tendenziell negativ aus.

Es sind, das sei nochmal unterstrichen, regionale strukturelle Gegebenhei-

ten, die bewirken, dass Einstellungen, die auf die nähere Umgebung fokussiert

sind, einesteils übereinstimmen und sich anderenteils unterscheiden und dann

auch auf das Selbstbild, das Gesellschaftsbild und das politische Bewusstsein
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abfärben.Dieser Sachverhalt erschließt sich aus derMikroperspektive: Beispiels-

weise zeigt eine neuere Untersuchung zur politischen Partizipation in Ost- und

Westdeutschland, dass politische Einstellungen und Verhaltensweisen je nach

Ortsgröße sowie nach Zugehörigkeit zu strukturstarken oder strukturschwachen

Kreisregionen variieren. Für die Erklärungskraft des Ost-West-Differentials hat

das so nicht erwartete Folgen. Geordnet nach Ortsgrößenklasse und Raum-

typus weisen demnach ost- und westdeutsche Gemeinden Unterschiede wie

Gemeinsamkeiten auf, so zum Beispiel hinsichtlich der Wahlbeteiligung, der

Wahlpräferenzen und der Bevorzugung der plebiszitären oder der repräsenta-

tiven Form der Demokratie (Brachert 2019). Die strukturelle Ausstattung von

Regionen wirkt folglich als eine Kontextgröße, die Einstellungen in spezifischer

Weise ausformt bzw. prägt. Kontextfaktoren haben mithin für die Konzeption

des Deutschland-Monitors zentrale Bedeutung, wie im nächsten Abschnitt der

Einleitung noch ausführlicher begründet wird.

Die Annahme einer allgemein nachwirkenden Ost-West-Entfremdung er-

klärt unseres Erachtens nicht mehr hinreichend, dass politische Einstellungen

und Verhaltensweisen in beiden Teilen des Landes unterschiedlich auftreten.

Stattdessen ist zu vermuten, dass das dichotomische Erklärungsmuster durch

regional spezifische raumstrukturelle Bedingungen gefiltert bzw.gedimmtwird.

Zur Überprüfung der Hypothese werden im Deutschland-Monitor Einstellungs-

und Strukturdatenmiteinander verknüpft. Die Bevölkerungsbefragung ist zwei-

stufig angelegt. Der bundesweit repräsentativen Haupterhebung schließt sich

eine regionalisierte Vertiefungserhebung an. Auf diese Weise wird es möglich,

die regionale Bodenhaftung der politischen Kultur und Sozialkultur genauer zu

vermessen.

Schon die für den Kurzbericht vorgenommene Auswertung der Haupterhe-

bung zumSchwerpunktthema »Stadt und Land« hat ergeben, dass zwischenEin-

stellungen der Bevölkerung und strukturellen Merkmalen ihrer Wohnorte und

HeimatregioneneinZusammenhangbesteht. ImKurzberichtüberprüftnachden

StrukturmerkmalenderOrtsgrößeunddesGrades regionaler »Ländlichkeit«, fal-

len im bundesweiten Vergleich der Regionen die subjektiven Bewertungen von

Lebensqualität, Standortgüte sowie sozialem Zusammenhalt und Herausforde-

rungen vor Ort je nach Regionstyp unterschiedlich und einheitlich aus (Ostbe-

auftragter 2023: 41–67).Der aufBasis derselbenStruktur-Indikatoren vorgenom-

meneOst-West-Vergleich vonEinstellungen zeigt intraregionalwie interregional

Abweichungen undGemeinsamkeiten auf. Schon dieses differenzierte Vorab-Er-

gebnis widerspricht der Vorstellung, beide Teile des Landes befänden sich in ei-

nem Zustand erstarrter politisch-kultureller Gegensätzlichkeit.
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1.3 Zugang zu Politik durch den Seiteneingang:

Politisch-kulturelle Prägung durch kleinräumige Kontexteffekte

Regionalität ist, wie angedeutet, nicht nur ein Ausdruck der schieren Größe un-

terstaatlicher Raumeinheiten. Regionen entfalten vielmehr aufgrund ihrer spe-

zifischen sozialräumlichen Beschaffenheit auch eine kulturell prägende Wirkung.

Gemäß der untersuchungsleitenden Annahme, dass neben globalen Problemen

undnationalenThemenauchdas regionale bzw. lokalenähereUmfelddieEinstel-

lungen dort lebender Menschen beeinflusst, wurden für die Befragung im Rah-

men der regionalen Vertiefungsstudie insgesamt 8 Stadt- und Landkreise in Ost

undWest nach den Kriterien »strukturschwach« und »strukturstark« ausgewählt

(Format und Auswahl sh. Kap. 2.2). Die zusätzliche Einbeziehung solcher kreis-

regionalen Kontextfaktoren in die Untersuchung ist ein Markenzeichen der Ar-

chitektur des Deutschland-Monitors.

Inwieweit es die Strukturmerkmale kleinräumiger Lebenswelten, d.h. deren

siedlungs- und sozialstrukturellen, demografischen und ökonomischen Lagebe-

dingungen und Entwicklungspotentiale sind, welche die Bewertung politischer

und gesellschaftlicher Sachverhalte und Vorgänge seitens der jeweiligen Einwoh-

nerschaft prägen, ist seit längeremeinThemader empirischenWahl-undEinstel-

lungsforschung. Im Rückblick zeichnet sich ein vollzogener Paradigmenwechsel

dieses Forschungszweigs ab.Die ältereGemeindesoziologieund lokalePolitikfor-

schung der 1980er und frühen 1990er Jahre setzte sich gegen frühere romantisie-

rende Vorstellungen von einer lokale Identität stiftenden örtlichen Gemeinschaft

ab und diagnostizierte eine »abnehmende Bedeutung der Lokalität« als »prägen-

dem Lebenskontext« (Böltken 1987: 147 f.; auch Göschel 1987). Stattdessen beob-

achtete sie eine zunehmende »Differenzierung der Lebensbezüge«, »denen kei-

ne Raumeinheit entspricht« (Göschel 1987: 100). Sie sah in Nachbarschaftsbezie-

hungen der näheren Umgebung vornehmlich »nur Chancen für die Realisierung

von Konfliktpotentialen« (Klages 1981: 348) und stellte eine allenfalls symbolische

Ortsbezogenheit fest (Göschel 1987: 103; schon Treinen 1965). Demgegenüber be-

tont die heutige Gemeinde-,Wahl- und Einstellungsforschung, die Ausdifferen-

zierung lokaler Lebenslagen keineswegs anzweifelnd, stärker diemeinungswirk-

samen und bewusstseinsbildenden Effekte raumgebundener Kontexte. Dass die

lokalen Nahwelten mit ihren spezifischen Lebensbedingungen und Sozialbezie-

hungen die politischen und gesellschaftlichen Einstellungen der Menschen we-

sentlich formen,zeigenneuereKommunalstudienhinlänglichauf (vanDeth/Tau-

sendpfund 2013; Heyme et al. 2018; Reiser/Holtmann 2008).

Innerhalb der jüngeren Forschung wird »Kontext« allerdings unterschiedlich

verstanden. Angelehnt an eine Definition von John Books und Charles Prysby

(1991), denen zufolge es sich bei Kontexten um geografisch begrenzte soziale
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Einheiten handelt, die in identifizierbaren Personen konkrete Gestalt annehmen

(Schäfer/Schmitt-Beck 2017: 111),8 verstehen Wahlforscher aus dem Umfeld der

GLES-Forschungsgruppe unter kontextuellen Einflüssen Vorgänge diskursiv

vermittelter Anpassung. Den Transfer von Kontextsignalen übernehmen dem-

zufolge Diskussions-Netzwerke, wo Personen sich daheim oder außer Haus

über Politik austauschen (Ebenda: 113). Weichen dabei die Ansichten Beteiligter

vom herrschenden Meinungsklima ihrer Gesprächsrunden – das ist der hier

gemeinte »kontextuelle« Faktor – ab, baut sich in einer solchen Umgebung ein

Anpassungsdruck auf, der dieWahlabsicht unter Umständen verändert (Ebenda:

127; zur kontextbedingten Verunsicherung von Nichtwählern vgl. auch Sachsen-

Anhalt-Monitor 2015).

Eine Studie, in der die Gründe für die Wahlentscheidung zugunsten der AfD

bei Kreistagswahlen inThüringen untersucht wurde, kommt zu einem ähnlichen

Befund. Demzufolge ist ein »politisch-kulturelles Raumklima« ursächlich für

den Wahlerfolg der AfD (Richter et al. 2019). In schrumpfenden Gemeinden ist

laut den Autoren der Studie ein signifikanter Zusammenhang dieses atmosphä-

rischenEffektsmit einemhöheremAfD-Wahlergebnis nachweisbar. Strukturelle

Kontextfaktoren hätten demgegenüber in städtischen wie ländlichen, in sozio-

ökonomisch besser- wie schlechter gestellten Kreisen eine erwiesenermaßen

geringe Erklärungskraft (Ebenda: 15 f.; neuestens Kerker et al. 2023). Das Fa-

zit stützt die Einschätzung der erwähnten GLES-Studie, das dort gemessene

regional unterschiedliche Verteilungsmuster rückläufiger Wahlbeteiligung sei

eher auf die erwähnten »kontextuellen« Effekte zurückzuführen und weniger

auf »kompositionelle« Faktoren, worunter hier eine Häufung bestimmter sozi-

alstruktureller und demografischer Merkmale in Wahlkreisen verstanden wird

(Schäfer/Schmitt-Beck 2017: 125).

Zu anderen Ergebnissen gelangen Untersuchungen, in denen anhand aus-

gewählter struktureller Indikatoren, konkret der langfristigen Entwicklung von

Einwohner- und Beschäftigtenzahlen, 2 Kreistypen, nämlich »Gewinnerregio-

nen« und »Schockregionen«, unterschieden und mit in diesen Kreisregionen

erhobenen Einstellungsdaten verknüpft werden. Die AfD bezog demzufolge bei

den ostdeutschen Landtagswahlen 2019 einen Gutteil ihrer neuen Stärke aus

einem überdurchschnittlichem Wählerzuspruch in Schockregionen (Brachert et

al. 2020: 29). Eine denmethodischen Ansatz übernehmende Analyse der Auswir-

kungen struktureller Bestimmungsgründe für politische Partizipation in Ost-

und Westdeutschland ergab, dass in Gewinnerregionen die Demokratiezufrie-

denheit und die Zustimmung zur repräsentativen Demokratie höher ausfiel,

8 »… by local context wemean a really defined group of people« (zit. bei Schoen et al. 2017: 111).
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wohingegen in Schockregionen das Institutionenvertrauen Schaden genommen

hatte (Brachert 2019: 288).

Auf Landesebene beschritt der Thüringen-Monitor 2022 (»Politische Kultur

in Stadt und Land«) einen verwandten Pfad, indem er an die aktuelle wissen-

schaftliche Debatte über sogenannte »abgehängte« ländliche bzw. periphere Re-

gionenanschloss (vgl.hierzuu.a.deLange2023;Dijkstra et al. 2020;Hannemann

et al. 2023; Rodríguez-Pose 2018; Reiser et al. 2023). Um herauszufinden, inwie-

weit Einstellungsmuster vonder »Ländlichkeit« desWohnorts abhängen,wurden

bei der Stichprobe 4 Ländlichkeitsklassen berücksichtigt. Insgesamt ergab sich

auf der Basis dieser nach dem Grad von Ländlichkeit unterscheidenden Typisie-

rung, »dass selbst in einem eher kleinen und ländlich geprägten Bundesland wie

Thüringen zum Teil erhebliche Einstellungsunterschiede zwischen »Stadt« und

»Land« bestehen (Reiser et al. 2023: 117). In ländlichen Regionen ist demzufolge

das Gefühl des »Abgehängtseins« vergleichsweise stark verbreitet. Eine resigna-

tive Einschätzung von lokalen Struktur- und Lebensbedingungen färbt auch auf

politische Einstellungen wie z.B. die Unterstützung der Demokratie, negativ ab

(Ebenda).

Wir stellen die Erklärungskraft informaler Kontext-Transponder wie »Raum-

klima« und »discussant networks« nicht infrage. Es erscheint durchaus vor-

stellbar, auch die Prägekraft solcher und anderer informaler Umfeld-Anreize

zum Beispiel in späteren Fokusgruppendiskussionen zu überprüfen. Gleichwohl

geben wir strukturellen Indikatoren für die Untersuchung unterschiedlicher

regionaler Kontexteffekte im Deutschland-Monitor den Vorzug (Indikatoren sh.

Kap. 2). Gestützt auf Arbeiten, die einen solchen strukturellen Erklärungsan-

satz verfolgen (Heyme et al. 2018; Jaeck/Kleine 2019; ferner Giebler/Regel 2017;

Vehrkamp/Wegschaider 2017; Franz et al. 2018), gehenwir von der Annahme aus,

dass strukturelle Kontextfaktoren für die individuelle Raumbeobachtung, die

Befragte in ihrem näheren Lebensumfeld vornehmen und in Einstellungen über

Politik,Wirtschaft und Gesellschaft übersetzen, eine wesentliche Rolle spielen.

Als Grundlage zur Überprüfung dieser Annahme werden im Deutschland-

Monitor im Rahmen der regionalen Vertiefungsstudie die Wahrnehmungen

und Einstellungsmuster der Bevölkerung in strukturstarken und -schwachen

Kreisen genauer erhoben.Dies erlaubt die vergleichende Untersuchung regiona-

ler Bestimmungsgründe von politischen und gesellschaftlichen Einstellungen.

Angelehnt an die wirtschaftsgeografische Raumforschung, an Kriterien der

Strukturförderung und an aktuelle Forschungen zum Zusammenhang von

räumlichen Ungleichheiten und politischen Einstellungen (u.a. Dijkstra et al.

2020), wurde für jeden Kreis (kreisfreie Städte und Landkreise) in Deutschland

auf Basis von Primärdaten der in der INKAR-Datenbank verfügbaren Raum-

statistik nach 3 strukturellen Hauptdimensionen – Teilhabe und Infrastruktur,
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Entwicklung des Humankapitals und wirtschaftlicher Outcome – ein Gesamtin-

dex errechnet, der die Prosperität des jeweiligenKreises anzeigt. Auf dieser Basis

wurden insgesamt 8 Kreise ausgewählt: jeweils 2 Kreise mit geringer Prosperi-

tät in West- und Ostdeutschland sowie jeweils 2 Kreise mit hoher Prosperität in

West- undOstdeutschland (sh.Kap. 2).Dies erlaubtmöglicheWechselwirkungen

zwischen unterschiedlicher Prosperität einerseits und dem jeweiligen Landesteil

(Ost/West) andererseits herausarbeiten zu können. Zudem können dank dieses

Vorgehens relativ feingezeichnete Strukturreliefs von Kreisen mit Tableaus von

Einstellungen,die auf gleicher kreisregionaler Ebene angesiedelt sind, analytisch

zusammengeführt werden. Zusätzlich erweist sich dafür auch ein weiteres von

uns verwendetes Instrument, der Sozialitätsindex (sh. Kap. 3.7), als aussagekräf-

tig. Dieser regionalisierte Untersuchungsansatz ergänzt die für Deutschland

repräsentative Bevölkerungsbefragung und hat sich bei der Bearbeitung des

diesjährigen Schwerpunkts zumThema »Stadt und Land« bewährt.

1.4 Unterscheiden sich »Stadt« und »Land« bei gesellschaftlichen

Einstellungen und politischen Sichtweisen? Zum

Schwerpunktthema 2023

»Stadt« und »Land« sind seit jeher politisch konnotiert. Im spätmittelalterlichen

Weckruf »Stadtluftmacht frei!« klangdie emanzipatorischeGründungsbotschaft

der modernen europäischen Stadt früh an. Demgegenüber wurden ländliche Le-

bensformenund ihr sozialerTräger,die ländlicheBevölkerung,bis indas 20. Jahr-

hundert hinein in literarischen Zeugnissen wahlweise zur bodenständigen Idyl-

le verklärt oder als parochial, das heißt über Kirchturmspitzen nicht hinausbli-

ckend, belächelt.

Die Vorstellung eines gleichsam natürlichen Gegensatzes von Stadt und Land

ist längst überholt. Beschleunigt durch die Schubkraft der Bevölkerungsbewe-

gungen während der frühen Nachkriegsjahre sowie später freigesetzte Pendler-

ströme9 und Suburbanisierungsprozesse, sind urbane und ländliche Daseinsbe-

dingungen, was die Lebensgestaltung, die Trennung von Arbeits- und Wohnort

oder öffentliche Funktionen der Räume angeht, in der Gegenwart eng verfloch-

ten (BMEL 2016: 4). Heute unterliegen urbane Lebenslagen und das Leben auf

dem Land nicht nur in sogenannten Speckgürteln großer Verdichtungsräume,

sondernmit Ausläufern bis in entlegeneGebiete hinein gemeinsam einemStruk-

turwandel, der unterschiedlichen Geschwindigkeiten folgt und je nach Raumty-

9 www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/startseite/topmeldungen/pendeln-2022.html (13.10.2023)
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pus auch wechselnde Krisensymptome austreibt. Städter klagen etwa überWoh-

nungsnot, die ländliche Bevölkerung vermisst unter anderem erreichbare Fach-

arztpraxen und einen dicht getakteten öffentlichen Nahverkehr.

Wie wir im Kurzbericht zum diesjährigen Themenschwerpunkt unter Ver-

weis auf den Forschungsstand bereits ausgeführt haben (Ostbeauftragter 2023:

41–67), folgt das räumlicheNebeneinander ökonomischer und sozialer Ungleich-

heiten nicht simplen Verteilungsmustern nach Stadt und Land sowie nach Ost

und West. Vorteilhafte wie nachteilige Standortbedingungen weisen sowohl

Räume auf, die strukturell als städtisch ausgewiesen sind, als auch ländliche

Regionen (BBSR 2023, BMEL 2020, Küpper 2016). Allerdings ist, wie der Thü-

ringen-Monitor 2022 am Beispiel dieses Bundeslandes aufzeigt, in ländlichen

bzw. peripheren und wenig oder gar nicht prosperierenden Regionen das Ge-

fühl, »abgehängt zu sein«, vergleichsweise stark verbreitet (Reiser et al. 2023).

Eine so wahrgenommene Benachteiligung wirkt sich offenbar nachteilig auf

die Unterstützung der Demokratie aus, beeinträchtigt aber nicht zwangsläufig

auch das Vertrauen in die Tragfähigkeit sozialer Kontakte. Denn in ländlichen

Regionen Thüringens empfinden befragte Bewohnerinnen und Bewohner einen

starken sozialen Zusammenhalt (Ebenda: 4, 7–9). Aspekte der Gefühlslage des

»Abgehängtseins« werden in Kapitel 3.6 dieses Monitor-Hauptberichts ebenfalls

aufgegriffen (sh. Kap. 3.7).

In Kenntnis des Forschungsstandes haben wir die zentrale Frage, wie der un-

terschiedliche Stand der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in städtischen

und ländlichen Räumen seitens der dort lebenden Menschen bewertet wird, wie

folgt operationalisiert: Wie wird anhand von gegensätzlichen Wahlmöglichkei-

ten – zum Beispiel »wohlhabend« versus »arm« – das Lebensumfeld am eigenen

Wohnort eingeschätzt? Welche Noten werden für die dort vorhandene oder feh-

lende Infrastruktur vergeben?Wie werden Lebensqualität, Standortgüte und so-

zialer Zusammenhalt vorOrt beurteilt und besteht ein Zusammenhang zwischen

den vorpolitischen Bewertungen der Verhältnisse am Wohnort und politischen

Einstellungen?

Erste Antworten auf diese Fragen lieferte als detaillierte Auswertung auf der

Datengrundlage der Haupterhebung der Kurzbericht (Ostbeauftragter 2023).

Um die Erklärungskraft der Annahme zu prüfen, dass die wahrgenommenen

Lebensbedingungen amWohnort und in der näheren Umgebung die Einstellun-

gen der Menschen mitprägen, haben wir u.a. eine Ländlichkeits-Typologie, die

in raumstrukturelle Varianten untergliedert ist,10 sowie das in der Einwohner-

statistik gebräuchliche Ortsgrößen-Schema, das nach Einwohnerzahl insgesamt

10 In das Konstrukt »Ländlichkeit« gehen neben raumstrukturellen Merkmalen auch sozialökonomische

Indikatoren ein. Hierzu detailliert der Kurzbericht in: Ostbeauftragter 2023: 45 (FN 38).
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7 Ortsgrößenklassen unterscheidet, verwendet. Im Vorgriff auf die vertiefenden

Analysen und Ausführungen sei an dieser Stelle auf 2 in den Schlussbetrach-

tungen des Kurzberichts hervorgehobene Ergebnisse verwiesen: Ost-West-

Unterschiede treten zwar auf, aber »der Osten« steht nicht bei jeder abgefragten

Dimension schlechter da. Außerdem entkräften die Daten das landläufige Vor-

urteil, per se seien Städte gut ausgestattet und ländliche Räume unterversorgt

(siehe Ostbeauftragter 2023: 62 f.).

1.5 Datenreihen im zeitlichen Längsschnitt – Ausblick in die Zukunft

Wie lange reicht die Aussagekraft aktuell erhobener Einstellungsdaten über den

Tag hinaus? – Diese Frage beschäftigt Wissenschaft und Politik gleichermaßen.

Auch für den Deutschland-Monitor gilt: Wer Genaueres über »Haltbarkeitsdau-

er« und Wandelbarkeit von Stimmungen und Einstellungen wissen will, die zu

einem bestimmten Zeitpunkt abgefragt werden, benötigt dafür inhaltlich gleich-

bedeutende Vergleichswerte aus vorhergehenden Umfragen. Auf längere Sicht

wird daher die intertemporale Analyse, die den Erhebungszeitraum umschließt,

der sich mit jeder wiederholten Umfrage sukzessiv verlängert, die interregionale

Analyse, die jahresaktuelle Befunde liefert, ergänzen und den Erkenntnisgewinn

des Deutschland-Monitors erweitern.

Im Jahr 2023 erstmals in erneuertem Format ins Feld gebracht, kann der

Deutschland-Monitor eine Historisierung seiner Daten aus sich selbst heraus

naturgemäß noch nicht leisten. Erst im Laufe der Testphase und der Jahre

danach lässt sich aus jährlich erhobenen Daten eine Zeitreihe aufbauen, die

aussagekräftige Längsschnitt-Betrachtungen ermöglicht.

1.6 Basiskanon undThemenschwerpunkt – Fragenkomplexe der

Bevölkerungsumfrage 2023

Der Fragebogen der Bevölkerungsumfrage ist zweiteilig angelegt. Ein konstanter

Basiskanon umfasst 2023 und in den nächsten Jahren folgendeVariablen-Komple-

xe:

– Sozialräumlicher Kontext (Territoriale Verbundenheit – Bewertung der allge-

meinen, örtlichen und persönlichen wirtschaftlichen Lage und Entwicklung)

– Das Selbst im politischen System (Responsivität der Politik – Institutionenver-

trauen – Demokratievorstellung – Politische Selbstverortung – Ideologische

Polarisierung – Staatshilfe oder Eigenverantwortung)
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– Subjektive Bewertung der Deutschen Einheit (Vorteile und Nachteile, Gewinner

oder Verlierer der Einheit)

– SozialeDeprivation (Selbstwirksamkeit, Empfundene Verteilungsgerechtigkeit

und Einordnung »auf der Verliererseite des Lebens«)

– SoziodemografischeMerkmale der Befragten

Hinzu kommt ein variierender Fragenkomplex für das jährlich wechselnde

Schwerpunktthema. Für den diesjährigen Themenschwerpunkt »Stadt und Land«

wurden folgende Einschätzungskomplexe abgefragt:

– Persönliche Charakterisierung des Wohnorts anhand gegensätzlicher Be-

griffspaare

– Subjektive Bewertung der lokalen Infrastruktur

– Herausforderungen und Stärken amWohnort

– Lebensqualität, Standortgüte und sozialer Zusammenhalt (3 Dimensionen

des Sozialitätsindex)

Die Datensätze von Haupterhebung und Vertiefungserhebung werden über GE-

SIS für weitere wissenschaftliche Auswertungen zur Verfügung gestellt.



2. Methodisches Vorgehen

Die Erhebung des Deutschland-Monitors 2023 unterteilt sich in insgesamt 3

Erhebungen: Zum einen wurden 2 standardisierte Teilerhebungen separat von-

einander mit dem gleichen Umfrageprogramm durchgeführt. Diese beiden

Teilerhebungen sind die sogenannte Haupterhebung, eine deutschlandweite Re-

präsentativbefragung der deutschsprachigen Wohn-Bevölkerung ab 16 Jahren,

sowie die regionale Vertiefungserhebung der gleichen Grundgesamtheit auf regio-

naler Ebene. Letztere bietet die Grundlage für das im Laufe des Deutschland-

Monitors entstehende rollierende regionale Panel. Dieses wird, ebenso wie die

initiale regionale Vertiefungserhebung, nach der Beschreibung des methodi-

schen Vorgehens in Kapitel 2.2 näher erläutert. Zum anderen wurden diese

quantitativen Erhebungen durch Fokusgruppendiskussionen in ausgewählten

Kreisen der regionalen Vertiefungserhebung qualitativ vertieft und erlauben

somit eine Kontextualisierung (Kap. 2.3).

2.1 Haupterhebung

Der Deutschland-Monitor 2023 wurde mittels computergestützter Telefoninter-

views (CATI) durch das Feldinstitut Forsa im Zeitraum vom 26.05.2023 bis zum

27.06.2023 durchgeführt.

2.1.1 Stichprobenziehung und Feldverlauf

Aufgrundder sinkendenErreichbarkeit vonPersonenüber das Festnetz sowie der

weitenVerbreitung sogenannterMobile-Only-Haushalte, die ausschließlich über

dasMobilfunknetz erreichbar sind, wurde die Haupterhebung des Deutschland-

Monitors 2023 als Dual-Frame-Erhebung bestehend aus einer Festnetz- und ei-

nerMobilfunkstichprobe konzipiert. Der Arbeitskreis DeutscherMarkt- und So-
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zialforschungsinstitute (ADM) empfiehlt seit seinemForschungsbericht aus 2012

der Arbeitsgruppe »Dual-Frame-Ansätze« ein Mischverhältnis von Festnetz- zu

Mobilfunkstichprobe von 70/30 (der Nettofallzahl) auf der Grundlage des kosten-

effizienten Schätzers (ADM2012).Auchwennneuere Literaturwie beispielsweise

Sand (2018) oder Strippel und Emmer (2021) aufgrund der Änderungen des Tele-

kommunikationsverhaltens seit der Veröffentlichung dieses Berichtes einen hö-

heren Mobilfunkanteil nahelegen, wurde bei der Empfehlung des ADM verblie-

ben, da ein höherer Mobilfunkanteil auch einen Einfluss auf die Feldzeit gehabt

hätte. Für spätere ErhebungendesDeutschland-Monitorswird jedoch eineErhö-

hung des Mobilfunkanteils in Erwägung gezogen.

Insgesamt wurden für die Haupterhebung 4.003 Interviews über Festnetz

und Mobilfunk geführt. Zum Erreichen dieser Interviewzahl wurde aus dem

ADM-Mastersample eine Festnetzstichprobe von mF = 109.961 Rufnummern ge-

zogen.Aus der Auswahlgrundlage fürMobilfunkstichprobenwurdenmC = 20.763

Rufnummern zufällig ausgewählt. Das ADM-Mastersample, das eine modifi-

zierte Grundlage nach Gabler und Häder (Gabler/Häder 1997) darstellt, umfasste

zum Zeitpunkt der Erhebung 147,66 Millionen Rufnummern. Die 346,52 Mil-

lionen Rufnummern umfassende Auswahlgrundlage für Mobilfunkstichproben

basiert auf einen angepassten RandomDigit Dialing (RDD)-Ansatz auf Grundlage

der durch die Bundesnetzagentur vergebenenBlöcke fürMobilfunkrufnummern

(Heckel et al. 2014). Die Auswahl im Rahmen der Festnetzstichprobe ist 2-stufig

und beginnt mit der Ziehung einer Festnetznummer, gefolgt von einer Auswahl

der zu befragenden Person innerhalb des Haushaltes. Zur Personenauswahl

wurde das sogenannte Last-Birthday-Verfahren angewendet, bei dem die Kon-

taktperson, die beim ersten Kontakt durch eine Rufnummer erreicht wird, nach

derjenigen erhebungsrelevanten Person im Haushalt gefragt wird, die zuletzt

Geburtstag hatte. Da einMobiltelefon im Gegensatz zu einem Festnetzanschluss

als personenbezogener Gegenstand bewertet wird, war ein solcher Schritt bei

der Mobilfunkstichprobe nicht notwendig.

Innerhalb der Feldzeit von 4 Wochen führte das Umfrageinstitut Forsa zwi-

schen 92 und 268 Interviews pro Tag durch insgesamt ca. 150 Interviewerinnen

und Interviewer durch. Die Nettobefragungszeit lag dabei bei ca. 28 Minuten.

Rufnummern wurden zwischen ein und 13-mal kontaktiert, durchschnittlich je-

doch 1,7-mal. 75 Prozent aller Rufnummern wurden nicht häufiger als zweimal

kontaktiert.

Die aggregierten Ergebnisse der Feldzeit lassen sich anhand der Tabelle (Tab.

1) getrennt nach der Festnetz- und der Mobilfunkstichprobe nachvollziehen. Be-

ginnend ab der initialen Bruttostichprobe werden alle stichprobenrelevanten Er-

gebnisse sowie deren absolute und relative Häufigkeit dargestellt. Die als »stich-

probenneutraleAusfälle« angeführtenErgebnissebeinhaltenKontakte außerhalb
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der Zielpopulation (z.B. durch Rufnummern vonUnternehmen) oder sind nicht-

existierende Rufnummern.Gerade letztere sind aufgrund der Auswahlgrundlage

bei Telefonstichproben (nach Gabler-Häder-Verfahren) häufig sehr hoch (für nä-

here Informationen siehe etwa: Gabler/Häder 2009; Sand 2015). Da diese in der

Regel nichts mit dem Untersuchungsgegenstand zu tun haben, werden sie aus

der Bruttostichprobe herausgerechnet, umdie bereinigte Bruttostichprobengrö-

ße zu ermitteln (Porst 1996). Daher werden in der Tabelle 1 auch 2 Anteile dar-

gestellt, wobei sich der Wert in der Klammer auf den Anteil an der bereinigten

Bruttostichprobe bezieht.

Anhand dieser Angaben lassen sich sowohl die Bruttoausschöpfungsrate als

auch die Response Raten nach AAPOR-Vorgabe berechnen. Die Bruttoausschöp-

fung ergibt sich als Quotient der Anzahl der abgeschlossenen Interviews zur tat-

sächlichen Bruttostichprobe. Im Fall der Hauptstudie lag diese bei 2,5 im Fest-

netz und 6 im Fall der Mobilfunkstichprobe. Die AAPOR Response Rate 1 berech-

net sich auf ähnlicheWeise,wobei anstelle derBruttostichprobengrößedasberei-

nigte Brutto verwendet wird. Bei der AAPOR Response Rate 5 wird das bereinig-

te Brutto um die Kontaktergebnisse unbekannter Rückmeldung bereinigt. Diese

beinhalten alldiejenigen Ergebnisse, bei denen nicht nachvollziehbar ist, ob sich

hinter der gewählten Rufnummer potenziell eine Person der Grundgesamtheit

befindet oder nicht. Beide Response Raten bilden damit die Bandbreite dermög-

lichen Ausschöpfung der Stichprobe (AAPOR 2023). Die Ergebnisse der Respon-

se Raten, die für RR1 12,4 bzw. 13,1 betragen, scheinen zwar niedrig, sind jedoch

für Telefonbefragungenmittlerweile zu erwarten (Strippel/ Emmer 2021; Häder/

Sand 2019).
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Tab. 1: Kontaktergebnisse der Haupterhebung

2.1.2 Gewichtung

Bei der Gewichtung gilt es grundsätzlich zwischen der Design- und Anpassungs-

gewichtung zu unterscheiden. Erstere ist immer dann notwendig, wenn Erhe-

bungseinheiten (z.B. Personen oder Haushalte) mit unterschiedlichen Auswahl-

wahrscheinlichkeiten gezogen werden (Sand/ Kunz 2020).

DieAuswahl derRufnummern folgt sowohl imFestnetz als auch für dieMobil-

funkstichprobe einer uneingeschränkten Zufallsauswahl. Allerdings gibt esmeh-

rere Faktoren, die dennoch eine Designgewichtung erforderlich machen.
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– Durch die Dual-Frame-Erhebung (ohne vorheriges Screening) haben Perso-

nen, die sowohl über einen Festnetz- als auch einen Mobilfunkanschluss ver-

fügen, eine höhereWahrscheinlichkeit, in die Stichprobe zu gelangen.

– Personen, die über mehr als einen Festnetz- und/oder Mobilfunkanschluss

verfügen,haben eine höhere Auswahlwahrscheinlichkeit als Personenmit nur

einem Anschluss.

– Durch die zweistufige Auswahl bei der Festnetzstichprobe haben Personen in

Haushaltenmit weiteren erhebungsrelevanten Personen eine niedrigere Aus-

wahlwahrscheinlichkeit.

Aufgrund der Dual-Frame-Erhebung wird in der Regel der sog. Karlton-Ander-

son-Ansatz empfohlen, dessenGesamtauswahlwahrscheinlichkeit (πi) einer Per-

son i sich bei 2 unabhängigen Stichproben aus 2 Auswahlgrundlagen durch

πi = πAi + πi
B − πAi ∗ πiB

berechnen lässt (Lohr 2011).

Nach Gabler undHäder (2009) ist der Term πAi ∗ πiB im Fall vonDual-Frame-

Telefonbefragungen sehr klein, weswegen sich bei dieser Art der Umfragen die

Auswahlwahrscheinlichkeit einer Person i mit

πi ≈ m
F/MF∗kiF/zi∗kiC

angeben lässt. MF und MC sind dabei die entsprechenden Auswahlrahmengrö-

ßen für Festnetz (F) undMobilfunk (C).mF undmC bezeichnen die unbereinigten

Bruttostichprobengrößen, während ki
F
und ki

C
die Anzahl der Anschlüsse (Ruf-

nummern) einer Person für Festnetz und Mobilfunk sind. Mit zi wird die Anzahl

der erhebungsrelevanten Personen imHaushalt berücksichtigt.

Dieser Ansatz wurde auch für die Berechnung der Auswahlwahrscheinlich-

keiten imDeutschland-Monitor verwendet.Hierbei wurde jedoch die Anzahl der

Rufnummern auf denMaximalwert von 4 begrenzt, um starke Ausreißer und un-

plausible Angaben zu reduzieren. Im Anschluss wurde das Designgewicht di als

Inverse der Auswahlwahrscheinlichkeit berechnet:

di = 1/πi

Die Anpassungsgewichtung bzw. Kalibrierung dient hingegen dazu, Verzerrun-

gen aufgrund von Antwortverweigerungen zu reduzieren. Die Annahme, die da-

bei zugrunde liegt, ist, dass die Ausfälle Missing at Random (MAR) sind. Dies be-

deutet, dass die Ausfälle zwarmit verschiedenenHilfsvariablen, jedoch nichtmit

dem Untersuchungsgegenstand selbst zusammenhängen. Diese Annahme wird
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in der Regel von den wenigsten Erhebungen tatsächlich erfüllt, jedoch kann das

Anpassen der Gewichte anhand von bestimmten (soziodemografischen) Hilfsva-

riablen zumindest dazu beitragen, eine Verzerrung zu reduzieren (Sand/ Kunz

2020).

Als Hilfsvariablen wurden im Fall des Deutschland-Monitors die Verteilung

der über 16-Jährigen nach Bundesland, Geschlecht, Alter, höchstem schulischen

Abschluss und Ost-/ Westdeutschland11 verwendet.

Zur Anpassungsgewichtung können unterschiedliche Vorgehensweisen her-

angezogenwerden.Allengleich ist jedoch,dassdafürAngabenausGrundgesamt-

heit und Stichprobe benötigt werden. Im Fall des Deutschland-Monitors wur-

de der Mikrozensus 2022 als externe Quelle zur Verteilung der Grundgesamtheit

herangezogen.

Als Verfahren selbst wurde ein sogenanntes Raking-Verfahren nach Deming

undStephan (1941) verwendet, bei dem iterativ die Randverteilungen bis zurKon-

vergenz der Soll- (Grundgesamtheit) und Ist- (designgewichtete Stichprobe) Ver-

teilung angepasstwerden.DasfinaleGesamtgewichtwurde dann als Produkt aus

Design- und Anpassungsgewicht berechnet. Zur Varianzreduktion des Schätzers

wurde zuletzt dieses Gewicht noch auf das 98 Prozent-Perzentil der Verteilung

getrimmt.12

2.2 Regionale Vertiefung

Die regionale Vertiefungserhebung dient der Betrachtung der Entwicklung der

(Kern-) Themen des Deutschland-Monitors auf regionaler Ebene. Von besonde-

rem Interesse ist dabei auch die Entwicklung von strukturstarken und -schwa-

chen Regionen. Aus diesem Grund wurde mit der Neuauflage des Deutschland-

Monitors ab 2023 die regionale Vertiefung angepasst, um solche Entwicklungen

und Unterschiede besser beurteilen zu können. Dazu wurde beginnend ein In-

dikator entwickelt, der dazu beiträgt, strukturstarke und -schwache Regionen

auf Kreisebene zu identifizieren. Gerade um die Entwicklung der Einstellungen

in den nach strukturellen Kriterien ausgesuchten Regionen besser beurteilen zu

können, wurde das rollierende Kreispanel als Ansatz zur regionalen Vertiefung

eingeführt. Beide Neuerungen werden in den folgenden beiden Absätzen genau-

er erläutert,bevor abschließenddieRealisierungder regionalenErhebung fürdas

Jahr 2023 dargestellt wird.

11 Dabei gilt Ostdeutschland = ostdeutsche Bundesländer und das frühere Ostberlin; Westdeutschland =

westdeutsche Bundesländer und das frühereWestberlin.

12 Zur Begründung und Abwägung zum Trimmen der Gewichte siehe z.B. Sand und Kunz (2020).
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2.2.1 Indikatoren lokaler Prosperität, Teilhabe und Infrastruktur (ILTIS)

Um die mehrdimensionalen Einflüsse auf die Prosperität einer Region im Rah-

men des Deutschland-Monitors besser beurteilen zu können, wurden im Vor-

feld der Erhebung die Indikatoren lokaler Prosperität, Teilhabe und Infrastruktur (IL-

TIS) entwickelt. Aus diesen Indikatoren, die 6 Subdimensionen der Prosperität

messen, lassen sich einmal 3 Hauptdimensionen der Prosperität erstellen, die

dann wiederum in einem Gesamtindex zusammengefasst werden können. Ein

wichtiger Fokus der späteren Beurteilung im Kontext des Deutschland-Monitors

war die Abkehr von einem vermeintlich einfachen Vergleich von ost- und west-

deutschen Bundesländern hin zu einem Vergleich der Regionen in Relation zu

deren (geografischen) Umfeld. Daher werden die ILTIS–Indikatoren separat für

alte und neue Bundesländer berechnet.13 Die Aufteilung nach Einzelindikatoren

sowie Hauptdimensionen sind in der nachstehenden Abbildung nachvollziehbar

(Abb. 1).

Aus dieserDarstellungwird ersichtlich, dass die Beurteilung einer Region ho-

her, mittlerer oder niedriger Prosperität anhand der Dimensionen Teilhabe und

Infrastruktur, Entwicklung des Humankapitals und wirtschaftliche Outcome-Indikatoren

vorgenommen wird.

Die dazugehörigen Subdimensionen berechnen sich anhand unterschiedli-

cher Variablen auf Kreisebene. Diese entstammen den Statistiken des Bundes-

instituts für Bau- und Stadt- und Raumplanung (BBSR), die auf der INKAR-Da-

tenbank abzurufen sind.Getrennt nachHaupt- undSubdimensionenwurdendie

folgenden Variablen ausgewählt:

Teilhabe und Infrastruktur

↓

Arbeitsmarkt:

– Beschäftigtenquote: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Wohnort

je 100 Einwohnerinnen und Einwohner im erwerbsfähigen Alter

– SGB II-Quote: Anteil Leistungsbeziehende nach SGB II und nach SGB XII je

1.000 Einwohnerinnen und Einwohner

Versorgung:

– Ärztinnen und Ärzte: je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner

13 Die 3 Stadtstaaten Berlin,Hamburg und Bremen sind in der deutschlandweiten repräsentativen Befra-

gungenthalten; inder regionalenVertiefungsstudie indenLandkreisenundkreisfreienStädtenwurden

sie aufgrund ihrer besonderen Struktur hingegen in der Auswahl berücksichtigt.
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Abb. 1: Dimensionen und Variablen von ILTIS

– Grundversorgung Supermarkt: Einwohnergewichtete Luftliniendistanz zum

nächsten Supermarkt/Discounter

– Breitbandversorgung: Anteil der Haushaltemit Breitbandversorgungmit 100

Mbit/s in Prozent

– Kommunale Schulden: in Euro je Einwohnerin bzw. Einwohner

EntwicklungHumankapital

↓

Quantitative Dimension:

– Median des Gesamtwanderungssaldos der letzten 10 Jahre: Gesamtwande-

rungssaldo je 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner



Methodisches Vorgehen 37

– Median des Berufseinsteigersaldos der letzten 10 Jahre: Binnenwanderungs-

saldo der Einwohnerinnen und Einwohner von 25 bis unter 30 Jahren je 1.000

Einwohnerinnen und Einwohner der Altersgruppe

Qualitative Dimension:

– Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Abschluss: Anteil der Schulab-

gängerinnen und Schulabgänger ohne

– Hauptschulabschluss an den Schulabgängerinnen und Schulabgängern in

Prozent

Wirtschaftliches Outcome

↓

Regionale Aggregate:

– Bruttoinlandsprodukt: in 1.000 Euro je Einwohnerin bzw. Einwohner

– Bruttowertschöpfung tertiärer Sektor: Anteil Bruttowertschöpfung im tertiä-

ren Sektor an der Bruttowertschöpfung in Prozent

Mikroebene:

– Haushaltseinkommen: Durchschnittliches Haushaltseinkommen in Euro je

Einwohnerin bzw. Einwohner

– Medianeinkommen: Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig

Vollzeitbeschäftigten in Euro

Diese Darstellung zeigt, dass die einzelnen Variablen, die zu Subindizes zusam-

mengefasst werden, stark unterschiedliche Wertebereiche haben. Das einfache

Zusammenfassen anhand der Summe der Ausprägungen würde daher zu einer

deutlichhöherenBedeutungderjenigenVariablen im (Sub-)Index führen,die den

größtenWertebereich haben. Im Rahmen von ILTIS werden die einzelnen Varia-

blenderSubindizes jedochals gleich-bedeutungsstarkbewertet.Deshalbwurden

die einzelnen Variablen durch dasMin-Max-Verfahren auf denWertebereich von

jeweils 0 bis 1 normiert.Die normiertenVariablen (x′ ) berechnen sich dabei nach:

x′ =
x−min(x)

max (x)−min(x)

Das Min-Max-Verfahren ermöglicht, dass alle Variablen im gleichen Wertebe-

reich sind, während der relative Abstand zweier Ausprägungen vor und nach der

Normierung gleich bleibt.

ZusätzlichwurdedieRichtungderVariablenSGBII-Quote,Grundversorgung

Supermarkt, kommunale Schulden und Schulabgängerinnen und Schulabgänger
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ohneAbschluss gedreht, sodass hoheWerte einen schlechterenWertmit sich füh-

ren.

Da die einzelnen Subindikatoren unterschiedlich viele Variablen beinhalten,

würde das einfache Aufsummieren der Subindizes zu Indikatoren der Hauptdi-

mension zu einer indirekten Bedeutungsgewichtung der Subdimensionen füh-

ren, die sich aus einer Vielzahl von Variablen berechnen. Die Subindizes wurden

deshalb nochmals auf denWertebereich zwischen 0und 1 nach demgleichenVer-

fahren normiert. Im Anschluss wurden die Indizes der Hauptdimensionen als

Summe der Subindizes berechnet.

Der Gesamtindex berechnet sich dann als Summe der Werte der 3 Hauptdi-

mensionen und hat einen (theoretischen) Wertebereich zwischen 0 und 6. Zur

Einordnung von Kreisen hoher, mittlerer und niedrigerer Prosperität wurde

die Verteilung dieses Gesamtindex getrennt nach Ost- und Westdeutschland

betrachtet. Die Zuordnung zu Kreisen hoher und niedriger Prosperität erfolg-

te anhand der Perzentilgrenzen. Kreise, deren Wert des Gesamtindex’ zu den

niedrigeren 20 Prozent der Verteilung gehören (getrennt nach Ost und West),

wurden den Kreise mit niedriger Prosperität zugeordnet. Kreise, die einen Ge-

samtindex oberhalb der 80 Prozent der Verteilung hatten, werden als Kreise

mit hoher Prosperität bezeichnet. Die mittleren 60 Prozent sind entsprechend

Kreisemittlerer Prosperität.Die Berechnungwurde unter Ausschluss von Berlin,

Hamburg undBremen gemacht, da diese aufgrund ihrer Stellung als Bundesland

und Gemeinde das Bild verzerren würden.

Die Verteilung der Prosperität nach Kreisen gemessen nach ILTIS wird in der

folgenden Übersichtskarte für Deutschland dargestellt (Abb. 2).

2.2.2 Aufbau des rollierenden Kreispanels

Die ILTIS-Indikatoren dienen im Rahmen der Hauptstudie dazu, ein besseres

Verständnis über den Zusammenhang zwischen der Region, aus der eine Person

stammt, und dem Antwortverhalten, den Einstellungen und Meinungen dieser

Person zu bekommen.Von besonderem Interesse ist jedoch auch,wie und ob sich

das Antwortverhalten, (politische) Einstellungen oder beispielsweise die Verbun-

denheit mit einer Region in Abhängigkeit der Prosperität dieser entwickelt. Ein

Fokuswird dabei auf die Unterschiede zwischen stark prosperierendenRegionen

und denjenigenmit geringer Prosperität gelegt.

Darüber hinaus ist auch das Zusammenspiel zwischen der Entwicklung einer

Regionundder EinstellungenundMeinungender Befragten von erheblichem In-

teresse.UmgenaudiesePunktebesserbeobachtenundmessenzukönnen,wurde
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Abb. 2: Kreise nach Prosperität
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mit der Neuauflage des Deutschland-Monitors das rollierende Kreispanel einge-

führt.

Die Idee des rollierenden Kreispanels ist zunächst die Verfolgung mehrerer

Kreiseüber einen längerenZeitraum.Gleichzeitig soll gewährleistetwerden,dass

Fehlschlüsse über den Einfluss der Prosperität auf Einstellungen undMeinungen

von Befragten aufgrund von Eigenheiten bestimmter Regionenmöglichst gering

gehaltenwerden.Daherwird einVorgehen verfolgt,wie es in folgenderÜbersicht

dargestellt ist (Abb. 3).

Abb. 3: Rollierendes Kreispanel

Das rollierendeKreispanel folgt jedemausgewähltenKreis über denZeitraum

von 3 Jahren. Mit jedem Jahr der Erhebung des Deutschland-Monitors werden

neueKreise für den gleichen Zeitraumaus derMenge der zumZeitpunkt der Zie-

hungnoch nicht imKreispanel vorhandenenKreise ausgewählt.Dieses Vorgehen

wird für jedes Jahr des Deutschland-Monitors fortgesetzt. Somit kommen stän-

dig neue Kreise in die regionale Betrachtung, während Kreise, die über 3 Jahre

befragt wurden, wieder in die Auswahlgrundlage für zukünftige Ziehungen zu-

rückwandern. Wichtig ist bei diesem Vorgehen, dass nicht die Befragten selbst,

sondern lediglich die Kreise für dieDauer von 3 Jahren durchgehend befragt wer-
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den. Von Jahr zu Jahr wird also innerhalb der ausgewählten Kreise jeweils eine

neue Stichprobe gezogen.

Da der Vergleich der Unterschiede von Kreisen mit hoher und geringer Pro-

sperität von Bedeutung ist, wird für das rollierende Kreispanel eine geschichtete

ZufallsauswahlderKreisegezogen.4Schichtensinddabei relevant.DieTrennung

erfolgt nach hoher und geringer Prosperität sowie nach Ost- und Westdeutsch-

land. Dadurch sind (ab 2024) in jedem Jahr je 3 Kreise mit hoher und niedriger

Prosperität jeweils in Ost- undWestdeutschland in der Regionalen Vertiefung.

Die Auswahl der Kreise erfolgt mit einer Wahrscheinlichkeit proportional

zur Höhe des ILTIS-Gesamtindex innerhalb der jeweiligen Schicht. Die Ziehung

der Kreise erfolgt unter der Verwendung des Cox-Algorithmus’ für kontrolliertes

Runden (Cox 1987).

Der Deutschland-Monitor 2023 weicht von dem Vorgehen des rollierenden

Kreispanels leicht ab.Während jedes künftige Erhebungsjahr 4 Kreise neu gezo-

genwerden,wurdendiesmal,umVergleiche besser zu ermöglichen,8Kreise aus-

gewählt. Innerhalb jedes Kreises wurde mit einer Stichprobengröße von 500 Be-

fragten geplant, sodass für die regionale Vertiefungserhebung über alle 4 Schich-

ten hinweg 4.000 Befragte zur Verfügung stehen.

2.2.3 Stichprobenziehung der regionalen Vertiefungserhebung

Auch für die Vertiefungserhebung wurde als Befragungsmodus eine CATI-Be-

fragung gewählt. Das Problem bei regionalen CATI-Befragungen besteht jedoch

darin,dassMobilfunkstichprobennahezunichtmöglich sind,da sichMobilfunk-

nummern im Gegensatz zu Festnetzanschlüssen anhand ihrer Systematik nicht

einer geografischenRegion zuordnen lassen (Sand 2015).Daher basiert die regio-

nale Vertiefung auf einer reinen Festnetzstichprobe.

Die Stichprobe selbst erfolgte ebenfalls auf Basis des ADM-Mastersamples

im Zeitraum 03.07.2023 bis zum 28.07.2023 durch Forsa. Die Zielpopulati-

on innerhalb der Kreise blieb unverändert. Insgesamt wurden brutto 196.621

Rufnummern gezogen. Die durchschnittliche Befragungszeit betrug 27 Minu-

ten. Die Ergebnisse der Kontaktversuche können mit folgender Tabelle (Tab. 2)

nachvollzogen werden.

Auch hier fällt eine für Telefonstichproben gewöhnliche Response Rate 1 und

5 mit Werten von 12,9 und 20,2 auf. Analog zur Hauptstudie steht diese im Kon-

trast zur recht geringen Brutto-Ausschöpfungsquote von 2. Der Grund hierbei

ist ebenfalls die hohe Anzahl an Kontakten zu Rufnummern, die nicht vergeben

sind. Dies lässt sich, wie bereits zuvor beschrieben, anhand der Erstellung der

Auswahlgrundlage begründen.
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Tab. 2: Kontaktergebnisse der regionalen Vertiefungserhebung

* In der vorliegenden Teilerhebung wurde keine Nettofeldsteuerung durchgeführt. Vielmehrmeint dieses Ergebnis, dass

bereits gezogene Rufnummern nicht angewählt wurden, damit den vorhandenen Rufnummern die Zielvorgabe von

500 Interviews pro Kreis bereits erreicht wurden.
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Die abgeschlossenen Interviews pro Kreis teilen sich wie folgt auf:

– Duisburg, Stadt: 507 Interviews

– Wiesbaden, Stadt: 504 Interviews

– Landkreis Birkenfeld (Rheinland-Pfalz): 504 Interviews

– Augsburg, Stadt: 500 Interviews

– Landkreis Dahme-Spreewald: 502 Interviews

– Landkreis Prignitz: 504 Interviews

– Salzlandkreis: 500 Interviews

– Weimar, Stadt: 500 Interviews

Die Abweichung von den Vorgaben der 500 Interviews pro Kreis lassen sich an-

hand von bereits bestehenden und abgeschlossenen Terminvereinbarungen be-

gründen.

2.2.4 Gewichtung der regionalen Vertiefungserhebung

Die Designgewichtung der regionalen Vertiefungserhebung erfolgte analog zur

Hauptstudie. Da diese Erhebung jedoch lediglich auf einer Auswahlgrundlage

beruht, verkürzt sich die vorherige Formel zur Berechnung der Auswahlwahr-

scheinlichkeit auf

πi = m
F/MF∗kiF/zi

Die Auswahlwahrscheinlichkeiten wurden jeweils auf der Grundlage der einzel-

nen Kreise berechnet. Als Bruttostichprobengröße wurden daher die einzelnen

Bruttostichproben getrennt nach Kreisen verwendet. Gleiches gilt für die Anzahl

der Rufnummern innerhalb der Auswahlgrundlage.

Weil mit der regionalen Vertiefungserhebung nicht beabsichtigt wird, einen

Schätzwert für Gesamtdeutschland zu erhalten, und lediglich die bereits ausge-

wählten Kreise miteinander (und mit der Hauptstichprobe) verglichen werden,

wurde auf die Berücksichtigung der Auswahlwahrscheinlichkeit der Kreise für

die Berechnung der Designgewichte verzichtet. Da weiterhin die beiden Erhe-

bungen jeweils getrennt voneinander und nicht als gemeinsamer Datensatz ver-

wendet werden, wurde ebenfalls darauf verzichtet, ein gemeinsames Designge-

wicht für beide Erhebungen in einemDatensatz zu berechnen.

Für die Anpassungsgewichtung wurde das gleiche Ranking-Verfahren wie in

der Hauptstudie verwendet. Jedoch unterscheidet sich die Auswahl der Anpas-

sungsvariablen. Diese beschränken sich auf Alter, Geschlecht und den höchsten

schulischenAbschluss.ZurAnpassungwurdenebenfalls dieDatendesMikrozen-

sus 2022 verwendet. Die Anpassungsgewichtung erfolgte jedoch auf Kreisebene

für die über 16-Jährigen.
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Zuletztwurden,wie auch inderHauptstudie,dieGesamtgewichte alsProdukt

vonDesign- undAnpassungsgewicht auf das 98-Prozent-Perzentil derVerteilung

getrimmt.

2.3 Fokusgruppenbefragung

Zusätzlich zur repräsentativen Bevölkerungsbefragung und der regionalen Ver-

tiefungsstudie wurden imOktober 2023 insgesamt 4 Fokusgruppendiskussionen

an 4 Standorten in den 8 zufällig ausgewählten Kreisen der Vertiefungsstudie

durchgeführt. Bei der Auswahl der Standorte wurden zu gleichen Teilen ost-

und westdeutsche sowie strukturstarke und strukturschwache Kreise berück-

sichtigt. Die teilnehmenden Personen stammen aus Orten unterschiedlicher

Größenklassen innerhalb eines Landkreises (von Dorf bis mittlere Stadt) bzw.

aus unterschiedlichen Stadtteilen der einbezogenen kreisfreien Stadt. Der

qualitative Teil umfasste dabei eine Auswahl von 33 Personen, die nach den so-

ziodemografischen Merkmalen Alter, Bildung und Geschlecht deterministisch

rekrutiert wurden. Diese wurden weiterhin nach Ost- und Westdeutschland

sowie nach strukturstarken und -schwachen Kreisen gegliedert. Die durch-

schnittliche Diskussionsdauer betrug 120Minuten.

Die Anwendung der qualitativen Methode von Fokusgruppen-Diskussionen

ergänzt die Befunde der standardisierten Befragungen in spezifischerWeise.Die

AuswertungderProtokolle vermittelt sehr anschaulichpersönlicheEindrückeda-

von, welch hoher Erwartungsdruck und welches Ausmaß an kritischen Reaktio-

nen den politisch verantwortlich Handelnden seitens der Bevölkerung in den ge-

genwärtigen Zeiten einer seit Jahren andauernden Polykrise entgegengebracht

wird. Zum Ausdruck kommt aber auch eine gewisse Krisenresilienz, das heißt

die Fähigkeit, auch strukturschwachen regionalen Lebensräumen etwas Positives

abzugewinnen.

»Es wird immer alles gut. Bevor der Karren an die Wand gefahren wird, zieht irgendjemand

die Bremse. Wenn man immer alles doof findet, muss man doch selbst mal was machen.« (sh.

Kap. 6)

Der Ergebnisbericht der Fokusgruppen ist in diesem Hauptbericht vollständig

abgedruckt (Kap. 6). Die Ergebnisse sind außerdem in Analysen und Kapitel des

Hauptberichts eingeflossen.



3. Schwerpunktthema: Stadt und Land

3.1 Problemaufriss

DieKluft, die zwischen demnormativen Politikziel, gleichwertige Lebensverhält-

nisse anzustreben, und der real existierenden Disparität von Lebenslagen und

Lebenschancen besteht, ist für die Politik eine dauerhafte Herausforderung und

beschäftigt auch die Wissenschaft intensiv. Dabei sind 2 Erkenntnisse unstrit-

tig: Ökonomische und soziale Ungleichheit hat auch eine räumliche Gestalt. Das

heißt, sie tritt in verschiedenen Gebietseinheitenmehr oder minder deutlich zu-

tage. Zudem lässt sich die unterschiedliche Anordnung von Lebensbedingungen

im Raum nicht als simple Stadt-Land-Dichotomie einordnen. Siemuss vielmehr

als Stadt-Land-Kontinuum verstanden werden,mit fließenden Übergängen und

vielfältigen Überschneidungen zwischen den Polen »Ländlichkeit« und »Urbani-

tät« (vgl. u.a. Kenny/Luca 2021; Reiser et al. 2023).

Unter solchen Bedingungen den Forderungen nach räumlicher Gerechtigkeit

(»Spatial Justice« nachHuber 2017) nachzukommen, ist für die zielgenaue staatli-

cheundkommunaleStrukturförderungeinegroßeHerausforderung.Hierbieten

Einstellungsdaten eine wichtige Planungs- und Entscheidungshilfe.

Wie »ländlich« bzw. »städtisch« nehmen Bewohnerinnen und Bewohner ihre

eigene Gemeinde und deren nähere Umgebung wahr? Wie bewerten sie die dor-

tige Infrastrukturausstattung? Welche Herausforderungen und welche Stärken

werden amWohnortwahrgenommen?Diese Fragenwerden inden folgendenAb-

schnitten von Kapitel 3 aufgenommen.

3.2 Zentral oder abseits? Charakterisierung desWohnortes

Auch wenn nach dem Stand der wissenschaftlichen Debatte eine rein dichotome

Kategorisierung unterkomplex und überholt ist, leben »Stadt« und »Land« häu-

fig als stereotype Vorstellungen in den Köpfen der Menschen fort. Um den Vor-
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stellungen und Wahrnehmungen zum Thema »Stadt und Land« näher auf den

Grund zu gehen, wurden den Befragten Gegensatzpaare zur Charakterisierung

ihres Wohnorts vorgelegt, die auf einer Skala von 0 bis 10 beantwortet werden

sollten.14

Abb. 4: Charakterisierung desWohnortes mit Hilfe von Gegensatzpaaren und in Abhängigkeit von Ortsgrö-

ßenklassen (Mittelwertvergleich)

Erläuterung: Zur verbesserten Darstellung wurde derWertebereich der X-Achse nur von 0 bis 8 angegeben. Der tatsäch-

licheWertebereich der Skalen liegt bei allen Gegensatzpaaren zwischen 0 und 10.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

14 Die nachfolgenden Berichtsteile sind dem Kurzbericht des Deutschland-Monitor 2023 im vom Beauf-

tragten der Bundesregierung für Ostdeutschland vorgelegten Bericht der Bundesregierung 2023 zum

StandderDeutschenEinheit entlehnt undumweiterführendeAnalysen ergänztworden (vgl.Ostbeauf-

tragter 2023: 41–64).
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Hinsichtlich des wahrgenommenen »ländlichen versus städtischen« Charak-

ters der Wohnorte zeigt sich, der Siedlungsstruktur entsprechend, eine große

Bandbreite von sehr ländlichen bis hin zu sehr städtischenWohnorten.Dabei er-

gibt sich erwartungsgemäß ein sehr starker Zusammenhang mit der Ortsgröße

(sh. Abb. 4), wie auch in der regionalen Vertiefungserhebung ersichtlich wird.

Städtische Regionen werden durchschnittlich als weltoffener gesehen, länd-

lichere Regionen hingegen eher als von traditionellen Mustern geprägt. Hin-

sichtlich der Charakterisierung als »wohlhabend versus arm« bestehen keine

signifikanten Unterschiede zwischen den Ortsgrößenklassen. Bemerkenswert

ist jedoch, dass es auch keine signifikant unterschiedliche Einstufung desWohn-

ortes in Regionen mit guter sozioökonomischer Lage im Vergleich zu Regionen

mit schlechterer sozioökonomischer Lage nach demThünen-Indikator15 gibt (sh.

Abb. 5). In der repräsentativen Bevölkerungsbefragung zeigen die Daten keinen

solchen Zusammenhang, wohl aber in der regionalen Vertiefungsstudie: Deren

Daten legen signifikante Unterschiede zwischen den untersuchten Regionenmit

hoher Prosperität und geringer Prosperität offen (sh. Abb. 6). Die westdeutschen

kreisfreien Städte Wiesbaden (hohe Prosperität) und Duisburg (geringe Prospe-

rität) bilden dabei die äußeren Pole derWohlstandseinschätzung. Zudem zeigen

sich bei dieser Wohlstandseinschätzung der Gemeinde Ost-West-Unterschiede:

Die Wohnorte werden in Ostdeutschland deutlich und signifikant als weniger

wohlhabend eingestuft als inWestdeutschland (4,5 zu 5,0 Skalenpunkte).

Familienfreundlichkeit wird häufig als eine Stärke des ländlichen Raums

herausgestellt. Dieser Standortvorteil spiegelt sich – zumindest graduell – auch

in den hier vorgestellten Bewertungen der Gemeinden wider, da größere Städte

tendenziell als weniger familienfreundlich wahrgenommen werden. Dies kor-

respondiert auch mit den Befunden zur Infrastruktur (sh. Kap. 3.3 und 3.4): Im

ländlichen Raum werden die Kinderbetreuungseinrichtungen signifikant besser

bewertet. Umgekehrt wird gerade in Großstädten die Verfügbarkeit von Kinder-

tagesstätten und schulischen Einrichtungen als größere Herausforderung für

denWohnort genannt (sh. Abb. 9).

Insgesamt nehmen die Befragten ihren Wohnort mehrheitlich und eindeu-

tig als einen attraktiven Ort zum Leben wahr.16 Dies tun sie gemäß den Daten

der Haupterhebung des Deutschland-Monitors unabhängig davon, ob sie in Ost-

oderWestdeutschland, in einemDorfmit nur wenigen hundert Einwohnerinnen

und Einwohnern oder in einer Millionenstadt wohnen oder ob sie in einem länd-

lichen oder städtischen Raummit guter oder schlechter sozioökonomischer Lage

15 Vgl. zur ausführlichen Erläuterung des Indikators der Typologie ländlicher Räume: Küpper 2016.

16 Dies entspricht auch den Erkenntnissen desThüringen-Monitors 2022, vgl. Reiser et al. 2023.
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Abb. 5: Charakterisierung desWohnortes mit Hilfe von Gegensatzpaaren und in Abhängigkeit desThünen-

Ländlichkeitsindex (Mittelwertvergleich)

Erläuterung: Zur verbesserten Darstellung wurde derWertebereich der X-Achse nur von 0 bis 8 angegeben. Der tatsäch-

licheWertebereich der Skalen liegt bei allen Gegensatzpaaren zwischen 0 und 10.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

leben.Weniger als 2 Prozent derBefragten stufen ihrenWohnort überhaupt nicht

als attraktiven Ort zum Leben ein (Antwortkategorie »10«).

Gemischter ist das Bild den Daten der regionalen Vertiefungserhebung zu-

folge. Zwar liegen auch hier die Mittelwerte für die Kreisregionen allesamt unter

dem Skalenmittelpunkt von 5. Dennoch ist die Spannweite zwischen den Kreis-

mittelwertenmit einerDifferenz vonbis zu 2,5 Skalenpunktendeutlich größer als

in den entsprechenden Aggregatmittelwerten derHaupterhebung.Die kreisfreie
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Abb. 6: Charakterisierung desWohnorts mit Hilfe von Gegensatzpaaren nach Kreisen der regionalen Ver-

tiefungserhebung (Mittelwertvergleich)

Erläuterung: Zur verbesserten Darstellung wurde derWertebereich der X-Achse nur von 0 bis 8 angegeben. Der tatsäch-

licheWertebereich der Skalen liegt bei allen Gegensatzpaaren zwischen 0 und 10.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Stadt Weimar (Ost, hohe Prosperität) nimmt bei der subjektiven Wahrnehmung

als lebenswert eine Spitzenposition (2,3 Skalenpunkte) ein, während Duisburgs

Wohnbevölkerung (West, geringe Prosperität) ihrer Stadt mit 4,8 Skalenpunkten

ein gemischtes Zeugnis ausstellt. Auch in den übrigen Kreisen mit geringer Pro-

sperität fallen die Noten für die Attraktivität des Wohnorts unterdurchschnitt-

lich aus. Lokale Gegebenheiten der sozioökonomischen Lage stehen demzufolge

in einemZusammenhangmit derwahrgenommenenAttraktivität desWohnorts.

Dennoch: Alle untersuchten Kreise, auch die weniger prosperierenden, sind im
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Spektrum der Skala links neben demMittelpunkt angesiedelt. Nicht ein einziger

Kreis wird erklärtermaßen als »nicht attraktiver Ort zum Leben« eingestuft.

Nachfolgend werden die Einflussfaktoren untersucht, die Aufschluss über

die Hintergründe dieser subjektiven Wohnortbewertung (»Attraktiver« versus

»kein attraktiver Ort zum Leben«) geben. Zunächst ist festzustellen, dass sich die

Unterschiede zwischen Kreisen mit hoher Prosperität und Kreisenmit niedriger

Prosperität in der regionalen Vertiefung einerseits durch die soziale Zusammen-

setzung in diesen Kreisen (Alter, Bildung und Beruf) erklären. Neben diesem

Kompositionseffekt wirken sich auch die raumbezogenenWahrnehmungen und

Bewertungen (z.B. Bewertung der Infrastruktur, Sozialitätsindex, Herausforde-

rungen am Wohnort) aus. Dies spricht dafür, dass sich auch der Kontext in den

Kreisen auf die Beurteilung derWohnorte auswirkt.

Die statistischen Analysen auf Basis der Haupterhebung und der regionalen

Vertiefung zeigen, dass sich besonders ein wahrgenommener starker sozialer

Zusammenhalt (SIX I) und eine wahrgenommene positive Standortgüte (SIX II)

förderlich darauf auswirken,17 dass Menschen ihrenWohnort als attraktiven Ort

zum Leben ansehen (sh. Abb. 7).18

Die Analysen der Monitor-Daten zeigen ferner: Eine positive Bewertung der

Kultur- und Freizeitangebote geht eindeutigmit einemwahrgenommen »attrak-

tiven Ort zum Leben« einher. Wo mit einer weniger guten sozioökonomischen

Lage des Kreises weniger Mittel für eine umfassende Förderung kultureller An-

gebote zur Verfügung stehen, dürfte der Wohnort mittelbar an wahrgenomme-

ner Attraktivität einbüßen. Dafür spricht auch, dass eine wahrgenommene hohe

Verschuldung des Wohnorts in den Daten der regionalen Vertiefungserhebung

einErklärungsfaktor für eineweniger guteBewertungder Lebensqualität ist.Zu-

dem gilt:Wer die Abwanderung jungerMenschen als großeHerausforderung für

den eigenenWohnort ansieht, nimmt diesen auch eher nicht als »attraktiven Ort

zum Leben« wahr (sh. Kap. 3.4).

17 Der SIX III (Lebensqualität am Wohnort) (sh. Kap. 3.7) wurde nicht einbezogen, da hier eine zu gro-

ße inhaltliche Schnittmenge zur untersuchten Variablen (Attraktivität des Wohnortes) besteht und so

»Gleiches mit Gleichem« erklärt würde.

18 Dies stimmt insofern mit dem Stand der sozialpsychologischen Forschung überein, dass eine soziale

Einbindung die Lebenszufriedenheit steigert (Ateca-Amestoy et al. 2014: 527 ff.). Die »Attraktivität des

Wohnortes« kann aus Sicht des Autorinnen- und Autorenteams eine Formder raumbezogenen Lebens-

zufriedenheit darstellen.



Schwerpunktthema: Stadt und Land 51

Abb. 7: Attraktivität desWohnorts in Abhängigkeit des sozialen Zusammenhalts (SIX I) (Mittelwertver-

gleich)

Starker sozialer Zusammenhalt:Wertebereich SIX I = 2 bis 1

Eher starker sozialer Zusammenhalt:Wertebereich SIX I ≤1 bis 0

Eher schwacher sozialer Zusammenhalt:Wertebereich SIX I ≤ 0 bis -1

Schwacher sozialer Zusammenhalt:Wertebereich SIX I ≤ -1 bis -2

3.3 Bewertung der Infrastruktur in Stadt und Land

Für die Bewertung der Lebensbedingungen in Stadt und Land stellt die In-

frastrukturausstattung eine wichtige Orientierungsgröße dar. Das Ausstat-

tungsniveau ist maßgeblich für die Daseinsvorsorge und die Umsetzung des im

Grundgesetz verankerten Ziels, gleichwertige Lebensverhältnisse inDeutschland

zu sichern bzw. herzustellen (Art. 72 Abs. 2 GG). Während aus Sicht der Raum-

forschung für gleichwertige Lebensverhältnisse in einigen Bereichen (schnelles

Internet, ÖPNV, Kinderbetreuung, Hausärzte, Pflegeleistung) eine Versorgung

direkt am Wohnort anzustreben ist, sollte in anderen Bereichen (Fachärztinnen

und Fachärzte, Kultur- und Freizeiteinrichtungen) zumindest eine gute Erreich-

barkeit zu den genannten Versorgungs- und Teilhabeaspekten gewährleistet sein

(vgl. u.a. Beirat für Raumentwicklung 2019: 5 f.; Küpper/Milbert 2023: 16).

Insgesamt zeigendieMonitor-Daten eine hoheZufriedenheitmit derVerfüg-

barkeit bzw. Erreichbarkeit in nahezu allen Bereichen der Infrastruktur (sh. Abb.

8). Die größte Zufriedenheit besteht hinsichtlich erreichbarer Einkaufsmöglich-

keiten des täglichen Bedarfs. Mehr als 80 Prozent der Befragten sind damit zu-
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frieden oder sehr zufrieden. Hohe Zufriedenheitswerte von etwa 60 Prozent zei-

gen sich auch hinsichtlich der Versorgungmit schnellem Internet, Pflegeleistun-

gen, Kinderbetreuungseinrichtungen und hausärztlicher Betreuung. Trotz die-

ser vergleichbarhohenZufriedenheitswerte äußert sichauch jeweils ungefähr ein

Fünftel der Befragten sehr oder eher unzufrieden.

Die Erreichbarkeit von fachärztlichen Praxen wird von weniger als der Hälfte

der Befragten (44 Prozent) als zufriedenstellend beurteilt.Diese Bewertung deckt

sichmit Erkenntnissen,dass es an spezialisiertenÄrztinnenundÄrzten fehlt und

dass viele Fachmediziner wegen der besonderen Nachfragestruktur das Umland

aus Mittel- und Oberzentren versorgen (Martin 2019, Kassenärztliche Bundes-

vereinigung 2023). Auch die Verfügbarkeit des öffentlichen Personennahverkehrs

(ÖPNV) wird mit einer Zufriedenheitsrate von 51 Prozent weniger gut bewertet

als die übrigen Infrastrukturbereiche.Differenziert nachOrtsgrößenklassen (sh.

Abb. 9) und nach denThünen-Ländlichkeitsklassen (sh. Abb. 10) fallen die Bewer-

tungsunterschiede hinsichtlich der Verfügbarkeit des öffentlichen Nahverkehrs

am größten aus. Während die Wohnbevölkerung von Großstädten mit mehr

als 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mit dem ÖPNV durchschnittlich

»eher« bis »sehr zufrieden« ist, liegt die Zufriedenheit in Orten mit weniger

als 2.000 Einwohnerinnen und Einwohnern deutlich niedriger. Die Darstellung

der Gruppenmittelwerte zeigt einen statistisch signifikanten und monotonen

Rückgang der Zufriedenheit mit dem ÖPNV bei abnehmender Siedlungsdichte.

Dies entspricht Erkenntnissen, dass es in dünn besiedelten Räumen schwieriger

ist, leistungsfähige ÖPNV-Angebote vorzuhalten (Klinge 2021).

Auch bei der Versorgung mit schnellem Internet wächst die Zufriedenheit

mit zunehmender Ortsgröße, wobei Stadt-Land-Unterschiede vergleichsweise

gering ausfallen. Statistisch signifikant sind die Unterschiede zwischen Groß-

städten (≥ 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner) und kleineren Kommunen

sowie zwischen dem ländlichen Raum mit weniger guter sozioökonomischer

Lage und den anderen Raumtypen nach demThünen-Indikator (sh. Abb. 10).

Wenn die Erreichbarkeit der Einkaufsmöglichkeiten des täglichen Bedarfs

insgesamt gut bis sehr gut eingeschätzt wird, fällt die Zufriedenheit insbe-

sondere in kleinen Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwohnerinnen und

Einwohnern signifikant geringer aus als in größeren Kommunen. Eine höhere

Zufriedenheit in städtischen Räumen besteht zudem mit der ärztlichen Ver-

sorgung. Hierfür ist mit zunehmender Ortsgröße eine monoton zunehmende

Zufriedenheit zu beobachten. Auch hinsichtlich der Erreichbarkeit von Kultur-

und Freizeiteinrichtungen geht mit zunehmender »Ländlichkeit« die Zufrieden-

heit zurück. Allerdings zeigt die Analyse auch, dass in den ländlichen Räumen,

wo die sozioökonomische Lage gut ist, eine höhere Zufriedenheit besteht als in

solchen mit schlechterer sozioökonomischer Lage. Darin dürfte zum Ausdruck
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Abb. 8: Zufriedenheit mit der Verfügbarkeit bzw. Erreichbarkeit von Infrastruktur amWohnort – Gesamt-

darstellung aller Items (Angaben in Prozent)
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Abb. 9: Bewertung der Infrastruktur amWohnort nach Ortsgrößenklassen (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 10: Bewertung der Infrastruktur amWohnort nachThünen-Ländlichkeitstypen (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 11: Bewertung der Infrastruktur amWohnort im Ost-West-Vergleich (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001



Schwerpunktthema: Stadt und Land 57

kommen, dass in Kommunen mit besserer Finanzausstattung mehr Ressourcen

für kulturelle Aufgaben als freiwillige Selbstverwaltungsleistung zur Verfügung

stehen als in finanzschwächeren Kommunen. Ein umgekehrtesMuster zeigt sich

bei der Bewertung der Verfügbarkeit von Kinderbetreuungsmöglichkeiten und

Pflegeleistungen. Diese Angebote werden jeweils in kleineren Orten (sh. Abb.

9) und ländlichen Landkreisen (sh. Abb. 10) besser bewertet als in Großstädten

(sh. Kap. 3.1). Die Stadt-Land-Unterschiede sind dabei sehr gering. Hinsicht-

lich der Bewertung des Zustands der öffentlichen Gebäude am Wohnort, wie

z.B. Schwimmbäder und Schulen, zeigen sich keine signifikanten Unterschie-

de zwischen den Ortsgrößenklassen. Allerdings wird der bauliche Zustand in

Kreisen mit guter sozioökonomischer Lage erwartungsgemäß besser bewertet

als in solchen mit weniger guter sozioökonomischer Lage. Ähnlich wie bei den

Kultur- und Freizeiteinrichtungen scheint auch die Benotung der öffentlichen

Baulichkeiten die je nach Finanzstärke unterschiedlichen kommunalen Ressour-

cen widerzuspiegeln, die für diese freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben zur

Verfügung stehen.

Bei der Wahrnehmung und Bewertung der Infrastruktur sind zwischen

Ost- und Westdeutschland nur geringe Differenzen erkennbar. Signifikante

Unterschiede zeigen sich hinsichtlich der Versorgung mit haus- und fachärztli-

chen Praxen, die in westdeutschen Wohnstandorten besser bewertet wird als in

ostdeutschen Gemeinden. Die Verfügbarkeit von Kinderbetreuungseinrichtun-

gen und Pflegeleistungen wird hingegen in Ostdeutschland signifikant besser

beurteilt (sh. Abb. 11).

Die soweit dargestellten Befunde zur Bewertung der Infrastruktur in Ab-

hängigkeit von Siedlungsdichte und sozioökonomischer Lage werden durch den

Blick auf die Kreise der regionalen Vertiefungserhebung bestätigt (sh. Abb. 12).

Die Anordnung der Kreise auf der Skala der Infrastrukturbewertung folgt den

oben benannten Mustern, denen zufolge die kreisfreien Städte und prosperie-

renden Regionen in den meisten Infrastrukturbereichen – mit Ausnahme der

Pflegeleistungen und Kinderbetreuungseinrichtungen – bessere Noten erhalten

als die eher ländlich geprägten Landkreise und weniger prosperierende Regio-

nen. Nur wenige regional-spezifische Abweichungen von diesem Trend sind

erkennbar.

Somit ist hinsichtlich der Versorgung mit und der Erreichbarkeit von Infra-

struktureinrichtungen festzuhalten, dass insgesamt eine hohe Zufriedenheit in

derBevölkerungmit derDaseinsvorsorgeherrscht.DiedifferenzierteAnalysewi-

derspricht dem Vorurteil, dass per se Städte gut ausgestattet und ländliche Räu-

me unterversorgt sind. Weder ist ein einheitliches Stadt-Land- noch West-Ost-

Gefälle erkennbar. So gibt es einerseits Bereiche, in denen die Zufriedenheit in

städtischen Räumen signifikant höher liegt als in den ländlichen Regionen.Hier-
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Abb. 12: Bewertung der Infrastruktur amWohnort nach Kreisen der regionalen Vertiefungserhebung

(Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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zu gehören insbesondere die Verfügbarkeit des ÖPNVund die Erreichbarkeit von

fachärztlichenPraxen sowie vonKultur- undFreizeiteinrichtungen.Andererseits

gibt es Bereiche, bei denen die Zufriedenheit in ländlichen Räumen signifikant

höher liegt. Dies betrifft vor allem die Verfügbarkeit von Kinderbetreuungs- und

Pflegeeinrichtungen, die zudem in den ostdeutschen Bundesländern signifikant

besser bewertet werden.

Abb. 13: Zufriedenheit mit den Einkaufsmöglichkeiten des täglichen Bedarfs in Abhängigkeit der Alters-

gruppe (Mittelwertvergleich)

Exemplarisch für die Infrastrukturbereiche wurde anhand der Zufriedenheit

mit denEinkaufsmöglichkeitendes täglichenBedarfs geprüft, obnebenderOrts-

größe bzw. der Siedlungsstruktur noch weitere Einflussfaktoren die Bewertung

der Infrastruktur beeinflussen.19 Hierbei zeigt sich in beiden standardisier-

ten Befragungen, dass die Ortsgrößenklasse auch unter Berücksichtigung von

Soziodemografie und Einstellungsmerkmalen am stärksten zur Erklärung der

19 Dieser Infrastrukturbereichwurde deshalb gewählt,weil er für die allermeistenMenschen unabhängig

von der eigenen medizinischen und familiären Situation eine unverzichtbare Anforderung des tägli-

chen Bedarfs darstellt.
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Unterschiede beiträgt. Ferner bestätigt sich, dass die Teilhabe an Angeboten

der Infrastruktur auch von individuellen Ressourcen abhängt: Hochbetagte sind

bezüglich der Erreichbarkeit täglicher Konsumgüter unzufriedener als Personen

jüngeren Alters (sh. Abb. 13). Frauen bekunden bezüglich der Einkaufsmöglich-

keiten signifikant höhere Unzufriedenheit als Männer. Zudem zeigen die Daten

von Haupt- und Vertiefungserhebung übereinstimmend, dass die Zufriedenheit

mit den Einkaufsmöglichkeiten des täglichen Bedarfs dort höher ausfällt, wo

auch der soziale Zusammenhalt (gemessen mit dem Sozialitätsindex SIX I, sh.

Kap. 3.7) als stärker wahrgenommen wird. Sozialer Zusammenhalt hat folglich

die Qualität einer individuellen Ressource, die sich in Lebenshilfen auf Gegen-

seitigkeit ausdrückt. Umgekehrt schmälert das Gefühl individueller Deprivation

einen solchen positiven Effekt.Wer das Gefühl hat, nicht den gerechten Anteil zu

erhalten, ist auchmit der Infrastrukturausstattung eher unzufrieden. Festzuhal-

ten bleibt, dass die Zufriedenheit mit den Einkaufsmöglichkeiten des täglichen

Bedarfs auf einem insgesamt hohenNiveau liegt und für Bewertungsunterschie-

de vor allem die Ortsgröße ein erklärender Faktor ist.

3.4 Herausforderungen amWohnort

Welche Herausforderungen nehmen die Bürgerinnen und Bürger an ihrem

Wohnort wahr? Bundesweit werden alle im Monitor abgefragten 6 möglichen

Herausforderungen von einem jeweils substantiellen Anteil der Befragten tat-

sächlich als solche eingestuft (sh. Abb. 14). Als größte Probleme werden die

Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum sowie der Mangel an Fachkräften

angesehen. Danach folgen auf der aggregierten Rangskala der zunehmende

Gegensatz zwischen Arm und Reich, die Integration von Menschen aus anderen

Ländern, die Verschuldung des Wohnortes sowie die Abwanderung von jungen

Menschen.

ImOst-West-VergleichwerdenGemeinsamkeitenwieUnterschiede ersichtlich.

Die Einschätzungen des innerörtlichen Wohlstandsgefälles (»Gegensatz zwi-

schen Arm und Reich«), des Fachkräftemangels sowie der Integration von Men-

schen aus anderen Ländern weichen nicht signifikant voneinander ab. Hingegen

wird die Betroffenheit durchmangelnde Verfügbarkeit bezahlbarenWohnraums

sowie durch Abwanderung von jungen Menschen unterschiedlich gesehen. Die

erstgenannte Herausforderung wird im Westen der Republik vergleichsweise

als am gravierendsten wahrgenommen (Mittelwert: 3,81 Skalenpunkte), im Os-

ten hingegen deutlich niedriger eingestuft (Mittelwert: 3,15 Skalenpunkte). Die

Herausforderung bezahlbaren Wohnraums wird in Ostdeutschland lediglich als

drittgrößtes Problem wahrgenommen. Die Abwanderung von jungen Menschen
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Abb. 14: Herausforderungen amWohnort in Ost- undWestdeutschland (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

wiederum wird in Ostdeutschland als eine signifikant größere Herausforderung

als imWesten der Republik empfunden (Mittelwert: 3,13 zu 2,63 Skalenpunkten)

(sh. Abb. 14). Dieses Strukturproblem ist Ostdeutschen als ein bleibendes Legat

derWiedervereinigung im Bewusstsein entsprechend präsent (Leibert 2020).

Aus der Perspektive der Siedlungsstruktur tritt, was die wahrgenommene

Intensität der Herausforderungen betrifft, ein deutliches Stadt-Land-Gefälle

hervor (sh. Abb. 15 und Abb. 16). Das zeigt die Differenzierung nach Ortsgrößen-

klassen: Mit nur einer Ausnahme (Abwanderung junger Menschen) werden die

genannten Probleme vor allem in städtischen Gebieten, und hier insbesondere

in Städten mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, als dring-

lich empfunden und umgekehrt in ländlichen Regionen als deutlich weniger
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schwerwiegend bewertet. Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwohnerinnen

und Einwohnern rangieren bei 4 von 6 Problemeinschätzungen amunteren Ende

der Skala. Dasselbe Muster zeigt sich auch jeweils innerhalb der Landesteile Ost

undWest.

Abb. 15: Herausforderungen amWohnort nach Ortsgrößenklassen (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Die Rangfolge der Herausforderungen fällt (wiederum mit Ausnahme der

Abwanderungsproblematik) nach Ortsgrößenklassen weitgehend einheitlich

aus. Wie auch im gesamtdeutschen Aggregat, wird ebenso gestaffelt nach Orts-

größen die Knappheit von bezahlbarem Wohnraum als größte oder zumindest

zweitgrößte Herausforderung genannt. In Großstädten mit mehr als 500.000
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Abb. 16: Herausforderungen amWohnort nachThünen-Ländlichkeitsindex (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Einwohnerinnen und Einwohnern erreicht der Durchschnitt hierbei den höchs-

ten gemessenen Wert von 4,17 (von maximal 5) Skalenpunkten. Jedoch wird das

Fehlen erschwinglichen Wohnraums auch in ländlicheren Regionen als großes

Problem empfunden (Mittelwert = 3,32 Skalenpunkte).20 Eine exakt umgekehrte

20 Nebenderhohen InflationunddenhohenEnergie-undGaspreisen sinddieUrsachenhierfür inden seit

dem Jahr 2010 linear steigenden Angebotsmietpreisen zu vermuten. Zahlen des Statistischen Bundes-

amtes zufolge trifft dieser stetig aufwachsendeAnstieg für alle siedlungsstrukturellen Typen in gleicher

Weise zu (Statistische Bundesamt 2022; vgl. auch Deutscher Bundestag 2019).
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Reihenfolge der Problemwahrnehmungen ergibt sich hinsichtlich der Abwan-

derung junger Menschen. Diese wird in Großstädten mit mehr als 100.000

Einwohnerinnen und Einwohnern als geringste aller abgefragten Problemla-

gen gesehen, hingegen in kleineren Gemeinden und Mittelstädten (bis 100.000

Einwohnerinnen und Einwohner) als signifikant größere Herausforderung

wahrgenommen.

Zieht man denThünen-Ländlichkeitsindex als Messgröße heran, so bestätigt

die Analyse, dass die sozioökonomische Lage der Region die Problemwahrneh-

mung signifikant beeinflusst (sh. Abb. 16). So schätzt die Bevölkerung in sehr und

eher ländlichenWohnortenmit schlechterer sozioökonomischer LagedieAbwan-

derung sowie den Fachkräftemangel erwartungsgemäß als schwerwiegender ein

als dieBevölkerung ländlicherRegionenmit guter sozioökonomischer Lage.Auch

die Daten der regionalen Vertiefungserhebung bestätigen diese Zusammenhän-

ge.Dortweisen ländlicheKreisemit geringer Prosperität eine vergleichbar gerin-

ge Problemwahrnehmung bezüglich bezahlbarenWohnraums auf (alle Kreismit-

telwerte liegen hier unterhalb des Skalenmittelpunkts). Gleichzeitig verzeichnet

dieser Kreistypus unter denKreisen der Vertiefungsstichprobe die höchstewahr-

genommene Problemlage in Ansehung der Abwanderung junger Menschen (sh.

Abb. 17).

Bemerkenswert ist, dass sich die wahrgenommene Wohlstandsschere (»Ge-

gensatz zwischen Arm und Reich«) nach der sozioökonomischen Lage gemäß

Thünen-Indikator nicht unterscheidet, wohl aber nach der Ortsgröße, wo mit

größerer Ortsklasse die bekundete Stärke dieser Herausforderung steigt (sh.

Abb. 15 und Abb. 16). Dieser Befund wird durch die regionale Vertiefungserhe-

bung gestützt: Auch hier gruppieren sich die Kreismittelwerte unabhängig von

der Prosperität.

Analog zu den Daten der Haupterhebung legt die regionale Vertiefungserhe-

bung nahe, dass die Integration vonMenschen aus anderen Ländern eher in grö-

ßeren Städten denn in ländlichen Lagen als Problem vor Ort aufgefasst wird (sh.

Abb. 15 und Abb. 17). Dabei wird in der regionalen Vertiefungserhebung kein sys-

tematischer Zusammenhangmit der Prosperität oder demLandesteil erkennbar.

Von den insgesamt 4.003 Befragten der Haupterhebung gab etwas mehr als

die Hälfe (51 Prozent) an, dass sie einer politischen Partei nahestehen.21 Wie

sich diese Parteiidentifikation in unterschiedlichen Bewertungen der abgefrag-

ten Herausforderungen niederschlägt, wird in Abbildung 18 dargestellt. Am

deutlichsten treten die Bewertungsunterschiede hinsichtlich des zunehmenden

Gegensatzes zwischen Arm und Reich am Wohnort hervor. Hier trennt Anhän-

21 In der aktuellen Literatur wird der Anteil derer, die sichmit einer politischen Partei identifizieren, hin-

gegen auf rund 2/3 der deutschenWählerinnen undWähler geschätzt (Korte 2021).
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gerinnen und Anhänger der Unionsparteien fast ein ganzer Skalenpunkt von

denjenigen der Partei Die Linke (3,10 zu 3,96 Skalenpunkte).

Abb. 17: Herausforderungen amWohnort nach Kreisen, regionale Vertiefungserhebung (Mittelwertver-

gleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 18: Herausforderungen amWohnort nach Parteiidentifikation (Mittelwertvergleich)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

InsAuge fällt zudem,dassdieAnhängerschaft derParteien,welchedie ideolo-

gischen Ränder des deutschen Parteiensystems besetzen, alle untersuchten Her-

ausforderungen amWohnort als vergleichsweise amgrößten bewerten.Ermittelt

mandenDurchschnitt allerHerausforderungsdimensionen, so fällt beispielswei-

se auf, dass die Anhängerschaften der Partei Die Linke (3,55 Skalenpunkte) und

derAfD (3,44Skalenpunkte) sich vondenenderUnionsparteien (3,18 Skalenpunk-

te) beziehungsweise der SPD (3,19 Skalenpunkte) deutlich abheben.Mit Blick auf

die programmatischenMarkenkerne der Parteien stufen Befragte, die der Links-

partei nahestehen, erwartungsgemäßdieHerausforderungen des zunehmenden

Gegensatzes zwischen Arm und Reich wie auch der Verfügbarkeit von bezahlba-
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remWohnraum am größten ein (vgl. Decker, Neu 2017: 396). Der Programmatik

der AfD entsprechendnehmenderenAnhängerinnenundAnhänger imVergleich

zu denjenigen aller anderen Partei die Integration von Menschen aus anderen

Ländern am stärksten als Herausforderung wahr (vgl. Ebenda: 167).

Bemerkenswert ist ferner, dass sich Befragte, die laut eigener Angabe einer

der imBundgegenwärtig regierendenAmpelparteien (SPD,Bündnis 90/DieGrü-

nen, FDP) nahestehen, sich in ihrer Bewertung von gesellschaftlichenHerausfor-

derungen–mit Ausnahme der Verfügbarkeit von bezahlbaremWohnraum–sehr

stark ähneln und in 4 von 6 Fällen nahezu identischeEinschätzungen vornehmen.

Festzuhalten ist, dass die Parteiidentifikation insbesondere an den Rändern des

Parteienspektrums mit der persönlichen Einschätzung von Herausforderungen

amWohnort zusammenhängt.SinddieseHerausforderungeneinKernthemader

persönlich bevorzugten Partei (AfD: Zuwanderung und Integration; Die Linke:

Auflösung sozialer undökonomischerUngleichheiten),werden sie tendenziell als

gravierender betrachtet (Decker 2022, Decker 2023).

Selbstredend zeichnet die Liste der 6 abgefragten Herausforderungen kein

vollständiges Abbild aller gegenwärtigen Problemlagen nach. Daher wurde den

Befragten zusätzlich die offene Frage gestellt, »was […] neben den gerade abge-

fragten Punkten in Zukunft aus Ihrer Sicht die größteHerausforderung für Ihren

Wohnort [ist].« Während 15 Prozent keine weiteren Herausforderungen äußern,

benennen 81 Prozent die in derWordcloud (sh. Abb. 19) abgebildeten Probleme.22

Es fällt auf,dass die prominentestenWörter23 allesamtHerausforderungen abde-

cken, die bereits zuvor abgefragtwordenwaren,wie die Probleme der Verfügbar-

keit bezahlbarenWohnraums, der Integration, des Fachkräftemangels sowie des

zunehmenden Gegensatzes zwischen Arm und Reich. Neben einem möglichen

Befragungseffekt24 lässt sich die wiederholte Nennung der Herausforderungen

auch als Ausdruck der Bedeutsamkeit der benannten Probleme deuten.

Darüber hinaus benennen die Befragten als weitere wichtige Herausforde-

rungen (sh. Abb. 19) die Themenkomplexe Klimawandel/Klima- und Umwelt-

schutz, die Verfügbarkeit sowie den Zustand von Kindertagesstätten und schu-

lischen Einrichtungen, die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr,

sowie dessen Ausbau, die Verkehrsinfrastruktur generell, die Digitalisierung

sowie– eng verwandtmit der erhobenenHerausforderung der Integration–den

Themenbereich Flüchtlinge und Zuwanderung.

22 Die übrigen 4 Prozent der Befragten machen keine Angabe zu dieser Frage.

23 InWordclouds korrespondieren Darstellungsgröße vonWörtern und deren Antworthäufigkeit.

24 Dabei handelt es sichmöglicherweise um den so genannten »Memory Effect«. Dieser Befragungseffekt

verweist auf die Möglichkeit, dass Befragte –weil sie sich daran aktiv erinnern – zu Antworten neigen,

deren Inhalte bereits im Fragetext transportiert wurden (vgl. dazu z.B. Saris/Galhofer 2014: 26 f.).



68 Schwerpunktthema: Stadt und Land

Abb. 19: Wordcloud zur offenen Frage: »Weitere größte Herausforderung fürWohnort in der Zukunft?«

Automatisierte Frequenzanalyse via R-Paket »tm«

Mindesthäufigkeit = 20
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Erwähnung verdient, dass in allen Kreisen der regionalen Vertiefungsstudie

in der offenen Abfrage unabhängig von Landesteil, Siedlungsstruktur und Pro-

sperität die Herausforderung durch Zuwanderung und Integration zu den am

häufigsten genannten zählt. Einem gewichtigen Anteil der Befragten in Haupt-

und Vertiefungserhebung war es offenbar wichtig, diesen Problemkomplex er-

neut zu betonen, obgleich die Integrationsfrage in der geschlossenen Abfrage

nach Dringlichkeit nur den vierten Platz einnimmt. Dass sich in der eingesesse-

nen BevölkerungUnmut über Erscheinungsformen der Zuwanderung verbreitet,

belegen auch die Diskussionen in den Fokusgruppen (sh. Kap. 6):

»Wennman in ein anderes Land geht, dannmussman sich anstrengen, die Sprache lernen, sich

an die Regeln halten. Die Ausländer müssen auch verstehen, dass sie sich reinknien müssen,

dass sie es auch selbst schaffen können, nicht immer nur nehmen.« (weiblich, Altersgruppe 30

bis 39 Jahre, Salzlandkreis)

In den 3 Landkreisen mit geringer Prosperität der Vertiefungserhebung (Salz-

landkreis, LK Prignitz, LK Birkenfeld) wird im Gegensatz zu den kreisfreien

Städten und dem Kreis mit hoher Prosperität (LK Dahme-Spreewald) der Fach-

kräftemangel alsHerausforderungmit amhäufigstengenannt.Dieserpunktuelle

Befund der regionalen Vertiefungserhebung lässt sich so deuten, dass der Fach-

kräftemangel in nicht-prosperierenden ländlichen Regionen akuter auftritt als

in Städten oder prosperierenden Regionen, obgleich dieser Befund durch den

Thünen-Indikator in der Haupterhebung nicht gestützt wird (sh. Abb. 16).

3.5 Stärken desWohnorts

Städte und Gemeinden sind keinesfalls nur Sammelstellen verschiedener sozia-

ler Herausforderungen und struktureller Problemlagen. Wie schon dargestellt,

nimmt der überwiegende Teil der Befragten den eigenenWohnort als attraktiven

Ort zum Leben wahr und lobt etwa den sozialen Zusammenhalt vor Ort oder die

lokale Infrastruktur (sh. Kap. 3.2). Die Heterogenität der kommunalen Gebiets-

körperschaften bringt eine Vielzahl lokaler Besonderheiten mit sich, die dort die

individuellen Lebensverhältnisse auch bereichern.

Auch dies wird in den Fokusgruppendiskussionen (sh. Kap. 6) zum Ausdruck

gebracht:

»Bei uns hatmanalles vor derHaustür, kann aber trotzdemsehr ländlich leben.VondenElbbrü-

cken hat man einen wunderschönen Blick auf die Landschaft. Die Stadt hat sich in den letzten

Jahren stark gewandelt, derMarkt und alles ist komplett neu aufgebaut worden. Seitdemfindet

da wieder Leben statt.« (weiblich, Altersgruppe 30 bis 39 Jahre, Salzlandkreis)
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In den telefonischen Befragungen vonHaupt- und Vertiefungserhebung wurden

die Befragten gebeten, die größte Stärke bzw. das größte Potenzial ihres Wohn-

orts zunennen.Die Frage »[…]worin sehenSie die größte Stärke für die zukünfti-

geEntwicklung IhresWohnorts?« beantworteten 71Prozent inhaltlich.29Prozent

enthielten sich der Antwort oder sahen keine Stärke des eigenen Wohnorts. Die

abgebildeteWordcloud (sh. Abb. 20) zeigt die in der Haupterhebung am häufigs-

ten genannten Antworten auf die Frage nach den Trümpfen desWohnorts.

Abb. 20: Wordcloud zur offenen Frage: »Größte Stärke für die zukünftige Entwicklung desWohnorts«

Automatisierte Frequenzanalyse via R-Paket »tm«

Mindesthäufigkeit = 20

Fassen wir einige wesentliche Befunde zusammen: Der soziale Zusammen-

halt nimmt die Spitzenposition bei den von Befragten genannten lokalen Vorzü-

gen ein.Gemeinsammit denNennungen etwa des »Vereinslebens« unddes »Mit-
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einanders« als Stärke, untermauert die offene Abfrage auch hier die Einschät-

zung, dass der soziale Zusammenhalt vor Ort sowie ein hoher Grad von zivilge-

sellschaftlicher und vorpolitischer Integration ein außerordentlich positiver Fak-

tor des gesellschaftlichen Klimas der Bundesrepublik ist. Dies gilt, wie die Ana-

lysen in den Teilkapiteln 3.2, 3.5 und 3.7 zeigen (sh. Kap. 3), für ganz Deutsch-

land, und zwar unabhängig davon, obman in Stadt oder Land, inOst- oderWest-

deutschland, in einer prosperierenden oder weniger prosperierenden Region zu-

hause ist.

Ebenfalls als Standortstärke sieht ein bedeutender Teil der Befragten die geo-

grafische LagedesWohnorts an.25Dabeiwird von einigenBefragtendie Idylle des

Landlebens gepriesen,während andere die Lage desWohnorts in größeren Städ-

ten oder deren Umland als Stärke hervorheben. Deutlich wird, dass die wahrge-

nommeneQualität der LebensbedingungenentlangdesStadt-Land-Kontinuums

sehr von individuellen Präferenzen abhängt, da sich die Angaben je nach lokaler

geografischerRaumbeobachtungsichtlichunterscheiden:Während imLandkreis

Birkenfeld (Westen, geringe Prosperität) die naturnahe Lage positiv herausge-

stellt wird, ist es im Landkreis Dahme-Spreewald (Osten, hohe Prosperität) die

Nähe zu Berlin, die als geografischer Standortvorteil genannt wird. Auch eine

städtische Lage wird regelmäßig als Stärke genannt (etwaWiesbaden und Augs-

burg, beide im Westen und hohe Prosperität). Ferner erachten viele Befragte ei-

ne nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung, die Präsenz oder Ansiedlung

von Unternehmen sowie das damit verbundene Angebot gut bezahlter Arbeits-

plätze als gewichtigeStandortvorteile ihresWohnorts.Dieswirdnichtnur in eher

prosperierenden Regionen so wahrgenommen, sondern auch in weniger prospe-

rierenden Regionen.

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und der erfahrenen

Abwanderung von Angehörigen jüngerer Jahrgänge wird in vielen Regionen der

Zuzug insbesondere junger Menschen als Stärke des eigenen Wohnorts ange-

sehen.26 Dies schließt zumindest für einen Teil der Befragten auch den Zuzug

und die Integration vonMenschen aus anderen Ländernmit ein.Wo Integration

erfolgreich ist und lokal angenommen wird, erwächst aus Sicht vieler Befragter

ein Standortvorteil für die zukünftige Entwicklung des Wohnorts. Gelingende

Integration wäre demzufolge ein Mittel zur Stärkung des sozialen Miteinanders

und ein Antidot gegen Alterung und Fachkräftemangel.

25 Andere Nennungen in der offenen Abfrage beziehen sich auch auf die wirtschaftliche Lage.

26 DieserUmstand ergibt sichwomöglich auch,weil durch die explizite Frage nach einer vorhandenenAb-

wanderungsproblematik in der BefragungWanderungsbewegungen in das Bewusstsein der Befragten

gerückt wurden (vgl. »Memory Effect«).
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3.6 Das »Gefühl des Abgehängtseins«

In gesellschaftlichen wie wissenschaftlichen Debatten wird in jüngerer Zeit ver-

stärkt über »vergessene« bzw. »abgehängte« Regionen diskutiert. Eine in diesem

Kontext häufig zu vernehmendeThese lautet, dass ländliche Räume zunehmend

politisch,wirtschaftspolitischund sozial »abgehängt« seienund sich sozioökono-

mischerWohlstandsowiegesellschaftlicherEinfluss indenurbanenZentrenkon-

zentriere. Dies wird u.a. auf den wirtschaftlichen Niedergang ganzer Regionen

(Dijkstra et al. 2020; Rodríguez-Pose 2018), eine schlechte öffentliche Daseins-

vorsorge sowieAbwanderungundÜberalterung (Diermeier 2020) zurückgeführt.

Dies kann bei den Menschen in solchen Regionen zu einem kollektiven »Gefühl

des Abgehängtseins« führen. Damit »ist die Wahrnehmung, dass die eigene Re-

gion vonMenschen aus anderen Regionen nicht gut behandelt wird, unabhängig

davon, ob es sich umEliten oder [einfache] Bürger handelt« (de Lange et al. 2023:

404, eigene Übersetzung). Studien haben gezeigt, dass diese Wahrnehmung mit

einer höheren Unzufriedenheit mit der Demokratie, einer höheren Anfälligkeit

für populistische und fremdenfeindliche Einstellungen sowie mit höheren Zu-

stimmungswerten für rechtspopulistische Parteien (Huijsmans 2023: 303; Reiser

et al. 2023) zusammenhängt.

Wie groß ist nun der Anteil derer, die sich in Deutschland »abgehängt« füh-

len? Welche Personengruppen teilen dieses Gefühl häufiger als andere und gibt

es sozialräumlicheMuster (Ost-West,Stadt-Land,hoheundgeringeProsperität),

dieKonzentrationendes »GefühlsdesAbgehängtseins« aufzeigen?DiesenFragen

wird im Folgenden nachgegangen.

Das »Gefühl des Abgehängtseins« kann sich aufmehrere Dimensionen bezie-

hen: Die politisch-repräsentative Dimension bezieht sich auf das Empfinden, dass

sich (Bundes-)Politikerinnen und -Politiker nicht für die eigene Region inter-

essieren und diese folglich vernachlässigen. Die wirtschaftspolitisch-distributive

Dimension bezieht sich auf die Einschätzung, dass die eigene Region insbesonde-

re bei der Verteilung öffentlicher Ressourcen –im Vergleich zu urbanen Zentren

oder anderen Regionen – nicht gerecht behandelt bzw. angemessen gefördert

wird. Die kulturelle Dimension betrifft das Empfinden, dass Lebensweise, Werte

oder Traditionen der eigenen Region vom Rest des Landes oder den gesell-

schaftlichen Eliten nicht respektiert werden (de Lange 2023: 405; Munis 2020:

1065; Huijsmans 2022: 288). Im Deutschland-Monitor wird nach erfolgreicher

Erprobung im Thüringen-Monitor 2022 zudem eine wirtschaftliche Dimension

eingeführt. Diese Dimension beinhaltet die Wahrnehmung, dass sich die eigene

Region im Vergleich zu anderen Regionen schlechter entwickelt hat (Reiser et al.

2023: 45).
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Diese 4Dimensionenwerden imdiesjährigenDeutschland-Monitor erhoben,

indem die Befragten zu folgenden Antwortvorgaben ihre Zustimmung oder Ab-

lehnung auf einer 5-stufigen Antwort-Skala signalisieren sollten:

– »Die Politikerinnen und Politiker in Berlin interessieren sich nicht für die Re-

gion, in der ich lebe.« (Politisch-Repräsentative Dimension)

– »Die Menschen im Rest von Deutschland respektieren nicht, wie die Men-

schen hier in unserer Region leben.« (Kulturelle Dimension)

– »Die Politik in Berlin hat zu wenig getan, um die wirtschaftliche Situation in

meiner Region zu verbessern.« (Wirtschaftspolitisch-Distributive Dimensi-

on)

– »Meine Region hat sich wirtschaftlich schlechter entwickelt als andere Regio-

nen in Deutschland.« (Wirtschaftliche Dimension)

Abb. 21: Wahrnehmung des »Gefühls des Abgehängtseins« nach Subdimensionen (Angaben in Prozent)

Die Analyse zeigt (sh. Abb. 21), dass sich dieMehrheit der Deutschen kulturell wie

wirtschaftlich nicht »abgehängt« fühlt. 59 Prozent bzw. 62 Prozent stimmen den

entsprechenden Aussagen »eher nicht« oder »überhaupt nicht« zu. Lediglich 13

Prozent bzw. 17 Prozent fühlen sich kulturell oder wirtschaftlich »abgehängt«. In
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Bezug auf die politisch-repräsentative und wirtschaftspolitisch-distributive Di-

mension fühlt sich hingegen jeweils etwa ein Drittel der Deutschen »abgehängt«

und etwa ein Drittel nicht »abgehängt«. Für ein weiteres Drittel halten sich Zu-

stimmung und Ablehnung ungefähr dieWaage. Dass die Zustimmungswerte für

die politisch-repräsentative undwirtschaftspolitisch-distributiveDimensionhö-

her liegen als bei der kulturellen Dimension, stimmt mit früheren Erhebungen

überein (Reiser et al. 2023: 47; de Lange 2023).

Abb. 22: Verteilung des »Gefühls des Abgehängtseins« (Angaben in Prozent)

Erläuterung: Die Abbildung gibt die Verteilung desMittelwert-Index zum »Gefühl des Abgehängtseins« wieder. Der

Wertebereich jeder Farbkategorie hat dieselbe Breite auf dem Index. Auf die Benennung derMittelkategorien wurde aus

methodischen Gründen verzichtet und stattdessen auf die Endpunktbeschriftung zurückgegriffen.

Betrachtet man die 4 Dimensionen des »Gefühls des Abgehängtseins« ge-

meinsam in Form eines additiven Mittelwert-Index,27 so zeigt sich (sh. Abb.

22), dass sich 21 Prozent der Befragten »abgehängt fühlen«; 6 Prozent fühlen sich

dabei stark »abgehängt«.Mehr als dieHälfte teilt dieseWahrnehmungnicht oder

nur marginal und etwa ein Drittel hat ein partielles bzw. kein »Gefühl des Ab-

gehängtseins«. Ein signifikanter Anteil der Menschen hegt folglich ambivalente

Meinungen zur überregionalen Anerkennung und Stellung ihrer Region.28

Die Forschung unterscheidet bei den Einflussfaktoren auf das »Gefühl des

Abgehängtseins« zwischen Kontext- und Kompositionseffekten. Bei Kontext-

effekten wird angenommen, dass dieses Einstellungsmuster ein Ergebnis des

27 FürdieweitereAnalysewirdausdenobengenanntenFrageneinadditiverMittelwertindexgebildet.Da-

bei wurde maximal eine Antwortverweigerung zugelassen. DerWertebereich des Index liegt zwischen

-2 (kein »Gefühl des Abgehängtseins«) und +2 (starkes »Gefühl des Abgehängtseins«). Zur besserenDar-

stellung der Verbreitung des »Gefühl des Abgehängtseins« wurde zudem eine fünfstufige Gruppenein-

teilung getroffen (sh. Abb. 22).

28 DieMöglichkeit,mit »teils/teils« die eigeneUnentschlossenheit zumAusdruck zu bringen,könnte dazu

geführt haben, dass Befragte mit dieser Ausweichmöglichkeit ihre kognitiven Antwortkosten senken

wollten (Tausendpfund 2018: 262).
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regionalen Kontextes und der regionalen Sozialisation ist, bei der kollektive Un-

gerechtigkeitswahrnehmungen verinnerlicht worden sind. Kompositionseffekte

wiederum erklären das »Gefühl des Abgehängtseins« mit einer unterschiedli-

chen soziodemografischen Zusammensetzung von Regionen, aufgrund deren

Menschen mit höherer Anfälligkeit für dieses Einstellungsmuster räumlich

konzentriert sind.29

Im diesjährigen Deutschland-Monitor wird geprüft, welche Faktoren dazu

beitragen, dass Befragte die Wahrnehmung einer regionalen Benachteiligung

angeben. Insbesondere stellt sich die Frage, ob hierbei signifikante Raum- bzw.

Kontexteffekte auf dem Stadt-Land-Kontinuum oder zwischen Regionen mit

hoher oder geringer Prosperität in Ost- undWestdeutschland wirksam sind.

Die statistischen Analysen zeigen, dass die »Ländlichkeit« einer Region nach

dem BBSR-Indikator keinen Einfluss auf das »Gefühl des Abgehängtseins« hat.

Zwarweisen dünn besiedelte ländliche Kreise imAggregat einen um0,29 Skalen-

punkte30höheres »Gefühl desAbgehängtseins« als kreisfreieGroßstädte auf.Die-

se Unterschiede zwischen Ländlichkeitstypen erweisen sich jedoch unter gleich-

zeitiger Berücksichtigung von Individual- undEinstellungsmerkmalen sowie der

Prosperität als nicht signifikant. Die Annahme, dass das »Gefühl des Abgehäng-

tseins« vor allemeineErscheinungsform ländlicherRäume ist,wie es für Teile der

USA angenommen wird, kann demnach im Deutschland-Monitor, übereinstim-

mend mit anderen westeuropäischen Studien, nicht bestätigt werden (de Lange

et al. 2023: 413; Munis 2022: 1075; Arzheimer/Bernemann 2023: 13; Reiser et al.

2023: 48 f.).31

Ein weiterer Befund ergibt sich, nimmt man die Perspektive der Prosperität

und der Ost-West-Dichotomie ein.Hier ist auch unter Berücksichtigung von So-

ziodemografieundanderenEinstellungsmerkmalen ein signifikanter raumbezo-

gener Einfluss auf das »Gefühl des Abgehängtseins« festzustellen (sh. Abb. 23).

Mit einemWohnort in einer weniger prosperierenden Region und einemWohn-

ort in Ostdeutschland erhöht sich jeweils die Wahrscheinlichkeit, dass sich eine

Person an ihrem Wohnort »abgehängt« fühlt. Signifikant höhere Werte für das

»Gefühl des Abgehängtseins« in Ostdeutschland stehen im Einklang mit dem –

29 Es findet auf der Makroebene gleichsam eine Selbst-Sortierung unterschiedlicher Bevölkerungsgrup-

pen undMilieus statt, die dazu führt, dass etwa viele junge, formal gut (aus)gebildete Menschen in die

urbanen Zentren ziehen und ältere sowie formal weniger gut (aus-)gebildete Menschen in ländlichen

und peripherenRegionen verbleiben,wo sich eine entsprechende regionale Identität und kollektiveDe-

privation herausbildet (Jacobs/Munis 2022: 2; Huijsmans 2022: 287).

30 Der Index hat einen Gesamtwertebereich von 4 Skalenpunkten.

31 Europäische Studien weisen darauf hin, dass das »Gefühl des Abgehängtseins« (zumindest in Europa)

vielmehr Ausdruck eines Zentrum-Peripherie-Konflikts ist (Huijsmans 2022: 297, 302; Ziblatt 2021: 34;

de Lange 2023: 411).
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noch jungen – Forschungsstand in der Bundesrepublik (Arzheimer/Bernemann

2023: 14; Reiser et al. 2023).

Abb. 23: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Landesteil und Prosperität (Mittelwerte)

Wegen des direkten Bezugs desMessinstruments zurWirtschaft – eine Frage

richtet sich auf die relative wirtschaftliche Entwicklung der Region im Vergleich

zu anderen Regionen – überrascht es nicht, dass sich die Verbreitung des »Ge-

fühls desAbgehängtseins« jenach soziökonomischerLagederRegionunterschei-

det. Diesen Befund stützt eine Erkenntnis der empirischen Forschung, dass das

»Gefühl des Abgehängtseins« dort auftritt, wo Regionen von einem langfristigen

wirtschaftlichen Abstieg betroffen sind (vgl. Obschonka et al. 2017). Das »Gefühl

des Abgehängtseins« kann also,wie auchdie AnalysendesDeutschland-Monitors

nahelegen, Ausdruck tatsächlicher interregionaler Ungleichheiten bei der sozio-

ökonomischen Lage sein.32

Die Daten der regionalisierten Vertiefungsstudie bestätigen diese Befunde

(sh. Abb. 24). Der Gesamtindex zeigt signifikante Gruppenunterschiede über

die 4 Prosperitätscluster als auch über die einzelnen Kreise. Prosperierende

Regionen in Ost- und Westdeutschland weisen signifikant geringere Werte für

32 Rodríguez-Pose argumentiert hierbei, dass interregionale Ungleichheiten einen größeren Einfluss auf

der Einstellungsebene haben als individuelle Ungleichheit innerhalb von Regionen (Rodríguez-Pose

2018: 23).
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Abb. 24: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Prosperitätsclustern, regionale Vertiefungserhebung

(Mittelwerte)

ein »Gefühl des Abgehängtseins« auf als Regionen mit geringer Prosperität in

Ost und West. Eine Ost-West-Differenz zulasten Ostdeutschlands setzt sich

jeweils innerhalb der Prosperitätsgruppen fort. So weisen die Bürgerinnern und

Bürger in Regionen mit hoher Prosperität in Westdeutschland ein geringeres

»Gefühl des Abgehängtseins« auf als jene in Regionen mit hoher Prosperität in

Ostdeutschland.

Dass sich in Ostdeutschland signifikant mehr Menschen »abgehängt« fühlen

als inWestdeutschland,kann aufmehrereUmstände zurückgeführtwerden: Ers-

tens ist derWohlstand inDeutschland auch 33 Jahre nach derWiedervereinigung

noch räumlich ungleich verteilt. Prosperierenden Regionen in Westdeutschland

geht es im Durchschnitt wirtschaftlich besser als prosperierenden Regionen in

Ostdeutschland, sodass sich vermutlich auch in den Ost-West-Unterschieden

weitere Prosperitätseffekte ausdrücken. Zweitens ist Ostdeutschland stärker von

ÜberalterungundAbwanderungbetroffen (Arzheimer/Bernemann2023: 4).Drit-

tens wird im aktuellen Thüringen-Monitor festgestellt, dass die Wahrnehmung

einer kollektiven Abwertung und ungerechten Behandlung Ostdeutschlands

(»Ostdeprivation«) das »Gefühl des Abgehängtseins« befördert (Reiser et al. 2023:

50).DieBefundedesDeutschland-Monitors stützen also insgesamtdie »Context-

Matters«-Hypothese, wonach ein strukturschwacher sozialräumlicher Kontext

auch unter Berücksichtigung der sozialen Zusammensetzung signifikant zu

einem »Gefühl des Abgehängtseins« beiträgt.
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Die statistischen Modelle zeigen zudem, dass ein »Gefühl des Abgehäng-

tseins« neben den Kontextmerkmalen auf Kreisebene signifikant mit der subjek-

tivenWahrnehmung der sozioökonomischen Verfassung der Region zusammen-

hängt. In anderen Worten: Nicht nur die objektiv messbare sozioökonomische

Lage wirkt sich auf das Gefühl des »Abgehängtseins« aus, sondern auch die

wahrgenommene sozioökonomische Situation und relative Entwicklung des

Wohnorts und derWohnregion.Menschen,welche Abwanderung oder Fachkräf-

temangel als Probleme der eigenen Region stärker wahrnehmen, neigen stärker

dazu, ihre Region als »abgehängt« wahrzunehmen. Dies gilt auch für Menschen,

die mit den Infrastrukturangeboten (Internetverbindung, Kultur- und Freizeit-

angebote) in ihrer Region unzufrieden sind. Auch imThüringen-Monitor erwies

sich eine wahrgenommene Abwanderungsproblematik als signifikanter Erklä-

rungsfaktor für das »Gefühl des Abgehängtseins« (Reiser et al. 2023: 51) (sh. Abb.

25). Außerdem verstärkt auch die subjektive Einschätzung, der Wohnort habe

sich in den letzten Jahren zum Schlechteren entwickelt, dieseWahrnehmung.

Abb. 25: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Problemwahrnehmung der Abwanderung amWohnort

(Mittelwerte)
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Abb. 26: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Zufriedenheit mit Erreichbarkeit von Kultur- und Freizeit-

einrichtungen (Mittelwerte)

Abb. 27: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach subjektiver Einschätzung der Entwicklung amWohnort in

der Vergangenheit (Mittelwerte)

Hinsichtlich der Soziodemografie sind beim »Gefühl des Abgehängtseins« 2

Einflussfaktoren identifizierbar: Zum einen gehtmit einem höheren Lebensalter

eine stärkere Ausprägung dieses Gefühls einher. Dieser Effekt ist statistisch si-

gnifikant, aber im Vergleich zu anderen Faktoren nicht sehr stark. Die Differenz
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zwischen den Altersgruppen 16 bis 29 Jahre und 50 bis 65 Jahre entspricht 0,25

Skalenpunkten. Zum anderen hegen Menschen mit höherer formaler Bildung in

geringerem Maße ein Gefühl der regionalen Benachteiligung. In der regionalen

Vertiefungsstudie zeigt sich zudem in Übereinstimmung mit anderen Studien

einhäufigeresAuftretenbeiMännern (Munis 2022: 1071;Huijsmans 2023; Arzhei-

mer/Bernemann 2023: 13).

Auf der Einstellungsebene findet sich im Einklang mit dem Forschungsstand

ein starker und signifikanter Einfluss der Statusverlustangst und der individuel-

len Deprivation.Wer also befürchtet, durch aktuelle Entwicklungen auf die »Ver-

liererseite des Lebens« zu geraten, oder das Gefühl hat, nicht den gerechten ge-

sellschaftlichen Anteil zu erhalten, fühlt in der Tendenz auch stärker die Region

als »abgehängt« (Reiser et al. 2023: 51) (sh. Abb. 28). Dieser Befund stützt – eben-

so wie die Ergebnisse zur Parteiidentifikation und zur Demokratiezufriedenheit

(sh.Abb.29undAbb.30)–das inder ForschungdiskutierteArgument,dassPopu-

lismus und ein »Gefühl des Abgehängtseins« Ausdruck einer »Modernisierungs-

überforderung« sind (Inglehart/Norris 2019).

Betrachtet imSpiegel des bundesdeutschenParteiensystemswirddeutlich er-

kennbar, dass sich das »Gefühl des Abgehängtseins« entlang der soziokulturel-

len Konfliktachse des parteipolitischen Raums anordnet (sh. Abb. 30). AfD und

Bündnis 90/ Die Grünen, die nach vorherrschenderMeinung die beiden Pole die-

ser Konfliktlinie im deutschen Parteiensystem auf Bundesebene darstellen, zei-

gen in ihrer Anhängerschaft die höchste bzw. geringste Verbreitung des »Gefühls

des Abgehängtseins«. Dazwischen ordnen sich, von soziokulturell »rechts« nach

»links« gesehen, die Unionsparteien, die FDP sowie (nahezu gleichauf) die Par-

tei Die Linke und die SPD ein (Wagner et al. 2023: 625; Best et al. 2023: 8). Der

Befund eines besonders verbreiteten »Gefühls des Abgehängtseins« in der An-

hängerschaft der AfD stützt die Feststellung Diermeiers (2020: 559), dass es ge-

rade dieser Partei gelungen ist, Wählerinnen und Wählern, die sich in ihrer Re-

gion von der etablierten Politik »verlassen« fühlen, eine politische Heimat zu ge-

ben.Zusammenfassend sei festgehalten, dass sich das viel diskutierte Phänomen

»abgehängter Regionen« in Deutschland auf der Einstellungsebene nicht als ei-

ne simple Ost-West- oder Stadt-Land-Dichotomie abbildet. Zwar fühlen sich in

ländlichen Regionen etwas mehr Menschen von den politischen, kulturellen und

wirtschaftlichenEliten »abgehängt«.Die statistischenAnalysen zeigen aber, dass

sowohl die objektiven Prosperitätsindikatoren als auch die wahrgenommene La-

ge und Entwicklung des Wohnorts einen wesentlichen Teil der Erklärungsfakto-

ren bilden.Politisch folgt daraus: DemEinstellungsmuster des »Abgehängtseins«

kanndurch fortgesetzteundaktiveBemühungenzurAngleichungder Lebensver-

hältnisse und mit Anreizen zum Verbleib bzw. Zuzug junger Menschen in diese

Regionen zumindest in Teilen entgegengewirkt werden.
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Abb. 28: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Statusverlustangst (Mittelwerte)

Abb. 29: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Demokratiezufriedenheit (Mittelwerte)
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Abb. 30: Das »Gefühl des Abgehängtseins« nach Parteiidentifikation (Mittelwerte)

Daneben wirken sich, wie bei einer Vielzahl politischer Einstellungsmuster,

auch allgemeine und persönliche Gerechtigkeitsperzeptionen, das Verhältnis

zu Politik und Demokratie sowie soziodemografische Merkmale auf das »Ge-

fühl des Abgehängtseins« aus. Übereinstimmend mit dem Stand der Forschung

ergibt sich als ein zentraler Befund, dass die Hintergründe des »Gefühls des

Abgehängtseins« sowohl in Kontext- als auch Kompositionseffekten liegen: Die

soziale Zusammensetzung der Bewohnerinnen und Bewohner kann räumliche

Unterschiede beim »Gefühl des Abgehängtseins« nicht erschöpfend erklären

(Jacobs,Munis 2022: 2; Huijsmans 2022: 297; Gimpel et al. 2020: 1363).Die Befun-

de des Deutschland-Monitors reihen sich hier ein. Das Einstellungsmuster des

»Abgehängtseins« erweist sich zudem, wie auch weitere Analysen im vorliegen-

den Bericht zeigen, als aufschlussreicher Erklärungsfaktor für andere politische

Einstellungsmuster wie etwa die Bewertung der Wiedervereinigung, die oder

das Vertrauen in die Bundesregierung (sh. Kap. 4.3 und Kap. 4.7).

3.7 Lebensqualität, Standortgüte und sozialer Zusammenhalt am

Wohnort und in näherer Umgebung –Die Sicht der Bürgerinnen

und Bürger

Traditionell fallen 2Aufgabenbereiche indie kommunaleZuständigkeit:Dazuge-

hört zum einen die Bereitstellung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge, wie
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Infrastrukturausstattung und soziale Dienste, sowie zum anderen die Ortspla-

nungbzw.Stadtentwicklung,die als »kleinräumigeSteuerungderUmweltgestal-

tung« (Naßmacher 2000: 308) verstandenwerden kann. Beide Zuständigkeitsbe-

reiche sind städtischen und ländlichen Gemeinden grundsätzlich gemeinsam.

Die Zufriedenheit mit den Angeboten und Leistungen der Daseinsvorsorge

vor Ort und in näherer Umgebung ist in der Bevölkerung vergleichsweise hoch.

Zudem zeigt die differenzierte Analyse der Umfragedaten, dass bei der subjek-

tiven Bewertung dieses Kernbereichs öffentlicher Aufgaben weder ein durch-

gängiges Stadt-Land-Gefälle noch ein klarer Ost-West-Unterschied festzustellen

ist (sh. Kap. 3.3, Ostbeauftragter 2023: 48). Vorhandene Angebote öffentlicher

Dienstleistungen und sozialer Gemeinschaftsgüter werden bundesweit ge-

schätzt. Ähnlich positiv wird auch die Erfüllung des anderen gemeindlichen

Aufgabenfeldes, d.h. der kommunalen Steuerungsleistungen in den Bereichen

Wohnen, Haushalt, Wirtschaftsförderung, Erholung/Freizeit und Bürgerbe-

teiligung, wahrgenommen. Die Auswertung der Monitor-Daten ergab ferner,

dass auch die Lebenszufriedenheit, die sich an diesen Qualitätsmerkmalen des

Wohnstandorts bemisst, bundesweit überwiegend positiv bekundet wird (vgl.

Ostbeauftragter 2023: 58). Allerdings treten in der auf den ersten Blick heilen

lokalen Welt neben einem »Gefühl des Abgehängtseins« (sh. Kap. 3.6) auch An-

zeichen sozialer Spaltung zutage. Wer nach eigenem Empfinden »weniger als

den gerechten Anteil« erhält, bewertet die Lebensbedingungen am Wohnort

schlechter (Ebenda, sh. Kap. 3.2).

Nicht alle Facetten der Standorterfahrung,die sich zu einemGesamteindruck

zusammenfügen, erhalten von den Befragten gleich gute oder gleich schlechte-

re Benotungen. Um solche hinter den vergebenen Endnoten liegende Schattie-

rungenmöglichst breit zu erfassen, haben wir das Messinstrument des »Soziali-

tätsindex« (abgekürzt SIX) entwickelt. Im Deutschland-Monitor 2023 wurde das

Instrument erstmals im Rahmen einer bundesweiten repräsentativen Befragung

getestet. Der SIX dient dazu, auf der Basis der Umfragedaten die örtlicheWahr-

nehmungder Lebensqualität,der Standortgüte unddes sozialenZusammenhalts

anhand von insgesamt 15 Unterdimensionen abzubilden. Die statistischen Zu-

sammenhänge zwischen den 3 Hauptdimensionen erweisen sich als signifikant:

Wird eine Dimension stärker positiv besetzt, ist das auch bei den beiden anderen

der Fall, und ebenso umgekehrt bei negativer Tendenz (sh. Tab. 3 und Abb. 31).33

33 Der Sozialitätsindex wurde im Teilprojekt SIX am Teilstandort Halle des Forschungszentrums Ge-

sellschaftlicher Zusammenhalt (FGZ) entwickelt und erstmals 2021 in ausgewählten Kreisen und Ge-

meinden der Bundesrepublik, die sich nach hohen, moderaten und niedrigen Belastungen bei Ein-

wohner- und Beschäftigtenentwicklung unterscheiden, erprobt. Vgl. hierzu Jaeck et al. 2023: www.fgz-

risc.de/forschung-transfer/projektdatenbank/details/HAL_F_03
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Tab. 3: Ergebnis der Faktorenanalyse – rotierte Komponentenmatrix

Item 1.6 wird auf Grund der Verbesserung der Reliabilität bei der Bildung der Skala SIX I – Sozialer Zusammenhalt

ausgeschlossen
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NachstehendeAbbildungdesGesamtindexSIXIzeigtdieMittelwerte für aus-

gewählte Umfeld-Kriterien (»Kontextfaktoren«), eingeschlossen Effekte von Re-

gionalisierung sowie nach biografischer Verortung der Befragten auf. Das statis-

tischeAggregat der individuellenBewertungen vonLebensqualität, Standortgüte

und sozialemZusammenhalt amWohnort weist aus, dass diese lokalenMerkma-

le und Angebote in der rechnerischen Gesamtabwägung von Befragten deutsch-

landweit überwiegend positiv eingeschätzt werden. Darauf, dass dabei einzelne

Facetten auch kritischer gesehen werden, wird noch eingegangen.

Abb. 31: Zusammenhang der 3 Unter-Dimensionen des Sozialitätsindex

Der Gesamtindex zeigt, dass sich Merkmale des strukturellen Umfelds und

der geo-biografischen Sozialisation, die hier zur Erklärung der individuellen Be-

wertungen desWohnorts herangezogenwerden, als aussagekräftig erweisen (sh.

Abb.32).Ersichtlich liegendie imSIXabgebildetenMittelwerte für sämtlicheEin-

zelindikatoren auf der Skala (-1 bis +1) im positivenMessbereich. Klaren Einfluss

hat dieOrtsgröße.FürWestdeutschland–unddamit aufgrundder größerenFall-

zahl auch für Gesamtdeutschland– gilt: Je geringer die Einwohnerzahl des Ortes
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ist, desto vorteilhafter fällt linear aufsteigend die Bewertung für die abgefrag-

ten Dimensionen aus. Dabei markiert die Ortsgrößenklasse ab 20.000 Einwoh-

nerinnen und Einwohnern einen Einschnitt in der Standortgunst, der sich mit

wachsender Ortsgröße verstetigt. Die schlechtesten Noten erhalten Großstädte

ab einer halbenMillion Einwohnerinnen und Einwohnern.

Demgegenüber steigt im Osten Deutschlands34 die positive Bewertung des

Wohnstandorts nicht linear mit zunehmender Ortsgröße an. Im inneröstlichen

Vergleich schneiden kleine Gemeinden (bis 5.000 Einwohnerinnen und Einwoh-

ner) und Kleinstgemeinden (bis 2.000 Einwohnerinnen und Einwohner) zwar,

ähnlich ihren Pendants im Westen, am besten ab. Doch im Ost-West-Vergleich

liegen dieselben Ostgemeinden auf der Skala der Rangplätze deutlich hinter den

Westgemeinden derselben Größe. Bei der schwächeren Bewertung der ostdeut-

schen »Schwestergemeinden« dürfte zu Buche schlagen, dass gerade in dorti-

gen Landgemeinden eine ausreichende Grundversorgung und eine nach Alt und

Jung ausgewogeneZusammensetzungderEinwohnerschaft häufig vermisstwer-

den. Ferner ist erkennbar, dass die Bewertungsdifferenz zwischen kleinster und

höchster Ortsgröße im Osten um mehr als das Doppelte kleiner ausfällt als im

Westen (Spanne fürMittelwerteOst 0,21 Skalenpunkte, fürMittelwerteWest 0,46

Skalenpunkte). Das liegt daran, dass ostdeutschen Großstädten mit einer hal-

ben Million und mehr Einwohnerinnen und Einwohnern – von denen es nur 3

gibt35 – weniger Nachteile als im Westen Deutschlands zugeschrieben werden

(MW Ost 0,54, MWWest 0,44). Ursächlich hierfür dürften die besseren Kinder-

betreuungs- und Pflegeangebote sowie die weniger prekäre Situation auf dem

Wohnungsmarkt sein. Ein positiver »Ausreißer« sind ostdeutsche Mittelstädte

zwischen 20.000 und 50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Diese liegen in

der Standortgunst ihrerWohnbevölkerung nahezu gleichaufmit Kleinstgemein-

den. Insgesamt erweist sich die Ortsgrößenklasse zur Erklärung des SIX im Os-

ten Deutschlands aber als nicht signifikant (sh. Abb. 32a).

Unsere Annahme, dass Kontexteffekte einstellungsprägend sein können, ha-

ben wir anhand eines weiteren raumstrukturellen Indikators, der Typologie der

Ländlichkeit,überprüft.LändlicheLebenswelten,einerlei obdiesemit gutenoder

weniger guten ökonomischen Verhältnissen einhergehen, werden durchweg ge-

schätzt. Die Bewertung für »nicht ländliche« Regionen fällt demgegenüber deut-

lich ab. Im Vergleich schneiden »sehr« und »eher ländliche« Ortslagen in West-

deutschland relativ besser, in Ostdeutschland weniger gut ab. Die allgemein po-

sitive Bewertung lässt darauf schließen, dass Erschwernisse des Lebens auf dem

34 Aufgrundder zumTeil geringenFallzahlen in einigenOrtskategorien ist hierdieAussagekraft derDaten

allerdings eingeschränkt.

35 (Ost-)Berlin, Leipzig (seit 2005) und Dresden (seit 2006).
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Abb. 32a: Skala Sozialitätsindex nach unterschiedlichen Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -2 »sehr nied-

rig« bis +2 »sehr hoch«)

° Dieser Index lässt sich für Ostdeutschland nur bedingt abbilden, da hier keine ländlichen Räumemit

guter wirtschaftlicher Lage (nachThünen-Indikator) vorliegen.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Lande, die auch dort (z.B. bezüglich Mobilität und Bildungsangeboten) erfahr-

bar sind, in der persönlichen Güterabwägung mit einer hohen sozialräumlichen

Lebensqualität (z.B. ruhige Wohnlage, Weiträumigkeit und nachbarliche Bezie-

hungen) kompensiert werden.Bestätigung findet die grundsätzlich positiveHal-

tung zu ländlichen Lebensverhältnissen auch darin, dass, wer seine sekundäre

Sozialisation, d.h. Kindheit und Jugend, auf dem Land erlebt hat, seinen heu-

tigen Wohnort häufiger positiv bewertet als »gelernte« Stadtmenschen (sh. Abb.

32a).
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Abb. 32b: Skala Sozialitätsindex nach unterschiedlichen Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -2 »sehr nied-

rig« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Ost-West-Unterschiede treten bei der Einschätzung des heutigen Wohn-

standorts ebenfalls zutage, bedingt durch das Nachwirken älterer Lebensab-

schnitte. Wer sein Leben vor 1990 überwiegend in Ostdeutschland verbracht

hat, schaut kritischer auf das Wohnumfeld als Befragte, die zur gleichen Zeit

im Westen Deutschlands gelebt haben. Nach der Wiedervereinigung flacht der

Unterschied erkennbar ab: Die Bewertung des Wohnorts ist nahezu ausgegli-

chen, einerlei ob jemand gegenwärtig im östlichen oder westlichen Teil der

Bundesrepublik lebt (sh. Abb. 32b).
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Die regionale Vertiefung im Ansatz des Deutschland-Monitors erweitert hier

die Analysemöglichkeiten, Effekte struktureller Bedingungen auf Einstellungen

auszuleuchten. Auf der Basis dieser Daten können wir Kreisregionen höherer und

geringerer Prosperität identifizieren. Hinter der bipolaren Zuordnung nach dem

Gradmesser stärkerer oder schwächerer Prosperität gruppieren sich die Kreisre-

gionen (sh. Kap. 2.2). Hierfür wurden anhand von 13 strukturellen Indikatoren

der Raumstatistik aus den derzeit insgesamt 401 kommunalen Gebietskörper-

schaftenderBundesrepublik 8 Stadt- undLandkreise nachdenKennzeichenpro-

sperierend/nichtprosperierend und Ost/West paritätisch ausgewählt (Auswahl-

verfahren: sh. Kap. 2.2). Wie ebenfalls im Gesamtindex SIX ausgewiesen wird,

unterscheiden sich die Mittelwerte der Bewertungen für diese Raumtypen, ob-

gleich beide im positiven Skalenbereich liegen (sh. Abb. 32b). Die Differenz be-

trägt 0,2 Skalenpunkte.

Auffallend ist hier ein doppelter Befund: Weder markieren die Gesamtno-

ten, die von den befragten Einwohnerinnen und Einwohnern in den einzelnen

Kreisregionen vergeben worden sind, eine eindeutige Trennlinie nach Ost und

West noch sind positive Benotungen ausnahmslos westdeutschen prosperie-

renden Raumeinheiten vorbehalten und negative Bewertungen ausschließlich

für ostdeutsche nichtprosperierende Standorte reserviert. Das zeigen die in

unserer Vertiefungsstudie (sh. Kap. 2.2 und Kap. 5) aufscheinenden Differenzen:

Die besten Benotungen für den Wohnort werden vielmehr in den ostdeutschen

Kreisen Weimar und Dahme-Spreewald vergeben. Am schlechtesten wird das

nordrhein-westfälische Duisburg von seiner Wohnbevölkerung bewertet, mit

Abstand gefolgt vom hessischen Wiesbaden und dem Salzlandkreis in Sachsen-

Anhalt.

Eine zentrale Frage des diesjährigen Deutschland-Monitors lautet, ob syste-

matische Unterschiede hinsichtlich der politischen Einstellungen gemäß ihrer

Verortung im Raum bestehen. Hier zeigen sich, wie der Gesamt-Sozialitätsin-

dex ausweist, überraschend deutliche Zusammenhänge mit der persönlichen

Einschätzung der Wohnstandortbedingungen – am klarsten bezüglich des

Demokratiebewusstseins, des Institutionenvertrauens und auch der Partei-

identifikation, hingegen deutlich schwächer hinsichtlich der Links-Rechts-

Selbsteinstufung (sh. Abb. 33 und Kap. 4).

Die hierzulande – das bestätigt die repräsentative Befragung – nach wie vor

sehr kleine Minderheit bekennender Demokratieverweigerer (»Antidemokra-

ten«) äußert in der Gesamtschau auf die Gegebenheiten an ihren Wohnstand-

orten eine zwar nur vergleichsweise schwach positive, jedoch nicht prinzipiell

ablehnende Grundeinschätzung. Mit der Zuordnung des Gros der Befragten

zu ›kumulierten‹ Demokratie-Dimensionen – von Antidemokraten über system-

kritische und über politikkritische zu zufriedenen Demokraten – steigt die
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Abb. 33: Skala Sozialitätsindex nach politischen Einstellungen (Mittelwerte von -2 »sehr niedrig« bis +2

»sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Wertschätzung des Wohnorts signifikant an (sh. Abb. 33 – Die Typologie demo-

kratischer Orientierungen wird in Kap. 4.4 erläutert und analysiert). Das gleiche

linear auf- bzw. absteigende Verteilungsmuster ergibt sich bei der Beantwortung

der Frage nach dem Vertrauen in politische Institutionen. Wer diesen Autori-

täten nur gering vertraut, vergibt auch für die persönlichen Lebenschancen,

die öffentlichen Partizipationsangebote und die Entwicklungsaussichten des

Wohnorts weniger gute Noten. In dem Maße, wie der für rechts- und partei-

enstaatliche Einrichtungen vergebene Vertrauensbonus wächst, hellt sich das

positive Gesamtbild zusehends auf (sh. Abb. 33).
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Abb. 34: Skala Sozialitätsindex nach sozialstrukturellen Einstellungen undMerkmalen (Mittelwerte von -2

»sehr niedrig« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Ein weiteres: Wie kritisch oder wohlwollend die Lebenschancen amWohnort

eingeschätzt werden, spiegelt sich außerdem in der bekundeten Parteiidentifika-

tion wider. Dabei bilden sich die bekannten politischen Konfliktlinien des deut-

schen Parteiensystems ab, das sich gegenwärtig zusehends in der Richtung eines

polarisierten Pluralismus (vgl. Sartori 1976: 288) entwickelt. Wer einer der bei-

den Parteien an den äußeren Polen des Parteienspektrums nahesteht, bewertet

die lokalen Verhältnisse deutlich oder sehr deutlich weniger positiv als Personen

ohne Parteibindung sowie Befragte, diemit den systemtragenden Parteien CDU/

CSU, Die Grünen, SPD oder FDP sympathisieren. Demgegenüber ist die Selbst-

einstufung auf der Links-Rechts-Skala für denGrad derOrtszufriedenheit wenig

aussagekräftig (sh. Abb. 33).

Bei der Verteilung nach Altersgruppen zeigt sich beim Gesamt-Sozialitätsindex,

dassÄltere (66 Jahreundälter) sichüberdieLebensverhältnisse an ihremWohnort

am zufriedensten äußern (sh. Abb. 34). Dies mag daraus resultieren, dass man-

che vorhandenen Defizite an lokaler Infrastruktur für Jüngere fühlbarer sind als

für Ältere. Für diese Vermutung spricht die deutlich weniger positiv ausfallen-

de Standortbewertung von 30- bis 39-Jährigen. Diese Altersgruppe befindet sich

in einer Lebensphase, in der berufliche Belastungen undHerausforderungen der

Existenzsicherung vergleichsweise intensiv auftreten (BMFSFJ 2021: 414 ff.), was

zumindest partiell erhöhte–und nicht immer zufriedenstellend erfüllte–Anfor-

derungen an lokale Lebensbedingungen mit sich bringt. Eine positive Ortsbin-

dung verstärkt sich tendenziell mit zunehmenderWohndauer amWohnort.

Wer sich gegenüber seinen Mitmenschen oder der Gesellschaft selbst be-

nachteiligt fühlt, sieht sich in seinem Empfinden latenter Unzufriedenheit

und mangelnden Selbstbewusstseins offenbar mit hoher Wahrscheinlichkeit

bestärkt, wenn er/sie im Lebensumfeld gefühlte Zurücksetzung, unerfüllte Teil-

habe,Verlustängste oder persönlicheNachteilserfahrungen erlebt.Diesesmental

fragile Lebensgefühl wird in der sozialpsychologischen Forschung als subjek-

tive bzw. relative Deprivation, das heißt aus dem Vergleich mit »den Anderen«

entspringende Benachteiligung beschrieben (vgl. Runciman 1966; Farwick 2009;

Güttler 2003; Reiser/Reiter 2022).

DieAuswirkungendieses Lebensgefühls auf dieBewertungdesWohnorts tre-

ten im Spiegel des Sozialitätsindex erkennbar zutage (sh. Abb. 34). Die Indika-

toren hierfür sind Zukunftsangst sowie das subjektive Gerechtigkeitsempfinden.Die

Umfragedaten zeigen: Je intensiver Personen vonder Sorgeumgetriebenwerden,

»aufdieVerliererseitedesLebenszugeraten«,destoweniger empfindensie ihr lo-

kales Umfeld als hilfreich und einladend, auch wenn eine gewisse Grundzustim-

mung offenbar erhalten bleibt.

Eine auf den ersten Blick paradoxe Polarisierung ergibt sich bei der Beant-

wortung derGerechtigkeitsfrage:Wer glaubt, »etwasweniger« oder gar »sehr viel
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weniger als den gerechten Anteil zu erhalten«, äußert sich über die Konditionen

an seinemWohnort deutlich weniger zufrieden als Befragte, die sich gerecht be-

dacht sehen (sh. Abb. 34). So weit, so erwartbar. Jedoch überrascht, dass bei Be-

fragten,die angeben,»etwasmehr« oder »sehr vielmehr« als dengerechtenAnteil

zu erhalten, der Grad der Ortszufriedenheit geringer ausfällt bzw.moderat rück-

läufig ist verglichen mit Personen, die sich subjektiv gerecht behandelt fühlen.

Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass Personen, die sich überversorgt sehen,

sich nicht nur einer gehobenen Ausstattung mit immateriellen Lebenschancen

und materiellen Ressourcen bewusst sind, sondern daraus auch höhere Ansprü-

che an das Leistungsniveau an ihrem Wohnort ableiten, die nicht immer erfüllt

werden. Angemerkt sei noch, dass die Merkmale Einkommen und Bildung ledig-

lich geringe Effekte zeigen. Deshalb wurden sie in den Sozialitätsindex nicht mit

aufgenommen.

Ziehtmanbishierher einZwischenfazit, so ist vor allemeinUntersuchungser-

gebnis bemerkenswert: Bei vergleichender Gegenüberstellung von Einzelwerten

des Sozialitätsindex fällt eine unerwartet eindeutige Gleichgerichtetheit der vorpo-

litischen Bewertungen des Wohnorts und von politischen Einstellungen auf. Im Einstel-

lungshorizont der Bevölkerung existiert eine hohe Übereinstimmung der Bewer-

tungen der lokalen Lebenswelten und der Einstellungen zum politisch-adminis-

trativen System. Keine Frage: Nicht alle Politik ist lokal. Aber umgekehrt hat al-

les Lokale einen politischen Bezug – insofern nämlich, als die subjektive Bewer-

tung der regionalen bzw. lokalen Lebensumstände auf politische Einstellungen

abfärbt, und zwar nachweisbar auch auf generelle Wahrnehmungen von Politik,

wie z.B. das Demokratieverständnis und das Vertrauen in rechtsstaatliche und

parteienstaatliche Institutionen. Wer die Lebensqualität, Standortgüte und so-

zialen Kontakte amWohnort schätzt, hat auch vom Funktionieren der Demokra-

tie und der Vertrauenswürdigkeit staatlicher Einrichtungen eine gute Meinung.

Und ebenso geht die gegenteilige Gleichung auf – schlechte Bewertung der örtli-

chenVerhältnisse,FremdelnmitDemokratie,Parteienstaatundstaatlichen Insti-

tutionen. Somit bestätigt sich eine zentrale Erkenntnis der bisherigen Politische-

Kultur-Forschung.

Diese Erkenntnis kann der Politik in Bund, Land und Kommunen als Orien-

tierungshilfe dienen. Als ein Ansatz für politisches Handeln böte sich an, inten-

siver, als das bisher geschieht, die Standortgüte anWohnort und näherer Umge-

bung gezielt zu verbessern, und vorrangig in strukturschwachen, nicht prospe-

rierenden Regionen bzw. dort, wo das »Gefühl des Abgehängtseins« verbreitet ist

(sh. Kap. 3.6). Auch für eine künftige strukturpolitische Feinsteuerung –Welche

kommunalpolitischen Agenden sollen bevorzugt gefördert werden? – liefert der

Deutschland-Monitor einige präzisierende Hinweise. Um dies zu veranschauli-

chen, wird im Folgenden der aus dem Gesamtindex ausgekoppelte Einzelindex
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für die Dimension Standortgüte zusätzlich herangezogen (sh. Abb. 35a und Abb.

35b). Auch dieser Einzelindex wird gegenüber dem Kurzbericht um die mit der

Haupterhebung erhobenen politischen Einstellungen sowie um Indikatoren der

Regionalisierung, die auf Daten der regionalen Vertiefungsstudie beruhen, er-

weitert. Erschlossen wird im SIX die Dimension Standortgüte (SIX II) mit Hilfe

von Indikatoren, die darüber Auskunft geben,wie die Entwicklung desWohnorts

währendder vergangenenundderkommenden 15 JahrevondenBürgerinnenund

Bürgern eingeschätzt wird, und ferner, wie die wirtschaftliche Lage vor Ort, das

Haushaltsgebaren der Gemeinde und deren Offenheit für bürgerschaftliche Be-

teiligung an kommunalen Planungen wahrgenommen werden (sh. Tab. 4).

Tab. 4: Einschätzung unterschiedlicher Kriterien desWohnorts (Angaben in Prozent)

Datenbasis: Prosperitäts-Werte Zusatzstichprobe, Gesamtwerte Basisstichprobe

Erkennbar wird, dass im Einzelindex SIX II die hier gemessenen Indikatoren

der Standortgüte zwar ganz überwiegend wiederum im positiven Skalenfeld

liegen, aber ausnahmslos auf einem schwächeren Niveau als im Gesamtindex.

Wie bereits aufgezeigt (vgl. Ostbeauftragter 2023), bildet die Differenzierung

nach Ortsgrößen in Westdeutschland eine positive Bewertung der Standortgüte

ab, die mit sinkender Einwohnerzahl linear zunimmt (sh. Abb. 35a).
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In Ostdeutschland schwanken im Einzelindex Standortgüte die Werte

sprunghaft zwischen den Ortsgrößen, demzufolge ergibt sich kein signifi-

kanter Zusammenhang zwischen Einwohnerzahlen und Standortgüte, wie er in

Westdeutschland beobachtet werden kann. Ostdeutsche Groß- und Mittelstädte

schneiden insgesamt etwas besser ab als ihre Schwesterstädte imWesten. Land-

gemeinden unter 2000 Einwohnerinnen und Einwohnern werden ähnlich gut

benotet wie inWestdeutschland.Doch gegenüber demGesamtindex verlieren ei-

nige Ortsklassen nachgerade drastisch an Sympathien ihrer Einwohnerschaft, so

insbesondere die Großstädte mit mehr als einer halben Million Einwohnerinnen

und Einwohnern (sh. Abb. 35a). Die Ausmaße dieses Rückgangs bei der Bewer-

tung der Standortgüte solcher Großstädte sind in Ost- wie Westdeutschland

enorm, werden in ostdeutschen großen Großstädten (ab 500.000 Einwohnerin-

nen und Einwohnern) dank besserer Werte bei den Dimensionen Lebensqualität

und sozialer Zusammenhalt allerdings ein wenig mehr aufgefangen.

Die starken Einbußen der wahrgenommenen Standortgüte in der höchsten

Ortsgrößenklasse sind Ausdruck dessen, dass – mit den 2 Ausnahmen der ge-

fühlten Ungerechtigkeit und von Kreisen mit geringer Prosperität – alle in die-

semEinzelindex aufgeführten Indikatoren zwar im positiven Skalenbereich blei-

ben, aber auf einem deutlich niedrigeren Niveau liegen als im Gesamtindex. Ge-

genüber dessen durchschnittlichemMittelwert (0,68 Skalenpunkte) fällt der Ver-

gleichswert im Teilindex Standortgüte auf weniger als die Hälfte (0,27 Skalen-

punkte) zurück.

Vergleichsweise stark verringert sich die positive Benotung der Standortgü-

te in der Altersgruppe der 30- bis 39-Jährigen (sh. Abb. 36). In dieser Kerngruppe

der Arbeitsgesellschaft geht der Mittelwert auf nahe 0 zurück. Abweichend vom

Gesamtindex kippt im Einzelindex Standortgüte bei Befragten, die nach eigener

Einschätzung »sehr viel weniger als den gerechten Anteil« erhalten, die Bewer-

tung in einen klar negativen Wert (-0,32 Skalenpunkte) um. Das subjektive Be-

nachteiligungsgefühl findet in der ökonomischenLage amWohnort unddendor-

tigen kommunalpolitischen Verhältnissen, also 2 zentralen Bewertungskriterien

der Standortgüte, augenscheinlich Nahrung.

Bei näherer Betrachtung der aus der regionalen Vertiefungsstudie entnom-

menen Daten zum Kriterium hohe oder niedrige regionale Prosperität wird die

relativweniger günstig ausfallendeBewertung des Faktors Standortgüte erhärtet

(sh. Abb. 35b). Die schon im Gesamtindex erkennbare Bewertungsdifferenz zwi-

schenKreisenmit hoher und geringer Prosperität (sh.Abb. 32), tritt sehr viel stär-

ker zutage, wenn man ausschließlich die für die Standortgüte in diesen beiden

Kreiskategorien vergebenen Noten berücksichtigt. Dann verliert der Mittelwert

in der strukturstärkeren Kategorie 2/3 (anstelle 0,60 nunmehr 0,21 Skalenpunk-
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Abb. 35a: Dimension SIX II – Standortgüte amWohnort nach Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -2 »sehr

niedrig« bis +2 »sehr hoch«)

° Dieser Index lässt sich für Ostdeutschland nur bedingt abbilden, da hier keine ländlichen Räumemit

guter wirtschaftlicher Lage (nachThünen-Indikator) vorliegen.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

te), und in der strukturschwächeren Kategorie wechselt er aus dem positiven in

den negativen Skalenbereich (-0,04 statt 0,40 Skalenpunkte).

Wesentliche Beweggründe für die vergleichsweise kritische Sicht der Befrag-

ten auf die Standortgüte ihresWohnorts sind, nimmtman die in dieser Richtung

gestellten Fragen nochmals auf, vor allem die örtliche wirtschaftliche Situation

sowie die Einschätzung der bisherigen und künftigen Entwicklung der Gemein-

de, mithin örtliche Eigenheiten, die einen klaren Strukturbezug aufweisen. Wie

sehr indieserHinsicht dieAussagenderBefragten inOrtenmit niedriger undho-
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Abb. 35b: Dimension SIX II – Standortgüte amWohnort nach Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -2 »sehr

niedrig« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

her Prosperität auseinanderklaffen, veranschaulicht die tabellarische Übersicht

(sh. Tab. 4).

Die vergleichsweise kritische Sicht speziell auf die Standortgüte ihresWohn-

orts geht auch in diesem Segment von Einstellungen mit einer bemerkenswert

konsonanten politischen Positionierung der Befragten einher (sh. Abb. 37) – ver-

glichen mit dem Gesamtindex folgerichtig mit dem Unterschied, dass hier die

Unterstützung für die Demokratie schwächer ausfällt, das Institutionenvertrau-

en schrumpft und die Bewertungen von Gegnern bzw. Kritikern und Befürwor-
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Abb. 36: Dimension SIX II – Standortgüte amWohnort nach sozialstrukturellen Merkmalen und gesell-

schaftlichen Einstellungen (Mittelwerte von -2 »sehr niedrig« bis +2 »sehr hoch«)

° Aufgrund der Operationalisierung (sh. Tab. 3) der Dimension SIX II ist diese Gruppe nicht besetzt.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 37: Dimension SIX II – Standortgüte amWohnort nach politischen Einstellungen (Mittelwerte von -2

»sehr niedrig« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

tern der Demokratie sowie von Anhängern politischer Parteien deutlicher polari-

siert sind (sh. Abb. 37).

Betrachtet man ausgehend vom Antwortverhalten auf die Fragen zur Stand-

ortgüte die Positionierungen bei politischen Fragen im Einzelnen, so zeigt der

Vergleich des Teilindexmit demGesamtindex: Personenmit antidemokratischen

Einstellungen und systemkritische Demokraten beurteilen ihren Wohnstandort

entschieden bzw. mindestens tendenziell stärker nachteilig; hier erhält die Be-

wertung nun ein deutlich bis sehr deutlich negatives Vorzeichen. Beim Indika-

tor Parteiidentifikation ist die Abdrift von AfD-Anhängerinnen und -Anhängern
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in das negative Skalenfeld augenfällig; alle anderen Parteigänger (wie auch Par-

teiungebundene) bleiben zwar im positiven Bewertungsbereich der Standortgü-

te, aber auch hier sind die »Parteienbalken« sichtlich verkürzt. Ebenso geht die

Bewertung aus der Perspektive des Institutionenvertrauens durchgängig zurück.

SchlechteNoten für dieGüte desWohnstandorts vergeben vor allemBefragte, die

den rechtsstaatlichen und parteienstaatlichen Institutionen unterdurchschnitt-

liches Vertrauen entgegenbringen. Hier wechselt der Mittelwert um eine deutli-

che Spanne in den negativen Skalenbereich. Schließlich öffnet sich auf der Links-

Rechts-Skala die Schere der Bewertungen stärker. Vor allem wer sich rechts ein-

ordnet, sieht die Standortgüte als weniger vorteilhaft an (sh. Abb. 37).



4. Bürgerinnen und Bürger und ihre Sicht
auf Politik und Gesellschaft im Jahr 2023

Nebendem jährlichwechselndenSchwerpunktthema ist es ein zentralesAnliegen

des Deutschland-Monitors, die politischen und gesellschaftlichen Stimmungsla-

gen und Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland regional dif-

ferenziert zuuntersuchenundzu erklären.Durchdie jährlicheWiederholungder

Befragung soll es möglich werden, die Wahrnehmungen, Bewertungen und Ein-

stellungen der Bevölkerung in Ost- und Westdeutschland im zeitlichen Längs-

schnitt auf ihre Beständigkeit und Veränderungen hin zu analysieren. Der Ba-

siskanon des Deutschland-Monitors umfasst dabei die zentralen politischen und

gesellschaftlichen Einstellungen zur politischen Partizipation (sh. Kap. 4.1), zur

Responsivität (sh. Kap. 4.2) und zum Vertrauen in staatliche Institutionen (sh.

Kap. 4.3). Daran anknüpfend liegt ein weiterer Schwerpunkt in der Analyse der

Einstellungen zur Demokratie (sh. Kap. 4.4). Populistische (sh. Kap. 4.5) und ex-

tremistische Einstellungen (sh. Kap. 4.6) stellen Herausforderungen für die ak-

tuelle Demokratie in Deutschland dar und werden daher ebenfalls detailliert un-

tersucht.VordemHintergrundweiterhinbestehenderOst-West-Unterschiede in

den politischen Einstellungen fokussiert Kapitel 4.7 auf die Bewertung der Wie-

dervereinigung gut 33 Jahre nach der Deutschen Einheit (sh. Kap. 4.7). In Kapi-

tel 4.8 stehen schließlich die Vorstellungen zur Rolle des Staates und zumWohl-

fahrtsstaat in Deutschland imMittelpunkt der Betrachtung (sh. Kap. 4.8).

4.1 Politische Partizipation

Politisch aktiv partizipierende Bürgerinnen und Bürger sind essentieller Be-

standteil einer stabilen Demokratie:

»Ohne politische Partizipationwäre eineDemokratie unvorstellbar, da sichDemokratie auf das

Regieren durch die Bürger bezieht. Folglich kannDemokratie nicht ohne einminimales Niveau

politischer Partizipation existieren. Ein Mangel an politischer Partizipation ist für jede Demo-

kratie destruktiv.« (van Deth 2009: 141)
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Breite politische Partizipation fördert die Integration der Bürgerinnen und Bür-

ger in politische wie gesellschaftliche Prozesse und erhöht sowohl die Input- als

auch dieOutputlegitimität politischenHandelns.Nicht zuletztwird durch politi-

sche Partizipation auch die Rückkoppelung der politischen Akteure an die Bevöl-

kerung gefördert (Responsivität sh. Kap. 4.2, Arriagada/Tesch-Römer 2022: 256).

ImFolgendenwird daher der Frage nachgegangen, inwelchemMaße undmit

welchen Mitteln sich die Menschen in Deutschland politisch beteiligen. Weiter-

hin wird der Einfluss sozialräumlicher und individueller Faktoren auf die Pra-

xis politischer Partizipation geprüft.36 Um eine möglichst große Bandbreite der

Partizipationspraxis zu erfassen, wurden sowohl institutionelle Partizipations-

formen erhoben, die das politische System institutionell vorsieht (wie z.B. Mit-

arbeit in einer politischen Partei, Teilnahme an einer Bürgerversammlung), als

auchnicht-institutionelle Partizipationsformen,die im institutionalisiertenWil-

lensbildungsprozess nicht angelegt sind, aber dennoch im Interesse einer akti-

ven Bürgergesellschaft liegen (wie z.B. Teilnahme an genehmigten Demonstra-

tionen37 und Verbreiten politischer Inhalte im Internet). Ferner wurde die Teil-

nahme an ungenehmigten Demonstrationen stellvertretend für nichtinstitutio-

nelle und illegale Formen der politischen Partizipation abgefragt.

Bei Betrachtung der im Deutschland-Monitor erhobenen praktizierten Par-

tizipationsformen (sh. Abb. 38) fällt zunächst auf, dass eine der zentralen politi-

schenBeteiligungsformeneinerParteiendemokratie–dieMitarbeit in einer poli-

tischen Partei – nur von etwa 6 Prozent der Befragten praktiziert wird oder wur-

de. Mehr als 9 von 10 Befragten haben nach eigenen Angaben in den vergange-

nen 12 Monaten vor der Befragung nicht in einer politischen Partei mitgearbei-

tet. Dieser Befund steht im Einklang mit Verweisen auf eine allgemeine Partei-

enskepsis oder »Parteiverdrossenheit« inDeutschland (Faus et al. 2019: 46; wider-

sprechend: Niedermayer 2013: 61), obgleich der imDeutschland-Monitor gemes-

sene Wert im Vergleich zu anderen Erhebungen als vergleichsweise hoch einzu-

schätzen ist (Statistisches Bundesamt et al. 2021, 381). Zudem ist in Deutschland

wie international seit Jahrzehnten ein allgemeiner Rückgang der Parteibindun-

gen (»Dealignment«) zu beobachten (Garzia et al. 2022: 317 ff.). Ganz anders ist

es um die Teilnahme an Bürgerversammlungen bestellt. Dieses Partizipations-

36 Die folgenden Analysen beziehen sich ausschließlich auf praktizierte Partizipation (»Habe ich schon

getan«). Das sogenannte Partizipationspotenzial (z.B. »Würde ich tun«) wurde nicht erhoben.

37 Die Begriffe »genehmigte« bzw. »ungenehmigte« Demonstration sind insofern irreführend, als De-

monstrationenundKundgebungen inDeutschlandnicht genehmigungspflichtig, sondern lediglich an-

meldepflichtig sind – ausgenommen Spontanversammlungen (§ 14 VersammlG). In der bundesdeut-

schenUmfrageforschung ist die Formulierung »genehmigt« bzw. »ungenehmigt« allerdings üblich, so-

dass diese Begrifflichkeiten zur besserenVergleichbarkeit auch imDeutschland-Monitor übernommen

wurden.
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angebot, das insbesondere auf kommunaler Ebene verbreitet ist, wurde in den

vergangenen 12 Monaten bundesweit von etwa 27 Prozent, also etwa einem Vier-

tel der Befragten wahrgenommen.

Abb. 38: Praktizierte Partizipation in den vergangenen 12 Monaten (Angaben in Prozent)

Nicht-institutionelle legale Partizipation in Form der Teilnahme an geneh-

migten Demonstrationen oder des Verbreitens politischer Inhalte im Netz wur-

de jeweils von knapp 1/5 der Befragten praktiziert. Eine Teilnahme an ungeneh-

migtenDemonstrationenwird von etwa 2 Prozent der Befragten angegeben.Das

Muster überwiegend legal-konformer politischer Partizipation in Deutschland

reiht sich ein in die empirische Studienlage zur politischen Kultur. Illegale Pro-

testformen sind etwa in Südeuropa weiterverbreitet (Quaranta 2013: 467). Prak-

tizierte institutionalisierte Partizipation findet auch an derWahlurne statt. Hier

finden sichmit jeweils knapp über 76 ProzentWahlbeteiligung bei den vergange-

nen beiden Bundestagswahlen38 deutlich höhere Werte der Partizipationspraxis

38 Bundestagswahlen 2017 und 2021.
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Abb. 39: Teilnahme an genehmigten Demonstrationen und Bürgerversammlungen nach BBSR-Raumtypen

(Angaben in Prozent)

als für die im Deutschland-Monitor erhobenen Beteiligungsformen.39 Auch bei

Europa-, Landtags- und Kommunalwahlen liegt die Wahlbeteiligung in aller Re-

gel sichtlich höher.

Jene 3 Partizipationsformen, die laut Angabe der Befragten des Deutschland-

Monitors häufig praktiziert werden, sind neben der Legalität vor allem dadurch

gekennzeichnet, dass sie niedrigschwellig umsetzbar sind. Während die Mitar-

beit in einer Partei mit Kosten (regelmäßige Mitgliedsbeiträge) und zeitlichem

Aufwand (etwa die Teilnahme an Sitzungen) verbunden sind, können die ande-

ren Partizipationsformen ohne Planung und Kostenaufwand spontan praktiziert

werden – sofern sich dazu eine Gelegenheit bietet. Eine vergleichbar niedrige

Schwelle zur Partizipation stellt der Gang zurWahlurne dar.

Diese deskriptiven Befunde des Deutschland-Monitors stimmenmit den Be-

fundeneiner vergleichbarenBevölkerungsstudiedesALLBUS (2018) überwiegend

überein. Unterschiede gibt es bei den legalen nicht-institutionellen Partizipati-

onsformen.Während in der 2018er ALLBUS-Welle40 nur etwa ein 1/10 der Befrag-

ten angibt, die eigene politische Meinung im Internet jüngst geäußert zu haben,

sind es im diesjährigen Deutschland-Monitor doppelt so viele. Dieses Ergebnis

ist aufgrund der inzwischen fünfjährigen Zeitspanne zwischen den beiden Erhe-

bungen (ALLBUS 2018 undDeutschland-Monitor 2023) und derweiteren Etablie-

rung der sozialen Medien nicht unerwartet. Bezüglich der Teilnahme an geneh-

39 Die Bundeswahlleiterin. Bundestagswahl 2021. Sh. www.bundeswahlleiterin.de/bun-

destagswahlen/2021/ergebnisse/bund-99.html (12.10.2023)

40 In der aktuelleren ALLBUS-Erhebung 2021 wurde keine Partizipationspraxis oder -absicht abgefragt.
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migten Demonstrationen gaben im ALLBUS noch fast 30 Prozent der Befragten

an,diese Partizipationsformausgeübt zu haben (Holtmann/Jaeck 2020: 25),wäh-

rend es im Deutschland-Monitor 2023 nur etwa 20 Prozent sind. Die Ursachen

der hier im Vergleich der Daten erkennbaren rückläufigen Demonstrationsfre-

quenz erschließt sich nicht auf den ersten Blick, sondern bedürfte zusätzlicher

Forschung.41

Der Vergleich der praktizierten politischen Partizipation zwischen Ost-

und Westdeutschen zeigt nur geringe Unterschiede. Der stärkste Gruppenun-

terschied liegt bei der Mitarbeit in einer politischen Partei. Im Osten geben 4

Prozent der Befragten an, diese Partizipationsform jüngst praktiziert zu haben,

im Westen hingegen 7 Prozent. Dieser Befund bestätigt Aussagen früherer Stu-

dien (Rattinger 2000: 236; Holtmann/Jaeck 2020: 25). Ferner treten Ost-West-

Unterschiede bei der Teilnahme an ungenehmigten Demonstrationen zutage

(Ost: 4 Prozent, West: 2 Prozent). Es ist ein bemerkenswerter Befund, dass im

Osten der Anteil derjenigen, die an nicht genehmigten Demonstrationen teilge-

nommen haben, mit etwa 4 Prozent ebenso groß ist wie der Anteil derjenigen,

die in einer politischen Partei mitgearbeitet haben. Das bestätigt einmal mehr,

dass es in Teilen der ostdeutschen Bevölkerung weiterhin eine Abstandshaltung

gegenüber den klassischen Angeboten organisierter Interessenvertretung gibt.

Aus der Perspektive des Stadt-Land-Verhältnisses werden einige robuste

Unterschiede zwischen den Raumtypen deutlich (sh. Abb. 39): So gibt es starke

Unterschiede bei der Teilnahme an Bürgerversammlungen. In ländlichen und

sehr ländlichen Räumen geben über 30 Prozent der Befragten an, dass sie in den

vergangenen 12 Monaten an einer Bürgerversammlung teilgenommen haben.

In kreisfreien Großstädten sind es hingegen weniger als 20 Prozent. Die höhe-

re Teilnahmefrequenz in ländlichen Räumen ist vermutlich Ausdruck dessen,

dass in Landgemeinden die Nähe, Dichte und Häufigkeit gemeinschaftlicher

Einbindung höher ist (sh. Kap. 3.6, Sozialitätsindex). Auch bei der Teilnahme an

genehmigtenDemonstrationen sind räumlicheUnterschiede erkennbar. Bewoh-

nerinnen und Bewohner kreisfreier Großstädte geben signifikant häufiger an, an

einer genehmigten Demonstration teilgenommen zu haben, als Bewohnerinnen

und Bewohner anderer siedlungsstruktureller Raumlagen. Dieser Befund wird

durch weitere statistische Analysen unter Kontrolle von Individual- und Ein-

stellungsmerkmalen gestützt.42 In Städten kommt es – etwa wegen deutlicher

41 2018 hatte z.B. die »Empörungsbewegung« (Hans Vorländer) von PEGIDA ihrenHöhepunkt bereits er-

kennbar überschritten (Vorländer et al. 2016: 8; vgl. auchSchenke et al. 2018).Andererseits blieb die Zahl

dermigrations-undumweltbezogenenProtestaktionen (etwaFridays forFutureab2019) vergleichswei-

se hoch (Hutter, Schäfer 2020).

42 Der Befund eines Kontexteffektes der Ländlichkeit in Bezug auf die Teilnahmeart Demonstration steht

imWiderspruch zu anderen bundesdeutschen Studien (vgl. u.a. Förster/Kaukal 2016: 367).



106 Sicht der Bürgerinnen und Bürger

protestaffiner, ressourcenstarker und eher konfliktbereiter Milieus – häufiger zu

Demonstrationen, sodass sich hier eher Chancen eröffnen, daran teilzunehmen.

Legt man die eigens für den Deutschland-Monitor entwickelte ILTIS-Typolo-

gie für die Prosperität von Kreisen an die Daten an, die in der Haupterhebung

für politische Partizipation gemessen wurden, so zeigen sich hierbei keine signi-

fikanten Kontexteffekte für die verschiedenen Partizipationsformen: Allein die

Prosperität einer Region hat demzufolge keinen signifikanten Einfluss auf die

politische Beteiligungsbereitschaft ihrer Bewohnerinnen und Bewohner (so auch

Förster/Kaukal 2016: 367 f.).

Betrachtet man die politische Partizipation durch die »Brille« der regionalen

Vertiefungserhebung, so fallen auf der Kontextebene sowohl bei den einzelnen

Kreisen als auch bei den Prosperitätsclustern signifikante Unterschiede auf, die

sich nach weiteren statistischen Analysen erhärten. Diese Unterschiede lassen

sich aber weniger mit der Prosperität der einzelnen Kreise als mit deren Positio-

nen auf dem Stadt-Land-Kontinuum erklären. So bilden etwa bei der Teilnahme

anBürgerversammlungendieWest-KreisemithoherProsperität einenAusreißer

nach unten: DieMenschen dort nehmen signifikant seltener an Bürgerversamm-

lungen teil als die Befragten der anderen Prosperitätscluster. Allerdings handelt

es sich bei den entsprechenden Regionen um die kreisfreien Städte Wiesbaden

undAugsburg,die beidederKategorieGroßstadtmit über 250.000Einwohnerin-

nen undEinwohnern zuzuordnen sind.Ähnlich verhält es sich bei denOstkreisen

mit hoher Prosperität. Die Befragten in diesen Kreisen nehmen signifikant häu-

figer an Demonstrationen (genehmigt und nicht genehmigt) teil als die Befrag-

ten der anderenKreise in der regionalen Vertiefungserhebung. In beidenKreisen

(Weimar, Dahme-Spreewald) ist dies aber vermutlich auf die günstige Opportu-

nitätsstruktur für politische Demonstrationen zurückzuführen. Weimar behei-

matet als Kunst- und Hochschulstadt ein studentisches Milieu, das sich durch

ein größeres Protestpotenzial als der gesellschaftlicheDurchschnitt auszeichnet.

Der Landkreis Dahme-Spreewald grenzt direkt an die Bundeshauptstadt Berlin,

wo es ebenfalls ein großes aktivistisches Milieu sowie Ressourcen für Proteste

gibt. Dies spricht für die Annahme, dass in diesen Kreisen (oder in deren Nähe)

häufiger Demonstrationen stattfinden als in den anderen Kreisen der regiona-

lenVertiefungserhebungunddieKreisunterschiedehierauf zurückzuführen sind

(Hadjar/Becker 2007: 433).

Neben den beschriebenen Zusammenhängen zwischen politischer Parti-

zipation und dem sozialräumlichen regionalen Umfeld zeigt der Deutschland-

Monitor,übereinstimmendmit früherenStudien, starke statistischeZusammen-

hänge der praktizierten Partizipation mit Individual- und Einstellungsmerk-

malen. Deutlich wird ein signifikanter Zusammenhang zwischen politischer

Informiertheit (in Form von Bildungsniveau und politischem Interesse) und
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politischer Partizipation. Wer – gemäß einem klassischen politikwissenschaft-

lichen Erklärungsansatz für politische Partizipation43 – über mehr Ressourcen

(etwa in Form von Bildung) und mehr Motivation (etwa in Form von politi-

schem Interesse) verfügt, sich politisch zu beteiligen, wird dies auchmit höherer

Wahrscheinlichkeit tun. Unabhängig davon, ob es sich um eine institutionelle

oder nicht-institutionelle, legale oder illegale Partizipationsform handelt: Unter

Kontrolle weiterer Individual- und Kontextfaktoren neigen die im Deutschland-

Monitor Befragten mit höherer politischer Informiertheit eher zu politischer

Partizipation als Personen mit niedrigem Bildungsniveau und/oder politischem

Interesse (sh. Abb. 40). Der Einfluss des politischen Interesses auf die prakti-

zierte Partizipation ist dabei stärker als der Einfluss des Bildungsniveaus. Dieser

Zusammenhang steht im Einklang mit dem Forschungsstand (Arriagada/Tesch-

Römer 2022: 284; Westle/Anstötz 2021: 278; Gabriel 2019: 154). Andere zentrale

Ressourcen wie etwa das Haushaltseinkommen erweisen sich hingegen nicht als

signifikante Einflussgrößen für politische Partizipation.

Signifikante Befunde ergeben sich bei der Analyse der Alterseffekte auf die

politische Partizipation (sh. Abb. 41). Die Befunde weisen allerdings – anders als

bei der politischen Informiertheit – je nach Partizipationsform in unterschied-

liche Richtungen. Mit zunehmendem Alter geben mehr Personen an, bereits

an einer Bürgerversammlung teilgenommen zu haben. Dies könnte daran lie-

gen, dass ältere Personen häufiger in kommunalpolitische Prozesse eingebunden

sind.44Anders sieht es bei der Verbreitung politischer Inhalte im Internet und der

Teilnahme an einer genehmigtenDemonstration aus.Hier nimmt der Anteil der-

jenigen, die angeben, diese Partizipationsform in den vergangenen 12 Monaten

ausgeübt zu haben, mit zunehmendem Alter ab. Dieser Effekt bleibt auch dann

bestehen,wennermitweiterenEinflussgrößen (etwaderRaumstrukturunddem

Einkommen) kontrolliert wird. JüngereMenschen tendieren demzufolge eher zu

nicht-institutionellen Partizipationsformen als Ältere. Dieser Befund bestätigt

den Forschungsstand (Hadjar/Becker 2007: 433; Arriagada/Tesch-Römer 2022:

271). Erklärungsansätze dafür sind die milieuspezifische soziale Erwünschtheit

nicht-institutioneller Partizipation (etwa im Studierenden-Milieu) oder auch

eine berufsbedingte Zurückhaltung bei nicht-institutioneller Partizipation (etwa

43 Das Civic-Voluntarism-Modell nach Verba et al. (1995: 267 ff.) ist ein klassischer Ansatz zur Erklärung,

warumMenschen sichpolitischbeteiligenbzw.partizipieren.Vereinfacht gesagt,wirdnachdiesemAn-

satz Partizipation durch die Verfügbarkeit von Ressourcen (etwa Geld, Bildung, Zeit),Motivation (etwa

Unzufriedenheiten, Deprivation, Fehlleistungen des politischen Systems) und politische Involvierung

(etwa politische Gespräche, Mobilisierung durch das persönliche Umfeld oder politische Akteure) be-

fördert.

44 So sind die meisten deutschen Gemeinderatsmitglieder in der Alterskategorie 56–65 Jahren vertreten.

(Egner/Krapp 2013: 58; Reiser 2006: 142).
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Abb. 40: Partizipationspraxis nach politischem Interesse (Angaben in Prozent)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

von Beamten) (Hadjar/Becker 2007: 433). Bei der Verbreitung politischer Inhalte

im Internet wird der Alterszusammenhang vermutlichmit einer höherenDurch-

dringung des Internets und der sozialen Medien durch jüngere Altersgruppen

bestärkt.45Dieser Sachverhalt wird als »digital divide« bezeichnet.Neben den Al-

tersunterschieden bei der Nutzung des Internets, nach denen jüngereMenschen

häufiger das Internet nutzen, gibt es auch signifikante Bildungsdifferenzen:

Formal höher gebildete Menschen nutzen öfter das Internet als niedrig gebildete

(Huxhold et al. 2020: 277).

Bei der Teilnahme an ungenehmigten Demonstrationen und der Mitarbeit in

einer politischen Partei gibt es im Vergleich der Gruppenmittelwerte zwar teil-

weise Unterschiede. Diese bleiben allerdings nach Anwendung weiterführender

45 Vgl. ARD-ZDF Online Studie 2022. www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2022/ARD_ZDF_Onlinestu-

die_2022_Publikationscharts.pdf (12.10.2023)
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Abb. 41: Partizipationspraxis nach Altersgruppe (Angaben in Prozent)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

statistischer Verfahren nicht bestehen.46 Eingegangen sei ferner auf geschlechts-

spezifische Unterschiede bei der politischen Partizipation. Nach aktuellem

Forschungsstand existieren qualitative, nicht aber quantitative Unterschiede bei

der politischenPartizipation zwischendenGeschlechtern.Das heißt: Frauenund

Männer partizipieren in etwa gleichem Maße politisch, aber mit unterschied-

lichen Mitteln (Arriagada/Tesch-Römer 2022: 285). So wird auch in den Daten

des Deutschland-Monitors ersichtlich, dass Frauen signifikant seltener in poli-

tischen Parteien mitarbeiten (4 Prozent (w) vs. 8 Prozent (m)) (vgl. auch Höhne

46 Dies erklärt sich vorliegend z.B.durchunterschiedlich verteilte Einstellungen zurDemokratie oder un-

terschiedliches politisches Interesse in den Altersgruppen. Auch die geringe Fallzahl bei den entspre-

chenden Partizipationsformen wirkt sich negativ auf die statistische Signifikanz aus.
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2020: 125). In den statistischen Modellen zu den übrigen Partizipationsformen

finden sich keine signifikanten geschlechterspezifischen Unterschiede.47

Auf der Einstellungsebene können ebenfalls signifikante Einflussfaktoren auf

die politische Partizipation identifiziert werden, allerdings nur bei nicht-insti-

tutionellen Partizipationsformen. Wer populistische oder systemfeindliche Ein-

stellungen hegt (sh. Kap. 4.5 und Kap. 4.6), neigt stärker dazu, an genehmigten

oder ungenehmigten Demonstrationen teilzunehmen oder politische Inhalte im

Netz zu verbreiten.Hierbei stimmen die Befunde des Deutschland-Monitorsmit

demForschungsstand für die Bundesrepublik überein (Förster/Kaukal 2016: 367).

Zusammenfassend sei festgehalten, dass es im Ausmaß der Anwendung po-

litischer Partizipationsformen und der sozialen Zusammensetzung derjenigen,

die sie praktizieren, größere Unterschiede gibt. Partizipation findet dann ver-

mehrt statt, wenn sie niedrigschwellig umsetzbar ist. Das Verbreiten der eige-

nen politische Meinung im Internet, der Gang zurWahlurne oder die Teilnahme

an einer Demonstration sind mit einem deutlich geringeren zeitlichen und mo-

netären Aufwand verbunden als z.B. die Mitarbeit in einer politischen Partei. So

erklären sich unter anderem die quantitativen Unterschiede in der praktizierten

Partizipation.

Aus den Daten wird deutlich, dass es bei einzelnen Partizipationsformen

tatsächlich umfeldbedingte Unterschiede gibt, die auch bei Kontrolle von Indi-

vidualfaktoren bestehen bleiben. Solche Unterschiede werden auf dem Stadt-

Land-Kontinuum deutlich, wo Gelegenheitsstrukturen für Partizipation er-

möglichend wirken. In großen Städten gibt es zweifelsohne mehr Anlässe und

Anreize, an Demonstrationen teilzunehmen. In ländlichen Räumen hingegen

nehmen Menschen häufiger an Bürgerversammlungen teil. Kontexteffekte auf

Ebene der Prosperität oder zwischen Ost- und Westdeutschland konnten in

unseren Daten nicht nachgewiesen werden (abweichend: Faas 2013: 436).

4.2 Responsivität: Rückkopplung zwischen Bevölkerung und Politik

Eineder zentralenMaximenrepräsentativerDemokratie ist dasRegierengewähl-

ter Repräsentantinnen und Repräsentanten nach den Interessen und im Interes-

se der Bevölkerung (Lijphart 1999: 32). Angewandt in der empirischen politischen

47 Die Ergebnisse des Deutschland-Monitors weichen hierbei in Teilen vom bisherigen empirischen For-

schungsstand ab: Frauenbeteiligen sichnach aktuellemStandder Forschunghäufiger nicht- institutio-

nell als Männer. Häufig treten diese Geschlechterunterschiede neben der Teilnahme an Demonstratio-

nen bei kritischemKonsum (Produktboykotte) und Unterschriftensammlung auf (Förster/Kaukal 2016:

366; Arriagada/Tesch-Römer 2022: 285).
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Soziologie, entwickelte sich hieraus das Konzept der wahrgenommenen Rück-

kopplung (Responsivität) der Politikerinnen undPolitiker an die Anliegen und In-

teressen der Bevölkerung. Dieses auch als »external efficacy«48 (externes Effekti-

vitätsgefühl) bezeichnete Einstellungskonzept (Campbell et al. 1954: 187; Esaias-

son et al. 2015) erweist sich in der Forschung regelmäßig als bedeutsame erklä-

rende Variable für politische Einstellungen oder das Vertrauen in politische In-

stitutionen.

Weniger als 15 Prozent der Befragten können laut Deutschland-Monitor 2023

der Aussage »voll und ganz« oder »eher« zustimmen, dass die Politikerinnen und

Politiker »[…] sich um einen engen Kontakt zur Bevölkerung [bemühen]« (so der

Fragewortlaut des vorliegendenBefragungsinstruments).49 Jeweils einDrittel der

Befragten antwortete mit »teils/teils« und »stimme eher nicht zu«. Jede(r) Fünf-

te stimmt der Aussage überhaupt nicht zu (sh. Abb. 42). Die Verteilung der Ant-

worten macht deutlich, dass die Bevölkerung die Responsivität der Politikerin-

nen und Politiker überwiegend zwiespältig bis negativ einschätzt. Demzufolge

bekundet eine Mehrheit der Bevölkerung eine starke Distanz zu den politischen

Akteuren.

Die Gründe für das niedrige Responsivitätsniveau liegen nach einer neueren

Studie in »[…] der Nichtumsetzung von Wahlversprechen, dem zu großen Ein-

flussbestimmterLobbys,die ihre InteressenzulastendesGemeinwohlsdurchset-

zen, der sozialdemografischen Nichtspiegelbildlichkeit des Parlaments und der

sozial ungleichenWahlbeteiligung« (Best et al.2022: 71). InderKonsequenz ist ein

wesentlicher Teil der Bevölkerungder Auffassung,dass ein zentrales Versprechen

der repräsentativen Demokratie nicht eingehalten wird. Im Folgenden werden

die sozialräumlichen und individuellen Hintergründe der Responsivitätswahr-

nehmung untersucht.50

Die Unterschiede in der Responsivitätswahrnehmung zwischen den Kontext-

formationenOst-West, Siedlungsstrukturelle Kreistypen (BBSR) und Prosperität

stellen sich als sehr gering heraus.DieUntersuchungderEinflussfaktoren auf die

Responsivitätswahrnehmung zeigt in Übereinstimmung mit dem Forschungs-

stand, dass in Ostdeutschland die Responsivitätswahrnehmung etwas geringer

ist als in Westdeutschland (Mittelwertdifferenz: 0,11 Skalenpunkte) (Goldberg et

al. 2022: 101).

48 In der empirischen Sozialforschung ist umstritten, ob und inwieweit es sich beim externen Effektivi-

tätsgefühl und der wahrgenommenen Responsivität um theoretisch und empirisch dasselbe oder un-

terschiedliche Konzepte handelt (Esaiasson et al. 2015: 433).

49 Siehe weiterführend auch Beierlein et al. (2012).

50 Dazu werden die Antworten auf die entsprechende Frage auf eine nummerische Skala von -2 (stimme

überhaupt nicht zu) bis 2 (stimme voll und ganz zu) umcodiert.
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Abb. 42: Wahrgenommene Responsivität der Politikerinnen und Politiker (Angaben in Prozent)

Fragewortlaut: »Die Politikerinnen und Politiker bemühen sich um einen engen Kontakt zur Bevölkerung.«

Abb. 43: Responsivität nach wahrgenommener wirtschaftlicher Lage Deutschlands (Mittelwerte)

Weiterführende statistische Analysen zeigen aber, dass die soziale Komposi-

tion in Ost- und Westdeutschland für diesen Unterschied ursächlich ist. Dieser

Befund stimmtmit dem Befund von Goldberg et al. (2022: 107) überein. Gleiches

gilt für die Untersuchung auf dem Stadt-Land-Kontinuum und nach Prosperi-

tätsklassen gemäßdem ILTIS-Indikator: Zwischen denBBSR-Raumtypen gibt es

eine Differenz von 0,18 Skalenpunkten zulasten der dünn besiedelten ländlichen

Kreise gegenüber den kreisfreien Großstädten. Daneben weist das Aggregat der

Kreisemit geringer Prosperität in derHaupterhebung eineum0,14 Skalenpunkte

geringereResponsivitätswahrnehmung auf als das Aggregat derKreisemit hoher

Prosperität.
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Weiterführende statistische Analysen zeigen, dass es sich hierbei um Kom-

positionseffekte handelt, also räumliche Unterschiede, die aus der sozialen Zu-

sammensetzung der Räume folgen. Die geringen Unterschiede auf dem Stadt-

Land-Kontinuum, zwischen Ost- und Westdeutschland und zwischen den Pro-

speritätsklassen, erklären sich durch die soziale Komposition und unterschied-

lich verteilte Einstellungsmerkmale.51Diese Befunde werden durch die regionale

Vertiefungserhebung zusätzlich bestätigt. Auch dort ergeben sich in den weiter-

führendenAnalysen unter Kontrolle von Individual- undEinstellungsmerkmalen

keine signifikanten räumlichenUnterschiede.Dies gilt sowohl für die Perspektive

der einzelnen Kreise als auch für die Gruppierung nach Prosperitätsclustern.

Anders als die herangezogenen objektiven Raumkriterien erweist sich die

wahrgenommene wirtschaftliche Situation Deutschlands als ein ausgesprochen

starker und signifikanter Einflussfaktor für die Responsivitätswahrnehmung.

Wer die wirtschaftliche Lage des Landes gut einschätzt, bejaht auch, dass Po-

litikerinnen und Politiker die Nähe zur Bevölkerung suchen (sh. Abb. 43). Dass

responsive Politikerinnen und Politiker in der Wahrnehmung der Bevölkerung

ein Merkmal einer gut funktionierenden Demokratie sind, drückt sich auch in

den Daten des Deutschland-Monitors aus: Wer unzufrieden mit dem Funktio-

nieren der Demokratie ist, nimmt auch die Politikerinnen und Politiker nicht als

responsiv wahr (sh. Abb. 44).

Hinsichtlich der Demografie zeigen sich für die Responsivität signifikante

Zusammenhänge: Mit zunehmendem Alter nimmt die positive Responsivi-

tätswahrnehmung zunächst ab, bevor sie dann in der höchsten Altersgruppe

wieder auf das Niveau der jüngsten Altersgruppe ansteigt (vgl. auch Goldberg

et al. 2022: 106). Ein ähnlicher nicht-linearer Zusammenhang zeigt sich beim

Haushaltseinkommen, wo mit zunehmendem Budget die Zufriedenheit mit

der wahrgenommenen Responsivität zunächst abnimmt, um dann – in der

höchsten Einkommensklasse (über 5.001 Euro) – wieder zuzunehmen (anders

Goldberg et al. 2022: 107). Tatsächlich konnte eine jüngere Studie Evidenz dafür

aufzeigen, dass der Deutsche Bundestag wohlhabenden Menschen gegenüber

responsiver ist (Elsässer et al. 2023: 177). Weiterhin gibt es einen signifikan-

ten Zusammenhang von Responsivitätswahrnehmung und Bildung: Personen

mit höherer formaler Bildung neigen dazu, die Rückkopplungsangebote der

politischen Akteure positiver einzuschätzen.

51 Neben den bezüglich der Responsivitätswahrnehmung abwesenden Kontexteffekten im Deutschland-

Monitor sei angemerkt, dass eine Studie aus den USA einen robusten Kontexteffekt der Einkommens-

ungleichheit auf die externe Effektivität nachweisen konnte. Die Studie zeigte: Je höher die Einkom-

mensungleichheit in einemBundesstaat, desto geringer das politische Effektivitätsgefühl (Norris 2015:

808).
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Abb. 44: Responsivitätsempfinden nach Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie (Mittelwer-

te)

Abb. 45: Responsivitätswahrnehmung nach Parteiidentifikation (Mittelwerte)

Auch andereVariablenwie etwadas Institutionenvertrauen (sh.Kap. 4.3) oder

das »Gefühl des Abgehängtseins« (sh. Kap. 3.6) zeigen, dass empfundene sub-

jektive Benachteiligung (Deprivation) oder die Angst, den eigenen gesellschaft-

lichen Status einzubüßen (Statusverlustangst), einen starken Einfluss auf poli-
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tische Einstellungen haben. Beide Einstellungskomplexe sind insofern relational

ausgelegt, als sie sich – materiell wie immateriell – auf die Stellung einer Per-

son im Vergleich zu anderen Teilen der Gesellschaft beziehen. Dass diese Merk-

malewiederumweitere politische Einstellungen prägen, spiegelt sich auch in der

Responsivitätswahrnehmung wider: Wo Deprivation und Statusverlustangst ge-

wärtig sind, fällt die wahrgenommene Responsivität signifikant geringer aus.

Die weiteren Analysen zeigen, dass die Einschätzung der Responsivität auch

von individuellen Erfahrungen und Berührungspunkten mit der Politik beein-

flusst wird. Personen, die nach eigener Angabe in jüngerer Vergangenheit in

einer politischen Partei mitgearbeitet haben, neigen zu einer positiveren Ein-

schätzung der Responsivität als parteipolitisch inaktive Personen. Persönliche

Bekanntheit mit Politikerinnen und Politikern aufgrund von Parteikontakten

– und folglich auch ein größeres Wissen über die Logik politischen Handelns

und dahinterstehende Abwägungsprozesse – befördern eine bessere Bewertung

der Responsivität. Gleichwohl kann hier auch eine verzerrte Wahrnehmung

vorliegen, nämlich in dem Sinne, dass Personen, die häufig mit Politikerinnen

und Politikern zu tun haben, vorhandene Responsivitätsdefizite ausblenden.

Die individuelle Einschätzung der Rückkopplung von Seiten der politischen

Akteure ist außerdem teilweise deutschlandpolitisch unterlegt: Personen,welche

die Wiedervereinigung für sich selbst überwiegend mit Nachteilen verbinden,

äußern sich kritischer über die angebotene oder vorenthaltene Responsivität der

politischen Akteure.

Wenig überraschend hängt auch die Parteiidentifikation der befragten Per-

sonen mit ihrem Responsivitätsempfinden zusammen (sh. Abb. 45). Traditionell

neigenAnhängerinnen undAnhänger vonRegierungsparteien dazu,der Respon-

sivitätderPolitik eingünstigeresZeugnis auszustellenalsdenOppositionspartei-

en nahestehende Personen (Goldberg et al. 2022: 105; Vetter 2000: 104). Dies trifft

aktuell laut Deutschland-Monitor insbesondere auf die Anhängerschaft von SPD

und Bündnis 90/Die Grünen zu (-0,18 bzw. -0,08 Skalenpunkte).

Wie beimVertrauen, das in die Institution Bundesregierung gesetzt wird (sh.

Kap. 4.3), weicht die Anhängerschaft der FDP auch beim Responsivitätsempfin-

den (-0,44 Skalenpunkte) von Parteianhängerinnen- und -Anhängern von SPD

undBündnis 90/DieGrünenabund reiht sichmit dieserGrundeinschätzungeher

in die Reihen der demokratischen Opposition ein (CDU/CSU: -0,46 Skalenpunk-

te; Die Linke: -0,62 Skalenpunkte).52

Eine Sonderstellung nimmt auch hier die Anhängerschaft der AfD mit -1,46

Skalenpunkten ein. Da diese Partei regelmäßig den populistischen Generalver-

52 Die Mehrzahl der Gruppenunterschiede zwischen den Parteianhängerschaften ist auf einem Niveau

von p < 0,001 signifikant.



116 Sicht der Bürgerinnen und Bürger

dacht einer »abgehobenen« Politikerelite bedient, liegt es nahe, dass gerade auch

in ihrer Parteianhängerschaft die politischen Akteure – allerdings nur jene der

politischen Gegner – als nicht responsiv wahrgenommen werden.

4.3 Vertrauen in politische Kerninstitutionen

Ein Grundvertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die staatlichen und kommu-

nalen Institutionen ist einewesentliche Voraussetzung für das Funktionieren der

Demokratie und die Stabilität des politischen Systems. Dem widerspricht nicht,

dass eine kritische Wachsamkeit gegenüber diesen Einrichtungen demokratie-

theoretisch wünschenswert ist (Hardin 1999: 23 f.; Norris 1999: 269 f.). Im Rah-

men des Deutschland-Monitors wird das Niveau des Vertrauens in ausgewählte

Institutionen des politisch-administrativen Systems erhoben. Zudem wird un-

tersucht, ob sozialräumliche Faktoren auf das Institutionenvertrauenwirkenund

welche individuellen Merkmale das Vertrauen in staatliche Institutionen erklä-

ren können.DasAusmaßzugewiesenenVertrauens hängt davon ab,welchenEin-

druck die Bürgerinnen und Bürger von der Kompetenz, dem Leistungsvermögen

und der Integrität der betreffenden Institution haben (Kotzian 2011: 30).53

Im Deutschland-Monitor 2023 wurden die Befragten gebeten zu sagen, in-

wieweit sie derBundesregierung, ihrer jeweiligenLandesregierung,demBürger-

meister bzw. der Bürgermeisterin in ihrer Gemeinde sowie dem Bundesverfas-

sungsgericht (BVerfG) vertrauen. Die Auswahl berücksichtigt sowohl sogenann-

te (unparteiische) regulative bzw. rechtsstaatliche als auch parteienstaatliche In-

stitutionen. Erstere verkörpern die gesellschaftlichen Erwartungen an neutrale

Konfliktschlichtung, letztere stehen für den politischen Konfliktaustrag.Das Or-

gan des Bürgermeisters bzw. der Bürgermeisterin wurde deshalbmit aufgenom-

men, weil es einen regionalen bzw. lokalen Kontextbezug repräsentiert. Die Be-

fragten konnten das Vertrauen jeweils auf einer 5-stufigen Skala ausdrücken (sh.

Abb. 46).

ImEinklangmit vergleichbaren Studien zeigt sich, dass das Institutionenver-

trauen abnimmt, je höher die politische Ebene angesiedelt ist.54 Unparteiische,

regulative InstitutionenwiedasBundesverfassungsgericht (oder auchdiePolizei)

genießen ein größeres Vertrauen in der Bevölkerung als parteienstaatliche In-

stitutionen, die unmittelbar in den politischenWettbewerb und »Parteienstreit«

53 Für eine komplexere Konzeptualisierung der Vertrauensdimensionen siehe: van der Meer 2010: 519 f.

54 Gründe dafür können eine bessere, gegebenenfalls persönliche Bekanntheit der handelnden Akteure,

bessere Beteiligungs- und Einflussmöglichkeiten und eine wahrgenommene abnehmende Parteipoli-

tisierung derThemen auf der unteren politischen Ebene sein (Reiser et al. 2023: 68).
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Abb. 46: Vertrauen in ausgewählte Institutionen der Demokratie (Angaben in Prozent)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

eingebunden sind (vgl. dazu u.a. Best et al. 2022: 26; Kotzian 2011: 45; Reuband

2012: 11 f.).

Auch im Deutschland-Monitor wird der Bundesregierung im Vergleich der

Institutionendas geringsteVertrauen zugesprochen.Mit 38 Prozent vertraut die-

ser weit weniger als die Hälfte eher oder voll und ganz.55 26 Prozent vertrauen

der Bundesregierung eher nicht bzw. überhaupt nicht. 36 Prozent vertrauen ihr

teilweise. Dieser Befund reiht sich in den beobachteten Trend eines abnehmen-

denVertrauens indieBundesregierung seit Endeder 2010er Jahre ein (Holtmann/

Jaeck 2020: 21; Best et al. 2022). Der eigenen Landesregierung vertrauen die Be-

fragten zu knapp 50 Prozent. Die kommunalen Verwaltungschefs genießen ein

ummehr als 20 Prozentpunkte höheres Vertrauen als die Bundesregierung.

Besonders hoch ist im Vergleich das Vertrauen in das Bundesverfassungs-

gericht. Dieser Institution, die formell der Judikative zuzuordnen ist, deren

Entscheidungen aber wiederholt die faktische Wirkung eines »Übergesetz-

gebers« haben, vertrauen 70 Prozent der Befragten im Deutschland-Monitor.

55 Vergleichbare Studien legen nahe, dass das Vertrauen der Bevölkerung in den Deutschen Bundestag

ähnlich groß ist (Best et al. 2022: 26).
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Weniger als 10 Prozent haben wenig bis kein Vertrauen in das höchste Gericht

(vgl. Rath 2021: 26 f.; auch Faus et al. 2019: 71 f.).

ImDeutschland-Monitor 2023wird,dessen zentralerThese folgend, erhoben,

ob das Institutionenvertrauen sozialräumlichen Kontexteffekten unterliegt. Ein

statistischer Zusammenhang zwischen Institutionenvertrauen und regionaler

Prosperität kann ausweislich der erhobenen Daten nicht festgestellt werden.

Dieser Befund steht im Einklang mit dem Forschungsstand (van der Meer 2010:

531).56 Fürweiterführende Analysen und derenDarstellungwerden aus den abge-

bildeten Vertrauensitems (sh. Abb. 46) 2 additiveMittelwertindizes57 gebildet, die

auf den Wertebereich -2 (überhaupt kein Institutionenvertrauen) bis +2 (großes

Institutionenvertrauen) gebracht werden.

Die regionale Vertiefungserhebung des Deutschland-Monitors zeigt margi-

nale, aber signifikante Unterschiede beim Institutionenvertrauen zwischen den

Kreisen, auch bei Kontrolle von individuellen Einflussfaktoren. Die größten Un-

terschiede zeigen sich hier beim Vertrauen in die Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister. Diesen wird in Wiesbaden, Augsburg (beide Westen, hohe Prospe-

rität), Duisburg (Westen, geringe Prosperität) und im Landkreis Dahme-Spree-

wald (Osten, hohe Prosperität) ein signifikant geringeres Vertrauen entgegen-

gebracht als in den übrigen Kreisen. Im Landkreis Prignitz, dem Salzlandkreis

(beide Osten, geringe Prosperität) und im Landkreis Birkenfeld (Westen, geringe

Prosperität) hingegen genießen sie größeres Vertrauen. Diese Unterschiede las-

sen sich nicht durch die Prosperität oder Zugehörigkeit einer Region zuOst- oder

Westdeutschland erklären. Den Ausschlag hierfür geben vermutlich individuelle

Eigenschaften der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und ihrer Amtsfüh-

rung. Da es überwiegend Großstädte sind, wo den kommunalen Verwaltungs-

spitzen seitens der Befragten geringeres Vertrauen entgegengebrachtwird,weist

dasVertrauensgefälle aufdenEinflussderdort größerenProblemdichteund stär-

ker ausgeprägten Interessendivergenzen hin (siehe unten).

Vereinzelte signifikante Ausreißer gibt es auch mit Blick auf das Vertrauen

gegenüber den Landesregierungen. Hier scheint aber die Prosperität der Regi-

on ebenfalls keinen Einfluss zu haben.Die Einwohnerschaft der Städte Duisburg

(geringe Prosperität), Augsburg und Weimar (beide hohe Prosperität) hegt nach

Kontrolle der sozialen Komposition ein eher geringes Vertrauen in die Landes-

regierung, während die Bevölkerung der Kreise Prignitz und Dahme-Spreewald

56 In der erwähnten Studie wurden allerdings die Prosperitätsunterschiede zwischen Staaten und nicht

zwischen Regionen untersucht.

57 In den Gesamtindex werden alle 4 abgefragten Institutionen einbezogen (Cronbachs Alpha = 0,76). Im

Exekutivindex ist das Bundesverfassungsgericht nicht enthalten (Cronbachs Alpha = 0,71). In beiden

Indizes wurde maximal eine Antwortverweigerung zugelassen.
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(beide geringe Prosperität) unter Kontrolle der Kompositionseffekte ein eher ho-

hes Vertrauen in die Landesregierung hat.

Hinsichtlich des Ost-West-Differenzials ist festzuhalten, dass das Institutio-

nenvertrauen inOstdeutschland für fast alle Bereiche übereinstimmendmit dem

Forschungsstand niedriger ausgeprägt ist als in Westdeutschland (sh. Abb. 47).

Besonders markant sind die Unterschiede hierbei im Falle der Bundesregierung

sowie interessanterweise auch dem Bundesverfassungsgericht. Demnach brin-

gen ostdeutsche Bürgerinnen und Bürger auch den politisch neutralen regulati-

ven InstitutionenwenigerVertrauenentgegen.Keinerlei signifikanteUnterschie-

de lassen sich dahingegen für die lokale Ebene der Politik feststellen – das Ver-

trauen in die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ist in Ost und West iden-

tisch (sh. Abb. 47). Die Analyse zeigt, dass die Unterschiede einerseits durch die

soziale Zusammensetzung der Bevölkerung in Ost und West (v. a. Bildung und

Alter) erklärt wird (vgl. auch Faus et al. 2019: 86). Andererseits besteht in Ost-

deutschland verstärkt das Gefühl, nicht den gerechten Anteil zu bekommen. Zu-

dem äußern die Bewohnerinnen und Bewohner verstärkt die Sorge, »durch die

gesellschaftliche Entwicklung auf die Verliererseite des Lebens zu geraten«. Die-

se Statusverlustangst und dieWahrnehmung der Benachteiligung wirkt sich ne-

gativ auf das Vertrauen in die staatlichen Institutionen aus und erklärt die be-

stehenden Unterschiede zwischen Ost- undWestdeutschland.

Auf dem Stadt-Land-Kontinuum zeigt sich ein vergleichbares Muster: Ver-

gleicht man die Durchschnittswerte des Institutionenvertrauens gruppiert nach

BBSR-Raumtypen, treten Unterschiede auf. Das Vertrauen in die untersuch-

ten Institutionen des Bundes (Bundesregierung, Bundesverfassungsgericht)

ist in kreisfreien Großstädten signifikant stärker ausgeprägt, während die

kommunalen Verwaltungschefs in ländlichen Lagen eine signifikant bessere

Vertrauensbilanz erfahren. Werden in statistischen Modellen zu den unter-

suchten Institutionen des Bundes weitere Merkmale hinzugezogen, sind die

Unterschiede zwischen den BBSR-Raumtypen nicht mehr signifikant. Nicht die

Ländlichkeit ist entscheidend, sondern auch hier die soziale Komposition. Die

Unterschiede bleiben, aber sie werden durch Faktoren wie Alter, Bildungsniveau

und politische Einstellungen erklärt.

Bemerkenswert ist aber: Das Vertrauen in Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister ist auch unter Berücksichtigungweiterer Kontrollvariablen in ländlichen

Raumtypensignifikantgrößer als inurbanenRaumtypen (sh.Abb.48).Dieshängt

vermutlich damit zusammen, dass eine größere Nähe besteht und persönliche

Bekanntheit zwischen Gemeindeoberhaupt und Bürgerinnen und Bürgern im

ländlichen Raum verbreiteter ist. Zudem sind Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister in kleinen Gemeinden häufiger parteilos, was der verbreiteten Präferenz
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Abb. 47: Institutionenvertrauen in Ost- undWestdeutschland, Daten Haupterhebung (Mittelwerte)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

für »unpolitische« Gemeindeverwaltung entgegenkommt (Holtkamp/Garske

2020: 55 f.; Holtmann et al. 2017: 130).

ImGesamtbildwird ersichtlich, dass sich das Vertrauen der Bürgerinnen und

Bürger in politische Institutionen nicht oder nur marginal durch den räumlich-

strukturellen Kontext erklären lässt. Die soziale Komposition der Lebensumwel-

ten erklärt hier diemeistenUnterschiede zwischen einzelnen Raumtypen.Daher

werden in einem weiteren Schritt Befunde über soziodemografische Merkmale

und politische Einstellungsmerkmale dargestellt, mit denen die Varianz politi-

schen Vertrauens erklärt werden kann.

Bei soziodemografischen Merkmalen besteht ein statistischer Zusammen-

hang zwischen Institutionenvertrauen und dem Lebensalter der Befragten.
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Abb. 48: Vertrauen in Bürgermeisterin/Bürgermeister nach siedlungsstrukturellen Raumtypen (BBSR)

(Angaben in Prozent)

Dieser Zusammenhang bleibt auch nach Kontrolle durch andere Individual-

und Einstellungsmerkmale nachweisbar. Mit höherem Lebensalter geht – über-

einstimmend mit dem Stand der Forschung – ein höheres Vertrauen in die

staatlichen Institutionen einher (Kotzian 2011: 40; Best et al. 2021: 30). Eine

Ausnahme bildet die jüngste Altersgruppe von 16 bis 29 Jahren; diese ordnet sich

abweichend vom Alterstrend im Mittelfeld zwischen den übrigen Altersgruppen

ein. Diese Unterschiede sind zwar signifikant, aber vergleichbar gering (sh. Abb.

49).

Neben dem Zusammenhang mit dem Alter ist auch ein Zusammenhang mit

demBildungsniveau festzustellen.Nicht unbedingt erwartbar zeigendie statisti-

schen Modelle, dass unter Einbezug weiterer Individual- und Einstellungsmerk-

male ein höherer Bildungsgrad mit einem niedrigeren Institutionenvertrauen

einhergeht. Dieser Befund reiht sich ein in einen uneinheitlichen empirischen

Forschungsstand zum Einfluss der Bildung auf das Institutionenvertrauen
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Abb. 49: Institutionenvertrauen nach Altersgruppen (Mittelwerte)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

(widersprechend etwa Karnick et al. 2020: 301).58Eine Erklärung lautet, dass Per-

sonen mit hoher Bildung häufiger postmaterialistische Werthaltungen hegen,

die eine eher kritische Grundhaltung gegenüber Autoritäten bewirken (Inglehart

1999: 250 ff.; Zmerli 2020: 263) und die aufgrund höherer Bildung, unbeschadet

einer höheren ideellen Unterstützung der Demokratie, deren Funktionieren

58 Negative Effekte der formalen Bildung auf das Institutionenvertrauen werden nach Zmerli eher in de-

fekten Demokratien beobachtet (Zmerli 2020: 261). Dennoch ist dieser Befund auch in einer konsoli-

dierten Demokratie wie der Bundesrepublik plausibel.
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und das Vertrauen in politische Institutionen wachsamer begleiten (sogenannte

»critical citizens«, vgl. Norris 1999: 269 ff.).

Einen signifikant positiven Zusammenhang zwischen Einkommen und Insti-

tutionenvertrauen,wie in anderenempirischenStudienbeobachtet (Zmerli 2020:

263), bestätigen die Daten des Deutschland-Monitors 2023 nicht. Ein Einkom-

menseffekt ist nur beim Vertrauen in die Bundesregierung nachweisbar, wo das

Institutionenvertrauenmit zunehmenden Einkommen abnimmt.

Vertrauen ist auch Ausdruck wahrgenommener Performanz der Politik. Wer

das Gefühl hat, die Institutionen würden ihren Aufgaben (nach persönlicher

Auslegung) gerecht, spricht ihnen i.d.R. auch das Vertrauen aus.Daher verwun-

dert es nicht, dass die wahrgenommene ökonomische Situation in Deutschland

ein starker Erklärungsfaktor für die Vertrauensbewertung durch die Befrag-

ten ist. Wer die wirtschaftliche Lage des Landes als »sehr gut« oder »eher gut«

wahrnimmt, hat tendenziell ein größeres Vertrauen in die Institutionen (sh.

Abb. 51). Bemerkenswert ist, dass dies für alle abgefragten Institutionen gilt und

nicht nur für die Bundesregierung, die im Vergleich die größte Verantwortung

für die ökonomische Lage Deutschlands trägt. Für das Vertrauen in die Lan-

desregierung und die kommunalen Verwaltungsspitzen erweisen sich auch die

wahrgenommene ökonomische Lage des Bundeslandes bzw. der Gemeinde als

Erklärungsfaktor.59 Ein statistischer Zusammenhang zeigt sich zudem zwischen

der Bewertung der vergangenen Entwicklung des Wohnorts und dem Vertrau-

en in die kommunale Verwaltungsspitze. Wer die Entwicklung des Wohnortes

positiv sieht, vertraut auch eher der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister.

Wie die Daten und statistischen Modelle zeigen, hängt das individuelle Ver-

trauen indie InstitutioneneinerpolitischenEbenenichtnurmitderwahrgenom-

menenwirtschaftlichenLage,sondernauchmitderVerbundenheit desEinzelnen

zu dieser politischen Ebene zusammen. Wer sich einer staatlichen Ebene oder

dem Staat an sich sowie den kommunalen Akteuren verbunden fühlt, vertraut

auch eher deren Organen (sh. Abb. 50).

Eng verknüpft mit der wahrgenommenen wirtschaftlichen Lage, steht auch

das persönliche Gerechtigkeitsempfinden in einem Zusammenhang mit dem

Institutionenvertrauen. In den statistischen Modellen zum kumulierten In-

stitutionenvertrauen erwies sich das so genannte Deprivationsempfinden als

59 Esbesteht eine starkeKorrelationzwischenderBewertungder ökonomischenLagederpolitischenEbe-

nen Gesamtdeutschland, Bundesland und Gemeinde (Korrelationskoeffizient Spearmans Rho > 0,4, p

< 0,001).Wer also die ökonomische Lage seiner Gemeinde oder seines Bundeslandes positiv einschätzt,

schätzt auch die ökonomische Lage Gesamtdeutschlands eher gut ein. Dies weist darauf hin, dass die

Befragten die ökonomische Lage ihrer Lebensumwelt als Ganzes sehen und dabei wenig zwischen den

politischen Ebenen differenzieren.
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Abb. 50: Institutionenvertrauen nach Verbundenheit mit politischen Ebenen (Mittelwerte)

Erläuterung: Es wurde jeweils das Vertrauen in politische Institutionen nach Verbundenheit zur entspre-

chenden politischen Ebene abgetragen.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

signifikante Erklärungsgröße für das Vertrauen in die politischen Institutionen.

Wer das Gefühl hat, nicht den »gerechten Anteil« in der Gesellschaft zu erhalten,

hegt auch geringeres Vertrauen in die politischen Institutionen. Hier greifen

Performanz- und Integritätsabwägungen ineinander. Der im Deprivations-Item

abgefragte »gerechte Anteil« kann sich einerseits auf materielle bzw. ökonomi-

sche Größen beziehen. Dann wäre geringes Vertrauen ein Ausdruck gefühlter

schlechter Performanz bei der Wohlstandsteilhabe. Andererseits können hier

auch diffuse Wahrnehmungen wirken, betreffend den eigenen gesellschaft-

lichen Status im Vergleich zu anderen Statusgruppen. Dann würde eher die

Integritätsdimension des Institutionenvertrauens berührt.

Ferner hängt das Institutionenvertrauen mit Einstellungskomplexen wie

Populismus und Extremismus zusammen. Hohe Ausprägungen dieser Ein-

stellungsmuster korrelieren – in Übereinstimmung mit dem empirischen
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Forschungsstand (Catterberg/Moreno 2006: 44) – mit geringem Institutio-

nenvertrauen.

Abb. 51: Institutionenvertrauen nach Einschätzung der wirtschaftlichen Lage Deutschlands (Mittelwerte)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Populistische Einstellungen speisen sich insbesondere aus starkemMisstrau-

en gegenüber Eliten und der Vorstellung eines homogenen Volkswillens (der in

der Regel der eigenen politischen Meinung entspricht), dem die Eliten zuwider-

handeln (Mudde 2004: 543; Müller 2016, vgl. Kap. 4.5). Da es sich bei den Vertre-

ternder staatlichen Institutionenumeineherausgehobenepolitisch-administra-
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Abb. 52: Koinzidenz von Institutionenvertrauen und populistischen Einstellungen (Mittelwerte)

Erläuterung: Populistische Einstellungen wurden einer Person dann zugeordnet, wenn sie derMehrheit der Fragen

zu populistischen Einstellungen (siehe Kapitel 4.5) »eher« oder »voll und ganz« zustimmt. Die Codierung der Frage

»Entscheidungen, die nach einer Debatte im Parlament getroffen werden, sind besser als Entscheidungen, die direkt

durch die Bevölkerung getroffen werden« wurde entsprechend invertiert. Eine Antwortverweigerung wurde zugelassen.

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

tive Positionselite handelt, ist es naheliegend, dass diesen Institutionen von Per-

sonenmit populistischenEinstellungenwenigVertrauenentgegengebrachtwird.

Auch das Bundesverfassungsgericht ist davon nicht ausgenommen (sh. Abb. 52).

Wegen der inhaltlichen Schnittmengen zwischen dem Konzept des einstel-

lungsförmigen Populismus und einer als nicht vorhandenwahrgenommenenRe-

sponsivität ist es zudem nicht überraschend, dass es einen Zusammenhang zwi-

schen Institutionenvertrauen und Responsivitätsempfinden gibt. Wer der Mei-

nung ist,die PolitikerinnenundPolitiker verhielten sich responsiv gegenüber den
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Bürgerinnen und Bürgern, hat tendenziell ein größeres Vertrauen in die politi-

schen Institutionen (hier ohne Abbildung). Die Befunde des Deutschland-Mo-

nitors stimmen dabei mit dem empirischen Forschungsstand überein (vgl. u.a.

Catterberg/Moreno 2006: 44; Best et al. 2023).

Zudem ist der starke statistische Zusammenhang zwischen systemfeindli-

chen Einstellungen und geringem Institutionenvertrauen augenfällig (sh. Abb.

53). Wer das repräsentative demokratische System ablehnt und ein autoritäres

System bevorzugt, hat kein Vertrauen in jene Institutionen, die Rechtsstaat

und parlamentarisches System stützen. Neben dieser grundsätzlichen Sys-

temfeindschaft schätzen Personen mit extremistischen Einstellungen auch die

Performanz der demokratischen Institutionen negativ ein. Bevorzugt wird statt

der im parlamentarischen System verschränkten und wechselseitiger Kontrolle

unterliegenden Gewalten vielmehr eine starke Partei, die autoritär »durchre-

giert« (Decker et al. 2023)

Die Aufschlüsselung des Institutionenvertrauens nach Parteiidentifikation

derBefragtenergibt folgendesBild: AnhängerinnenundAnhängerderAfDhaben

im Vergleich in allen Bereichen das bei weitem geringste Institutionenvertrauen

(sh. Abb. 54). Die Differenz zwischen dem Mittelwert der AfD-Anhängerschaft

und dem Mittelwert der Gesamtstichprobe beträgt beim Gesamtindex 1,07

Skalenpunkte. Die Anhängerinnen und Anhänger dieser Partei hegen im Ver-

gleich am häufigsten populistische oder systemfeindliche Einstellungen, sodass

sich hier der Zusammenhang zwischen dem Institutionenvertrauen und den

Einstellungen zur Demokratie parteispezifisch widerspiegelt. Zum Zeitpunkt

der Erhebung war die AfD nicht nur in keiner Bundes- und Landesregierung

vertreten, sondern stellte auch kein Gemeindeoberhaupt. Dementsprechend

ist es plausibel, dass AfD-Parteigänger sämtlichen Exekutivorganen und dem

Bundesverfassungsgericht auch auf der Performanz-Ebene geringeres Vertrauen

entgegenbringen.

Ähnlich, wenn auch in deutlich schwächerem Maße, verhält es sich mit der

Anhängerschaft der Partei Die Linke. Auch hier ist das Institutionenvertrauen

durchweg geringer als bei den Parteien in derMitte des Parteienspektrums.Dies

erklärt sich mit häufig systemkritischen sowie teilweise verbreiteten populisti-

schen Einstellungen in ihrer Anhängerschaft (Wagner et al. 2023: 625;Thomeczek

2023: 6).

Erwartungsgemäß bekundet die Anhängerschaft von SPD und Bündnis 90/

DieGrünen ein vergleichsweise hohesVertrauen indieBundesregierung,der bei-

deParteiengegenwärtig angehören.Schondieser Sachverhalt sprächedafür,dass

sichdarin einepositiveBewertungder Integrität undderKompetenzderBundes-

regierungwiderspiegelt. Vor diesemHintergrund ist es bemerkenswert, dass die

Anhängerschaft der FDP der Bundesregierung, an der die FDP bekanntlich eben-
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Abb. 53: Koinzidenz von Institutionenvertrauen und extremistischen Einstellungen (Mittelwerte)

Erläuterung: Extremistische Einstellungen wurden einer Person dann zugeordnet, wenn sie auf dem Extremismusindex

[Wertebereich -2 bis 0] einenWert von ≥0 erreicht. Eine Antwortverweigerung wurde zugelassen (sh. Kap. 4.6).

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

falls beteiligt ist, kein so hohes Vertrauen entgegenbringt. Stattdessen äußert sie

ein ähnliches Vertrauensniveau wie die Anhängerschaft der Unionsparteien und

der Linkspartei, die im Bundestag Teil der Opposition sind.60Das Vertrauensni-

veau für die Bundesregierung liegt bei diesen Befragten in der Mitte der Skala.61

60 Dieser Befund stimmt mit der Umfrageberichterstattung der ARD aus dem Sommer 2023 über-

ein. ARD-Deutschland-Trend (Juni 2023): www.tagesschau.de/inland/ deutschlandtrend/deutschland-

trend-pdf-118.pdf (30.10.2023), ARD-Deutschland-Trend (September 2023): (30.10.2023)

61 Gleiches gilt für Personen ohne Parteiidentifikation (Mittelwert für das Vertrauen in die Bundesregie-

rung = -0,05 Skalenpunkte).
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Abb. 54: Institutionenvertrauen nach Parteiidentifikation (Mittelwerte)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001

Bei denVertrauenswerten für Landesregierungen undGemeindeoberhäupter

gibt es nur marginale Unterschiede zwischen den Anhängerschaften von CDU/

CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Beim Vertrauen in das Bundesverfas-

sungsgericht weicht die Anhängerschaft der Grünen gegenüber der Anhänger-

schaft aller anderen Parteien deutlich nach oben ab.

Insgesamt ist festzuhalten, dass in Übereinstimmung mit dem Forschungs-

stand das Institutionenvertrauen in die parteienstaatlichen Institutionen auch

im diesjährigenDeutschland-Monitor geringer ausgeprägt ist als in die überpar-

teilichen, regulativen Institutionen. Zudem ist das Institutionenvertrauen in die

Institutionen höherer staatlicher Ebenen geringer als in die der unteren staat-

lichen Ebenen sowie der Kommunen. Kontexteffekte konnten für das Vertrauen
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in Bürgermeisterinnen und Bürgermeister nachgewiesen werden. Diesen wird

in ländlichen Siedlungsstrukturen ein signifikant größeres Vertrauen zugespro-

chen.

Auf der individuellen Ebene zeigen sich signifikante Effekte der Soziodemo-

grafie, der wahrgenommenen Performanz der Akteure und der politischen Ein-

stellungen zur Demokratie. Das Institutionenvertrauen nimmt mit steigendem

Alter zu. Mit zunehmendem Bildungsniveau zeigen sich die Befragten darüber

hinaus kritischer gegenüber politischen Institutionen. Dieser Effekt ist theore-

tisch mit einem postmateriellen Wertekanon und einer häufig anzutreffenden

kritischen Sichtweise gegenüber Autoritäten in höheren Bildungsschichten er-

klärbar (Inglehart 1999: 250 ff.; Norris 1999).

Die statistischen Analysen zeigen, dass das wahrgenommene Leistungsver-

mögen der Institutionen für das in sie gesetzte Vertrauen der Bürgerinnen und

Bürger bedeutsam ist.Wenn die sozioökonomische Lage gut oder zufriedenstel-

lend beurteilt wird, ist auch das Institutionenvertrauen größer. Dass sowohl so-

zioökonomische Kontexteffekte als auch Effekte des individuellen Haushaltsein-

kommens nicht nachgewiesen werden können, bestätigt aber, dass nicht objek-

tive, sondern vor allem die subjektiveWahrnehmung der politischen Performanz

für das Institutionenvertrauen ausschlaggebend ist.Zusätzlich erhärtetwirddie-

ser Befund durch den nachweisbar hemmenden Einfluss eines individuellen als

auch sozialräumlichen Deprivationsempfindens (»Gefühl des Abgehängtseins«,

sh. Kap. 3.6) auf das Institutionenvertrauen. Die Verbundenheit mit einer politi-

schen Ebene (Gesamtdeutschland/ Bundesland/Wohnort) erweist sich als signi-

fikanter und sehr einflussreicher Erklärungsfaktor für das Vertrauen in die In-

stitutionen jener Ebene. Dies gilt im Besonderen für die Bundesländer und die

Gemeinden.

Nicht zuletztwirdderZusammenhangzwischenEinstellungenzurDemokra-

tie und dem Institutionenvertrauen deutlich. Vorbehalte gegenüber demokrati-

schen Grundwerten sowie populistische Einstellungen gehen mit einem niedri-

genVertrauen indiejenigen Institutionen einher,die dasdemokratischeGemein-

wesen tragen.
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4.4 Einstellungen zur Demokratie – 3 Bewertungsdimensionen und

4 Erscheinungsformen

4.4.1 3 Bewertungsdimensionen der Demokratie: Ideal politischer Herrschaft,

Verfassungsmodell, Performanz

Ihrer Idee nach ist die Demokratie ein Modell politischer Ordnung, das zum ei-

nen dieMitwirkung der Bürgerinnen undBürger an politischenAngelegenheiten

ermöglicht und zum anderen gewährleistet, dass das Ausüben politischer Macht

sowie diejenigen, denen diese Macht auf Zeit überantwortet wird, hinreichend

kontrolliert werden.Zur Einlösung des Partizipations- undKontrollversprechens

sind vor allem folgende Bedingungen unverzichtbar: Gewaltenteilung, größt-

mögliche Transparenz politisch-administrativer Entscheidungsprozesse und

periodisch anberaumte allgemeine, freie und gleiche Wahlen, in Deutschland

auf Landes- und Gemeindeebene ergänzt um direktdemokratische Wahlen und

Abstimmungen.

Die Legitimität real existierender demokratischer Ordnungen bemisst sich

amGrad der Unterstützung ihrer Bevölkerungen. Aus der Sicht dieser begründet

ein bestehendes politisches System seine Anerkennung durch Offenheit für die

Partizipationsbegehren seiner Bürgerinnen und Bürger sowie durch nachweis-

bare Leistungen. Gemessen wird die Leistungsfähigkeit an einer möglichst ge-

rechten Verteilung immaterieller Lebenschancen undmaterieller Güter sowie an

wohlfahrtsstaatlichgeleiteter »VerteilungdesSozialproduktesdurchwirtschafts-

und sozialpolitische Maßnahmen auch jenseits des Marktes« (Merkel 1999; vgl.

Trüdinger 2011; Trüdinger/Gabriel 2013).

Soweit die kurze Beschreibung notwendiger Voraussetzungen für eine breite

Unterstützung der Demokratie. In der Politikwissenschaft wird zwischen gene-

reller (»diffuser«) und spezifischer (»konkreter«) Systemunterstützung analytisch

unterschieden (Easton 1965, 1975; Gabriel/Neller 2010: 110–117). Die erstgenann-

te Dimension richtet den Blick auf die Anerkennung der Idee der Demokratie als

bevorzugter Form politischer Herrschaft. Wird dieses normative Grundeinver-

ständnis der Regiertenmit den Regierenden von beträchtlichen Teilen der Bevöl-

kerung aufgekündigt, können wir von einer Krise der Demokratie sprechen und

die Stabilität des politischen Systems ist gefährdet.

Die zweitgenannte Dimension verweist auf das Ausmaß individueller Zu-

friedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie. Diese Bewertung gibt

Aufschluss darüber, wie zufrieden die Menschen mit den Leistungen von Parla-

menten, der Regierungen in Bund und Ländern, von kommunaler Verwaltung,

Parteien und anderen öffentlichen Institutionen sind. Diese Einschätzung un-

terliegt tagesaktuellen Stimmungen und entsprechenden temporären Schwan-
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kungen, wie die nachstehende Grafik im Längsschnitt der Daten seit 1990

veranschaulicht (sh. Abb. 55). Bei allgemeinenWahlen beeinflusst wesentlich die

auf die Performanz der Politik gerichtete Demokratiezufriedenheit dasWahlver-

halten. Nicht die Demokratie als solche gerät zwangsläufig in eine Krise, wenn

Demokratieunzufriedenheit das Votum vieler Wählerinnen und Wähler leitet.

Wohl aber können Regierungs- und Parteikrisen die Folge sein.

Ferner wird in der politischen Einstellungsforschung danach gefragt, ob die

Bürgerinnen undBürgermit demdemokratischen politischen System, »sowie es

in der Verfassung festgelegt ist«, einverstanden sind oder nicht. Diese dritte Di-

mensionderEinstellung zurDemokratie ist zwischenprinzipiellemDemokratie-

bekenntnis und konkreter Leistungsabwägung angesiedelt. Ein Beispiel: Wer ein

Mehr an direkter Demokratie befürwortet, mag in dieser Hinsicht die bundes-

deutsche Verfassung für änderungsbedürftig halten, ohne zugleich fundamenta-

le Systemkritik im Sinne zu haben.

Einer inUmfragen zu Politik üblichen Praxis folgend,wurden die 3Demokra-

tie-Dimensionen auch im Deutschland-Monitor 2023 abgefragt. Die erwartba-

re Abstufung in den Bewertungen wird im Ergebnis der Befragung bestätigt (sh.

Abb. 56). Eine kleine Minderheit von 2 Prozent ausgenommen, identifiziert sich

die übergroße Mehrheit der Deutschen (97 Prozent) mit der Idee der Demokra-

tie. ImOst-West-Vergleich ist dementsprechendderUnterschied denkbar gering

(Westen: 98 Prozent – Osten: 96 Prozent). Allerdings liegt die Zahl derer, die die

Demokratie grundsätzlich ablehnen, in Ostdeutschlandmit 4 Prozent doppelt so

hoch wie inWestdeutschland.62

Mit der Verfassungsordnung der Bundesrepublik sind insgesamt noch 3/4 al-

ler Befragten (77 Prozent) sehr oder eher zufrieden und gut ein Fünftel (22 Pro-

zent) weniger oder gar nicht zufrieden. Hier öffnet sich die Schere zwischen Ost

undWest: Einverstanden mit der Verfassung sind annähernd 4/5 (79 Prozent) im

Westen, imOsten lediglich 2 von 3 Befragten (65 Prozent). Diejenigen, die gegen-

über dem Grundgesetz eher oder sehr kritisch eingestellt sind, verteilen sich im

Verhältnis 2 : 1 auf Ost (33 Prozent) undWest (21 Prozent).

Nun zur dritten Dimension der Demokratie: Auchmit der Art undWeise, wie

die Demokratie hierzulande funktioniert, sind die Deutschen zumZeitpunkt der

Befragung im Sommer 2023 insgesamtmehrheitlich sehr bzw. eher zufrieden (57

Prozent). Aber eine starke Minderheit von 42 Prozent ist gegenteiliger Meinung.

Für Ost- und Westdeutschland ergibt sich im Antwortverhalten ein gegensätz-

62 Außeralltägliche Ereignisse können unter Umständen die im Regelfall hohe Zustimmung zur Idee der

Demokratie beeinträchtigen. So stellte der Sachsen-Anhalt-Monitor 2020 gerade in Teilen der jüngsten

Altersgruppe (18–29 Jahre) eine – möglicherweise pandemiebedingte – gewachsene Abstandshaltung

gegenüber der demokratischen Idee fest (vgl. SAM 2020: 94 f.).
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liches Bild: Während eine Mehrheit der Westdeutschen mit dem Funktionieren

der Demokratie sehr oder eher zufrieden ist (61 Prozent), bekunden umgekehrt

56 Prozent der Ostdeutschen Unzufriedenheit (sh. Abb. 56).

Damit schreibendieseDatendie im langfristigenTrendaufBasis andererStu-

dien (sh. Abb. 55) auftretende Ost-West-Differenz für diese Demokratie-Dimen-

sion fort. Die Projektion des im Deutschland-Monitor für Sommer 2023 errech-

neten Einzel-Mittelwerts in die langen Linien der Kurvenverläufe seit 1990 zeigt

an, dass die Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie Mitte die-

ses Jahres ein Tief erreicht (sh. Abb. 55). DerMittelwert für Ostdeutschland (-0,25

Skalenpunkte) fällt deutlich zurück in den negativen Skalenbereich. Der Mittel-

wert fürWestdeutschland (0,1Skalenpunkte) bleibt geradenoch impositivenSka-

lenfeld.

Hinweise auf mögliche Gründe für die gegenwärtig ausgeprägt geringe Zu-

friedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie gibt die Auswertung der Fo-

kusgruppengespräche. Demnach sind zum einen auch vor Ort globale bzw. ge-

samtgesellschaftliche Krisen gewärtig, die Abstiegs- und Zukunftsängste mobi-

lisieren und die Politikzufriedenheit beeinträchtigen. Zum anderen empfinden

Befragte aus allen Regionen gegenüber den heraufgezogenen Krisen ein starkes

Ohnmachtsgefühl, welches den Eindruck festigt, die Politik reagiere nicht ange-

messen auf die Bedrohungen (sh. Kap. 6).

Aufgrund der überwältigend hohen Zustimmung zur Idee der Demokratie

zeigen sich, differenziert nach soziodemografischen Merkmalen, kaum kom-

positorische Auffälligkeiten. Unter formal niedrig Gebildeten und Personen mit

geringem Einkommen finden sich mit einem Anteil von jeweils 5 Prozent etwas

überdurchschnittlich Personen, die als Demokratiegegner eingestuft wurden

(sh. Kap. 4.4.2). Parteiidentifikation zur AfD erweist sich als ein Vereinigungs-

punkt für Befragte,welche die Demokratie grundsätzlich ablehnen (das sind hier

7 Prozent).

Bildungs- und Einkommenseffekte treten auch bei der Bewertung der demo-

kratischen Verfassungsordnung der Bundesrepublik auf. Die Zufriedenheit da-

mit steigt linear von niedrig Gebildeten (63 Prozent) bis zu Hochgebildeten (86

Prozent) und ebenso von Gering- bis Gutverdienenden (von 32 auf 78 Prozent)

deutlich an. Auch räumliche Umfeldbedingungen entfalten ihreWirkung:Wer in

ländlichenOrtenwohnt, istmit der Verfassunghäufiger unzufrieden als Angehö-

rige der Stadtbevölkerung (27 gegenüber 17 Prozent). Eine Rolle spielt zudem die

persönliche Bilanz der Wiedervereinigung: Wer in dieser für sich Vorteile sieht,

ist mit der Verfassungsordnung überdurchschnittlich häufig zufrieden (82 Pro-

zent). Anders fällt das Urteil jener aus, die nach eigenem Bekunden nach 1990

Nachteile erfahrenmussten.Unter diesenBefragtenhalten sichVerfassungsloya-

lität (54 Prozent) und Verfassungsdistanz (45 Prozent) etwa dieWaage.
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Wie erwartet, scheiden sich bezüglich der Frage, ob die Demokratie hier-

zulande »alles in allem funktioniert«, nach den Merkmalen Alter, Bildung,

Einkommen, Lage des Wohnorts im Raum und Parteiidentifikation der Befrag-

ten stärker die Geister. Am meisten und überdurchschnittlich zufrieden mit

der Performanz der Demokratie in der Bundesrepublik äußert sich die jüngste

Altersgruppe der 16- bis 29-Jährigen (64 Prozent), gefolgt von den Ältesten ab 65

Jahren (59Prozent).Klarer noch zeigen sichdie politisch-kulturell trennendenEf-

fekte bei Bildung und Einkommen.Wer formal gering gebildet ist undwer wenig

verdient, ist amwenigsten zufriedenmit der Leistungsstärke der Demokratie (52

bzw. 49 Prozent). Der Abstand zu Hochgebildeten und Gutverdienenden beträgt

bei dieser Bewertung 21 bzw. 17 Prozentpunkte. Insofern ist hohe oder geringe

Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie auch Ausdruck besserer

oder schlechterer Lebenslagen und Lebenschancen.

Geografisch gehäufter treten Zweifel an der Leistungsfähigkeit des demo-

kratischen Systems in dünn besiedelten bzw. ökonomisch schwach aufgestellten

ländlichen Kreisen auf (»Gefühl des Abgehängtseins«, sh. Kap. 3.6). Deutlich kri-

tischer ist das Urteil auch, wenn die persönliche Einigungsbilanz durchwachsen

ausfällt. Wer mit der Wiedervereinigung vornehmlich Nachteile verbindet, ist

nur zu einem Drittel mit der Funktionstüchtigkeit der Demokratie zufrieden,

aber zu 2/3 unzufrieden. Im parteipolitischen Feld weist die Anhängerschaft

der AfD die mit Abstand höchste Konzentration von Demokratieverdrossenen

auf, nämlich 84 Prozent. Das Zwischenfazit lautet: Zu Unzufriedenheit mit der

Leistungsfähigkeit der Demokratie neigt am ehesten, wer mittleren Alters ist,

lediglich über schwachematerielle und immaterielle Ressourcen verfügt undmit

dem systemkritischen rechten Rand des Parteienspektrums sympathisiert.

4.4.2 4 Ausprägungen der Einstellung zur Demokratie

Ausgehend von den zu den 3 Demokratie-Dimensionen aktuell erhobenen Da-

ten, werden im Folgenden, angelehnt an ein Kategorienraster Oskar Niedermay-

ers (2009), 4 Typen der Einstellung zurDemokratie vorgestellt. In diese Typologie

finden die unterschiedlichen Kombinationen der abgestuften Bewertungen für

alle 3 Demokratiedimensionen Eingang, das heißt dieWertedimension (Idee der

Demokratie), die Strukturdimension (Demokratie als Verfassungsordnung) und

die Performanzdimension (Funktionieren der Demokratie). Die folgende Tabel-

le (sh. Tab. 5) stellt die prozentuale und dabei speziell nach Parteiidentifikation

vorgenommene Verteilung auf die gebildete Vierer-Typologie dar.

Als Demokratieverweigerer (»Antidemokraten«) werden Personen bezeich-

net, die sich gegenüber allen 3 Ausprägungen der Demokratie ablehnend bzw.
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Tab. 5: Typologie demokratischer Orientierungen (Angaben in Prozent)

Quelle: Eigene Abbildung nachNiedermayer / Abweichungen zu 100 Prozent: weiß nicht / keine Angabe / rundungsbe-

dingt

unzufrieden äußern. Als »systemkritische Demokraten« gelten jene, welche

zwar die Idee der Demokratie prinzipiell gutheißen, aber sowohl mit ihrer in

Deutschland gegebenen Verfassungsform als auch ihren praktischen Leistungen

hadern. Der »politikkritische« Typus schließt jene ein, die lediglich mit dem

Funktionieren der Demokratie unzufrieden sind. Als »zufriedene Demokraten«

firmieren solche, die alle 3 Dimensionen positiv bewerten (sh. Tab. 5).

Als Demokratieverweigerer (»Antidemokraten«) ist in der komprimiertenGe-

stalt diesesTypus imErgebnisder repräsentativenUmfragevomSommer2023 le-

diglich 1 Prozent der Befragten einzuordnen. »SystemkritischeDemokraten« ad-

dieren sich zueinemknappenFünftel, inOstdeutschlandannäherndauf einDrit-

tel.Dieser Typus istmit Abstand amhäufigsten in der Anhängerschaft der AfD zu

finden.DasknappeViertel »PolitikkritischerDemokraten« verteilt sichgleichmä-

ßiger über das Parteienspektrum, eingeschlossen Nichtwählerinnen und Nicht-
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wähler,dabeimit einer relativenHäufungunter ParteigängernderParteiDie Lin-

ke. »ZufriedeneDemokraten« stellen inDeutschland aktuell insgesamt dieMehr-

heit, kommen im östlichen Teil des Landes jedoch nur auf 42 Prozent.DiesemTy-

pus lassen sich 85 Prozent derer zuordnen, die mit Bündnis 90/Die Grünen sym-

pathisieren, aber nur 9 Prozent derer, die der AfD nahestehen.

Abb. 55: Metatrend »Demokratiezufriedenheit« in Ost undWest seit 1990 (Mittelwerte von -2 »sehr unzu-

frieden« bis +2 »sehr zufrieden«)

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des ALLBUS, des Polit- und Eurobarometers, des ESS, des GLES und des Lang-

frist-Online-Trackings. ALLBUS: Kommenwir nun zu der Demokratie in Deutschland:Wie zufrieden oder unzufrieden

sind Sie – alles in allem –mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland besteht (1–6)? Eurobarometer: Sind Sie mit der

Art undWeise, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert, alles in allem gesehen zufrieden? Sagen Sie es mir bitte

anhand dieser Skala: Sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden, oder überhaupt nicht zufrieden (1–4)?

Politbarometer:Was würden Sie allgemein zur Demokratie in Deutschland sagen? Sind sie eher zufrieden oder eher

unzufrieden (0–1)? ESS: Und wie zufrieden sind Sie – alles in allem –mit der Art undWeise, wie die Demokratie in

Deutschland funktioniert (0–10)? GLES: Sind Sie mit der Art undWeise, wie die Demokratie in der Bundesrepublik

Deutschland funktioniert, alles in allem sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder überhaupt nicht

zufrieden (1–4)? Langfrist-Online-Tracking: Und wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie – alles in allem –mit der De-

mokratie, so wie sie in Deutschland besteht (1–6)? Deutschland-Monitor: Und sind Sie alles in allem sehr zufrieden, eher

zufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufriedenmit der Art undWeise, wie die Demokratie in der Bundesrepublik

Deutschland funktioniert (1–4)?
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4.4.3 Verteilung der Demokratietypen in den Kreisen

Wechselnwir nunaufdie kreisregionaleEbene.Das folgendeDiagramm(sh.Abb.

57) stellt die Verteilung der 4 Demokratie-Typen in den Kreisen der regionalen

Vertiefungsstudie des Deutschland-Monitors dar. Wie der Kreisvergleich zeigt,

liegtderAnteil von»Demokratieverweigerern« indenostdeutschenKreisen leicht

höher. Bei der regionalen Häufung von »systemkritischen Demokraten« wird ein

klaresWest-Ost-Gefälle erkennbar. Hier liegen die 4 östlichen Kreise in kompak-

terAnordnung sämtlichdeutlich vorden 4westlichenKreisen. Imsachsen-anhal-

tischen Salzlandkreis ist unter Befragten dieser Typus doppelt so stark vertreten

wie im rheinland-pfälzischen Landkreis Birkenfeld, der in der westlichen Teil-

gruppederVertiefungsstudiediemeistenSystemkritiker aufweist.Bei denAntei-

len »politikkritischer Demokraten« ist die Ost-West-Differenz weniger eindeu-

tig. Spiegelbildlich zum relativ zahlreichen Auftreten »systemkritischer Demo-

kraten« in den ostdeutschen Kreisregionen sind »zufriedene Demokraten« wie-

derum indenwestdeutschenKreisregionenhäufiger vertreten.Lediglich die thü-

ringische kreisfreie Stadt Weimar liegt mit dem in Rheinland-Pfalz gelegenen

Landkreis Birkenfeld etwa gleichauf.

Regionale Kontexteffekte sind nachweisbar, und sie folgen in Ost wie West

einem gleichen Muster: Hohe Prosperität stützt die Identifikation und Zufrie-

denheit mit der Demokratie, niedrige Prosperität wirkt sich hingegen auf die

Anerkennung der Demokratie nachteilig aus. Anders als dies für die Bewertung

der Lebensqualität und des sozialen Zusammenhalts aufgezeigt werden kann

(sh. Kap. 3.7), tritt in der Typologie der Einstellungen zur Demokratie nach wie

vor– oder neuerlichwieder vertieft – ein deutlicher Ost-West-Gegensatz zutage.
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Abb. 56: Einstellungen zur Demokratie (Angaben in Prozent)

*Hier lauten die Antwortkategorien im Fragebogen »entschieden für Demokratie« (sehr zufrieden), »eher für Demo-

kratie« (zufrieden), »eher gegen Demokratie« (unzufrieden), »entschieden gegen Demokratie« (sehr unzufrieden), diese

wurden hier für die Darstellung an die anderen Kategorien angeglichen.
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Abb. 57: Demokratietypen in der Vertiefungsstudie geordnet absteigend nach Anteilen von Anti- und

systemkritischen Demokraten (Angaben in Prozent)

Abweichungen zu 100 Prozent: weiß nicht / keine Angabe / rundungsbedingt

hP = hohe Prosperität / nP = niedrige Prosperität
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4.5 Populistische Einstellungen

Die gegenwärtig häufig konstatierte und gleichsam kontrovers diskutierte Krise

der Demokratie in westlichenDemokratien geht nach der Ansicht vieler Autorin-

nen und Autoren untrennbar mit dem Aufstieg des parteiförmigen (Rechts-)Po-

pulismus und den, so postuliert, zunehmend populistischen Einstellungen in der

Gesellschaft einher (vgl. z.B. Best et al. 2023: 4).

In der Politikwissenschaft gelten nach einer üblichen Konzeption63 populisti-

sche Einstellungen als Weltbild, nachdem sich die Gesellschaft durch einen Ge-

gensatz zwischen einem idealisierten und vermeintlich homogenen Volk mit ei-

nem einheitlichen Volkswillen und einer korrupten Elite auszeichnet. Populis-

mus ist nach diesemKonzept keine abgeschlossene Ideologie, sondern kann–als

»dünne Ideologie« (Mudde 2004) – in unterschiedlichen politischenOrientierun-

gen auftreten (z.B. Linkspopulismus, Rechtspopulismus, libertärer Populismus)

(vgl. auch Akkermann et al. 2014: 1326; Müller 2018: 188). Kennzeichnend für den

Populismus ist ein Manichäismus, d.h. der radikale Gegensatz zwischen »gut«

und »böse«, ein – genuin illiberaler – Antipluralismus, eine radikale Anti-Estab-

lishment-Orientierung bzw. Anti-Elitismus sowie die Skepsis gegenüber reprä-

sentativ-parlamentarischen Prozessen (Anti-Institutionalismus) bei gleichzeiti-

ger übermäßiger Betonung der Volkssouveränität (Akkermann et al. 2014: 1327;

Vehrkamp/Merkel 2020: 18).

Populistische Einstellungen wurden im Deutschland-Monitor auf Basis von

4 Aussagen – angelehnt an vielfach erprobte Messinstrumente (u.a. Akkermann

et al. 2014: 1333; Castanho Silva et al. 2020; Van Hauwaert et al. 2020: 7 f.) – er-

hoben, zu denen die Befragten ihre Zustimmung oder Ablehnung auf einer fünf-

stufigen Antwortskala signalisieren konnten (h. Abb. 58). Die Aussagen sind so

gewählt, dass sie die zentralen Dimensionen populistischer Einstellungen erfas-

sen.DerBlick auf die unterschiedlichen erhobenenPopulismus-Dimensionen im

Deutschland-Monitor zeigt, dass diese in der Bevölkerung in unterschiedlichem

Ausmaß geteilt werden.

Fast 3/4 derBefragten (73 Prozent) stimmenderAussage zu,dass die Abgeord-

neten im Parlament nur dem »Willen des Volkes« verpflichtet sein sollten (Volks-

souveränität, Anti-Pluralismus).Wird die explizite Zustimmung zur anti-pluralisti-

schenThese eines einheitlichenVolkswillens abgefragt (»DasVolk ist sich imPrin-

zip einig,waspolitischpassierenmuss«), stimmendieser knapp 1/4 derBefragten

63 Konkurrierende Ansätze, etwa der strategische Ansatz (Weyland 2002: 12) oder der soziokulturelle Stil-

Ansatz (Ostiguy 2020: 33), eignen sich weniger gut zur Erfassung und Klassifikation populistischer

Einstellungsmuster als zur Analyse politischer Parteien und Akteure (Rovira Kaltwasser/Van Hauwaert

2020: 14 f.).
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zu.Mehr als die Hälfte der Befragten geht hingegen nicht explizit von einem ein-

heitlichen Volkswillen aus (sh. Abb. 58).

Abb. 58: Dimensionen populistischer Einstellungen (Angaben in Prozent)

Abb. 59: Populistische Einstellungen in Ost- undWestdeutschland (Angaben in Prozent)
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Abb. 60: Populistische Einstellungen nach Prosperitätsclustern der regionalisierten Vertiefungserhebung

(Angaben in Prozent)

Abb. 61: Populistische Einstellungen nach formaler Bildung (Angaben in Prozent)

DerThese, dass die »Herrschenden undMächtigen« gegen die Interessen der

Bevölkerung agieren, stimmen über 40 Prozent der Befragten zu. Anti-elitistische

undmanichäischeEinstelllungen sind inderGesellschaft demzufolgeweit verbrei-

tet,wobei sienicht vonderMehrheit geteiltwerden.Ferner zeigen sich 40Prozent
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der Befragten offen für anti-institutionalistische Einstellungen, indem sie der Aus-

sage nicht zustimmen, dass »Entscheidungen, die nach einer Debatte im Parla-

ment getroffenwerden, […] besser [sind] als Entscheidungen,die direkt durchdie

Bevölkerung getroffen werden.«64

Wie groß ist der Anteil derjenigen, die als populistisch eingestellt bezeichnet

werden können?65 24 Prozent der Befragten imDeutschland-Monitor, also knapp

1/4, gelten nach der hier vorliegendenMessung als populistisch eingestellt, wäh-

rend 3/4 der Befragten somit nicht populistisch eingestellt sind. Dies bestätigt in

der Tendenz Ergebnisse anderer Studien (u.a. Populismusbarometer 2020; vgl.

Vehrkamp/Schröder 2020).

Die sozialräumliche Verteilung dieser populistischen Einstellungen zeichnet

ein differenziertes Bild. Zunächst wird erkennbar, dass populistische Einstel-

lungen in der ganzen Bundesrepublik verbreitet sind und nicht etwa allein

eine Herausforderung für die Demokratie in Ostdeutschland darstellen (sh.

Abb. 59). Dennoch wird dieses Einstellungsmuster häufiger in Ostdeutschland

geteilt, was sich auch nicht allein durch soziodemografische Merkmale (Alter,

Geschlecht, Einkommen, Bildung) erklären lässt. Weiterführende Analysen66

zeigen, dass dieser Ost-West-Unterschied in unterschiedlichen Ausprägungen

durch politische Einstellungen wie die Demokratiezufriedenheit und Gerechtig-

keitsperzeptionen erklärt wird.

Ein vergleichbaresMuster ergibt sich hinsichtlich der Prosperität und der Po-

sition des Wohnorts der Befragten auf dem Stadt-Land-Kontinuum (nach Indi-

kator BBSRoderOrtsgröße): So treten populistischeEinstellungen inKreisenmit

niedriger Prosperität eher auf als in solchenmit hoher Prosperität (sh. Abb. 60) –

wobei sich auch hier die Ost-West-Differenz erkennbar fortführt. Auf Basis wei-

terführender statistischer Analysen wird jedoch deutlich, dass nicht der Kontext

per se, sondern die soziale Zusammensetzung (Alter, Geschlecht, Einkommen,

Bildung) in diesen Kreisen diese Unterschiede erklären kann. Es wird also zu-

mindest bei den Kontextperspektiven Ländlichkeit und Prosperität ein Kompo-

sitionseffekt festgestellt. Ein Wohnort in ländlichen Lagen oder in einer Region

64 Die Antwortskala dieses Items wurde für die weitere Auswertung invertiert (gedreht), um eine einheit-

liche Interpretation zu gewährleisten.

65 Eine Person gilt als populistisch eingestellt, wenn sie den 4 Aussagen im Durchschnitt zustimmt (Po-

pulismus-Index ≥ 4); dabei wurdemaximal eine Antwortverweigerung zugelassen. Fürweitere Auswer-

tungenwurde der Index auf denWertebereich 1 (gar nicht populistisch) bis 5 (sehr populistisch) kodiert.

Obgleich die Skalenkonsistenzmit einem Cronbachs Alpha von 0,53 nicht optimal ist, wurde wegen ei-

ner zufriedenstellenden konfirmatorischen Faktorenanalyse (Anzahl der Faktoren nach BIC-Kriterium

= 1,CFI = 0,988,RMSEA= 0.041) und der Abdeckung aller theoretischenDimensionen entschieden, den

additiven Populismusindex auf Basis der vorliegenden Items zu bilden.

66 Binomial-logistische Mehrebenenregression
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mit geringer Prosperität hängt demzufolge nicht per se mit übermäßig vertrete-

nen populistischen Einstellungen zusammen.

Individuelle Merkmale überwiegen bei der Erklärung populistischer Einstel-

lungen somit deutlich die räumlichenMerkmale.Übereinstimmendmit anderen

Untersuchungen zeigt sich, dass höhere formale Bildung hemmend auf populis-

tische Einstellungen wirkt (Lewandowsky 2022: 119; Rovira Kaltwasser, Van Hau-

waert 2020: 4) (sh. Abb. 61).

Nimmt man die ökonomische Situation der Befragten in den Blick, so zeigt

sicheinerseits kein signifikanterEffektdesHaushaltsnettoeinkommens:Es spielt

nach denDaten desDeutschland-Monitors also keineRolle für populistische Ein-

stellungen,obeinePersoneinniedrigesoderhohesEinkommenhat.Andererseits

wird erkennbar, dass diejenigen, die ihre private ökonomische Situation als »sehr

schlecht« bezeichnen, signifikant häufiger populistische Einstellungen haben als

Personen, die eine positive private ökonomische Bilanz ziehen (sh. Abb. 62).

Anknüpfend an die Bewertung der eigenen ökonomische Lage erweisen sich

individuelle Deprivation und Statusverlustangst als aussagekräftige Einflussfak-

toren für populistische Einstellungen (sh. Abb. 63). Wer das Gefühl hat, dass ei-

nem selbst der gerechte gesellschaftliche Anteil vorenthalten bleibt, oder Angst

hat, den gesellschaftlichen Status (materiell wie auch immateriell) zu verlieren,

neigt eher zu populistischen Einstellungen (vgl. auch Reiser et al. 2023: 96; Ber-

man 2021: 75).67 Vor diesem Hintergrund ist es nicht erstaunlich, dass auch eine

negative individuelle Bilanzierung der Wiedervereinigung – die ebenfalls als ei-

ne spezielle Formdes Statusverlustes interpretiert werden kann– signifikantmit

populistischen Einstellungen zusammenhängt (sh. Kap. 4.5).

Selbiges gilt für die Responsivitätswahrnehmung: Wer das Gefühl hat, Po-

litikerinnen und Politiker haben ihr Handeln weniger gut an die Bevölkerung

rückgekoppelt, neigt auch eher zu populistischen Einstellungen. Der enge

theoretisch-konzeptionelle Zusammenhang zwischen wahrgenommener Re-

sponsivität und Demokratiezufriedenheit (sh. Kap. 4.2 und Kap. 4.4) macht sich

auch im Deutschland-Monitor bei den populistischen Einstellungen bemerkbar:

Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie drückt sich, überein-

stimmendmit anderenErhebungen (Reiser et al. 2023: 96), auch imDeutschland-

Monitor deutlich in populistischen Einstellungen aus (sh. Abb. 64).

67 Die Befunde knüpfen damit an den Grundtenor des politikwissenschaftlichen Forschungsdiskurs an,

wonach der erstarkende Populismus eine Folge ökonomischer und kultureller Modernisierungsüber-

forderung infolge der Globalisierung darstellt. In Nordamerika und Westeuropa überwiegen hierbei

die kulturellen Folgen des gesellschaftlichen Wertewandels und der Migration als Treiber eines – ins-

besondere rechten–Populismus (vgl. auch »Cultural Backlash«) (Lewandowsky 2022: 103 ff.; Berman et

al. 2021: 75 f.; Rovira Kaltwasser/Van Hauwaert 2020: 4; Norris/Inglehart 2019: 50 f.).
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Abb. 62: Populistische Einstellungen in Abhängigkeit der Beurteilung der eigenen ökonomischen Lage

(Angaben in Prozent)
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Abb. 63: Populistische Einstellungen nach Statusverlustangst (Angaben in Prozent)

Erläuterung: Die Statusverlustangst bezieht sich auf die Zustimmung zu folgenderThese: »Esmacht mir Sorgen, durch

die gesellschaftliche Entwicklung immermehr auf die Verliererseite des Lebens zu geraten.«



Sicht der Bürgerinnen und Bürger 147

Abb. 64: Populistische Einstellungen nach Demokratiezufriedenheit (Angaben in Prozent)
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Zuletzt erweist sich auf der Einstellungsebene eine Selbst-Positionierung

im politisch rechten Spektrum als signifikanter Einflussfaktor für populistische

Einstellungen (vgl. auch Lewandowsky 2022: 112). Dies spiegelt sich auch in

der Parteiidentifikation der Personen mit populistischen Einstellungen wider:

Vergleichbar zum Institutionenvertrauen und zum »Gefühl des Abgehängtseins«

drücken sich populistische Einstellungen in der Parteiidentifikation der Befrag-

ten besonders entlang der soziokulturellen Konfliktlinie des bundesdeutschen

Parteiensystems aus (siehe auch Best et al. 2023: 8) (sh. Kap. 3.6). In der Anhän-

gerschaft der AfD – die auf dieser Konfliktlinie den äußeren rechten Pol bildet –

sind populistische Einstellungen mit Abstand am weitesten verbreitet, während

sie in der Anhängerschaft von Bündnis 90/Die Grünen – dem linken Pol dieser

Konfliktachse – im Vergleich am wenigsten verbreitet sind (Wagner et al. 2023:

625). Dieses Ergebnis fügt sich in Erkenntnisse ein, wonach es sich bei der AfD

um eine Partei handelt, die in ihrer öffentlichen Kommunikation populistische

Narrative undElitenskepsis artikuliert undüberwiegend in einemMischfeld zwi-

schen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus verortet wird (Biskamp 2021:

36; Pfahl-Traughber 2019: 41; Schröder/Weßels 2021: 14 f.; kritisch: Jesse/Panreck

2016: 73). Auch in der Partei Die Linke, die den sozioökonomisch linken Pol des

bundesdeutschen Parteiensystems besetzt, sind populistische Einstellungen et-

was weiterverbreitet als im gesellschaftlichen Durchschnitt. Dieser vergleichbar

moderate Anteil populistischer Einstellungen in der Anhängerschaft der Links-

partei ist bemerkenswert. Da die Partei den (sozioökonomisch) äußeren linken

Pol des Parteiensystems darstellt und von einem Teil der Forschungsgemeinde

als linkspopulistisch eingeordnet wird (Verkamp/Schröder 2020: 78; Thomeczek

2023: 5; Olsen 2018: 76 f.), wäre hier höherer Anteil populistischer Einstellungen

zu erwarten gewesen. Geringere Unterschiede gibt es zwischen denjenigen,

die sich einer der übrigen (Bundestags-) Parteien (Unionsparteien, FDP, SPD)

näherstehend einordnen.
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Abb. 65: Populistische Einstellungen nach Parteiidentifikation (Angaben in Prozent)

Anmerkung: Zur besseren Les- und Vergleichbarkeit wird der X-Achsenabschnitt imWertebereich 0 Pro-

zent bis 80 Prozent dargestellt.

4.6 Politischer Extremismus

4.6.1 Begriffsklärung

Als extremistisch gelten aus Sicht des Gesetzgebers und der Verfassungsschutz-

behörden solche

»[…] Bestrebungen, die gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung, den Bestand und

die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträch-

tigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mit-

glieder zum Ziele haben.«68

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich die bundesdeutsche Extremismusfor-

schunghauptsächlichmitderUntersuchungdesRechtsextremismusbefasst.Das

hatte plausibleGründe.Zumeinenkonnten,beginnendmitdenWahlerfolgender

NPDbeiwestdeutschen Landtagswahlen in der 2.Hälfte der 1960er Jahre und an-

68 Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) § 3, Satz 1, Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden.
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haltend bis zum Aufstieg der AfD in jüngster Zeit, ausnahmslos rechtsextreme

Parteien in Landesparlamente bzw. den Bundestag einziehen. Zum anderen wa-

ren und sind Rassismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Sozialdarwi-

nismus, Chauvinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus historisch

tradierte Einstellungsmuster, die dem Rechtsextremismus exklusiv zugeordnet

werden konnten.

Aktuelle Studien zeigen gegenläufige Entwicklungen im Strömungsbild

rechtsextremer Orientierungen auf. Einerseits ist die manifeste Zustimmung zu

zentralenDimensionender rechtsextremenEinstellung imLangzeitvergleich der

letzten 20 Jahre (2002 bis 2022) rückläufig. Andererseits finden rechtsextreme

Deutungsmuster wie Ausländerfeindlichkeit und Chauvinismus, Antisemitis-

mus und Diktaturbefürwortung gegenwärtig hohe Zustimmung (Decker et al.

2023: 2 und 12). Der Komplex von Einstellungen, der unter demRubrum Populis-

mus firmiert sh. Kap. 4.5) hat zwar einen deutlich rechtslastigen Schwerpunkt,

weist jedoch auch Berührungspunkte mit linkspopulistischen Sprachregelungen

(Chazel/Dain 2023) auf.

4.6.2 Messung des Extremismus

Die gewachsene Unübersichtlichkeit im Einzugsbereich des politischen Extre-

mismus wirft die Frage auf, welche Messinstrumente geeignet sind, um die dy-

namische Entwicklung im Untersuchungsfeld adäquat zu erfassen. Im Deutsch-

land-Monitor 2023 wird die extremistische Komponente, die zwischen radikaler

Systemkritik und erklärter Systemfeindschaft oszilliert, mittels 5 Variablen ge-

messen:

1. Ablehnung der Idee der Demokratie,

2. Befürwortung einer Diktatur als bessere Staatsform, »wenn es Not tut«,

3. Bejahung einer Revolution statt weiterer Reformen,

4. Sicht auf den Staat als Unterdrückungsinstrument, das abgeschafft gehört,

5. Überzeugung, dass es in jeder demokratischen Gesellschaft bestimmte Kon-

flikte gibt, die mit Gewalt ausgetragen werdenmüssen.

Verbindendes Element dieser Bezeugungen ist die grundsätzliche Gegnerschaft

zum demokratischen politischen System der Bundesrepublik.69 Ihrem Wortlaut

69 Das verbindende Element formulierte der Politikwissenschaftler Eckhard Jesse (2018) wie folgt: »Jeder

Rechtsextremist ist einAntidemokrat.Abernicht jederAntidemokrat ist [automatisch] einRechtsextre-

mist« [Ergänzung durch Autor]. Zitat nach Geiges 2018: 18.
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zufolge lassen sich die Variablen, wie Analysen ergeben haben, nicht a priori klar

einem politischen Spektrum zuordnen.70 Eben dies ist ihr heuristischer Vorzug.

Als ein methodisches Werkzeug zur Annäherung an den Gegenstand des

Extremismus hat sich die Selbsteinstufung befragter Personen auf der Links-

Rechts-Skala (sh. Abb. 66) bewährt. Eine randständige Platzierung auf der Skala

ist nicht automatisch gleichbedeutend mit extremistischen Überzeugungen

(Gabriel/Neller 2010: 125; vgl. Backes/Jesse 1983) oder gar der Beteiligung an

Gewalttaten.

Wie die folgende Abbildung (sh. Abb. 66) zeigt, ist die Selbstverortung der

deutschen Bevölkerung im Skalenbereich moderat linksschief. Linksaußen posi-

tionieren sich 4 Prozent aller Befragten, am äußersten rechten Rand 1 Prozent.

Mithin ordnet sich ein sehr kleiner Anteil der Befragten äußerst rechts bzw.

links ein. Eine relativeMehrheit von gut 40 Prozent der imDeutschland-Monitor

Befragtenplatziert sich aufder Links-Rechts-Skala exaktmittig,genausowie ins-

gesamtdie Anhängerschaft derUnionsparteien.Leicht rechts der arithmetischen

Mitte nehmen Befragte ohne Parteineigung Aufstellung und erkennbar rechts

nur diejenigen, die ihren Angaben zufolge der AfD nahestehen. Parteigänger

aller übrigen Bundestagsparteien platzieren sich im linken Skalenfeld, entweder

mehr oder weniger dicht der Mittellinie (FDP, Grüne, SPD) oder deutlich weiter

links (Die Linke).

4.6.3 Verteilung und Größenordnung systemkritischer bzw. systemfeindlicher

Einstellungen

Die Verteilung der Antworten in der Befragung des Deutschland-Monitors ist in

Abbildung 67 erkennbar. Die gemessenen systemkritischen bzw. systemfeindli-

chen Anschauungenwerden,wie in der Abbildung ersichtlich, nur von einem ge-

ringen Teil der Bevölkerung mitgetragen. Einsatz von Gewalt, prinzipielle Geg-

nerschaft zur Demokratie und ein Liebäugeln mit Diktatur werden von jeweils

mehr als 90 Prozent abgelehnt. Vergleichbare Studien haben aber gezeigt, dass

die ablehnendenHaltungengegenüberdiesen systemkritischenEinstellungen im

Zeitverlauf deutlich zugunsten einer eher unentschiedenen Haltung abgenom-

men haben (Holtmann et al. 2020: 125 f.).

70 In einer Studie der Freien Universität Berlin zum Linksextremismus vom Juli 2016 (Deutz-Schroeder/

Schroeder 2016: 14) wurde diese Dimension als »Demokratiefeindlichkeit« bezeichnet – geeignet, um

sowohl am rechten als auch linken Rand Zustimmung zumarkieren.
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Abb. 66: Links-Rechts-Selbsteinstufung (Anteile in Prozent undMittelwerte [Parteiidentifikation] auf einer

Skala von -5 »sehr links« bis +5 »sehr rechts«)

Abweichungen zu 100 Prozent: weiß nicht / keine Angabe / rundungsbedingt

4.6.4 Determinanten eines systemkritischen Extremismus

Die 5 vorgestellten Indikatoren systemkritischer bzw. -feindlicher Einstellungen

wurden für die hier vorgelegte Analyse der Monitor-Daten zu einer Mittelwert-

skala »systemkritischer Extremismus« zusammengefasst71 (sh. Abb. 68, Abb. 69

undAbb. 70).Diese Skala deckt wie andere vergleichbare Skalen imDeutschland-

Monitor eine theoretische Spannweite von -2 bis +2 ab.Hier entspricht der Pol -2

einer sehr schwachen Ausprägung von systemkritischem Extremismus. Der Pol

+2 steht für die diametral entgegengesetzte sehr stark extremistische Position.

Im Bundesdurchschnitt beläuft sich der Mittelwert auf -1,6. Die Ausprägungen

der jeweiligen Einflussfaktoren können den folgenden Abbildungen entnommen

werden (sh. Abb. 68, Abb. 69 und Abb. 70).

71 Die Skala wurde zuvor in früheren Ausgaben des Sachsen-Anhalt-Monitors verwendet (SAM 2018 und

2020).
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Wie die Abbildung 68 veranschaulicht, weist die deutschlandweit eindeutig

überwiegende Ablehnung extremistischer Anschauungen imGesamtbild nur ge-

ringe Unterschiede auf, wenn sie nach verschiedenen Kriterien des Lebensum-

felds aufgeschlüsselt werden. Jedoch zeigen die Mittelwerte eine durchgängige

Ost-West-Differenz, einerlei ob nach dem aktuellenWohnort oder der Ansässig-

keit in demwestlichen oder östlichen Landesteil vor bzw. nach 1990 gefragt wird.

Ob der Lebensmittelmittelpunkt in einer Region hoher oder geringer Prosperität

liegt, macht kaum einen Unterschied. Auch innerhalb der Kreise der regionalen

Vertiefungserhebung ist die Spanne nicht sonderlich hoch.Doch gruppieren sich

die Kreise klar nachWest-Ost-Zugehörigkeit.

Abb. 67: Systemkritische und systemfeindliche Einstellungen, geordnet nach der Antwortkategorie »stim-

me überhaupt nicht zu« (Angaben in Prozent)

Abweichungen zu 100 Prozent: weiß nicht / keine Angabe / rundungsbedingt

Größere Spreizungen und teilweise deutliche Verwerfungen treten zutage,

wenn die bekundete Nähe bzw. Distanz zu extremistischen Anschauungen mit
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Abb. 68: Skala Systemkritischer Extremismus nach Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -2 »sehr schwach«

bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 69: Skala Systemkritischer Extremismus nach politischen Einstellungen (Mittelwerte von -2 »sehr

schwach« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 70: Skala systemkritischer Extremismus nach sozialstrukturellen Einstellungen undMerkmalen

(Mittelwerte von -2 »sehr schwach« bis +2 »sehr hoch«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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gesellschaftlichen und politischen Einstellungen abgeglichen wird (sh. Abb.

69). Innerhalb des Parteienspektrums stellt die Gruppe der Befragten mit einer

Parteiidentifikation zur AfD einen Ausreißer dar. Hier wird die mit Abstand

schwächste Distanz zu systemkritischen bzw. -feindlichen Positionen gemessen.

Der Grad der Zufriedenheit oder Unzufriedenheit mit der Verfassungsordnung

der Bundesrepublik sowie mit der Funktionstüchtigkeit der Demokratie und

ferner auch des Vertrauens in (parteien-)staatliche Institutionen verläuft auf-

fallend synchron mit einer stärker oder schwächer ausgeprägten Ablehnung

extremistischer Überzeugungen.

An diesem Punkt schlagen wir den Bogen zur Links-Rechts-Skala und ihrem

Erklärungswert für politischen Extremismus nochmals zurück. Bemerkenswert

ist: Der äußerst linke undder äußerst rechte Pol treffen sich keineswegs in gleich-

artig intensiver Systemkritik bzw. Systemfeindschaft. Vielmehr liegen jene Be-

fragten, die sich selbst »sehr links« einstufen, bei einem Skalen-Mittelwert von

-1,6 Skalenpunkten und sind damit nicht weniger systemtragend als der Bundes-

durchschnitt. Anders verhält es sich am rechtenGegenpol:Wer sich »eher rechts«

bzw. »sehr rechts« positioniert, ist mitMittelwerten von umdie -1,3 Skalenpunk-

ten deutlich systemkritischer eingestellt.

ImVergleich der Altersgruppen ergeben sich keine Auffälligkeiten.Die jüngs-

ten Befragten (16–29 Jahre) ausgenommen, entsprechen die Mittelwerte dem

Durchschnittswert aller Befragten.Die Faktoren Bildung und Einkommen haben

nur ein geringes Gewicht. Wer jedoch Angst verspürt, »auf die Verliererseite des

Lebens zu geraten«, wer ferner allgemein wie für sich persönlich eine überwie-

gend negative Bilanz der Wiedervereinigung zieht und wer meint, weniger als

»den gerechten Anteil zu erhalten«, ist weniger immun gegen extremistische

Deutungen von Politik als der jeweils andere Teil der Bevölkerung (sh. Abb. 70).

Subjektive Wahrnehmungen von Benachteiligung wie Statusverlustangst und

das Gefühl sozialer Deprivation liefern folglich eine wesentliche Erklärung für

eine tendenziell systemkritische Grundeinstellung.

4.7 Bewertung der deutschenWiedervereinigung

In Zeiten ökonomischer Strukturkrisen, geringenWachstums des Volkseinkom-

mens oder gar seiner Abnahme, so schrieb der Soziologe M. Rainer Lepsius vor

bald 3 Jahrzehnten, nähmen im wiedervereinigten Deutschland Verteilungskon-

flikte zu und werde es schwieriger, »Verteilungsgerechtigkeit zu paktieren«. Das

träfe auch auf Westdeutschland zu, dessen von Ostdeutschland aus gesehener

Reichtum keineswegs für alle privaten, gewerblichen und öffentlichenHaushalte

bestünde. Insofern unterliege die politische Kultur der Bundesrepublik »einem
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erhöhten Bewährungszwang«. »Politikverdrossenheit«, abnehmendeWahlbetei-

ligung und zunehmendeVerteilungskonflikte seien Stichworte,welche die Situa-

tion kennzeichneten (Lepsius 1995: 36).

Als Lagebeschreibung des wiedervereinigten Deutschlands erscheint Lepsi-

us’ Zeitdiagnose von 1995 bemerkenswert aktuell. Dies gibt Anlass dazu, genau-

er nachzufragen, ob die über Jahrzehnte hinweg in der Literatur nachgewiesene

Tendenz, dass zumal in Ostdeutschland die Vorteile der Einheit in wachsender

Zahl bejaht und Nachteile zunehmend weniger reklamiert werden (Gabriel et al.

2015: 135–140; FGW2019;Hilmer 2020), sich gegenwärtig fortsetzt oder aufgrund

dicht aufeinander folgender Krisenerfahrungen aktuell stagniert oder gar rück-

läufig ist. Deshalb wurde erhoben, ob für die Befragten persönlich und für »ih-

ren« Landesteil dieVorteile oder dieNachteile der deutschenEinheit überwiegen.

Abermals bestätigt sich, dass die überwiegende Zahl der Menschen in Deutsch-

land – in Ost- wie Westdeutschland – die Wiedervereinigung mit mehr Vor- als

Nachteilen für sich selbst und den jeweiligen Landesteil verbindet (sh. Abb. 71).

Bei der persönlichenWiedervereinigungsbilanz ergeben sich zwischen Ost- und

Westdeutschen kaum Unterschiede. 66 bzw. 63 Prozent geben an, dass ihnen die

Wiedervereinigung mehr Vor- als Nachteile gebracht habe. Diejenigen, die für

sich persönlich mehr Nachteile sehen, sind in den ostdeutschen Bundesländern

mit 14 Prozent etwas häufiger vertreten als in den westdeutschen Bundesländern

(9 Prozent). In Bezug auf die Bewertung der Wiedervereinigung für den jeweili-

gen Landesteil treten größere Differenzen zwischen Ost undWest auf.Während

nur etwa die Hälfte (52 Prozent) der Ostdeutschen der Meinung ist, die Wieder-

vereinigung habe für Ostdeutschland mehr Vor- als Nachteile gebracht, äußern

sich Westdeutsche bezüglich ihres Landesteils zu knapp 2/3 positiv. Nur 15 Pro-

zent sehen überwiegend vereinigungsbedingte Nachteile für Westdeutschland,

währendmehr als ein Viertel der Ostdeutschen (27 Prozent) dies für Ostdeutsch-

land äußern.
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Abb. 71: Bewertung derWiedervereinigung, Gesamtdarstellung Ost- undWestdeutschland (Angaben in

Prozent)

Im Vergleich zu einer Studie aus dem Jahr 2014 (Holtmann/Jaeck 2015: 42 f.)

zeigen sich deutliche und für beide Landesteile unterschiedliche Veränderungen:

In Ostdeutschland ist die positive Bewertung der Wiedervereinigung für den

eigenen Landesteil von 70 Prozent auf 52 Prozent und für die persönliche Eini-

gungsbilanz von 77 auf 66 Prozent (weiter) gesunken.72Daran gemessen,wird die

Deutsche Einheit in Ostdeutschland also im zeitlichen Verlauf deutlich kritischer

bewertet. In Westdeutschland hingegen ist die persönliche Einheitsbewertung

auf gleichbleibendem Niveau (62 vs. 63 Prozent »Vorteile überwiegen«), und die

Wiedervereinigungsbewertung für Westdeutschland ist im Vergleich zu 2014

leicht angestiegen.

Die Wiedervereinigung als ein persönlich prägendes Ereignis begegnete den

Menschen in unterschiedlichen Lebensabschnitten. Unter der Annahme, dass

72 Eine leichte Tendenz abnehmender Wiedervereinigungszufriedenheit in Ostdeutschland wurde auch

schon in den Jahren zwischen 1994 und 2010 festgestellt (Hanf et al. 2011: 267).
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ähnliche Geburtsjahrgänge in vergleichbaren sozialen Kontexten das kollektive

Erleben zeitgenössischer Ereignisse als gemeinsames Merkmal kennzeichnet

(Mannheim 2017 [1928]), wird die Wiedervereinigungsbewertung nach Alters-

gruppen aufgeschlüsselt. Im Einklang mit früheren Studien zeigt sich auch im

diesjährigen Deutschland-Monitor, dass ältere Befragte die Wiedervereinigung

eher mit Nachteilen verbinden als jüngere. Dieser Zusammenhang ist bei der

persönlichen Einigungsbilanz der Westdeutschen und bei der landesteilbezo-

genen Einigungsbilanz der Ostdeutschen jeweils unter Kontrolle der sozialen

Zusammensetzung und der politischen Einstellungen signifikant. Hierbei wei-

sen die Daten auf einen Gegensatz zwischen den Altersgruppen mit Geburt vor

und nach derWiedervereinigung hin (vgl. Holtmann/Jaeck 2015).73

Die Auswertung der regionalen Vertiefungserhebung des Monitors mittels

weiterführender statistischer Modelle74 zeigt auf, dass die höhere oder niedri-

gere Prosperität der eigenen Region keine Auswirkung auf die persönliche und

landesteilbezogeneWiedervereinigungsbilanz hat. Zwar gibt es in den Regionen

mit geringer Prosperität eine etwas höhere Quote mit negativer Bilanz. Unter

Kontrolle der sozialen Zusammensetzung zeigt sich aber, dass die regionalen

Unterschiede statistisch zu vernachlässigen sind. Das deutet darauf hin, dass

Ostdeutsche ihre Bilanzierung der Deutschen Einheit historisiert, das heißt

losgelöst von ihren gegenwärtigen Lebenskontexten verinnerlicht haben. Legt

man die ILTIS-Typologie, also das Set der für die Kreisauswahl herangezogenen

strukturellen Indikatoren (sh. Kap. 2.2), an die Haupterhebung an, so zeigt sich

ebenfalls kein signifikanter Effekt der sozioökonomischen Lage im Kreis auf die

Wiedervereinigungsbilanz.

Zusätzlich zu den objektiven raumstrukturellen Merkmalen wurde die Ab-

wanderungsperzeption aus dem Komplex »Herausforderungen am Wohnort«

(sh. Kap. 3.3) als erklärende Variable in die Modelle für die Wiedervereinigungs-

bewertung aufgenommen. Hierbei wird angenommen, dass diese Herausforde-

rung unter anderem eine Folge der ungleichartigen Lebensverhältnisse in Ost

und West in den Jahren nach der Wiedervereinigung ist. Menschen, die diese

Herausforderungen als besonders dringlich ansehen, müssten eine schlechtere

Sicht auf dieWiedervereinigung haben– insbesondere inOstdeutschland (Neller

73 2 theoretische Erklärungsansätze sind hierfür geläufig. Die Sozialisationshypothese geht davon aus,

dass politische Einstellungen, die in frühen Phasen des Lebens erworben wurden, im weiteren Verlauf

des Lebens fortbestehen. Die Bewertung eines politischen Systems hängt also mit den Wertehaltun-

gen zusammen, die ggf. in einem früheren politischen System erworben wurden (Neller 2006: 65). Die

Altershypothese geht davon aus, dass die eigene Jugend und die entsprechenden Umständemit zuneh-

mendem Alter idealisiert bzw. in Relation zu aktuellen Umständen besser bewertet werden (Fürnberg

2022: 126).

74 Binomial-logistische Mehrebenenregression für die regionale Vertiefungserhebung.
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2006: 33; Rippl/Seipel 2021: 30). Tatsächlich ist ein solcher Zusammenhang in

beiden Landesteilen nachweisbar: Wer die Abwanderung junger Menschen am

Wohnort als Herausforderung empfindet, zieht eher eine negative persönliche

Wiedervereinigungsbilanz.

Ein vergleichbar differenzierter Befund zeigt sich mit Blick auf die indivi-

duelle ökonomische Lage: In der persönlichen Wiedervereinigungsbilanz für

Ostdeutschland ist ein schwacher, aber signifikanter Effekt des Haushalts-

einkommens festzustellen: Mit hohem Einkommen geht eine eher positive

Einigungsbilanz einher, selbst wenn für andere Faktoren (u.a. Alter, Bildung

und politische Einstellungen) kontrolliert wird.75 Zudem nehmen erwerbslose

Personen in Ostdeutschland eine signifikant schlechtere persönliche Eini-

gungsbewertung vor. Daraus kann geschlossen werden, dass Erwerbslose in

Ostdeutschland die Wiedervereinigung für ihre Erwerbslosigkeit mitverant-

wortlichmachen (in derDDRbestand quasi Vollbeschäftigung,Kellermann 2023:

4),währendErwerbslose imWesten dies nicht tun.Hierbei spielt womöglich eine

spezielle sozialpolitische Erwartungshaltung, die in einer DDR-Sozialisation

gestärkt und in der Wendezeit durch die Bundesregierung enttäuscht wurde,

eine mittelbare Rolle (Neller 2006: 29; Dalton 1994: 491; Hanf et al. 2011: 261 ff.).

Eine aktuelle Studie kann zudem nachweisen, dass ein Jobverlust in Folge der

deutschen Einheit mit einer bis heute nachwirkenden Distanzierung von Politik

im vereinigten Deutschland einhergeht (Kellermann 2023: 18).

In Westdeutschland, wo die Erfahrung des Transformationsschocks der frü-

hen 1990er Jahre nicht gemachtwurde, zeigt sich dieser Effekt zwar nicht.Aber es

besteht inWestdeutschland ein Zusammenhang zwischen der Bewertung der ei-

genen Lebenssituation und jener der Wiedervereinigungsbilanz: Wer zufrieden

mit dem eigenen Leben ist, zieht mit höherer Wahrscheinlichkeit eine positive

persönliche Wiedervereinigungsbilanz. Auch ein individuelles Deprivationsge-

fühl, also dieWahrnehmungnicht in gerechterWeise vonderGesellschaft zupro-

fitieren, hängtmit einer negativen Einigungsbilanz fürWestdeutschland zusam-

men.76

In Übereinstimmungmit dem Forschungsstand ist ein positiver Einfluss von

politischer Informiertheit auf die Wiedervereinigungsbilanz zu beobachten. In

Ost- wie Westdeutschland zeigt sich ein signifikanter Effekt eines hohen forma-

len Bildungsniveaus für eine positive Wiedervereinigungsbilanz, und zwar glei-

chermaßenpersönlichwie für den eigenen Landesteil.77Auch eine hohe internale

75 Dieser Effekt kann für die landesteilbezogene Einigungsbilanz und die persönliche Bilanz in West-

deutschland nicht nachgewiesen werden.

76 In Ostdeutschland ist der entsprechende Zusammenhang nicht signifikant.

77 In der persönlichen Wiedervereinigungsbilanz der Ostdeutschen ist der Bildungszusammenhang nur

signifikant,wenndasHaushaltseinkommenunberücksichtigt bleibt.DasHaushaltseinkommennimmt
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Abb. 72a: Wiedervereinigungsbilanz in Abhängigkeit der Demokratiezufriedenheit (Angaben in Prozent)
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Abb. 72b: Wiedervereinigungsbilanz in Abhängigkeit der Demokratiezufriedenheit (Angaben in Prozent)
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politische Selbstwirksamkeit – also das Gefühl, politische Sachverhalte gut ein-

schätzen zu können– hat in beiden Landesteilen einen positiven Einfluss auf die

persönlicheWiedervereinigungsbilanz.

Schließlich sollen sowohl der Einfluss der politischen Sozialisation auf die Bi-

lanzierung der Deutschen Einheit als auch der Zusammenhang mit politischen

Einstellungen geprüft werden. Eine Verbundenheit mit dem jeweiligen Landes-

teil wirkt sich in Ost- und Westdeutschland unterschiedlich aus: Während eine

hohe Verbundenheit mit dem eigenen Landesteil imWesten positiv mit der eige-

nen Wiedervereinigungsbilanz einhergeht, ist dieser Zusammenhang im Osten

negativ.78 Dass die politische Kultur und die Rolle des Staates in der DDR noch

heute auf politische Einstellungen wirken, zeigt sich etwa bei der zugeschriebe-

nen Verantwortlichkeit des (Sozial-)Staates, dem in Ostdeutschland eine größe-

re Verantwortlichkeit zugeschrieben wird (sh. Kap. 4.8) (vgl. Rippl/Seipel 2021:

30 f.). Im Einklang mit der Erwartung hängt eine Verantwortlichkeitserwartung

gegenüber dem Sozialstaat in Ostdeutschland mit einer negativen Wiedereini-

gungsbilanz zusammen.Das gilt sowohl in Bezug auf den Landesteil als auch auf

die persönliche Einigungsbilanz. Zudem zeigen die Daten: Wer in Westdeutsch-

land grundsätzlich für Eigenverantwortung plädiert, zieht für den eigenen Lan-

desteil eher eine negative Einigungsbilanz.

Zwischen den politischen Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger zur De-

mokratie und ihrer Bewertung derWiedervereinigung besteht ein klarer Zusam-

menhang. Wer generell mit den politischen Prozessen der Bundesrepublik ha-

dert und den politischen Akteuren mangelnde Responsivität vorwirft, ist häufi-

ger mit der Wiedervereinigung unzufrieden, und zwar in Ost wie West (vgl. Ga-

briel 2007: 542) (sh. Abb. 72). Ebenso hängt das »Gefühl des Abgehängtseins« (sh.

Kap. 3.6) mit der Wiedervereinigungsbilanz zusammen.Wer das Gefühl hat, die

eigene Region sei politisch, kulturell und wirtschaftlich benachteiligt, steht auch

derWiedervereinigung kritischer gegenüber.

Erwartungsgemäß zeigen sich Unterschiede zwischen den Anhängerin-

nen und Anhängern der politischen Parteien. Der AfD nahestehende Befragte

ziehen für sich selbst und für ihren Landesteil die schlechteste Bilanz aller par-

teigebundenen Befragten (sh. Abb. 73). Darin kommt zum Ausdruck, dass die

Benachteiligung Ostdeutschlands ein bevorzugtes Mobilisierungs-Narrativ der

durchschnittlich mit dem formalen Bildungsniveau zu, so dass zwischen diesen beiden Größen eine

Gleichzeitigkeit (»Multikollinearität«) auftritt, die Interpretation einzelner Effekte erschwert. Korrela-

tionskoeffizient Spearmans Rho = 0,35; p < 0,001.

78 Ein plausibler Erklärungsansatz verweist auf den Umstand, dass die Wiedervereinigung vielfach als

»Übernahme« des Ostens durch den Westen wahrgenommen wurde. Diese Wahrnehmung könnte, so

die Autoren Croissant und Korte, durch den Modus der Einheit via Beitritt zum Geltungsbereich des

Grundgesetzes bestärkt sein (Croissant 2015: 370; Korte 2015: 378).
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AfD (»Vollende die Wende«) ist.79 Wer der AfD nahe steht, hat zudem häufiger

das Gefühl, als Ostdeutsche(r) benachteiligt zu sein (Weisskircher 2020: 615).80

Auch am anderen Pol des Parteienspektrums, in der Anhängerschaft der

Linkspartei, ist eine gewisse Distanz gegenüber der Wiedervereinigung ausge-

prägt, häufiger jedenfalls als unter der Anhängerschaft der übrigen Parteien,

jene der AfD ausgenommen. Andererseits unterscheiden sich die Bewertungen

der Deutschen Einheit zwischen der Anhängerschaft der Linkspartei und jenen

der Parteien in der Mitte des Parteienspektrums weniger als erwartet. Dieser

ambivalente Befund kann als Ausdruck der Doppelfunktion der Linkspartei im

bundesdeutschen Parteiensystem gedeutet werden: Einerseits tritt die Partei bis

heute nachdrücklich als Anwältin ostdeutscher Interessen auf und weist in ihrer

politischen Kommunikation regelmäßig auf eine Benachteiligung Ostdeutsch-

lands hin (Weisskircher 2020: 617; Arzheimer 2020: 78 f.). Andererseits nimmt

dieselbe Partei, in deren Anhängerschaft Sympathien für den DDR-Sozialismus

in Teilen noch existieren (Viola Neu in: Decker 2018: 396), durch ihre Beteiligung

an Koalitionsregierungen in Ost- und westdeutschen Ländern tatsächlich eine

systemkonforme Integrationsfunktion wahr.

Die Bündnis 90/Die Grünen haben in ihrer Anhängerschaft den geringsten

Anteil jener, die mit der Wiedervereinigung unzufrieden sind. Dies deckt sich

mit der allgemein großen Systemunterstützung der Parteianhängerschaft sh.

Kap. 4.4). Auch die Wurzeln von Bündnis 90 in der DDR-Oppositionsbewe-

gung, das 1993 in die Partei Bündnis 90/Die Grünen aufging, könnten hier noch

nachwirken (Lothar Probst in: Decker 2018: 201).

79 Strauß, Mariana (2019): Warum die Rechtspopulisten in Ostdeutschland so stark sind, Deutsche

Welle. www.dw.com/de/warum-die-rechtspopulisten-in-ostdeutschlandso-stark-sind/a-50022444

(20.10.2023)

80 Siehe zum Konzept der sogenannten Ostdeprivation: Reiser et al. 2023: 50; Rippl/Seipel 2021: 34.
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Abb. 73: Wiedervereinigungsbilanz nach Parteiidentifikation (Angaben in Prozent, »Nachteile überwie-

gen«)

Zusammenfassend sei festgehalten,dass im Jahr 2023wie schon inden Jahren

zuvor die deutsche Wiedervereinigung in Westdeutschland seltener mit Nach-
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teilen verbunden wird als in Ostdeutschland. Die Bewertung der Wiedervereini-

gung für die eigene Person fällt in Ost- und Westdeutschland besser aus als für

den eigenen Landesteil. Untersucht man die Hintergründe für die individuellen

Einschätzungen der Bürgerinnen und Bürger, so lassen sich geringfügige Alters-

effekte sowie auch Effekte der Erwerbssituation und der subjektiven Lebenssi-

tuation nachweisen. Zusammenhängemit dem Lebensumfeld sind schwach und

können ehestens für Ostdeutschland nachgewiesen werden.

Ausprägungen der politischen Sozialisation und die Grundeinstellung zu Po-

litik und Demokratie im Allgemeinen hängen hingegen deutlich mit der subjek-

tivenWiedervereinigungsbilanz in allen Teilen des Landes zusammen.Unzufrie-

denheit mit dem Funktionieren der Demokratie, das Gefühl mangelnder Rück-

kopplung politischer Akteure sowie das »Gefühl des Abgehängtseins« der eige-

nen Region dämpfen eine vorteilhafte Bewertung derWiedervereinigung in Ost-

undWestdeutschland. Dies deutet darauf hin, dass eine negative Bewertung der

Wiedervereinigung heute zunehmend als Projektionsfläche für eine allgemeine

Distanzierung von Politik und Demokratie herhält.

4.8 Mehr Eigenverantwortung oder mehr Staatshilfe? – Erwartungen

an denWohlfahrtsstaat

4.8.1 Einstellungen zumWohlfahrtsstaat nach der Einigung Deutschlands –

Abweichungen und Übereinstimmungen

Ungeachtet des Wettstreits beider staatlichen Systeme dominierte in der Bevöl-

kerung der Bundesrepublik wie auch der DDR während der deutschen Teilung

eine als »Staatskultur« bezeichneteGrundeinstellung,die–bei deutlichenUnter-

schieden in der Reichweite – in hohen Erwartungen an staatliche Vorsorge bzw.

an die staatliche Absicherung elementarer Daseinsgrundbedürfnisse Ausdruck

fand. Adressat dieser Erwartungshaltung war wie auch heute die Institution des

Sozial- bzw.Wohlfahrtsstaats, die in Deutschland auf eine lange und kontinuier-

liche Tradition zurückblickt (Deutschland25 2015: 9 ff.).

Diese an die Staatstätigkeit gerichtete, in beiden deutschen Teilstaaten aus-

geprägte,ErwartungshaltunghatnachderWiedervereinigung fortgelebt.Frühen

Umfragen zufolge blieb das Grundbedürfnis nach staatlich garantierter Für- und

Vorsorge in Ost- und Westdeutschland von 1990 an hoch. Allerdings gingen die

Vorstellungen über die gewünschte Reichweite wohlfahrtsstaatlicher Interven-

tionen und Leistungen in Ost und West auseinander. Das überrascht nicht, war

doch die Bevölkerung im sozialistischen Wohlfahrtsstaat der DDR an ein dicht
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geknüpftes soziales Netz gewöhnt, das allerdings »dem Einzelnen wenig Frei-

heitsspielräume« ließ« (Schroeder 1998: 520). Hingegen war die Bevölkerung der

Bundesrepublik mit Systemen sozialer Sicherung vertraut, die bei allen umfas-

senden staatlichen Gewährleistungen Raum ließ für gesellschaftliche Selbstre-

gelung (etwa in der Tarifpolitik und bei Betriebsrenten) und individuelle Eigen-

verantwortung (z.B. privaten Zusatzversicherungen) (ausführlich hierzu Roller

1997).

DieÜbereinstimmungundDiskrepanzwohlfahrtsstaatlicherErwartungen in

Ost undWest, die den Systemumbruch von 1989/90 überdauert hat und die deut-

sche Einheit seither begleitet, ist von der Politikwissenschaftlerin Edeltraud Rol-

ler für den zeitlichen Ausgangspunkt 1990 so beschrieben worden: Es herrschte

einweitgehender Konsens darüber, dass der Staat für die Sicherung des Einkom-

mens inRisikofällen unddieGewährleistungderChancengleichheit in der Pflicht

stand. Dass der Staat für Vollbeschäftigung und Angleichung der Einkommen

sorgen sollte, befürworteten Ost- und Westdeutsche ebenfalls mehrheitlich, je-

doch war die Majorität imWesten kleiner. Hingegen sprachen sich seinerzeit für

eine gesetzliche Kontrolle von Löhnen und Gehältern rund 4/5 der Ostdeutschen,

aber nur ein knappesDrittel derWestdeutschen aus (Deutschland25 2015: 85–87).

Bis zum Ende des zweiten Jahrzehnts im 21. Jahrhundert blieben West-Ost-

Unterschiede bezüglich der beanspruchten Reichweite des Wohlfahrtsstaates

zwar erkennbar, sie waren jedoch gradueller Natur (Heinrich et al. 2017: 22). Die

Präferenzen für das grundsätzlich bevorzugte staatsnahe Vorsorgemodell hatten

sich zu diesem Zeitpunkt weitgehend angeglichen (Holtmann 2019: 114). Vor

dem Hintergrund der jüngsten Erfahrungen mit dicht aufeinander folgenden

Großkrisen von Corona-Pandemie, wirtschaftlicher Rezession, hoher Inflation

sowie schließlich der Verstörungen und unwägbaren Risiken, die von regionalen

Kriegsschauplätzen in der Ukraine und Nahost genährt werden, stellt sich umso

mehr die Frage, welche Vorstellungen von staatlich oder eigenverantwortlich ab-

gesicherterWohlfahrt gegenwärtig in Deutschland existieren. Dieser Frage nach

Konstanz und Wandel wohlfahrtsstaatlicher Erwartungen ist der Deutschland-

Monitor 2023 nachgegangen.

4.8.2 Andauernder Grundkonsens: Die Garantie der Systeme sozialer Sicherung

ist Aufgabe des Staates

Die im Sommer 2023 erhobenen Monitor-Daten bestätigen, dass auch mehr

als 3 Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung ein deutsch-deutsches Grundein-

verständnis in dem Wunsch nach elementaren wohlfahrtsstaatlichen Garantien

erhalten geblieben ist. 78 Prozent der ostdeutschen und 66 Prozent der west-
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deutschen Befragten nehmen den Staat als generalverantwortlichen Helfer

bei Lebensrisiken in die Pflicht (sh. Abb. 74). Dieser Zahlenvergleich verweist

zugleich auf in Ost undWest weiterhin differierende Gesamteinschätzungen.

Wie die folgende Abbildung (sh. Abb. 74) aber auch zeigt,wird nahezu einmü-

tig in beiden Teilen des Landes erwartet, dass leistungsfähige Systeme sozialer

Sicherung, die den Kernbereich der Vorsorge bei Krankheit, Invalidität, Alter

und Erwerbslosigkeit sowie die Verfügbarkeit preiswerten Wohnraums be-

treffen, staatlicherseits gewährleistet werden. Dafür, dass der Staat die Preise

kontrolliert, die Löhne festsetzt und ferner dafür sorgt, dass Einkommensun-

gleichheiten abgebaut werden, sprechen sich Ostdeutsche deutlich häufiger aus.

Westdeutsche befürworten bei der Lohn- und Einkommensgestaltung hinge-

gen mehrheitlich nichtstaatliche tarifliche Regelungen. Insgesamt haben sich

gegenüber den frühen 1990er Jahren die Ost-West-Differenzen abgeschwächt

(Deutschland25 2015; Holtmann 2019). Aktuell fällt vor allem eine Abweichung

vom gewohnten Westmuster auf: Anders als noch vor einem knappen Jahrzehnt

gemessen, spricht sich 2023,möglicherweise reagierend auf die rapide angestie-

gene Inflation, nun auch in Westdeutschland eine Mehrheit der Befragten für

staatliche Preiskontrollen aus.

Allgemein ist festzustellen, dass in Ost- wie Westdeutschland für nahezu

alle abgefragten sozialen Risiken und ökonomischen Herausforderungen der

Ruf nach staatlicher Regulierung lauter geworden ist (sh. Abb. 74). Die Zunahme

an zugeschriebener Staatsverantwortung ist in den Bereichen »Wachstumssi-

cherung der Industrie« (+21Ost und + 20West Prozentpunkte), »Bereitstellung von

angemessenemund preiswertenWohnraum« (+ 8Ost und +14West Prozentpunkte),

»Kontrolle der Preise« (+9Ost/West Prozentpunkte) und »Bereitstellung vonArbeits-

plätzen für alle diejenigen,die arbeitenwollen« (+12Ost und+6West Prozentpunkte)

besonders stark angewachsen. ImWesten Deutschlands schließt der gestiegene

Wunsch nach Staatshilfe zudem den »Abbau von Einkommensunterschieden«

und die »Einkommenssicherung imNotfall« (jeweils +6 Prozentpunkte) ein.

Insgesamt fällt die Zunahme im Westdeutschland über alle Bereiche hinweg

etwas stärker aus als im Osten und nähert sich somit dem in den östlichen Bun-

desländernhöherenAusgangsniveau an.Dass in beidenLandesteilen die Zustim-

mung zu staatlicher Sicherung industriellen Wachstums sprunghaft, nämlich in

zweistelligerHöhe gestiegen ist, anderseits das Bejahen der »Sicherung eines an-

gemessenen Einkommens für Arbeitslose« stagnierend bzw. leicht rückläufig ist,

dürfte ebenfalls Reaktionen auf aktuelle ökonomische Herausforderungen, wie

insbesondere sich abzeichnende Schwächen der Wettbewerbsfähigkeit der hei-

mischen Industrie auf demWeltmarkt, sowie zunehmende kontroverse Vorstel-

lungen von Verteilungsgerechtigkeit widerspiegeln.Hierzu eine Stimme aus den

Diskussionen der Fokusgruppen (sh. Kap. 6):
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Abb. 74a: Wohlfahrtsstaatliche Erwartungen in Ost- undWestdeutschland im Zeitvergleich 2014 und 2023

(Angaben in Prozent)
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Abb. 74b: Wohlfahrtsstaatliche Erwartungen in Ost- undWestdeutschland im Zeitvergleich 2014 und 2023

(Angaben in Prozent)
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»Man muss die Einwanderung stärker kontrollieren! Flüchtlinge bekommen pro Kopf erst mal

so und so viel Geld vom deutschen Staat, aber eine deutsche Familie nicht.« (männlich, Alters-

gruppe 40 bis 49 Jahre, LK Dahme-Spreewald)

4.8.3 Soziodemografische Merkmale, geografische Herkunft und Lebensumfeld

beeinflussen die Erwartungen an denWohlfahrtsstaat

Schlüsseltman dieDaten zunächst nach ausgewählten sozialstrukturellen Fakto-

ren wie geografischeHerkunft, Alter, Einkommen und Stellung im Erwerbsleben

auf, so treten unbeschadet der generell hoch ausgeprägten Erwartungshaltung

an wohlfahrtsstaatliche Leistungen und Aktivitäten gruppenspezifische Un-

terschiede hinsichtlich der gewünschten Intensität von Staatshilfe hervor (sh.

Abb. 75). Es sind vor allem die Jahrgänge jüngeren und mittleren Alters, denen

staatliche Sicherungen wichtiger sind. Erwartbar schwankt die Nachfrage nach

staatlicher Verantwortlichkeit abhängig vom Haushaltseinkommen: Wer mehr

verdient, stellt geringere Ansprüche.

Die an sich naheliegende Annahme, dass soziale Deprivation und Anforde-

rungen an den Wohlfahrtsstaat einander bedingen, bestätigt sich nur zum Teil.

Zwar steigt die Versorgungserwartungmit wachsender Sorge, »auf die Verlierer-

seite des Lebens zu geraten«.Einen vergleichbar klaren Zusammenhangmit dem

subjektivenGerechtigkeitsempfinden bestätigen dieMonitor-Daten jedochnicht

(sh. Abb. 75).

Einstellungsunterschiede werden auch durch die territoriale Verwurzelung

und die Bedingungen des Lebensumfelds bewirkt (sh. Abb. 75). Wer gegenwär-

tig inOstdeutschlandwohnt, sucht immer noch stärker das schützendeDach des

Wohlfahrtsstaates als westdeutsche Landsleute. Entsprechende Orientierungen

sind in der Wohnbevölkerung in beiden Teilen Deutschlands während des ver-

gangenen Jahrzehnts gewachsen,dabei imWesten allerdings doppelt so starkwie

imOsten.Die Intensitätwohlfahrtsstaatlicher Erwartungen ist beeinflusst durch

geobiografischePrägungen:Wer sein Leben vor 1990 inOstdeutschland verbracht

hat, setzt deutlichmehr auf Staatshilfe als Befragte, die zur gleichenZeit inWest-

deutschland gelebt haben. Dies bestätigt die These, dass sich während der Exis-

tenz der DDR und parallel dazu seit Bestehen der Bundesrepublik wohlfahrts-

staatliche Pfadabhängigkeiten ausgebildet haben, die bis heute fortwirken.Nach

1990 schließt sich diese wohnstandortbedingte Ost-West-Schere deutlich.

Nicht weit auseinander liegen die Erwartungen an sozialpolitische Hilfe-

stellungen des Staates in den Kreisen mit höherer und geringerer Prosperität

(sh. Abb. 76). Beim Blick auf die Daten der regionalisierten Vertiefungsstudie

des Deutschland-Monitors zeigt sich, dass sich dieses klar nach territorialer
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Abb. 75: Skala Gewünschte Staatsverantwortung nach soziostrukturellen und sozio-kulturellen Merkmalen

(Mittelwerte von -5 »Eigenverantwortung« bis +5 »Staatsverantwortung.«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Abb. 76: Skala Gewünschte Staatsverantwortung nach Umfeld-Kriterien (Mittelwerte von -5 »Eigenverant-

wortung« bis +5 »Staatsverantwortung«)

(Veränderung zu 2014)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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Zugehörigkeit zu West- oder Ostdeutschland sortiert. Die ostdeutschen Kreise

liegen sämtlich über dem Bundesdurchschnitt, die westdeutschen Kreise liegen

teils knapp darüber und teils darunter.

4.8.4 Politische Einstellungen und Erwartungen an Wohlfahrtsstaatlichkeit

Ein eindeutiges Zusammenhangsmuster zwischen Wohlfahrtsstaats-Orientie-

rung und politischen Einstellungen ist nicht erkennbar, wie etwa konkret beim

Institutionenvertrauen und bei der Zuordnung zu denDemokratietypen sh. Abb.

77). Eindeutig tritt eine Relation bei der Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-

Skala hervor: Wer sich »eher« bzw. »sehr rechts« positioniert, befürwortet nur

unterdurchschnittlich häufig soziale Staatshilfen. Wer sich selbst »eher« oder

»sehr links« einordnet, äußert sehr viel häufiger Bedarf danach. Auch nach Par-

teibindungen verteilen sich Nähe bzw.Distanz zumModell desWohlfahrtsstaats

überwiegend nach vertrautem Muster: Mit Abstand am deutlichsten rücken An-

hänger der FDP vom Wohlfahrtsstaat ab. Umgekehrt sind wohlfahrtsstaatliche

PräferenzenunterParteigängernder Linkspartei amstärksten verbreitet,mitAb-

stand folgenmit SPD oder Grünen sympathisierende Personen.Diese Verteilung

bildet die bekannte sozioökonomische Konfliktlinie im deutschen Parteiensys-

tem ab (Neugebauer/Stöss 1996; Neugebauer 1996). Die Anhängerschaften von

AfD und Unionsparteien befürworten Leistungen des Wohlfahrtsstaates nur in

unterdurchschnittlichem Ausmaß, möglicherweise deshalb, weil beide Parteien

nennenswerten Zuspruch bei Selbständigen und Angehörigen des gewerblichen

Mittelstands finden.

4.8.5 Ost- und westdeutsche Sichtweisen desWohlfahrtsstaates – Alte

Pfadabhängigkeiten, jüngere Annäherungen und aktuelle Reaktionen auf

Krisenzeiten

Als Zwischenfazit sei festgehalten: Die Erwartungen an wohlfahrtsstaatliche Si-

cherungsleistungen und Interventionen sind gegenüber demVergleichsjahr 2014

in ganz Deutschland – im Westen des Landes teilweise stärker – insgesamt ge-

stiegen, und dies in nahezu allen entsprechenden Sektoren der Staatstätigkeit.

Ost-West-Unterschiede sind, was die erwünschte Reichweite wohlfahrtsstaatli-

cher Aktivitäten betrifft, nach wie vor manifest. Dabei hat sichWestdeutschland

dem Osten partiell angenähert: Die Zustimmung zu staatlicher Regelung ist in

Bereichen angestiegen, die, wie z.B. die Kontrolle von Löhnen und Preisen, aus

westlicher Sicht vormals ausgeklammert worden waren.
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Abb. 77: Skala Gewünschte Staatsverantwortung nach politischen Einstellungen (Mittelwerte von -5 »Ei-

genverantwortung« bis +5 »Staatsverantwortung«)

Signifikanzniveaus: * p ≤ 0,05 / ** p ≤ 0,01 / *** p ≤ 0,001
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In der DDRund in der alten Bundesrepublik verinnerlichte Pfadabhängigkei-

ten der jeweils wahrgenommenen Bedeutung, die derWohlfahrtsstaat für die ei-

gene Lebensgestaltung hat, sind gegenwärtig zwar noch vorhanden, aber in der

Zeit nach 1990 zunehmend verblasst. Ältere Sozialisationseffekte werden durch

heutige Umfeld-Erfahrungen und Krisenerfahrungen abgelöst, zum Beispiel ob

man in mehr oder weniger prosperierenden Kreisregionen lebt. Ob sich die sol-

cherart situativ erlebte Entsicherung der Lebensbedingungen zu einem Sicherheits-

bedürfnis zuvor nicht gekanntenAusmaßes dauerhaft verfestigt,werden dieMo-

nitor-Daten der nächsten Jahre zeigen.





5. Kreisprofile: Dokumentation

5.1 Indikatoren für Erstellung der Kreisprofile

Mit der regionalen Vertiefungserhebung zielt der Deutschland-Monitor darauf

ab, die jeweils unterschiedlichen Lebensverhältnisse inDeutschland und diemit-

unterdamit verbundenenunterschiedlichenpolitischenEinstellungenundWert-

haltungen genauer zu beleuchten. Unsere Vermutung war, dass sich die Unter-

schiede in Deutschland mehr als 30 Jahre nach der Wiedervereinigung weniger

stark an Landesteilen orientieren, sondern vielmehr wirtschaftliche, soziale und

demografische Gegebenheiten in den einzelnen Regionen und Landkreisen eine

wichtigere Rolle spielen. Daher haben wir die deutschen Landkreise und kreis-

freien Städte in unterschiedlich prosperierende Regionen eingeteilt. Dies haben

wir getrennt nach West und Ost vorgenommen, um mögliche Wechselwirkun-

gen zwischen unterschiedlicher Prosperität einerseits und Landesteil anderer-

seits herausarbeiten zu können.

Inder regionalenVertiefungserhebungunterscheidetderDeutschland-Moni-

tor 4 Cluster: Landkreisemit geringer Prosperität inWestdeutschland, Landkrei-

se mit geringer Prosperität in Ostdeutschland, Landkreise mit hoher Prosperität

inWestdeutschlandundLandkreisemit hoher Prosperität inOstdeutschland (sh.

Kap. 2). Aus diesen 4 Clustern haben wir im Deutschland-Monitor 2023 jeweils 2

Kreise (Landkreise oder kreisfreie Städte) zufällig gezogen und in diesen Kreisen

die Menschen befragt.

Ostdeutschland – hohe Prosperität

– Dahme-Spreewald

– Weimar

Ostdeutschland – geringe Prosperität

– Prignitz
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– Salzlandkreis

Westdeutschland – hohe Prosperität

– Wiesbaden

– Augsburg

Westdeutschland – geringe Prosperität

– Duisburg

– Birkenfeld

Die folgende Kurzprofile dieser 8 Landkreise bzw. kreisfreie Städte sollen dazu

dienen, ein besseres Verständnis über die Lebensverhältnisse in den jeweiligen

Kreisen zu erlangen. Natürlich ist das Leben in diesen Kreisen äußerst vielfäl-

tig, so dass sich die Beschreibung der Kreise auch aus Vergleichbarkeitsgründen

im Wesentlichen auf die Merkmale beschränkt, die Grundlage für die Auswahl

und Einordnung der Kreise war, nämlich die Indikatoren lokaler Prosperität, Teilha-

be und Infrastruktur (ILTIS) (sh. Kap. 2.1.1). Informationen über diese Indikatoren

sind frei zugänglich über die INKAR-Datenbank des Bundesinstituts für Bau-

und Stadt- und Raumplanung (BBSR). Folgende Indikatorenwurden für die Ein-

teilung der Kreise in hohe und geringe Prosperität verwendet (sh. Kap. 2.1.1):

Teilhabe und Infrastruktur:

– Beschäftigtenquote: Sozialversicherte Beschäftigte am Wohnort je 100 Ein-

wohnerinnen und Einwohner im erwerbsfähigen Alter in Prozent (gerundet

auf ganze Zahlen)

– Sozialhilfequote (SGB II-/SGB XII-Quote): Anteil Leistungsbeziehende nach

SGB II und nach SGBXII je 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner (gerundet

auf ganze Zahlen)

– Ärztinnen- und Ärztedichte: Ärztinnen und Ärzte je 10.000 Einwohnerinnen

und Einwohner (gerundet auf ganze Zahlen)

– Wohnungsnahe Grundversorgung (Supermarkt): Einwohnergewichtete Luft-

liniendistanz zum nächsten Supermarkt/Discounter (gerundet auf ganze

Zahlen)

– Breitbandversorgung: Anteil der Haushaltemit Breitbandversorgungmit 100

Mbit/s in Prozent (gerundet auf ganze Zahlen)

– Kommunale Schulden: Kommunale Schulden in Euro je Einwohnerin bzw.

Einwohner (i. F. abgekürzt Ew, gerundet auf ganze Zahlen)
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Einwicklung Humankapital (Bildung und Bevölkerung):

– Schulabgehende ohne Abschluss: Anteil der Schulabgehende ohne Haupt-

schulabschluss an den Schulabgehenden in Prozent (gerundet auf ganze

Zahlen)

– Gesamtwanderungssaldo: Gesamtwanderungssaldo je 1.000 Einwohnerin-

nen und Einwohner (gerundet auf 2 Nachkommastellen)

– Berufseinstiegswanderung: Binnenwanderungssaldo der Einwohnerinnen

und Einwohner von 25 bis unter 30 Jahren je 1.000 Einwohnerinnen und

Einwohner der Altersgruppe (gerundet auf 2 Nachkommastellen)

Wirtschaftliche Indikatoren:

– Bruttoinlandsprodukt: Bruttoinlandsprodukt in 1.000 Euro je Einwohnerin

bzw. Einwohner (gerundet auf ganze Zahlen)

– Anteil Bruttowertschöpfung Tertiärer Sektor: Anteil Bruttowertschöpfung im

Tertiären Sektor an der Bruttowertschöpfung in Prozent (gerundet auf ganze

Zahlen)

– Haushaltseinkommen: Durchschnittliches Haushaltseinkommen in Euro je

Einwohnerin bzw. Einwohner (gerundet auf ganze Zahlen)

– Medianeinkommen: Medianeinkommen der sozialversicherungspflichtig

Vollzeitbeschäftigten in Euro (gerundet auf ganze Zahlen)

Zusätzlich zu diesen INKAR-Informationenwerden zur Beschreibung der Kreise

auch ausgewählteErgebnisse aus der regionalenVertiefungserhebung vorgestellt

undauchdiese eingeordnet. Insbesonderewirddabei aufdie gefühlteZugehörig-

keit zumWohnort, das Institutionsvertrauen in politische Institutionen und die

persönliche Einordnung des Wohnorts innerhalb einer Skala zu ländlich bezie-

hungsweise städtisch eingegangen.

Ziel der Kreisprofile ist auch hier, eine Orientierung zu geben, wie die Men-

schen in den Kreisen diese Aspekte wahrnehmen und wie sich diese Befunde aus

den jeweiligen Kreisen in den gesamtdeutschen Kontext einordnen lassen. Für

die Zugehörigkeit des Wohnorts konnten die befragten Personen auf einer 5er-

Skala (überhaupt nicht, weniger stark, mittelmäßig, eher stark, sehr stark) ihre Zugehö-

rigkeit desWohnortes angeben.Daraufhinwurden die Antworten von überhaupt

nicht undweniger stark sowie von eher stark und sehr stark zu jeweils einer Aus-

prägung gefasst. Anschließend wurde der prozentuale Anteil pro Kreis zu den 3

verbleibenden Kategorien (keine Zugehörigkeit,mittelmäßig, Zugehörigkeit) er-

mittelt.

Das Konzept Institutionsvertrauen wurde wie in Kapitel 6 berechnet, wobei

dann zur Vereinfachung zusätzlich die Ausprägungen in 3 Kategorien zusam-



182 Kreisprofile: Dokumentation

mengefasst wurden: (eher geringes) Institutionsmisstrauen, teils/teils, (eher

hohes) Institutionsmisstrauen. Sodann wurde deren prozentualer Anteil pro

Kreis ermittelt. Die Einordnung des Wohnorts in ländlich vs. städtisch wurde

durch eine Zehner -Skala (1 = ländlich, 10 = städtisch) abgefragt. Nachfolgend

wurden alle Angaben von 1–4 zu der Kategorie ländlich(er) und 6–10 zu der

Kategorie städtisch(er) zusammengefasst. Anschließend wurde die prozentuale

Verteilung pro Kreis ermittelt.

5.2 Einzelne Kreisprofile

Duisburg

Die kreisfreie Stadt Duisburg ist mit 502.000 Einwohnerinnen und Einwohnern

eine der bevölkerungsreichsten Städte Nordrhein-Westfalens und als Industrie-

und Logistikstandort bekannt. Im bundesweiten Vergleich aller Kreise weist

Duisburg tendenziell mindere Merkmale bezüglich Arbeitsmarkts und Wirt-

schaft auf, bezüglich der Infrastruktur, Bildung und Bevölkerung eher moderate

Ausprägungen.

Aufgrund dessen zählt Duisburg zum Cluster der strukturschwachen Kreise

inWestdeutschland.So ist z.B.dieBeschäftigungsquote (54 sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte pro 100 Ew) vergleichsweise niedrig: 93 Prozent der Krei-

se in Deutschland haben eine höhere Beschäftigungsquote. Ebenso haben nur

12 weitere Kreise (von 401 Kreisen in Deutschland) eine höhere Sozialhilfequo-

te (145 Leistungsbeziehende pro 1.000 Ew) als Duisburg. In diesem Zusammen-

hang zeigt sich, dass das Haushaltseinkommen (1.478 Euro) das zweitniedrigste

aller Kreise in Deutschland ist, das Medianeinkommen (3.672 Euro) dagegen auf

einem bemerkenswert hohen Niveau liegt und zu den 17 Prozent höchsten Me-

dianeinkommen innerhalb dieses Vergleichs gehört. Dreiviertel der Bruttowert-

schöpfung in Duisburg erfolgt über den Dienstleistungssektor. Dieser Anteil ist

höher als in knapp 76Prozent derKreise, aber gleichzeitig liegt derWert desBrut-

toinlandsprodukts mit 35.000 Euro pro Einwohnerin bzw. Einwohner auf einem

mittlerenNiveau imbundesweitenVergleichderKreise.Duisburgweist einenge-

ringen positiven Wanderungssaldo (0,68 je 1.000 Ew) auf, der zu den 10 Prozent

höchsten aller Kreise Deutschlands gehört, jedoch scheinen vor allem Berufsein-

steiger (-2,9 je 1.000 Ew der Altersgruppe) abzuwandern.

Die IdentifikationmitDuisburg ist nicht stark ausgeprägt.DieErgebnisseder

regionalen Vertiefungserhebung zeigen, dass im Vergleich die Befragten sich am

geringsten zuDuisburg gehörig fühlen.So gibt nur etwa jederDritte an, sich eher

oder sehr stark zuDuisburg zugehörig zu fühlen.DerMittelwert aller 8 befragten
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Kreise inder regionalenVertiefungsstichprobe liegt in etwa 10Prozentpunktehö-

her. Zusätzlich fällt auf, dass Duisburg auch zu den 15 Prozent der Kreisemit den

niedrigsten kommunalen Schulden (3.432 Euro pro Ew) gehört. Im Gegensatz zu

den wirtschaftlichen Merkmalen befindet sich die Infrastruktur, wie bereits er-

wähnt, auf einemmittleren bis hohen Niveau im Vergleich mit allen Kreisen.

Hervorzuheben ist, dass Duisburg zu den 7 Prozent der Kreise mit der ge-

ringsten durchschnittlichen Entfernung zu einem Supermarkt (437) gehört. Dies

könnte damit verbunden sein, dass Duisburg aufgrund der hohen Einwohner-

zahl zu den Großstädten zählt. Das spiegeln auch die Ergebnisse der regionalen

Vertiefungserhebungwider: So ordnen 70 Prozent der befragtenDuisburger und

Duisburgerinnen ihrenWohnort als städtisch(er) ein.Bezüglich des Institutions-

vertrauens weist Duisburg den höchstenWert des Misstrauens in den westdeut-

schen Kreisen der Vertiefungserhebung aus, knapp jede(r) Fünfte gibt an, wenig

Vertrauen in die politischen Institutionen zu haben.

Wiesbaden

Die kreisfreie Stadt Wiesbaden ist mit knapp 279.000 Einwohnerinnen und Ein-

wohnern die Landeshauptstadt des Bundeslandes Hessen und gehört zu einer

der wohlhabendsten Städte Deutschlands. Zusammenfassend kann gesagt wer-

den,dass die Stadt ausgeprägt positiveMerkmale der Teilhabe,Wirtschaft, Infra-

struktur, Bildung und Bevölkerung aufweist. Folglich gehört Wiesbaden zu dem

Cluster der strukturstarken Kreise in Westdeutschland. Beispielsweise liegt die

Beschäftigtenquote (61 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte pro 100 Ew) in-

nerhalb dieses Vergleiches imMittelfeld, ferner ist die Sozialhilfequote (108 Leis-

tungsbeziehende pro 1.000Ew) gering:Nur rund 12 Prozent aller KreiseDeutsch-

lands weisen eine geringe Sozialhilfequote auf.

Darüber hinaus floriertWiesbaden wirtschaftlich. Die Stadt gehört zu den 25

Prozent der Kreise mit dem höchsten Bruttoinlandsprodukt je Ew (66.000 Eu-

ro); insbesondere dieBruttowertschöpfung jeErwerbstätige des tertiärenSektors

(84 Prozent aller Bruttowertschöpfung) ist sehr hoch und zählt zu den höchsten

5 Prozent der Kreise in Deutschland. Ähnliches gilt für das Medianeinkommen

(3.974 Euro; höher als in 10 Prozent der Kreise), während das Haushaltseinkom-

men (2.137 Euro) imhöherenMittelfeld liegt. Selbiges gilt auch für die kommuna-

len SchuldenWiesbadens (1.153 Euro pro Ew)Diese fallen in 57 Prozent der Kreise

geringer aus.

Auffällig ist des Weiteren, dass insbesondere für junge Menschen im Berufs-

einstieg (20,64 Zuzüge je 1.000 Ew) Wiesbaden attraktiv zu sein scheint. Dabei

ist jedoch zu erwähnen, dass allgemein betrachtet der Gesamtwanderungssaldo



184 Kreisprofile: Dokumentation

negativ (-3,92 je 1.000 Ew) ausfällt. Dennoch zeigen die Analysen der regionalen

Vertiefungserhebung, dass die befragten Personen sich größtenteils zu Wiesba-

den zugehörig fühlen.

Bei den infrastrukturellen Merkmalen liegt Wiesbaden im Vergleich aller

deutschen Kreise auf einem hohen Niveau. So weisenmindestens 85 Prozent der

Kreise eine geringere Ärzte- und Ärztinnendichte (20 Ärztinnen bzw. Ärzte pro

10.000 Ew) und eine größere Entfernung zum nächsten Supermarkt auf. Noch

deutlicher zeigt sich der Standortvorteil am Internetzugang: Nur 17 weitere

Kreise in Deutschland haben eine bessere Breitbandversorgung als Wiesbaden,

wo 98 Prozent der Haushalte über einen Breitbandanschluss verfügen.Hier lässt

sich vermuten, dass die Größe Wiesbadens eine entscheidende Rolle bei der

infrastrukturellen Ausstattung spielt. Diese Größendimension wird auch von

der Bevölkerung wahrgenommen: Etwa 2 von 3 Befragten ordnen Wiesbaden

als städtisch(er) ein. Außerdem ist hervorzuheben, dass innerhalb der regio-

nalen Vertiefungserhebung Wiesbaden den höchsten Wert an Vertrauen in die

politischen Institutionen von west- als auch ostdeutschen Kreisen aufweist.

Birkenfeld

Der Landkreis Birkenfeld liegt mit knapp 81.000 Einwohnerinnen und Ein-

wohnern im westlichen Teil von Rheinland-Pfalz und ist für seine vielfältigen

landschaftlichen Ausflugsziele bekannt. Die ausgewählten Prosperitätsindika-

toren zeigen, dass Birkenfeld zu den strukturschwachen westdeutschen Kreisen

gehört. Im Vergleich mit allen deutschen Kreisen lässt sich Birkenfeld zu der

schwächeren Hälfte hinsichtlich der Teilhabe, Infrastruktur, Bevölkerung, Bil-

dung und Wirtschaft einordnen. So weisen nur 34 Prozent aller Kreise eine

geringere Beschäftigungsquote (61 sozialversicherungspflichtig Beschäftige pro

100 Ew) und eine geringere Sozialhilfequote (64 Leistungsbeziehende pro 10.000

Ew) auf.

Außerdem gehört Birkenfeld zu den 10 Prozent Kreisen mit den höchsten

kommunalen Schulden. Das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohnerin bzw. Ein-

wohner (30.000 Euro) gehört zu den 20 Prozent mit dem geringsten BIP aller

Kreise. Jedoch liegt die Bruttowertschöpfung je Erwerberstätigen des tertiären

Sektors (67 Prozent aller Bruttowertschöpfung) im Mittelfeld innerhalb dieses

Vergleiches. Des Weiteren gehören das Haushaltseinkommen (1.862 Euro) wie

auch das Medianeinkommen (3.052 Euro) zu den 20 Prozent der Kreise mit den

niedrigsten Einkommen.

Der Gesamtwanderungssaldo ist positiv (0,9 je 1.000 Ew), jedoch stellt sich

die Berufseinstiegswanderung stark negativ heraus (-17,63 je 1.000 Ew der Al-
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tersgruppe). Der Landkreis Birkenfeld gehört zu den 10 Prozent Kreisen mit der

höchsten Berufseinstiegsabwanderung.Rund 75 Prozent der Befragten gaben bei

regionalenVertiefungserhebungan,dass sie sichdemLandkreisBirkenfeld zuge-

hörig fühlen.Demnach lässt sich vermuten, dass insbesondere jüngere Personen

aufgrund eingeschränkterBeschäftigungsmöglichkeiten sich fürArbeitsmigrati-

on entscheiden.

Die infrastrukturellen Merkmale zeigen Defizite auf: Nur 21 Prozent weitere

Kreise weisen eine höhere Distanz zu einem Supermarkt sowie 27 Prozent eine

schlechtere Breitbandversorgung (78 Prozent aller Haushalte haben Breitband)

auf. Die Ärzte- und Ärztinnendichte (13 Ärzte/Ärztinnen pro 10.000 Ew) wieder-

um liegt im unteren Mittelfeld. Wahrgenommen von der Kreisbevölkerung wird

die vergleichsweise geringe Siedlungsdichte des Landkreises. So zeigt die regio-

naleVertiefungserhebung,dassnurknapp 10ProzentBirkenfelddemstädtischen

Spektrum zuordnen. Dies ist der niedrigste Wert aller Kreise jedes Clusters. Die

Quote für Schulabgehende ohne Abschluss (8 Prozent) liegt im oberen Drittel al-

lerKreise.DieAuswertungder regionalenVertiefungserhebungzeigthinsichtlich

des Institutionsvertrauens, dass im Kreis Birkenfeld ein hohes Vertrauen in poli-

tische Institutionen herrscht.

Augsburg

Die kreisfreie Stadt Augsburg istmit circa 256.000EinwohnerinnenundEinwoh-

nern die drittgrößte Stadt in Bayern und ist überdies bekannt für die weltweit äl-

teste bestehende soziale Siedlungsgenossenschaft, die Fuggerei. Zusammenfas-

send ist Augsburg gekennzeichnet durch tendenziell höhere Ausprägungen der

Teilhabe, Infrastruktur undWirtschaft sowie mittelmäßige Bildungs- undWan-

derungs-Merkmale.Augsburg zählt daher zuden strukturstarkenwestdeutschen

Kreisen in unserer Vertiefungserhebung.

Der Vergleich mit allen deutschen Kreisen verdeutlicht, dass die Beschäfti-

gungsquote (62 sozialversicherungspflichtigBeschäftigte pro 100Ew),die Sozial-

hilfequote (53 Leistungsbeziehende pro 1.000 Ew) sowie die kommunalen Schul-

den (1.360 Euro pro Ew) imMittelfeld liegen. ImGegensatz dazu fällt das Brutto-

inlandsprodukt (51.000 Euro pro Ew) höher aus als bei 73 Prozent der Kreise. Die

Bruttowertschöpfung je Erwerberstätigen des tertiären Sektors (71 Prozent aller

Bruttowertschöpfung) liegt höher als in etwa 66 Prozent der Kreise.

DasHaushaltseinkommen (1.755 Euro) und dasMedianeinkommen (3.731 Eu-

ro) liegen an den gegensätzlichen Enden der Rangskala: So zählt das Haushalts-

einkommen zu den niedrigsten 7 Prozent, dasMedianeinkommen jedoch zu den

höchsten 15 Prozent. Die infrastrukturelle Ausstattung weist ein hohes Niveau in
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Augsburg auf. Ausweislich einer Dichte von 20 Ärzte bzw. Ärztinnen pro 10.000

Ew (85 Prozent der Kreise haben eine niedrigere Dichte) und einer hohen Breit-

bandversorgung (98 Prozent aller Haushalte).

Der Gesamtwanderungssaldo (5,45 je 1.000 Ew) ist in Augsburg eher hoch,

die Berufseinstiegswanderung (1,91 je 1.000 Ew der Altersgruppe) liegt auf einem

mittleren Nivea. Augsburgerinnen und Augsburger fühlen sich in hohem Maße

ihrem Wohnort zugehörig (85 Prozent der Befragten). Nicht überraschend ord-

nen sie die Stadt zu knapp 74 Prozent dem städtischen Spektrum zu.

Dahme-Spreewald

Der Landkreis Dahme-Spreewald gehört mit knapp 174.000 Einwohnerinnen

undEinwohnern zu Brandenburg und ist überregional insbesondere für den dort

angesiedelten Flughafen Berlin-Brandenburg (BER) bekannt. Zusammenfas-

send kann festgestellt werden, dass der Landkreis Dahme-Spreewald vor allem

imHinblick auf dieMerkmale des Arbeitsmarktes, des Humankapitals sowie der

Wirtschaft gut positioniert ist. Im Unterschied dazu sind die Infrastruktur und

die Entwicklung zwar als gut, jedoch auch als steigerungsfähig einzustufen.

Gleichwohl gehört Dahme-Spreewald zu den strukturstarken ostdeutschen

Kreisen. Das Bruttoinlandsprodukt (33.000 Euro pro Ew), die Bruttowertschöp-

fung je Erwerberstätigen des tertiären Sektors (das sind 80 Prozent aller Brut-

towertschöpfung) und das Haushalts- sowie das Medianeinkommen (1.852 Euro

bzw. 2.732 Euro) liegen höher als zwischen 81 und 97 Prozent aller Kreise bundes-

weit. Infrastrukturell weist der Landkreis unterschiedliche Platzierungen auf: So

ist die Ärzte- und Ärztinnendichte (12 Ärzte/ Ärztinnen pro 10.000 Einwohner) in

33 Prozent der Kreise niedriger, die Breitbandversorgung (77 Prozent aller Haus-

halte haben Breitband) in 12 Prozent der Kreise geringer, und die durchschnittli-

che Supermarktdistanz (1.658) größer in 11 Prozent der Kreise.

Der Gesamtwanderungssaldo (8,15 je 1.000 Ew) wie auch die Berufseinstiegs-

wanderung (16,44 Zuzüge je 1.000 Ew) sind positiv und hoch. Das deutet dar-

auf hin, dassmehr Personen und speziell auch Berufseinsteiger in den Landkreis

Dahme-Spreewald ziehen als Personenwegziehen.Die Gesamtwanderung ist im

Vergleichmit allen deutschenKreisen sehr hochundgehört zudenoberen 10Pro-

zent.

Die angegebene Verbundenheit mit dem Wohnort ist mit knapp 75 Prozent

Zustimmung hoch. Dabei ist die Bevölkerungsdichte des Landkreises Dahme-

Spreewald die niedrigste aller verglichenen Kreise der regionalen Vertiefungser-

hebung. Das dürfte ein Grund dafür sein, dass knapp jeder zweite Befragte den

Landkreis dem ländlichen Spektrum zuordnet, obwohl sich die Einwohnerzahl
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imMittelfeld bewegt. Die Quote an Schulabgehenden ohne Abschluss (5 Prozent)

gehört mit 10 Prozent zu den niedrigsten aller Kreise.

Das Ausmaß des Institutionsvertrauens der Befragten des Landkreises Dah-

me-Spreewald ist das geringste aller befragten Kreise. Knapp 63 Prozent gaben

bei der regionalen Vertiefungserhebung an, zu einem gewissen Grad Vertrauen

in die untersuchten politischen Kerninstitutionen zu haben.

Prignitz

Der Landkreis Prignitz umfasst ca. 76.000 Einwohnerinnen und Einwohner

und gehört zu Brandenburg. Der Kreis ist durch eine Vielzahl von Natur-

schutzgebieten geprägt, wozu auch in Teilen das UNESCO-Biosphärenreservat

Flusslandschaft Elbe-Brandenburg zählt. Der Landkreis ist durch überwiegend

ungünstigeMerkmale des Arbeitsmarktes und des Humankapitals gekennzeich-

net undweist uneinheitliche infrastrukturelle, entwicklungsperspektivische und

wirtschaftliche Indikatoren aus. Demzufolge ist der Landkreis Prignitz Teil des

strukturschwachen ostdeutschen Clusters. Die Beschäftigungsquote (64 sozial-

versicherungspflichtig Beschäftigte pro 100 Ew) sowie das Bruttoinlandsprodukt

(27.000 Euro pro Ew) sind gering und liegen unterhalb des Niveaus von 82 Pro-

zent der Kreise bundesweit. Im Gegensatz dazu liegt die Bruttowertschöpfung

je Erwerberstätigen des tertiären Sektors (das sind 64 Prozent aller Bruttowert-

schöpfung) höher als bei 80 Prozent der Kreise. Das Haushaltseinkommen (1.711

Euro) ist relativ hoch und fällt höher aus als in etwa 75 Prozent der Kreise. Dazu

kontrastiert das niedrige Medianeinkommen (2.474 Euro): Nur 12 Prozent der

Kreise weisen ein niedrigeres Medianeinkommen auf.

Die Berufseinstiegswanderung (-22,81 je 1.000 Ew der betreffenden Alters-

gruppe) ist negativ. Ebenso ist der Gesamtwanderungssaldo (-0,86 je 1.000 Ew)

negativ ausgeprägt. Andererseits gaben rund 80 Prozent der im Landkreis Prig-

nitz lebenden Befragten innerhalb der regionalen Vertiefungserhebung an, sich

zu ihremWohnort zugehörig zu fühlen. Die Sozialhilfequote (84 Leistungsbezie-

hende pro 1.000 Ew) liegt auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau, während

sich die kommunalen Schulden (321 Euro pro Ew) imMittelfeld bewegen.

Wie bereits erwähnt, sind die infrastrukturellenMerkmale uneinheitlich: Die

Ärztinnen-undÄrztedichte (14Ärztinnenbzw.Ärztepro 10.000Ew) ist sehrhoch,

und gehört zu dem oberen Drittel. Sowohl die Grundversorgung, indiziert durch

dieNähe zu einemSupermarkt (2.229), als auch die Breitbandversorgung (81 Pro-

zent aller Haushalte) sind hingegen auf einem relativ niedrigen Stand. Bezüglich

der geringsten Entfernung zu einem Supermarkt nimmt der Landkreis Prignitz

den achtletzten Platz ein.
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Beider regionalenVertiefungserhebungordneten rund55ProzentderBefrag-

ten den Landkreis Prignitz dem ländlichen Spektrum zu. Dies ist der höchste

Wert allerwest- undostdeutschenKreise innerhalbder regionalenVertiefungser-

hebung. Die Quote der Schulabgehenden ohne Abschluss (14 Prozent) ist im Ver-

gleich zu allen deutschenKreisen die zweithöchste. Etwa 2 von 3 Befragten haben

Vertrauen in die abgefragten Kerninstitutionen.

Salzlandkreis

Der Landkreis Salzlandkreis ist mit seinen rund 187.000 Einwohnerinnen und

Einwohnern in Sachsen-Anhalt angesiedelt. Die Namensgebung verweist auf

seine historische Bedeutung für die Salzgewinnung. Ausweislich der ausgewähl-

ten Prosperitätsindikatoren weist der Salzlandkreis tendenziell risikobehaftete

arbeitsmarkt-, entwicklungs-, humankapital- sowie wirtschaftsbezogene Merk-

male auf.

Die infrastrukturellen Indikatoren bewegen sich imMittelfeld sowie im unte-

ren Bereich. Aufgrund dessen wird der Salzlandkreis als ein strukturschwacher

ostdeutscher Kreis eingeordnet. Die Beschäftigungsquote (64 sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigte pro 100 Ew) ist relativ gering und zählt zu den 15

Prozent geringsten Kreisquoten im Bundesvergleich. Die Sozialhilfequote (92

Leistungsbeziehende pro 1.000 Ew) hingegen ist relativ hoch; nur 7 Prozent der

Kreise verzeichnen eine höhere Sozialhilfequote. Die kommunalen Schulden

belaufen sich auf 1.883 Euro pro Ew.Damit belegt der Salzlandkreis den neunten

Platz der höchsten kommunalen Schulden aller Kreise in Deutschland.

Das Bruttoinlandsprodukt (27.000 Euro pro Ew) liegt auf einem hohen Ni-

veau, womit der Salzlandkreis zu den 25 Prozent der Kreise mit dem höchsten

Bruttoinlandsprodukt pro Ew gehört.Hingegen liegt die Bruttowertschöpfung je

Erwerberstätigen des tertiären Sektors (das sind 59 Prozent der dortigen Brutto-

wertschöpfung) auf einem niedrigen Niveau. Das lässt vermuten, dass ein Groß-

teil der Wirtschaftstätigkeit außerhalb dieses Sektors angesiedelt ist. Berufsein-

steiger (-11,30 je 1.000 Ew der Altersgruppe) tendieren dazu, aus diesem Kreis

wegzuziehen bzw. auszupendeln. Der Gesamtwanderungssaldo weist ein Minus

von -2,14 je 1.000 Ew auf.

Etwa 78 Prozent der Befragten im Salzlandkreis fühlen sich ihrem Wohnort

zugehörig. Das Haushaltseinkommen (1.684 Euro) wie auch das Medianein-

kommen (2.638 Euro) sind im oberen Mittelfeld innerhalb dieses Kreisvergleichs

angesiedelt. Diese mittlere Position ist ebenso für die Ärztinnen- und Ärzte (13

Ärztinnen bzw. Ärzte pro 10.000 Ew) sowie für die durchschnittliche Distanz

zum nächsten Supermarkt (1.162) kennzeichnend. Die Breitbandversorgung (78
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Prozent aller Haushalte) liegt auf einem niedrigen Niveau; knapp 86 Prozent

der Kreise weisen eine bessere Breitbandversorgung auf. Etwa jede(r) zweite

Befragte stuft den Salzlandkreis als ländlich(er) ein. Die Quote der Schulabgänge

ohne Abschluss (12 Prozent) fällt verglichen mit den anderen Kreisen relativ

hoch aus.Hierbei liegen 95 Prozent der Kreise unterhalb der Abbrecherquote des

Salzlandkreises. Beinahe jede(r) fünfte Befragte bekundetMisstrauen gegenüber

politischen Institutionen.

Weimar

Die kreisfreie Stadt Weimar zählt etwa 65.000 Einwohnerinnen und Einwohner

und liegt in Thüringen. Hier wurde nach dem Ende des Erstens Weltkrieges die

Reichsverfassung der nach der Stadt benannten Weimarer Republik verkündet.

Die Prosperitätsindikatoren Weimars sind uneindeutig, jedoch mit einer Ten-

denz in Richtung einer prosperierenden Entwicklung. Aufgrund dessen steht

Weimar für einen strukturstarken ostdeutschen Kreis.

Zwar fallen die Erwerbstätigenquote (58 sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigte pro 100 Ew) sowie das Haushaltseinkommen (1.643 Euro) im Vergleich

mit anderen deutschen Kreisen in Weimar zwar gering aus. Andererseits ist

das Bruttoinlandsprodukt (31.000 Euro pro Ew) vergleichsweise hoch, denn 93

Prozent der Kreise weisen ein niedrigeres auf. Dabei ist in Weimar der tertiäre

Sektor von Bedeutung, da die Bruttowertschöpfung je Erwerberstätigen in die-

sem Bereich (das sind 84 Prozent aller Bruttowertschöpfung) auf einem hohen

Niveau liegt. Dies dürfte ein Grund dafür sein, dass zwar das Haushaltseinkom-

men gering ausfällt, jedoch das Medianeinkommen mit 3.039 Euro höher liegt

als in 96 Prozent der übrigen Kreise in Deutschland.

Der Gesamtwanderungssaldo (4,94 je 1.000 Ew) ist positiv, die Berufseinstei-

gerwanderung (-24,31 je 1.000 Ew der betreffenden Altersgruppe) jedoch negativ.

89 Prozent der Befragten bekunden eine Zugehörigkeit zu Weimar. Dieses Ni-

veau von Ortsverbundenheit liegt nicht nur 10 Prozent über dem Bundesdurch-

schnitt, sondern ist auch das höchste Niveau aller west- und ostdeutschen Kreise

der vorliegendenVertiefungserhebung. Infrastrukturell istWeimar überwiegend

leistungsstark aufgestellt: So sind die Ärztinnen- und Ärztedichte (21 Ärztinnen

bzw. Ärzte pro 10.000 Ew) als auch die durchschnittliche Nähe zu einem Super-

markt (503) auf einemhohenNiveau, etwa 94Prozent derKreise zeigen eine nied-

rigereDichtebeziehungsweisehöhereDistanz.DieBreitbandversorgung (97Pro-

zent allerHaushalte) ist hoch: 97Prozent derKreise habenhierbei einengeringere

Versorgungsdichte.
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Die Befragten der kreisfreien Stadt Weimar ordnen diese weit überwiegend

einem städtischen Spektrum zu (Nur 18 Prozent nehmen einen ländlichen Cha-

rakter wahr). Bei der Quote der Schulabgänge ohne Abschluss (8 Prozent) liegt

Weimar innerhalb dieses Vergleichs imMittelfeld. Etwa 72 Prozent der Befragten

gaben an, dass sie den politischen Institutionen vertrauen. Dies ist der höchste

Wert der ostdeutschen Kreise der Vertiefungsstudie.



6. Fokusgruppendiskussionen im Rahmen
des Deutschland-Monitors ’23

6.1 Hintergrund, Zielstellung und Inhalte der qualitativen Befragung

Der inhaltliche Schwerpunkt des Deutschland-Monitors 2023 ist das Thema

»Stadt und Land«. Damit sollen die wahrgenommenen Lebensbedingungen der

Menschen in Gesamtdeutschland in den Blick genommen werden und vor allem

auch wahrgenommene Unterschiede – über Ost-West-Unterschiede hinaus.

Neben Ergebnissen aus der repräsentativen Befragung wurden auch in die-

sem Jahr qualitative Forschungsdaten erhoben, um die quantitativen Daten er-

klärend anzureichern und zu kontextualisieren. Dafür wurden im Oktober 2023

insgesamt 4 Fokusgruppendiskussionen in verschiedenen Regionen Deutsch-

lands durchgeführt. Der für die Diskussion entwickelte Leitfaden gewährleistet

über den diesjährigenThemenschwerpunkt hinaus Anschlussfähigkeit an bereits

vorliegende andere Studien. Die Diskussionsrunden fokussierten auf folgende

Themenkomplexe:

– Lebenszufriedenheit und Lebensqualität amWohnort/im Landkreis

– Zusammenhalt, lokale Identität und Heimatgefühl

– Herausforderungen am Wohnort/im Landkreis und identifizierte politische

Handlungsbedarfe

– Wahrnehmung der eigenen Region im deutschlandweiten Vergleich

– Gesamtgesellschaftliche Herausforderungen und Wahrnehmung der Bun-

despolitik/Zufriedenheit mit dem demokratischen System

6.2 Durchführung und Zusammensetzung der Fokusgruppen

Der qualitative Forschungsteil des Deutschland-Monitors 2023 umfasste 4 bevöl-

kerungsrepräsentativ strukturierte Fokusgruppen (breite Streuung bzgl. Alter,

Bildungsabschlüssen), die vor Ort an 4 Standorten Deutschlands durchgeführt

wurden. Bei der Standortauswahl wurden zu gleichen Teilen ostdeutsche und
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westdeutsche sowie strukturstarke und strukturschwache Standorte/Landkrei-

se berücksichtigt. Die Teilnehmenden stammten aus Orten unterschiedlicher

Größe innerhalb eines Landkreises (von Dorf bis Mittelstadt) bzw. aus unter-

schiedlichen Stadtteilen der kreisfreien Stadt.

Die Fokusgruppendauerten jeweils ca. 120MinutenundwurdenunterBeach-

tung der datenschutzrechtlichen Anforderungen live an den Auftraggeber über-

tragen.Der vorliegendeBericht bildet die vollständigeAnalyse der ausdenFokus-

gruppen gewonnenen qualitativen Daten ab.

6.3 Kernergebnisse der Fokusgruppendiskussionen

– In allen Regionen zeigt sich – unabhängig von der Strukturstärke des Stand-

orts – eine grundsätzlich positive Identifikation der Befragten mit den geo-

grafisch- kulturellen Gegebenheiten des eigenen Standortes, häufig in nega-

tiver Abgrenzung zu Großstädten.

– Auch der lokale Zusammenhalt wird als positiv wahrgenommen, v.a. un-

ter Alteingesessenen. Dieses »Wir« grenzt sich zum einen gegen als eher

verschlossen geltende Zugezogene ab, zum anderen aber auch gegen Ge-

flüchtete, deren Präsenz für die Befragten wahrnehmbar Stadtbild und

Sicherheitsgefühl verändert.

– Ein Großteil der Befragten empfindet den Wohnort auch als »Heimat«. Das

Heimatgefühl erweist sich bei westdeutschen Befragten als sehr stabil, unter

ostdeutschenBefragten dagegen als fragiler.Hier zeigen sich erste Risse, aus-

gelöst durch die Verunsicherung globaler, gesamtgesellschaftlicher Krisen,

die im nahen Umfeld sicht- und spürbar werden.

– Unabhängig vom Heimatkonzept wird diese Entwicklung zunehmend an

allen Standorten sichtbar: Globale, gesamtgesellschaftliche Krisen werden

als lokale Herausforderungen erlebt, die Zukunfts- und Abstiegsängste

mobilisieren und so die Lebens- und Politikzufriedenheit beeinträchtigen.

Diese Entwicklung zeigt sich stärker im Osten und moderater im Westen,

befindet sich aber spürbar in einem Prozess der Angleichung, d.h. sie wird

zunehmend auch von westdeutschen Befragten erlebt.

– Dass globale Probleme zunehmend als lokale Probleme erfahren werden,

kann erklären, warum viele der von den Befragten identifizierten lokalen

Herausforderungen nicht mit einem Stadt-Land-Gefälle verbunden, son-

dern als deutschlandweit relevant wahrgenommen werden – dazu zählen:

Fachkräftemangel, Bildungsmisere, Mangel an bezahlbarem Wohnraum,

Migration und wachsende Kluft zwischen Arm und Reich. Darüber hinaus

werden aber auch lokale Herausforderungen identifiziert, die mit einem



Fokusgruppendiskussionen 193

Tab. 6: Zusammensetzung der Fokusgruppen
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Stadt-Land-Gefälle und einem Gefühl des Abgehängt-Seins verbunden wer-

den – etwa: ein schlecht ausgebauter ÖPNV, Ärztemangel, Überalterung, zu

wenig Industrie/Arbeit.

– Ein großer Teil der Befragten hat den Eindruck, dass die Politik die drin-

genden aktuellen Herausforderungen nicht effektiv genug angeht und lösen

kann. Die Bundesregierung wirkt auf viele zu abwartend/zögerlich und

uneinig, ihre Entscheidungen erscheinen zu planlos und zu intransparent.

Das erzeugt – zusammen mit dem verbreiteten Gefühl, dass die Ängste der

Bevölkerung von der Politik nicht gehört und ihre Anliegen nicht angemes-

sen vertreten werden – ein Gefühl von Ohnmacht und Wut und wirkt sich

schließlich negativ auf die Zufriedenheit mit dem demokratischen System

aus.

6.4 Die Ergebnisse im Detail

6.4.1 Lokale Lebensqualität und Standortidentifikation/Zufriedenheit

und Identifikation mit dem eigenenWohnort

InallenRegionenzeigendieBefragtenzunächst einegrundsätzlichpositive Iden-

tifikationmit dem eigenenWohnort.Unabhängig von der Strukturstärke der Re-

gion,werdendieVorzüge des eigenenWohnortes betont undwird damit auchdie

eigene Wohnortwahl positiv begründet. Hervorgehoben werden die Vorteile des

naturnahenLebensunddie Schönheit der landschaftlichenUmgebung inKombi-

nationmit als ausreichendwahrgenommenenEinkaufsmöglichkeiten inderUm-

gebung. Aber auch kulturell-historische Wahrzeichen und Sehenswürdigkeiten

spielen eine wichtige Rolle für die positive Charakterisierung und Differenzie-

rung des eigenen Wohnortes, weil sie die Identifikation mit und die Bindung an

den Standort verstärken.

Auch und gerade in den ostdeutschen Landkreisen zeigt sich, dass sanierte

historischeStadtkernedie positive Identifikationmit demStandort fördern.Hier

wird – unabhängig von in der Befragung deutlich spürbaren kritischen Haltun-

genzuaktuellenEntwicklungen–grundsätzlichwahrgenommenundanerkannt,

dass es in den letzten Jahrzehnten viele Investitionen in Bauvorhaben ostdeut-

scher Kleinstädte gab.

»Bei uns hatmanalles vor derHaustür, kann aber trotzdemsehr ländlich leben.VondenElbbrü-

cken hat man einen wunderschönen Blick auf die Landschaft. Die Stadt hat sich in den letzten

Jahren stark gewandelt, derMarkt und alles ist komplett neu aufgebaut worden. Seitdemfindet

da wieder Leben statt« (w, 30–38 J., LK Salzlandkreis)



Fokusgruppendiskussionen 195

»Wenn ich an Augsburg denke, kommtmir der Rathausplatz und der Perlachturm in den Kopf.

Das habe ich auch als Hintergrundbild vom Laptop. Dort ist auch der Christkindlmarkt jedes

Jahr, also das wunderschöne Zentrum von Augsburg.« (m, 50–59 J., KS Augsburg)

Ein wichtiger Teil der positiven Identifikation und Lebenszufriedenheit der

Befragten mit dem eigenen Wohnort gründet sich auch auf die negative Ab-

grenzung zu größeren Städten. Das Leben im eigenen Wohnort wird – anders

als das Leben in Berlin, München, Dessau oder Mainz – mit Ruhe, Beschaulich-

keit und Sauberkeit verbunden und vor allem für seine vergleichsweise hohe

Sicherheit geschätzt. Auch dermenschlicheUmgang und dasMiteinander in den

großen Städten werden im Vergleich zum eigenen Wohnort deutlich negativer

eingeschätzt. Die Großstädte fungieren in dieser Wahrnehmung als Seismo-

grafen und Brenngläser, die vor allem negative gesellschaftliche Entwicklungen

vorwegnehmen und verdichten.

In der kreisfreien Stadt Augsburg findet die positive Identifikation mit dem

Wohnort über die Abgrenzung in beide Richtungen statt: gegen größere Städte,

aber auch gegen kleinere, ländlichere Gebiete.

»In Berlin sind die Leute aggressiver und gereizter und Berlin ist auch verdreckt.« (m, 40–48 J.,

LK Dahme-Spreewald)

»Hier grüßt man sich, man kennt sich mit Vornamen, da macht man auch mal einen Plausch,

Es ist viel persönlicher im Vergleich zu Dessau, da ist es viel reservierter und anonymer.« (m,

30–45 J., LK Salzlandkreis)

»Augsburg ist groß genug, umnicht zu ländlich zu sein aber klein genug ummit demRad über-

all hinzukommen. Und kann abends alleine, zu jeder Zeit, laufen wo ich möchte. Ich muss in

keinem Stadtbezirk Angst haben.« (w, 30–39 J., KS Augsburg)

»Augsburg hatmehr Zusammenhalt alsMünchen.Mehr Freundlichkeit,weniger Arroganz. Au-

ßerdem ist München zu groß und zu teuer.« (w, 60–69 J., KS Augsburg)

6.4.2 Zusammenhalt,Wir-Gefühl und Heimat

Der positiv beschriebene Zusammenhalt amWohnort als abgrenzender Identifi-

kationsanker geht mit einem starken Wir-Gefühl einher, das sich aber vor allem

auf Einheimische und lange Ortsansässige bezieht. Das Wir-Gefühl speist sich

aus gemeinsamen Erlebnissen, aus geteilten Traditionen, einer geteilten Mund-

art und Kultur, die bei sozialen Zusammenkünften in Vereinen, auf Dorffesten

undMärkten erlebt und gefestigt werden.
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»DerZusammenhalt ist unfassbar stark,mankannnach20 Jahrenzurückkommenunddie Leu-

te kennen und lieben dich immer noch, aber neue Leute aufnehmen ist schwer.« (w, 18–29 J., LK

Birkenfeld)

»Ein richtiges Wir-Gefühl empfinde ich beim Dorffest, das gibt es vor allem von Frühjahr bis

zumHerbst immerwieder, jetzt kommtzumBeispiel dasOktoberfest.« (w,60–69 J., LKDahme-

Spreewald)

»DieDorfgemeinschaft istwie kleine Familie,hierwerdennichtmal dieHaustüren zugesperrt.«

(w, 36 J., LK Birkenfeld)

Die erste Abgrenzung des »Wir« findet gegenüber – vor allem aus Großstädten –

Zugezogenen statt, denen zugeschrieben wird, weniger Wert auf engen Zusam-

menhalt und Austausch sowie auf nachbarschaftliche Hilfe zu legen.

»Viele, die aus derGroßstadt rausziehen, stellen sich nichtmehr beimNachbarn vor oder fragen

nach Eiern undMehl.Die neuenwollen sich nicht integrieren, die wollen ihre Ruhe haben.« (m,

30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

»Die Leute aus der Großstadt verlieben sich in das Fachwerk hier, aber sie fügen sich nicht ein.

Neben uns sind welche zugezogen, die haben gleich eine hohe Hecke vor ihr Haus gepflanzt.«

(m, 30–39 J., LK Birkenfeld)

Die zweite Abgrenzungslinie vom »Wir« wird gegenüber Geflüchteten gezogen.

Im Erleben der Befragten haben geflüchtete Menschen – gerade in kleineren Or-

ten – seit 2015 deutlich spürbar die nahe Umgebung, das Stadtbild und die At-

mosphäre verändert und geprägt. Häufig werden als tendenziell problembehaf-

tet wahrgenommene Stadt- oder Ortsteile – sogenannte Brennpunkte –mit der

Präsenz von Bürgerinnen und Bürgern mit Migrationshintergrund verbunden.

Im Kontext des Themas Migration manifestieren sich ein abnehmendes Sicher-

heitsgefühl und verstärkte Diskussionen um Verteilungsgerechtigkeit – was in

den ostdeutschen Standorten stärker akzentuiert wird (sh. Kap. 3.4).

»Das verändert das Stadtbild, der Stadtpark ist belegt, durch Araber, Afrikaner, Tag und Nacht

Musik, als Frau würde ich mich da nicht alleine durch trauen.« (m, 30–45 J., LK Salzlandkreis)

»Der Hauptbahnhof in Idar-Oberstein, was sich da für Leute inzwischen rumtreiben, Wahn-

sinn, da hat man echt kein gutes Gefühl mehr.« (m, 20–29 J., LK Birkenfeld)

Die generell positive Identifikationmit demeigenenOrt durch die schöneUmge-

bung und die Verbundenheit mit Einheimischen, Freunden und Familie verbin-

den sich bei einemGroßteil der Befragten auchmit einem starkenHeimatgefühl.

Besonders an den Befragungsstandorten inWestdeutschland erweist sich die

Wahrnehmung von »Heimat« als durchgängig stabil und unverbrüchlich. Das ist

möglicherweise darauf zurück zu führen, dass die Biografien eher geprägt sind

von langen, lokalen, familiären Traditionen, d.h.weniger von Brüchen und Fluk-
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tuation, was sich oft auch in materieller Absicherung manifestiert und die Orts-

bindung stärkt, z.B. über vererbte Immobilien. Die Aussagen der Befragten in

denwestdeutschen Regionen spiegeln außerdem eine sehr starke traditionell-re-

gionale Identität, eine positiv-bewusste Verankerung in der regionalen Sprache

und Kultur (»Wir Augsburger«/»Wir Pfälzer«) – vor allem auch unter jungen Leu-

ten,was sich inder Form indenostdeutschenBefragungsstandortennicht erken-

nen lässt.

»Das ist einfach stark, wennman woanders Leute in meinem Alter von hier trifft, ist das direkt

eineVerbundenheit, dannkannmandirekt anfangen zu schwätzen.« (m, 18–29 J. LKBirkenfeld)

An den Befragungsstandorten in Ostdeutschland zeigt sich die generell posi-

tive Wahrnehmung von »Heimat« grundsätzlich auch, sie erweist sich aber als

deutlich fragiler. Hier lässt sich eine beginnende Erosion des Heimatgefühls

erkennen, die ausgelöst wird durch eine zunehmende Verunsicherung ange-

sichts globaler, gesamtgesellschaftlicher Krisen, die auch über das direkte, lokale

Umfeld »hereinbrechen«. Diese Tendenz verweist auf eine generelle Entwick-

lung, die – unabhängig von Heimat-Wahrnehmungen – an allen Standorten

zunehmend spürbar ist und Fahrt aufnimmt.

6.4.3 Das Zusammenspiel globaler und lokaler Herausforderungen

An allen Standorten zeigt sich, dass die lokale Lebens- und Politikzufriedenheit

zunehmend beeinträchtigt wird durch die globale, gesamtgesellschaftliche Mul-

ti-Krisenlage. Inflation, Energiekrise, steigende Mieten, Migration, drohende

Altersarmut, eine geschwächte Wirtschaft und neue/nahe Kriege fördern die

breite Wahrnehmung einer kontinuierlichen Abwärts-Bewegung des Standorts

Deutschland.DieseEntwicklungenbedrohendas lokale,persönliche Sicherheits-

gefühl und erzeugen zunehmend Zukunfts- und Abstiegsängste, d.h. auch und

vor allem die Angst vor dem Verlust des eigenenWohlstands. Für viele der Inter-

viewten sind diese als bedrohlich empfundenen Veränderungen im alltäglichen

Leben und konkret vor Ort sicht- und erlebbar.

Wie Ende des vorherigen Abschnitts beschrieben, zeigt sich diese Entwick-

lung deutlicher und breiter in den ostdeutschen Standorten – unabhängig von

der Strukturstärke der Region. Hier werden die Ängste vehementer geäußert,

sind stärker mit Affekten und Emotionen verbunden und beeinträchtigen wie

erwähnt in Teilen dasHeimatgefühl.Dieses Phänomen lässt sichmöglicherweise

auf 2 Aspekte/Ursachen zurückführen: Zum einen kann man davon ausgehen,

dass es in Ostdeutschland eine stärkere Sensibilität für das Verwerfungspotenzi-

al von Transformationsprozessen und gesellschaftlichen Frakturen gibt, die auf
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dem (vererbten) Erfahrungswissen beruhen, dass sicher Geglaubtes ins Wanken

geraten und wegbrechen kann (Arbeitsplatz, Verdienst, soziales Umfeld). Zum

anderen wird der nach der Wende erarbeitete Wohlstand als – im Vergleich

zu Westdeutschland – verhältnismäßig fragil und weniger substanziell, weni-

ger »abgepuffert« wahrgenommen (geringeres Lohn-/Rentenniveau, weniger

Vermögen). Die Ängste vorWohlstandsverlust sind deshalb größer.

»Es sind so viele Unwägbarkeiten, die da noch kommen, ich möchte auch das behalten, was ich

mir aufgebaut habe, unser Leben und unser Haus. Da habe ich mit 14 Euro Stundenlohn nicht

viel Spielraum nach unten.« (m, 40–49 J., LK Salzlandkreis)

»Ich unterscheide zwischen Zuhause- und Heimatgefühl. Heimat verbinde ich mit Sicherheit.

DasHeimatgefühlhabe ichverloren,sowieDeutschland jetzt ist,eswird immerbeängstigender

vom Lebensgefühl. Inzwischen ist es hier so wie in Berlin, ich sehe Rentner Flaschen sammeln,

sehe viele Obdachlose, nicht weil sie trinken, sondern auchwegen Altersarmut, das ist nicht die

Heimat, die ich kannte.« (w, 50–59 J., LK Dahme-Spreewald)

»Auf der Straße kommt viel Frust rüber. Man sieht die Unzufriedenheit in den Gesichtern und

spürt die Gereiztheit.« (w, 30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

»Die Abgaben werden immer mehr, die Energie- und Lebensmittelpreise steigen, wir müssen

auch noch die Bundeswehr aufbauen, dann investierenwir in denUkraine Krieg,wir haben viel

Zuwanderung, das wird nicht beschränkt, wir haben immer weniger Wohnungen, die Mieten

werdenweiter steigenunddieMittel- undUnterschichtwird gegendieMigranten ausgespielt.«

(m, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

»Die Rente geht flöten, allein schon wegen der Inflation. Die Schere zwischen Arm und Reich

wird immer größer.« (m, 50–59 J., LK Salzlandkreis)

In den westdeutschen Befragungsstandorten werden die Zukunfts- und Ab-

stiegsängste zunächst nachgelagerter und moderater geäußert, d.h. weniger

emotional und affektvoll. Hier ist noch eine stärkere Stabilität spürbar, die

einhergeht mit einer größeren Selbstverständlichkeit im Vertrauen auf das poli-

tische und wirtschaftliche System und der Wahrnehmung des verhältnismäßig

hohen Wohlstandsniveaus Deutschlands im Vergleich zu anderen Ländern. In

der strukturstarken, kreisfreien Stadt Augsburg ist man sich außerdem dessen

bewusst, dass die sozioökonomische Situation im eigenen Bundesland (Bayern)

und im Vergleich zu anderen Bundesländern vergleichsweise gut ist. Im struk-

turschwachen Landkreis Birkenfeld ist diese im Ost-West-Vergleich stärkere

Stabilität aber genauso deutlich spürbar. Sie hängt möglicherweise zusammen

mit der langjährigenGewöhnung an sozio-ökonomischeDeprivation/Abgehäng-

tsein, welche hier schon vor der Kumulation globaler Krisen prävalent war und

möglicherweise für eine gewisse Krisenresilienz gesorgt hat.
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»Es wird immer alles gut. Bevor der Karren an dieWand gefahrenwird, zieht irgendjemand die

Bremse.Wennman immer alles doof findet,mussman doch selbstmal wasmachen.« (w, 40–49

J., LK Birkenfeld)

Die Angst vor einem drohenden Verlust von Sicherheit und Wohlstand ist aber

auch im Westen deutlich spürbar und wird auch hier als eine dynamische, sich

zunehmend verstärkende Entwicklung wahrgenommen. Diese Tendenz zur An-

gleichung zwischen Ost und West manifestiert sich besonders deutlich in den

Haltungen zur Politik.DieWahrnehmungen der Befragten aus allen Regionen ist

geprägt von einem starken Ohnmachtsgefühl und dem damit verbundenen Ein-

druck, dass vor allem die Bundespolitik nicht (angemessen) auf die bedrohlichen

Krisen reagiert (sh. Kap. 6.4.5).

»Ich habe eher ein mulmiges Bauchgefühl, wenn ich an meine Zukunft denke. Manmacht sich

schon Gedanken, was ist, wenn alles weiterhin teurer wird, das Gehalt aber gleichbleibt. Ich

möchte auch irgendwann mal Kinder haben, wie werde ich dann meine Kinder dann irgend-

wann mal versorgen können? Und wie werden die überhaupt mal leben … ich habe auch Angst

vorm Krieg, das wird immer mehr, nicht nur in der Ukraine, sondern jetzt auch in Israel.« (w,

18–29 J., KS Augsburg)

»Ich habe Bauchschmerzen mit Blick auf die Zukunft, weil ich kriege stand heute eine Rente

von 300 Euro, habe immer gearbeitet, aber man kommt dann irgendwann auf dieses Sozialhil-

feniveau. Das funktioniert jetzt noch wirtschaftlich, aber wenn in der Politik weiterhin nichts

passiert, wird es irgendwann kollabieren.« (m, 40–49 J., KS Augsburg)

»Ich arbeite ja in Norddeutschland und meine Kollegen lassen das manchmal so durchblicken,

dass wir in Sachsen-Anhalt in ihren Augen AfD- Anhänger sind, aber wenn man mit denen

spricht, und in Hamburg mal in die Gesellschaft rein hört, da ist das Bild nicht anders als bei

uns, die Hamburger haben auch ganz schön viel Unmut.« (m, 18–29 J., LK Salzlandkreis)

6.4.4 Lokale Herausforderungen und politische Handlungsbedarfe –Überblick

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung, bei der lokale Herausforderungen

stark von globalen/gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen bestimmt wer-

den, lässt sich erklären, dass viele der als besonders dringlich wahrgenommenen

lokalen Problemthemen nicht auf Stadt-Land-Unterschiede zurückgeführt,

sondern als deutschlandweit gleichermaßen relevant wahrgenommen werden.

Hierzu gehören:

– Fachkräftemangel,

– Bildungsmisere,

– Mangel an bezahlbaremWohnraum,

– Migration und Integration und
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– wachsende Kluft zwischen Arm und Reich.

Darüber hinaus gibt es aber auch einige lokale Herausforderungen, die von den

Befragtenmit einemStadt-Land-Gefälle verbundenwerdenund ein gewissesGe-

fühl des Abgehängtseins nach sich ziehen. Hierzu gehören:

– Schlecht ausgebauter ÖPNV,

– Ärztemangel,

– Überalterung/Abwanderung junger Menschen und – zu wenig Industrie/zu

wenig Arbeit.

Ost-West-Unterschiede spielen inderDiskussionumpolitischeHerausforderun-

gen undHandlungsbedarfe eine eher nachgelagerte Rolle undwerden nur an den

ostdeutschen Standorten explizit erwähnt (z.B. das noch bestehende Gefälle bei

Lohn undRenten). Jedochwerden bei der Gewichtung bestimmter Problemfelder

undbei ihrerwahrgenommenenDringlichkeitOst-West-Unterschiede sichtbar–

z.B. bei Fragen der Verteilungsgerechtigkeit, bei der Sicht auf Migration und in

Nuancen auch bei den Haltungen zur Politik (sh. Kap. 6.4.4 und Kap. 6.4.5).

Im folgenden Abschnitt soll näher auf die einzelnenThemenfelder und die damit

zusammenhängenden politischen Handlungsbedarfe eingegangen werden.

Fachkräftemangel

Der durch den demografischenWandel verursachte Mangel an Fachkräften wird

von den Befragten an allen Standorten als eines der größten Probleme wahr-

genommen, das sich absehbar mittel- und langfristig noch verschärfen wird.

Die weitreichenden Auswirkungen des Mangels in alle Bereiche des Lebens sind

schon jetzt für alle Bürgerinnen und Bürger im Alltag spürbar – im Handwerk,

im Gesundheitsbereich/der Pflege, in der Bildung, im Einzelhandel und in vie-

len anderen Feldern, auch im Rahmen der eigenen beruflichen Tätigkeit. Den

Befragten ist bewusst, dass sich für dieses wachsende Problem keine schnellen

Lösungen finden lassen, was Zukunftssorgen und -ängste noch verstärkt.

»Man braucht ja nur mit offenen Augen durch die Stadt gehen, immermehr Arztpraxen schlie-

ßen, keine Nachfolger, die Handwerker kommen kaum noch den Aufträgen hinterher, in den

Schulen siehtman, dass Lehrer fehlen, die Kinder haben ganz oft Unterrichtsausfall.« (w, 30–39

J., LK Salzlandkreis)

»Ich bin Lokführer und mache ständig Extraschichten. Da kommt keiner mehr nach. Ich fahre

jetzt schon 10 Tage am Stück. Klar, da kriegt man zwar einen Bonus bezahlt, aber das ist keine

Dauerlösung.« (m, 40–49 J., KS Augsburg)
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Den Befragten fehlen vonseiten der Politik langfristige Lösungskonzepte, die der

Größe, Absehbarkeit und Zukunftsrelevanz des Problems gerecht werden. Es be-

steht – exemplarisch auch für andere Themenbereiche – der Eindruck, dass es

»keinen Plan« gibt, sondern eher kurzfristig-reaktiv »Löcher gestopft« werden,

die unter Umständen neue Probleme schaffen.

»Das Gesundheitswesen ist maximal unattraktiv geworden für Pflegekräfte, viele sind wegen

den Konditionen gegangen. Jetzt muss man den Mangel mit Zeitarbeitsfirmen kompensieren.

Die Zeitarbeitskräfte bekommen 3x mehr Gehalt bei weniger Diensten als eine dauerhaft an-

gestellte Pflegekraft im öffentlichen Dienst, die vor Ort gut eingearbeitet ist. Und die Kliniken

zahlen das natürlich aus Not.Was könnte manmit dem Geld alles machen! Warum passiert da

politisch nichts?« (w, 30–39 J., KS Augsburg)

»Da istman jetzt in der Politikwachgeworden undhat bemerkt, dass demnächst ganz viele Leh-

rer in den Ruhestand gehen. Klar, dasThema kam ja auch total plötzlich.« (m, 40–46 J., LK Salz-

landkreis)

Die Befragten identifizieren im Kontext des Fachkräftemangels verschiedene

Themenfelder als Problemursachen, politische Handlungsbedarfe und mögliche

Ansatzpunkte. Als ein wichtiges und von der Politik zuwenig beachtetes Problem

wird das nicht ausgeschöpfte Potenzial »brachliegender« Arbeitskräfte, d.h.

arbeitsfähiger, aber aktuell nicht arbeitender Menschen wahrgenommen. Dazu

gehören aus Sicht der Befragten Jugendlichemit niedrigenBildungsabschlüssen,

ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, aber vor allem auch Geflüchtete,

deren Arbeitsmarktintegration durch als sehr hoch wahrgenommene, bürokrati-

sche Hürden erschwert werde.

»Es gibt ja auch Flüchtlinge, die integriert werden wollen, die aber nicht dürfen, weil es eine

Sperre von 5 Jahren gibt, bis sie arbeiten dürfen.« (m, 50–59 J., LK Salzlandkreis)

»Es gibt so viele qualifizierte Ältere, die gerne arbeiten würden, die nur eine kleine Zusatzschu-

lung bräuchten, die aber einfach nicht mehr die Möglichkeit bekommen.« (m, 50–59 J., LK Bir-

kenfeld)

Als ein weiteres, generelles Problem wird das schlechte Image nicht-akademi-

scher Berufe und die damit zusammenhängende, oft als ungerecht empfundene,

geringe Bezahlung gesehen.

»Alle wollen ja heute auch Abi machen und studieren. Die handwerklichen Berufe will ja kei-

ner mehr machen. Mein Bruder ist Stuckateur und der kriegt keine Azubis, ich kenne keinen

einzigen der eine Metzgerausbildungmacht; Bäcker, Handwerker.« (m, 18–29 J., KS Augsburg)

»Viele verantwortungsvolle Berufe, Pflege, Handwerk, die wurden kleingeredet und dann auch

klein bezahlt. Die Verantwortung, sollte man auch im Geldbeutel sehen.« (w, 40–49 J., LK Salz-

landkreis)
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Schließlich wird – vor allem in den westdeutschen Standorten – die fehlende At-

traktivität Deutschlands für hoch qualifizierte, ausländische Fachkräfte als pro-

blematischer Aspekt identifiziert, der auf fehlende, attraktive Bedingungen, aber

auch auf eine fehlendeOffenheit von Teilen der Bevölkerung zurückgeführt wird.

»Man will ja immer gute Leute aus dem Ausland, aber die Frage ist, ob die überhaupt kommen

wollen. Bei uns gibt es viele ausländerfeindliche Leute, da wollen die lieber woanders hingehen,

in die USA z.B., da ist die Bezahlung auch besser.« (m, 50–59 J., KS Augsburg)

Bildungsmisere

Die Befragten nehmen den Zustand des Bildungssystems als konkrete und vor

Ort spürbare Herausforderung mit dringendem, politischem Handlungsbedarf

wahr, weil sich auch bei diesem Thema die Probleme in absehbarer Zukunft

auf komplexe Art zu vervielfachen und zu verschärfen drohen. Das Problem

wird nicht nur im Lehrermangel gesehen, sondern auch im Zustand, in der

Ausstattung und der mangelhaften Digitalisierung der Schulen.

»Unsere Kinder werden gar nicht mehr richtig beschult, weil es keine Lehrer gibt. Einesmeiner

Enkel geht manchmal nur für eine Sportstunde in die Schule. Das ist ein echtes Problem – die

Kinder sind unsere Zukunft.« (w, 50–59 J., LK Salzlandkreis)

»Der Zustand an den Schulen ist eine Katastrophe. Die sanitären Einrichtungen, es tropft von

derDecke.Es gibt auchneueSchulen,aber saniertwerden eigentlichnur ganzwenigeSchulen.«

(m, 60–69 J., KS Augsburg)

Kritisch betrachtet wird auch die wahrgenommene fehlende Bildungsgerechtig-

keit.Hier sehen die Befragten vor allemdieGefahr, dass Kindern aus sozial weni-

ger gut gestellten Elternhäusern und/oder Kindern an finanziell schlechter aus-

gestatteten, häufig staatlichen, Schulen weniger Bildungschancen und Entwick-

lungsmöglichkeiten offenstehen.

»Ammeisten wird an den Hauptschulen gespart, und das sind ja sowieso schon Brennpunkte,

Familien mit viel Geld schicken ihre Kinder auf Privatschulen, die deutlich besser ausgestattet

sind.Man lebt schon ein bisschen in der Angst, dassman da Klassengesellschaften schafft.« (w,

30–39 J., KS Augsburg)

»Ichmachemir jeden Tag beimHeizungenmontierenmeinenRücken kaputt und bekommeam

Ende 800Euro.Würde ich aber nebenbei nicht arbeiten, könnte ichmirmeineAusbildungnicht

leisten.« (m, 18–29 J., LK Birkenfeld)

Angesichts dessen,dass dasThema so großeZukunftsrelevanz hat und schon lan-

ge im öffentlichen Diskurs präsent ist, erscheint den Befragten politisches Han-

deln sehr passiv und wenig wirksam. Vor allem im Vergleich zu hohen Ausgaben
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für Großprojekte scheint die Politik dasThema Bildung geradezu zu vernachläs-

sigen, was großes Unverständnis und Unmut erzeugt.

»Es werden irgendwelche Prestigeprojekte gestartet wie der Bau des Staatstheaters, man baut

einen Bahnhof für 150Millionen, gibt einen digitalen Fond frei von 5Milliarden, den keiner ab-

ruft und ich frage mich, wie die ihre Prioritäten setzen, dazu fällt mir nichts mehr ein!« (m,

40–49 J., KS Augsburg)

Mangel an bezahlbaremWohnraum

Konstant steigendeMieten und Immobilienpreise werden als zentrales Problem-

feld wahrgenommen, das sich am Wohnort deutlich wahrnehmbar zeigt und

(perspektivisch) den eigenen Wohlstand und sozialen Status bedroht. Die damit

verbundene Sorge, dass Wohnraum zum Luxusgut werden könnte, manifestiert

sich bei Interviewten aus unterschiedlichen sozialen Milieus, bei Interviewten

in den ostdeutschen, aber auch in den westdeutschen, vor allem städtischen,

Standorten. Dabei besteht die breite Wahrnehmung, dass die Politik dieser

Entwicklung des Marktes relativ machtlos und passiv gegenübersteht.

»Es sindeher teurereWohnungenentstanden,manmüsstedaEinflussdraufnehmen,damitdie

Mittelschicht sich das leisten kann, damussmanmehrmachen, damussman schauen, dass es

bezahlbarenWohnraumgibtundnichtnurdieseLuxuswohnungen.« (m,40–49 J.,KSAugsburg)

»Was ist denn sozialer Wohnungsbau? Es ist nicht sozial, wenn sich das keiner mehr leisten

kann! Selbst als Normalverdiener ist es schwer, überhaupt etwas zu finden, egal was.« (w, 30–39

J., LK Dahme-Spreewald)

»Irgendwannwurde auchmal sozialerWohnraumverkauft und jetztwoder Zins hochgegangen

ist …wie soll man das wieder rückgängig machen?« (m, 40–49 J., KS Augsburg)

AlsHauptursachenwerden zumeinen zu viele bürokratische Anforderungen und

Auflagen gesehen, die als generelles Hindernis für Wachstum und Veränderun-

gen in Deutschland wahrgenommen werden. Zum anderen wird die Erhöhung

der Baukosten durch gestiegene Zinsen und Energiepreise als Ursache für den

Mangel an bezahlbaremWohnraum identifiziert. Vor allem in den ostdeutschen

Befragungsstandorten wird dieses Problem auch einer falschen Energiepolitik

der aktuellen Bundesregierung zugeschrieben – und in Teilen mit Kritik an der

Sanktionspolitik gegenüber Russland verbunden.

»Es gibt einfach zu viele Auflagen.Warummüssen wir immer die Guten sein und den höchsten

Umweltansprüchen genügen?« (m, 40–49 J., LK Dahme-Spreewald)

»So viel Bürokratie, so viel unverbindliche Aussagen,Wärmepumpen hin oder her, die Bauher-

ren wissen nicht mehr ob es sich lohntWohnungen zu bauen. Es liegt an der offiziellen Politik,

das ist so viel Bürokratie, das die Leute verrückt werden. Jetzt ist auch noch Energie zu teuer
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geworden … da wurden einfach Sanktionen gemacht und jetzt kriegen wir die Rechnung.« (w,

50–59 J., LK Dahme-Spreewald)

Vor dem Hintergrund relativ nachvollziehbar erscheinender Problemursachen,

sehen die Befragten durchaus konkrete Lösungsansätze, die mit der klaren

Erwartung einhergehen, dass die Politik beim Wohnungsbau aktiv steuernd

zugunsten sozialer Aspekte eingreift.

»Da müssten die Bauvorschriften einfacher werden, damit man nicht mehr so teuer bauen

muss. Dann müsste sich der Staat auch einmischen und Geld in die Hand nehmen und selber

bauen. Dann kannman es billiger verkaufen oder vermieten.« (m, 50– 59 J., KS Augsburg)

»Die Miete sollte einkommensabhängig sein.« (w, 60–69 J., LK Dahme-Spreewald)

»Es gibt neue Wohnkonzepte wie z.B. Tiny Houses aber das wird hier von der Politik kleinge-

stampft, weil das kein richtiger Wohnsitz ist. Da könnte man was machen, indem man alter-

native Wohnprojekte umsetzt. Ich kenne 3 Bürgermeister, die gesagt haben, wir würden das

machen, wir haben die Flächen, aber das wurde abgeschmettert, da die Behörden das nicht als

Wohnsitz anerkennen.« (w, 30–39 J., KS Augsburg)

Obwohl die Befragten den Mangel an bezahlbarem Wohnraum primär als

deutschlandweites Problem sehen, werden marginal und in Nuancen auch re-

gionale Differenzenwahrgenommen. So betonen z.B. die Befragten in Augsburg

das generell höhere Preisniveau in Bayern/in südwestdeutschen Bundesländern.

Imstrukturschwachen, ländlichen,westdeutschenLandkreis Birkenfeld dagegen

wird das Problem noch als moderat wahrgenommen: hier ist man sich darüber

bewusst, dass der Wohnraum vor Ort – im Vergleich zu größeren Städten und

strukturstärkeren Regionen – immer noch verhältnismäßig bezahlbar ist.

Migration und Integration

Die Zuwanderung vonGeflüchteten bewirkte und bewirkt imErleben der Befrag-

ten seit dem Jahr 2015 sicht- und spürbare Veränderungen im direkten Lebens-

umfeld, die in Teilen das Gefühl von Sicherheit, Vertrautheit und Intaktheit ero-

dieren lassen. Diese Wahrnehmung wird begründet mit der sichtbaren Entste-

hungvonBrennpunkten (Bahnhöfe/Parks/Ortsteile) und ineinemindemZusam-

menhang erlebten Auftreten (häufig junger, männlicher) Menschen mit Migrati-

onshintergrund, aber auch im direkten, eigenen Umgangmit Geflüchteten.

»Das sinddannauchoftGruppen,die dürfennicht inDiscotheken reinunddie treffen sichdann

irgendwo draußen, am Königsplatz, und das ist schon ein Problem, die randalieren dann auch

gern. Sowas ließe sich mit einem betreuten Jugendzentrum vermeiden.« (w, 18–29 J., KS Augs-

burg)



Fokusgruppendiskussionen 205

»Es sind immermehr Leute dazugekommen, woman nicht mehr weiß, wer die Eltern oder die

Großeltern sind. Wir haben hier auch viele Flüchtlinge. Ich bin in einem Dorf großgeworden

mit 20 Leuten, und wenn da eine große Familie kommt, stört das natürlich das Heimatgefühl.«

(w, 18–29 J., LK Birkenfeld)

»Ich habe vor vielen Jahren bei einem Bildungsträger gearbeitet und Deutsch für Ausländer ge-

geben…die haben uns Frauen beschimpft,weil sie uns gar nicht für voll genommenhaben–wir

haben dann nur noch unsere männlichen Kollegen dahin geschickt.« (w, 60–69 J., LK Dahme-

Spreewald)

DasThema Migration wird an den ostdeutschen Befragungsstandorten deutlich

stärker und vehementer als Problemfeld und Gefahr diskutiert – also dort, wo

sich auch Zukunfts- und Abstiegsängste und das Gefühl einer erodierendenHei-

mat stärker manifestieren. Für die ostdeutschen Befragten stellen sich im Zu-

sammenhang mit Geflüchteten häufig Fragen der Verteilungsgerechtigkeit, vor

allem in Bezug auf die Verfügbarkeit vonWohnraum und Sozialleistungen. Hier

klingt eine besondere Sensibilität an, die möglicherweise auch in Erfahrungen

der eigenen, teils mühsamen Assimilation an und Integration in das westdeut-

sche Systemwurzelt.

»Wennman in ein anderes Land geht, dannmussman sich anstrengen, die Sprache lernen, sich

an die Regeln halten. Die Ausländer müssen auch verstehen, dass sie sich reinknien müssen,

dass sie es auch selbst schaffen können, nicht immer nur nehmen.« (m, 30–39 J., LK Salzland-

kreis)

»… die kriegen alles, wonach wir lange suchen müssen. Kriegen neue Wohnungen gebaut, mit

Möbeln drin, alles schön gemacht.« (w, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

»Man muss die Einwanderung stärker kontrollieren! Flüchtlinge bekommen pro Kopf erst mal

so und so viel Geld vom deutschen Staat, aber eine deutsche Familie nicht.« (m, 40–49 J., LK

Dahme-Spreewald)

An den westdeutschen Standorten wird das Thema Migration moderater disku-

tiert und nachgelagerter erwähnt. Vor allem in Augsburg/ im städtischeren Kon-

text werden auch liberal-progressive, akademisch-urbane Haltungen geäußert,

die vor allem mehr Hilfsprojekte und sozialpädagogische Angebote für Geflüch-

tete fordern. Dennoch wird das Thema Migration und Integration von Geflüch-

teten auch unter westdeutschen Befragten als wachsendes Problem beschrieben,

bei dem zunehmend politischer Handlungsbedarf besteht.

»Die kommen ja oft allein, kennen die Sprache nicht und sind traumatisiert. Da fehlt sowas

wie eine Art Streetworking, dass man schaut, was kann ich mit denen tagsüber auf der Straße

machen, Beschäftigungen, irgendwas.« (w, 30–39 J., KS Augsburg)
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»Asylrecht ist wichtig und es steht auch in der Verfassung, aber wennman dann sieht, wie viele

Leute aus Afrika kommen, wo kein Krieg ist, das geht halt auch nicht, da darf man sich dann

nicht schamlos ausnutzen lassen.« (m, 53 J., KS Augsburg)

Obwohl vereinzelt auch positive Beispiele für Integration von Geflüchteten zur

Sprache kommen,wird deutlich,dass die aktuelleMigrationspolitik aus Sicht der

Befragten in Ost undWest kaumAntworten findet, die der aktuellen– als zuneh-

mend krisenhaft wahrgenommenen – Situation gerecht wird. Häufig wird kriti-

siert, dass der überwiegende Teil der Zugewanderten nicht in den Arbeitsmarkt

integriert wird und somit zwangsläufig knapperwerdende Ressourcenwie staat-

liche Leistungen,Wohnungen oder auch Kitaplätze beansprucht.Diese Entwick-

lung wird als zunehmender »Kontrollverlust« der Politik wahrgenommen, die zu

wenig wirksame Steuerungsinstrumente zu haben scheint, zu starke materielle

Anreize setzt und »Alle« nach Deutschland einwandern lässt, was Unverständnis

und auchWut erzeugt, die in den ostdeutschenBefragungsgebieten erneut expli-

ziter wird.

»Oft sind es eben auch keine Fachkräfte, wie es im Fernsehen dargestellt wird mit Familie, das

sind die wenigsten. Meistens sind es junge Männer, die ihren Pass wegwerfen, seit 2015 ist das

so. Laut Verfassungsschutz kommen viele der jungen Leute aus Iran mit falscher Identität.

Wenn man die nicht zurückschickt und zeigt, dass man jeden reinlässt, das spricht sich doch

rum.« (w, 30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

»Macht die Grenzen zu, auch die grüne Grenze! Wir müssen erst mal in Griff kriegen, das zu

erhalten, was wir im Land haben.Wir gehen immer arbeiten, zahlen ins System ein, wir finan-

zieren alle, die nichts leisten.MeineMutter, die hart gearbeitet hat,muss sehen,wie siemit der

Rente zurechtkommt, meine Tochter bekommt keinen Kitaplatz, weil die Migranten den Platz

belegen. Es ist eine große Ungerechtigkeit.« (w, 30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

Die Befragten sehen auch und vor allem beim Thema Migration dringenden

Handlungsbedarf und haben klare Vorstellungen davon, was die Politik tun

müsste. Hier werden viele Themen aus aktuellen politischen Diskussionen auf-

gegriffen – wie z.B. die schnelle, unbürokratische Arbeitsmarktintegration, die

Auswahl vonpotenziellen Fachkräften andenEU-Außengrenzen,Sachleistungen

statt Geldleistungen, Hilfe in den Herkunftsländern. Keines dieser Themen aber

wird mit konkretem Regierungshandeln oder mit konkreten Lösungsplänen der

Politik in Verbindung gebracht.

»Da muss ganz schnell was passieren. Da wird es schon Möglichkeiten geben, dass man schon

im Ausland checkt, ob jemand Pflegekraft werden könnte und dann erst reinlassen.« (m, 40–49

J., LK Dahme-Spreewald)

»Man sollte eher die Leute in den afrikanischen Ländern direkt unterstützen. Es kann ja keine

Lösung sein, wenn alle hierherkommen, das wird sonst alles noch viel schlimmer.« (w, 55 J., LK

Dahme-Spreewald)
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»Wir müssen genau schauen, wer sind die 5 Prozent, die sich wirklich integrieren wollen und

die in denArbeitsmarkt könnten und diemüssenwir dann voll unterstützen.« (m, 46 J., LK Salz-

landkreis)

Diewahrgenommene »Zögerlichkeit« in der aktuellenMigrationspolitikwird aus

der Sicht einiger Befragter in den ostdeutschen Standorten auch auf Sprech- und

Denktabus zurückgeführt, die in der deutschen Geschichte wurzeln. Auch wenn

die geschichtliche Verantwortung außer Frage steht, erscheint sie vielen– vor al-

lem im Vergleich mit europäischen Nachbarländern – zunehmend als Hemmnis

und Verhinderer für effiziente politische Lösungen (sh. Kap. 6.4.5).

»Es geht rapidebergab inDeutschland,dieWirtschaft–auchdurchdie ganze Inflation,dieHei-

zungsgeschichte, und wir als kleines Deutschland versuchen, die ganzeWelt zu retten. Andere

Länder müssen auch was tun!« (m, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

»Es kommt einem manchmal so vor, als ob sie in Berlin eigentlich sagen wollen: ›Bis hier und

nicht weiter,wir wollen keine Flüchtlingemehr!‹, aber das darf Deutschland ja nicht sagen,we-

genunsererGeschichte.Deutschlandmuss immernoch alles gutmachen,wirmüssendie ganze

Welt zusammenhalten. Es gibt so viele Länder, wie Kanada, Dänemark, Australien, die sind da

viel strenger.Undbei unswerdendann soKleinigkeiten diskutiertwiemit der Bezahlkarte, aber

es traut sich keinermal denMund auf zumachen vonderRegierung.« (m, 40–46 J., LKSalzland-

kreis)

Wachsende Kluft zwischen Arm und Reich

Das zunehmende Gefälle zwischen Arm und Reich wird als Problem mit drin-

gendem politischem Handlungsbedarf thematisiert. Befeuert durch die Inflati-

on verstärken sich der Eindruck und die Angst, dass vor allem die (untere) Mit-

telschicht/Geringverdienende faktisch von Armut und Abstieg bedroht sind. Mit

Blick auf einLeben voll harterArbeit unddennochdrohenderAltersarmutwerden

Fragen der Gerechtigkeit aufgeworfen – vor allem im Vergleich zu Beziehe-

rinnen und Beziehern von Sozialleistungen. In diesem Zusammenhang wird die

ErhöhungMindestlohns als richtige, die Erhöhung des Bürgergeldes eher als fal-

sche Maßnahme bewertet. Aber auch im Ost-West-Vergleich wird die fehlende

Gerechtigkeit durch ein immer noch bestehendes Lohn-/Rentengefälle kritisiert.

»Als Frau bekomme ich sowieso schon weniger, vor allem als Alleinerziehende. Es ist Hardcore

voll arbeiten zu gehen, ich bin selbständig, das Kind ist 10 Stunden weg, dannmuss ich es noch

großziehen, ich wünsche mir mehr Unterstützung, ich wünsche mir mehr Sachleistungen als

Gelder, 133 Euro reicht da nicht für Kinderkleidung.« (w, 30–38 J., LK Dahme-Spreewald)

»Die Sozialleistungen dürften nicht steigen. Das Arbeiten muss sich wieder mehr lohnen. Ich

finde es nicht schön,wenn Leute wirklich hart arbeiten,mit 14 Euro die Stunde und ein anderer

bleibt schön zuhause, für die 14 Euro steht der nicht auf, er kriegt fast das gleiche Geld. Es sei
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dennmanwohnt in den altenBundesländern,dawirdmanbesser bezahlt.Bei LöhnenundRen-

ten sind wir nach 30 Jahren immer noch nicht wirklich weiter.« (m, 40–49 J., LK Salzlandkreis)

Die Themen »soziale Gerechtigkeit« und »Arm-Reich-Schere« werden – wenn

auch deutlich marginaler und nachgelagerter – auch in den westdeutschen

Befragungsstandorten thematisiert, wobei neben der Kritik an zu hohen Sozi-

alleistungen der Fokus hier auf der Gefahr der Elitenbildung/«Abspaltung nach

oben« liegt.

»Die Schere zwischen reich und normal wird immer größer. Die Leute mit richtig viel Geld sa-

nierenhier tolleHäuser und schicken ihreKinder auf die Privatschulen.« (w,21 J., LKBirkenfeld)

»IchhabeNachbarn,die sagen sie gehennichtmehr arbeiten,denn sie bekommen ja so viel Geld

und die mieten ein Haus mit 100 Quadratmetern, ich habe keine Ahnung wie das funktioniert.

Die haben ihren Spaß und lachen alle aus. Es gibt Leute, die können arbeiten, aber wollen ein-

fach nicht … da müsste von der Politik mehr Gerechtigkeit erfolgen. Dass die was bekommen,

die wirklich Unterstützung brauchen.« (m, 40–49 J., KS Augsburg)

Lokale Herausforderungenmit Stadt-Land-Relevanz

Lokale Herausforderungen, die mit einem Stadt-Land-Gefälle in Verbindung ge-

bracht werden und mit einem Gefühl des Abgehängtseins einhergehen, werden

vor allem in den strukturschwachen, ländlich gelegenen Befragungsgebieten als

Probleme thematisiert. Vor allem der schwach ausgebaute ÖPNV, der Ärzteman-

gel und die Überalterung werden als faktische Standortnachteile wahrgenom-

men, die die Position des eigenen Landkreises im deutschlandweiten Kampf um

(junge) Fachkräfte zusätzlich schwächt. Auch die während der Diskussionen ge-

wählten Bilder81 der Befragten aus den strukturschwachen Landkreisen drücken

dieWahrnehmung aus, bei den oben genanntenThemen imVergleich zu anderen

Regionen »hinterher zu hinken«:

»Hierwoes ländlicher ist, fühlt sichhalt alles langsamer an.Anders alsBerlin,dawirdmehrhin-

geschaut, als auf ein kleines Dörfchen. Das sind eben die Stadt-Land-Disparitäten.« (w, 50–59

J., LK Salzlandkreis)

»So sah es hier aus, als es mit unserer Region wirtschaftlich bergab ging. Aber das war vor ei-

nigen Jahren eigentlich schlimmer als heute. Es hat sich auch Einiges getan.« (m, 50–59 J., LK

Birkenfeld)

Im Vergleich zu den als deutschlandweit relevant wahrgenommenen Herausfor-

derungen jedoch (s.o.), erscheinendieThemenmit Stadt-Land-Gefälle insgesamt

81 Die Befragten wurden im Verlauf der Diskussionsrunde gebeten, ein Bild zu finden, welches die Frage

beantwortet: »Wie stehen wir gefühlt da im Vergleich zu anderen Regionen in Deutschland?«
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weniger vordergründig und weniger dramatisch. Vor allem im strukturschwa-

chen,westdeutschen Landkreis (Birkenfeld) ist das Abgehängtsein ein fast selbst-

verständlicher, integrierter Teil der lokalen Identität, dem auch positive Seiten

abgewonnen werden.

»Wir sind halt für den Rest des Landes die Gegend ganz am Rand der Republik, wo nix los ist.

Dafür konntenwir hier einHaus bauen–das wäre inMünchen unmöglich gewesen.« (w, 40–49

J., LK Birkenfeld)

Im Vergleich dazu nehmen die Befragten in den strukturstarken Standorten, die

in oder in der Nähe größerer Städte wohnen deutlich wahr, dass es ihnen durch

diese infrastrukturelle Ausstattung bzw. Anbindung im Deutschlandvergleich

verhältnismäßig gut geht. In Augsburg kommt gleichzeitig das Gefühl hinzu,

im Schatten von München zu stehen, worin aber auch hier Vor- und Nachteile

gesehen werden.

»Jede Region ist imWettkampf mit anderen Regionen, um Ärzte, um Arbeitskräfte. Durch den

Standortvorteil mit dem Flughafen und die Nähe zu Berlin steht der Landkreis sehr gut da. Im

Vergleich zur Uckermark z.B. sindwir hier gut aufgestellt.« (w, 50–59 J., LKDahme-Spreewald)

»Bei uns hier im Park gibt es auch so ein Schachbrett, wo immer ganz viele Menschen zusam-

menkommen.Das steht fürmich fürdie vielenFreizeitmöglichkeitenundkulturellenAngebote,

die es hier in Augsburg gibt, auch für junge Leute.« (m, 60–69 J., KS Augsburg)

Schlecht ausgebauter ÖPNV

Schlecht ausgebaute und wenig frequentierte Bus- und Bahnverbindungen wer-

den als zentrales lokales Problem gesehen und führen dazu, dass die Befragten in

strukturschwachen Landkreisen ihre Region als regelrecht abgeschnitten emp-

finden. Diese Wahrnehmung verbindet sich in Teilen auch mit dem Gefühl, eine

von der Politik vernachlässigte Region zu sein, vor allem imVergleich zu anderen

ländlichen, aber prosperierenden Gegenden.

»Ich brauche mit der Bahn bis Hamburg 5 Stunden, obwohl es gar nicht so sehr weit weg ist!«

(m, 25 J., LK Salzlandkreis)

»IchhabekeinAutoundwenn ich einenFacharzt brauche,muss ichweit fahren,da ist derÖPNV

eine Katastrophe. In Berlin herrscht Aufregung, wenn die U-Bahn 5 Minuten zu spät kommt,

hier kommt der Bus gar nicht.« (w, 67 J., LK Birkenfeld)

»Ich habe Freunde in Bayern und da hat jedes Dorf sogar einen eigenen Supermarkt und da

funktioniert das besser mit den Bussen von Dorf zu Dorf.« (w, 39 J., LK Birkenfeld)

Hier besteht aus Sicht der Befragten also – vor allem mit Blick auf den Mangel

an jungen Menschen und Fachkräften – politischer Handlungsbedarf. Vonseiten
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der Politik werden aber entweder keine Ansätze wahrgenommen oder politische

Maßnahmen zur Verbesserung der Lage als unwirksam empfunden.

»Hier gibt es jetzt ein neues Busnetz, auf das ich mich echt gefreut habe, und das ist schlechter

als vorher. Bei mir fährt jetzt ein Bus weniger am Tag.« (m, 21 J., LK Birkenfeld)

»Nein, da wird sich gar nix verbessern, es wird eher noch zurückgebaut, ich arbeite ja in dem

Bereich.Die Streckenwerdengrößer und schneller.Wennman imDorf lebenmöchte,wirdman

immer auf private Verkehrsmittel angewiesen sein.« (w, 38 J., LK Salzlandkreis)

Ärztemangel

Der Mangel an Fach-, aber auch an Hausärztinnen und -ärzten wird als eine

ländliche Ausprägung des deutschlandweiten Fachkräftemangels gesehen und in

allen Landkreisen (d.h. außer in der kreisfreien Stadt Augsburg) als relevantes,

weil zunehmendes Problem erachtet.Die Befragten nehmen vereinzelt politische

Lösungsansätze wahr, sehen aber darüber hinaus noch einigen Handlungsspiel-

raum und -bedarf.

»Es ist sehr schwer, hier einen Hausarzt zu bekommen, da ganze viele hier über 60 sind, der

demografischeWandel ist da verheerend. Auch Facharzttermine sind schwierig zu bekommen.

Schwere Erkrankungen zu behandeln ist extrem schwierig.« (w, 67 J., LK Birkenfeld)

»Die Landarztquote, das wurde gut gemacht von der Politik. Aber 8 Plätze sind ein bisschen

wenig.« (w, 21 J., LK Birkenfeld)

»Das Hauptproblem ist der NC für Medizin, den müsste man runtersetzen. So viele wollen das

machen, können aber nicht, ich verstehe das nicht. Stattdessen holt man sich am Ende Leute

aus dem Balkan ins Land, das ist doch schwachsinnig.« (m, 30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

Überalterung/Abwanderung jungerMenschen

Die geringe Attraktivität ländlich-dörflicher Regionen durch zu wenig Angebo-

te für Jugendliche und die daraus folgende Abwanderung junger Menschen er-

scheint als problematische Entwicklung, weil die Region damit perspektivisch –

sowohl wirtschaftlich als auch kulturell – geschwächt wird.DieseWahrnehmung

manifestiert sich in allenuntersuchtenLandkreisen (d.h.außer inder kreisfreien

Stadt Augsburg).

»Die Jungen wollen halt doch alle nach Berlin, da gibt es viel mehrMöglichkeiten.« (w, 50–59 J.,

LK Dahme-Spreewald)

»DieÜberalterungkann für eineRegion schoneinGenickbruch sein.Weil ja viele Problemeauch

damit zusammenhängen, Fachkräfte, Ärzte und so weiter.« (w, 60–69 J., LK Birkenfeld)
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Auf den zweiten Blick zeigt sich, dass die Abwanderung junger Menschen

vor allem in den ostdeutschen Landkreisen und ländlichen Gebieten stärker

und nachhaltiger mit dem Gefühl des Abgehängtseins bzw. einer Abwärtsent-

wicklung verbunden ist. Das ist – wie auch viele andere Studien nahelegen –

möglicherweise auf das Phänomen zurückzuführen, dass in den ländlichen, eher

strukturschwachen, ostdeutschen Gebieten tendenziell eher Menschen mit hö-

heren Bildungsabschlüssen/Frauen abwandern und Menschen mit niedrigeren

Bildungsabschlüssen/Männer häufiger zurückbleiben. Vor allem für Jugendliche

aus Familienmit geringem sozialemStatus tut die Politik aus Sicht der Befragten

hier zu wenig.

»Siewissenhalt nicht,was siemachen sollenundhängenda rum,machenBlödsinn, randalieren

und trinken und schmeißen Bierflaschen.« (w, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

»Die Vereine haben lange Wartelisten und Vieles kostet auch Geld.« (w, 50–59 J., LK Salzland-

kreis)

Demgegenüber manifestiert sich im ländlichen, westdeutschen Befragungs-

standort (LK Birkenfeld) eine stärkere Identifikation und Bindung unter jungen

Befragten, die heterogene, soziodemografische Merkmale aufweisen, d.h. so-

wohl unter jungen Männern als auch unter jungen Frauen, mit niedrigen und

mit hohen Bildungsabschlüssen.

»Klar, der Jugend fehlt was, Idar-Oberstein lebt nichtwirklich.Aber unter den Jugendlichen,die

nochhier sind,gibt es eine unglaublicheGemeinschaft, da ist jedesWochenendewas, in irgend-

einerDorfkneipe.Und das ist nicht aus derNot, sondernweil wir uns aneinander erfreuen.Das

ist einfach auch der Grund, warum hier nie weggehen werde.« (w, 18–29 J., LK Birkenfeld)

»Ich weiß, dass ich zum Studieren wegwill, aber ich werde wieder herkommen.« (m, 18–29 J.,

LK Birkenfeld)

Zuwenig Industrie/zu wenig Arbeit

Die wirtschaftliche Schwäche der eigenen Region wird vor allem in den struktur-

schwachen Landkreisen alsHerausforderung empfunden.Das Problemmanifes-

tiert sich zum einen als Standortnachteil beim Kampf um Fachkräfte und beein-

trächtigt zum anderen die Lebensqualität und den sozioökonomischen Status –

durchdieNotwendigkeit zu pendeln, geringereGehälter oder längere Phasen von

Arbeitslosigkeit.

»Ichwürdemich alsHandwerker immerda ansiedeln,wodiemeistenKunden sindunddas sind

Großstädte. Je ländlicher eineGegend,destoweniger Facharbeiter unddestowenigerGeld.« (m,

30–39 J., LK Birkenfeld)
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»Ich bin 57 und arbeitslos und bekomme hier in der Gegend einfach keinen neuen Job mehr.«

(m, 50–59 J., LK Birkenfeld)

In den ostdeutschen Befragungsgebieten und unabhängig von der Strukturstär-

ke des Landkreises, wird der Mangel an Industrie und Arbeit auch als Ost-West-

Problematik thematisiert und als nachwirkendes, negatives Erbe des Transfor-

mationsprozesses gesehen.

»Das mit der fehlenden Industrie sehe ich auch entlang der Ost-West-Linie: viele Firmen hier

wurden tot gemacht, die Arbeitslosigkeit ist hier höher. In größeren Städten Richtung Halle/

Leipzig ist das wieder komplett anders. Da ist auch ein anderer Lohnmachtkampf unter den

Firmen.« (m, 40–49 J., LK Salzlandkreis)

»Wir haben ja nicht nur reiche Bundesländer, Bayern und BadenWürttemberg, das sind die

reichsten.BeiBMWkommstdumit 60.000bruttonachHause,wie viele sinddas inOstdeutsch-

land? Die ganzen volkseigenen Betriebe hat es nach derWende hart getroffen.« (m, 50–59 J. LK

Dahme-Spreewald)

6.4.5 Wahrnehmung der Politik und politischen Handelns

Pessimistische Gesamtstimmung überwiegt

Mit Blick auf die aktuellen gesellschaftlichenHerausforderungen inDeutschland

dominieren bei den Befragten vor allem Zukunftssorgen und -ängste. Obwohl

sich regionale Unterschiede zeigen, d.h. obwohl diese Sorgen und Ängste in den

ostdeutschen Befragungsgebieten stärker sichtbar werden, besteht bei allen Be-

fragtendasGefühl einer kontinuierlichenAbwärtsbewegung.Begleitetwirddiese

pessimistische Sicht von der Wahrnehmung einer zunehmend gespaltenen Ge-

sellschaft undgereiztengesellschaftlichenStimmung,wasdie Sorgenunddiene-

gativenWahrnehmungen noch verstärkt.

»Wir haben eine gespaltene Gesellschaft, das besorgt mich, die Stimmung ist so aufgeheizt.«

(w, 50–59 J., LK Salzlandkreis)

»Was ich beobachte ist, dass die Solidarität in den letzten Jahren abgenommen hat hier in

Deutschland und das viele Leute immer stärker auf ihren eigenen Vorteil bedacht sind.« (m,

60–69 J., KS Augsburg)

»DieseGrüppchenbildung,alle gegenalle,alleswirdaggressiver.« (m,30–39 J.,LKSalzlandkreis)

Als zeitliche Meilensteine dieser Abwärts-Bewegung werden häufig die Flücht-

lingskrise 2015, die Corona-Pandemie unddie Energiekrise/Inflation (imZusam-

menhangmit demUkraine-Krieg) genannt.
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»Wer heute AFDwählt, die haben vor 2015 CDU oder SPD gewählt,mit derWillkommenskultur

hat der Umschwung angefangen, da wussten die Leute nicht mehr was hier passiert. Das war

ein Kipppunkt. Dann kam Corona, da wurde uns die Gefahr vorgegaukelt, nach Corona kam

derUkraine-Kriegmit den durch dieDecke schießendenEnergiepreisen.« (m, 40 J., LKDahme-

Spreewald)

»Durch die Pandemie hat man die Skeptiker von Corona und Impfung gegen die anderen auf-

gebracht, wer impfkritisch war, war ein böser Mensch und Verschwörungstheoretiker. Das hat

viele gegeneinander aufgehetzt und nicht zusammengeführt – sogar innerhalb von Familien.«

(m, 40–49 J., LK Dahme-Spreewald)

»Während Corona wurde alles isoliert, dieMenschen sind aggressiver geworden. Seitdem sinkt

auch die Lebensqualität, alles ist teurer geworden, aber wie kann der Menschen noch leben.«

(m, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

Dennoch gibt es auch vereinzelt positive Stimmen, die betonen, dass die Lebens-

qualität in Deutschland– vor allem imVergleich zu anderen Ländern–noch sehr

hoch ist. Diese Sicht findet sich verstärkt unter Befragten, die ihre Situation als

relativ privilegiert einschätzen (eher urban-akademischeMilieus) und auchunter

Befragten mit Migrationsgeschichte.

»Natürlich wird es nicht leichter werden, das glaube ich auch nicht, aber ich glaube man kann

vieles bewältigen, wenn man bereit ist … uns geht es nicht schlecht, vor allem wenn ich da hin-

schaue in andere Länder, da denke ich nicht, dass es bei uns soweit runter geht, das kann ich

mir gar nicht vorstellen. Vielleicht kommenwir auchmit ein bisschen weniger zurecht und uns

ginge es trotzdem noch gut.« (m, 40–49, KS Augsburg)

Die Politik/die Bundesregierung wirkt nicht handlungsmächtig

Viele der Befragten eint das generelle Gefühl, dass die die Bundesregierung nicht

wirksam, konzertiert und zielgerichtet (genug) agiert, um ihre Bürgerinnen und

Bürger vor den aktuellen,bedrohlichenMulti-Krisenund ihrenKonsequenzen zu

schützen. Eine Ursache dafür scheint, aus Sicht der Interviewten, in der fehlen-

denNachvollziehbarkeit despolitischenHandelns zu liegen.Die aktuelleBundes-

regierung kommt Vielen plan- und ziellos vor, konkrete Vorhaben, Arbeitserfolge

und Lösungen werden kaumwahrgenommen. Den Befragten fehlen offene, ehr-

liche und transparente Erklärungen und Begründungen für politische Vorgänge

und Entscheidungen.

»Es gibt keinen Plan von der Regierung, wieman die Probleme beheben kann. Es ist ein einiges

Hin und Her und es kommen immer neue Probleme dazu, keine konkreten Lösungen von der

Politik.« (w, 50–59 J., LK Dahme-Spreewald)

»Manwill eine Richtung sehen,wohin geht die Politik, alles ist so schwammig.Da kommt keine

Zuversicht in die Zukunft, kein Plan, wie wir die Grenzen schützen, wie in Zukunft dafür sor-
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gen, dass Lebensmittelpreise sich normalisieren, das Energiepreise sinken.« (m, 50–59 J., LK

Salzlandkreis)

»KommunikationundTransparenz. Ichmuss alles nachvollziehenkönnen,wenn ichmichdafür

interessiere. Politikmuss offen sein. Alles andere bringt nichts. Ichmuss sagen,warumwerden

die Zebrastreifen weggenommen, das muss imDetail irgendwo stehen und ichmuss es barrie-

refrei nachforschen können.« (m, 30–39 J., LK Birkenfeld)

»Es traut sich auch keiner die Wahrheit zu sagen. Ich bin kein Linker, aber Gysi ist mir sym-

pathisch, der hat über Sachen gesprochen und auch die Hintergründe erläutert, warum das so

passiert ist. Das machen die meisten Politiker nicht. Die legen nicht die Karten auf den Tisch.

Das ist das Problem. Die Transparenz fehlt.« (m, 50–59 J., LK Birkenfeld)

»Sie sollten einfach sagen,was Sache ist und vielleicht besser kommunizieren, damit wir erfah-

ren warum das so ist oder warum es nicht so ist.« (w, 60–69 J., KS Augsburg)

Ein weiteres Problem für die wahrgenommene Handlungsschwäche wird in der

fehlenden Entschlossenheit der (regierenden) Politikerinnen und Politiker gese-

hen und auch in dem fehlenden Mut, (unpopuläre) Entscheidungen zu treffen.

Viele Befragte haben den Eindruck, dass in hohen politischen Positionen häufig

eher abgewartet und gezögert anstatt gehandeltwird. In diesemZusammenhang

kommen weitere Krisenthemen – wie z.B. der Klimawandel oder der Zustand

des deutschen Gesundheitssystems – auf die Agenda, die Auslöser für starke Zu-

kunftssorgen sind.

»Meine größteAngst ist ehrlich gesagt derKlimawandel ist,da bräuchte ich vonder Politikmehr

Einigkeit, Entschlossenheit und schnelles Handeln.« (m, 36 J., LK Birkenfeld)

»Was gerade im Gesundheitswesen passiert, ist sehr besorgniserregend.Wenn man in diesem

Sektor arbeitet, bekommtmanmit, dass es immer brenzligerwird und schlimmer,und ich den-

ke immer ›Hey Leute wir müssen jetzt etwas machen!‹ Wir können nicht warten, bis es richtig

scheiße wird.« (w, 33 J., KS Augsburg)

DiewahrgenommeneUneinigkeit der aktuellen Bundesregierungwird als weite-

res Hindernis für wirksames politisches Handeln gesehen und kritisiert. In die-

sem Zusammenhang wird auch beklagt, dass sich politische Debatten und Res-

sourcen zu häufig ampolitischenGegner abarbeiten, anstatt die »Energie« in Lö-

sungen zu »investieren«.

»Die sinddieganzeZeit damitbeschäftigt,eineanderePartei anzugreifen,anstatt zuüberlegen,

was zu tun ist.« (m, 40–49 J., KS Augsburg)

Eine andere, entscheidendeUrsache dafür, dass die Politik nichtwirksam imSin-

ne ihrer Bürgerinnen und Bürger zu handeln scheint, wird im Setzen »falscher«

Prioritäten gesehen. In der Wahrnehmung vieler Befragter beschäftigt sich die

Politik nicht ausreichend mit denThemen und Herausforderungen der »norma-
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len« und »kleinen« Leute und bringt stattdessen Themen auf die Tagesordnung,

die als elitär und realitätsfern erscheinen. Dabei wird das Bild der »abgehobenen

Eliten« etwas expliziter und stärker in den ostdeutschen Befragungsstandorten

formuliert.

»Man sollte sich mehr auf die Hauptbaustellen konzentrieren, auf die Brennpunkte und nicht

auf sowas wie die Gender-Thematik. Und was soll feministische Außenpolitik sein? Die leben

komplett in ihrer eigenenWelt.« (m, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

Im Kontext der Wahrnehmung, dass die Politik auf die falschen Themen setzt,

wird vor dem Hintergrund sichtbar knapper werdender ökonomischer Ressour-

cen auch die Forderung geäußert, die politische Agenda stärker nach national-

staatlichen Interessen auszurichten und damit in erster Linie die Interessen

deutscher Staatsbürgerinnen und -bürger zu vertreten. Diese Sicht zeigt sich in

denostdeutschenStandorten etwas stärker,wird aber auch indenwestdeutschen

Standorten laut.

»Ich würdemir wünschen, dass die deutschen Bürger wieder mehr Gelder bekommen. Ich fin-

de es schön, dass Deutschland anderen Ländern hilft, aber ich finde es nicht schön, wenn wir

Deutschen vergessen werden.« (w, 18–29 J., KS Augsburg)

»Eswird eine globale Politik gemacht, keine nationalemehr. Eigentlichmüsst es so ähnlich sein

wiebei Trump…›AmericaFirst‹,danneben ›GermanyFirst‹,dassdieRegierung fürDeutschland

arbeitet.« (m, 30–39 J., LK Dahme-Spreewald)

»Wirmüssenerstmal fürSicherheit bei uns sorgen,z.B.wasdieRente angeht.Manmuss zuerst

schauen, was hier benötigt wird und nicht im Ausland.« (m, 30–39 J., LK Salzlandkreis)

Nicht zuletzt wird von einigen Interviewten wahrgenommen und beklagt, dass

politisches Handeln häufig von Lobbyismus, Macht- und Geldinteressen getrie-

ben sei, was das Vertrauen in die Politik zusätzlich schwäche.

»Keiner tritt mehr zurück. (…) Es wird keine Verantwortung übernommen, das ist Denken an

den eigenen Vorteil, das ist keine Demokratie.« (m, 40–49 J., KS Augsburg)

»Lobbyismus ist ein Problem. Zum Beispiel das Masken-Gate während Corona (…). Leider

stimmt es: Geld regiert dieWelt.« (m, 18–29, LK Birkenfeld)

Im Kontext der kritischen Diskussion über die Arbeit der aktuellen Regierung

werden marginal aber vehement, in Ost und West, auch sehr pauschale Abwer-

tungen geäußert. Gleichzeitig werden aber auch–wenn auchmoderater und zu-

rückgenommener – vereinzelt konstruktive Äußerungen über die aktuelle Bun-

desregierung getätigt – sowohl in den ostdeutschen, als auch in den westdeut-

schen Befragungsstandorten.

»Die Ampel-Regierung kommt in den Medien auch ganz schön schlecht weg. Wenn man sich

den Koalitionsvertrag anschaut, haben die, Stand jetzt, ungefährHalbzeit, fast 70 Prozent ihrer
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Versprechen eingelöst.Die GroKo hatte zurHalbzeit 40 Prozent eingelöst. Ichwill den Job nicht

haben, ich will kein Politiker sein.« (m, 18–29 J., LK Salzlandkreis)

»Von der letztenRegierung ist ja alles ausgesessenworden und jetzt kommtdieseWelle über die

neue Koalition, die im Prinzip sehr viele Entscheidungen angestoßen hat, sehr viel umgesetzt

hat, aber sich in der Außendarstellung katastrophal verkauft.« (m, 63 J., KS Augsburg)

Verbreitetes Gefühl, von der Politik nicht gehört zu werden

Die relativ verbreiteteWahrnehmung, dass die Politik das Land nicht effizient (in

die richtige Richtung) steuern und die zentralen Herausforderungen lösen kann,

trifft gleichzeitig auf das verbreitete Gefühl, dass die eigenen Ängste und Anlie-

gen von der Politik nicht gehört werden, was Ohnmacht undWut erzeugt. Diese

Wutwirdnochverstärkt durchdenEindruck,keine alternativeWahloptionzuha-

ben, die von den etablierten Parteien und dermedialen Öffentlichkeit akzeptiert,

sondern als »falsch« und »undemokratisch« denunziert wird.

»Die Menschen zeigen immer mehr, was sie wollen, aber es wird ignoriert!« (m, 39 J., LK Salz-

landkreis)

»Wasmich so hilflosmacht,welche Alternativen gibt es denn? Es gibt niemanden denmanwäh-

len würde und dann wird es besser. Das löst Unsicherheit aus, das macht Angst, und ängstliche

Menschen suchen nach Halt, nach jemanden der die Richtung vorgibt, dem schließen sich die

Leute an.« (w, 50–59 J., LK Dahme-Spreewald)

»Nach der Landtagswahl, da haben sich die meisten Parteien doch nur darüber aufgeregt, dass

die AfD, so viele Punkte gewonnen hat, aber keiner hat Konsequenz daraus gezogen.Wenn ich

höre, dass ein Politiker sagt die AfD ist doch keine demokratische Partei, ja also ich bitte dich!

Dann hätte sie ja nicht auf der Liste sein dürfen. In meinem Kopf ist wirklich kein Platz für die

AfD, aberwenn ich diese Arroganz der etablierten Parteien sehe…Das regtmich auf.« (w, 60–69

J., KS Augsburg)

Sicht auf die Demokratie und Vertrauen in die Politik

Die zunehmendeWahrnehmung, dass die Politik die Interessen der Bevölkerung

nicht mehr angemessen, ausreichend und wirksam genug vertritt, beeinträch-

tigt die generelle Zufriedenheit mit der Funktionsweise der Demokratie in allen

Befragungsstandorten. Auf den zweiten Blick jedoch lassen sich bei der Sicht auf

dieDemokratieunddaspolitischeSystemauchUnterschiede zwischenwest-und

ostdeutschen Befragten erkennen, die möglicherweise auf die (vererbte) politi-

sche Sozialisation in verschiedenen politischen Systemen zurückzuführen ist.

Äußerungen von westdeutschen Befragten weisen darauf hin, dass auch

das Miteinander der Bürgerinnen und Bürger in verschiedenen gesellschaftli-
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chen Bereichen, ihre Selbstwirksamkeit und Teilhabe als ein wichtiger Teil des

demokratischen und politischen Systems verstanden werden.

»Demokratie lebt vomMitmachen,man kann lokal anfangen.« (m, 30–39 J., LK Birkenfeld)

»Wennwirunsnurbeschweren,abernie selber etwas tun,dannändert sich ja auchnichts.Wenn

mir etwas auf denGeist geht oder wenn ich denke, dass etwas total Falsches passiert, dann gehe

ich eben zum Bürgermeister uns spreche mit ihm. Einfach darüber reden, was Sache ist und

vielleicht erfahren warum das so ist oder warum es nicht so ist.« (w, 60–69 J., KS Augsburg)

Die Äußerungen zu Demokratie und Politikvertrauen in den ostdeutschen Be-

fragungsstandorten spiegeln dagegen (unabhängig von der Strukturstärke der

Region) häufiger Denkkonzepte, die das »Wir«/das Volk/das Unten und die Poli-

tik/»die da oben« voneinander entkoppelnundgegenüberstellen.Auchdiemögli-

cherweise damit zusammenhängende Affinität zur Idee der Basisdemokratie ist

eher unter ostdeutschen Befragten präsent.

»Die leben in ihrer eigenen Blase da oben, die können sich alles leisten, durch die hohen Gehäl-

ter. Die fahren mit großen Protzautos, dann brauchen sie uns nichts von der Umwelt erzählen.

Die Politiker sollten sich erst mal an die eigene Nase fassen, bevor sie was beschließen, was wir

dann ausbaden.« (m, 46 J., LK Salzlandkreis)

»Demokratie heißt, die Stimme des Volkes zu hören, Basisdemokratie. Es sollte mehr Volks-

entscheide geben, dass die Bürger bei Gesetzenmit entscheiden können.« (w, 65 J., LK Dahme-

Spreewald)





7. Zentrale Untersuchungsbefunde
des Deutschland-Monitors ’23

Der Deutschland-Monitor 2023 kommt auf der Basis der drei miteinander ver-

bundenenErhebungen–einer repräsentativenBevölkerungsbefragung, einer re-

gionalisierten Vertiefungsstudie in strukturschwachen und -starken Kreisen in

Ost- und Westdeutschland sowie Fokusgruppeninterviews – zu folgenden zen-

tralen Untersuchungsbefunden:

1. Im Rahmen des diesjährigen Schwerpunktthemas »Stadt und Land« wird das

verbreitete Vorurteil entkräftet, Städte seien per se bezüglich Infrastruktur

und Daseinsvorsorge gut ausgestattet und ländliche Räume unterversorgt.

Vielmehr sehen mit 65 Prozent fast 2/3 der Befragten des Deutschland-Mo-

nitors 2023 ihrenWohnort als einen attraktiven Ort zum Leben an – und dies

unabhängig von Ortsgröße, Siedlungs- undWirtschaftsstruktur oder Lage in

West- oderOstdeutschland.Weniger als 2 Prozent der Befragten sprechen ih-

remWohnort jegliche Anziehungskraft ab. Insbesondere 2 Punkte tragen da-

zu bei, dass Menschen ihren Wohnort als lebenswert ansehen: Das ist zum

einen ein wahrgenommener starker Zusammenhalt, der unter anderem auf

gegenseitigemVertrauen beruht.Und das ist zumanderen eine als vorteilhaft

eingeschätzte Güte des Standorts, die sich an der bisherigen und künftigen

Entwicklung desWohnorts sowie seiner wirtschaftlichen Situation bemisst.

2. Die allgemein positive Bewertung der Wohnorte in Stadt und Land erklärt

sich auch dadurch, dass die individuellen Vorlieben bei der Bewertung der

Qualität der Lebensbedingungen unterschiedlich sind.Erschwernisse des Le-

bens aufdemLande,zumBeispiel bezüglichMobilität undFreizeitgestaltung,

werden durchaus wahrgenommen. Doch solche Standortnachteile werden in

der persönlichen Güterabwägung häufig ausgeglichen durch eine hohe sozi-

alräumliche Lebensqualität, die sich unter anderemdurch eine ruhigeWohn-

lage,Weiträumigkeit und gute nachbarschaftliche Beziehungen auszeichnet.

3. Insgesamt zeigen die Monitor-Daten eine hohe Zufriedenheit mit der Ver-

fügbarkeit bzw. Erreichbarkeit in nahezu allen Bereichen der Infrastruktur.

Mit den Einkaufsmöglichkeiten, schnellem Internet, Pflegeleistungen, Kin-
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derbetreuungundhausärztlicherVersorgung sind jeweilsmindestens 60Pro-

zent der Befragten zufrieden. Allerdings ist jede(r) fünfte Befragte unzufrie-

den mit dem Angebot und der Erreichbarkeit der Daseinsvorsorge vor Ort.

Überdurchschnittlich häufig kritisiert werden die Erreichbarkeit von Fach-

ärztinnen und Fachärzten sowie im ländlichen Raum der öffentliche Perso-

nennahverkehr.Menschen in Kommunenmit guter sozioökonomischer Lage

sind im Schnitt mit der öffentlichen Infrastruktur deutlich zufriedener als in

Kommunenmit schlechterer ökonomischer Lage. Das zeigt die große Bedeu-

tung der kommunalen Finanzausstattung für die Daseinsvorsorge vor Ort.

Erkennbar ist zugleich ein Symptom sozialer Spaltung: Wer sich selbst oder

seine Region als benachteiligt wahrnimmt, bewertet auch die Standortgüte

desWohnorts, das heißt dessen Entwicklungsperspektiven und ökonomische

Situation schlechter.

4. Als stärkste Herausforderungen amWohnort – in der Stadt mehr als auf dem

Land – nennen 60 Prozent der Befragten denMangel an bezahlbaremWohn-

raum und 58 Prozent denMangel an Fachkräften, gefolgt vom zunehmenden

Gegensatz zwischen Arm und Reich (44 Prozent) sowie der Integration

von Menschen aus anderen Ländern (37 Prozent). Menschen in ländlichen

Regionen, insbesondere in Ostdeutschland und bei regional schlechterer

sozioökonomischer Ausgangslage, identifizieren die Abwanderung junger

Menschen und den Fachkräftemangel stärker als große Herausforderungen

für die zukünftige Entwicklung ihrer Region. Gesamtgesellschaftliche Pro-

blemlagen haben also große Auswirkungen für die persönliche Einschätzung

der Situation vor Ort. Urbane und ländliche Lebenswelten sind verflochten.

Spezifische Probleme der Städte (wie der Mangel an bezahlbarem Wohn-

raum) und der ländlichen Regionen (wie die Landflucht) sollten stärker

komplementär betrachtet werden.

5. Hinsichtlich der politischen und gesellschaftlichen Einstellungen und Stim-

mungslagen zeigt der Deutschland-Monitor 2023 ein gemischtes Bild: Die

grundsätzliche Unterstützung der Demokratie liegt deutschlandweit mit 97

Prozent auf einem sehr hohen Niveau. Hierbei ist der Ost-West-Unterschied

ausgesprochen gering. Nur eine kleine Minderheit von 2 Prozent äußert

grundsätzliche Gegnerschaft zur Demokratie.

6. Gleichzeitig ist ein bedeutender Anteil der Bevölkerung unzufrieden mit der

Praxis derDemokratie.Hier ergibt sich bei denAntworten ost- undwestdeut-

scher Befragter ein gegensätzliches Bild: Während Westdeutsche mit dem

Funktionieren der Demokratie mehrheitlich sehr oder eher zufrieden sind

(61 Prozent), äußern Ostdeutschemehrheitlich Unzufriedenheit (56 Prozent).

7. Zwischen beiden Graden der Zustimmung zur Idee der Demokratie und der

Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie liegt derWert der Ver-
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fassungszufriedenheit. Etwa ein Fünftel (22 Prozent) der Befragten ist unzu-

friedenmit der Verfassungsordnung des Grundgesetzes.Darunter sindmehr

Ostdeutsche (33 Prozent) als Westdeutsche (19 Prozent).

8. Die distanzierte Grundhaltung gegenüber der Politik spiegelt sich auch in

einem niedrigen Vertrauen in die Bundesregierung, in einer niedrigen Ein-

schätzung der Rückkopplungsbereitschaft der Politik (Responsivität) sowie

in den populistischen Einstellungen einer Minderheit wider. 38 Prozent der

Befragten vertrauen der Bundesregierung eher oder uneingeschränkt. Le-

diglich 14 Prozent sind der Auffassung, dass Politikerinnen und Politiker sich

um einen engen Kontakt zur Bevölkerung bemühen. Populistisch eingestellt

ist knapp ein Viertel (24 Prozent) der Befragten. Mehr als 3/4, also die über-

wiegende Mehrheit, sind dies indes nicht. In Ostdeutschland (32 Prozent)

liegt der Anteil knapp 10 Prozentpunkte höher als in Westdeutschland (23

Prozent).

9. Demokratiekritische Ausprägungen der politischen Kultur treten sämtlich in

Ostdeutschland stärker auf als in Westdeutschland. Diese Ost-West-Unter-

schiede erklären sich auch dadurch, dass Ostdeutsche verstärkt das Gefühl

haben, nicht den gerechten gesellschaftlichen Anteil zu bekommen. Auch be-

fürchten viele von ihnen, durch die gesellschaftliche Entwicklung auf die Ver-

liererseite des Lebens zu geraten.

10. Damit einhergehendhaben inOstdeutschlandmehrMenschendenEindruck,

dass sichdie Politik nicht aus reichend für ihreRegion interessiere und sich zu

wenig für deren wirtschaftliche Entwicklung einsetze. Abgehängt fühlen sich

mehr als doppelt so viele Ostdeutsche (19 Prozent) wie Westdeutsche (8 Pro-

zent). Dieses »Gefühl des Abgehängtseins« ist zudem in jenen ostdeutschen

und strukturschwachen Kreisen besonders stark verbreitet, die stärker von

Überalterung und Abwanderung betroffen sind. Es ist zudem eng mit popu-

listischen Einstellungen verbunden.

11. Bezüglich der Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat besteht der seit der Wie-

dervereinigung bestehende breite gesamtdeutsche Konsens weiter fort. 66

Prozent der Westdeutschen und 78 Prozent der Ostdeutschen äußern die

Auffassung, dass der Staat dafür verantwortlich sei, allgemeine Lebensrisi-

ken aufzufangen bzw. abzufedern. Nahezu einmütig sehen die Bürgerinnen

und Bürger in beiden Landesteilen den Staat in der Pflicht, leistungsfähige

Systeme sozialer Sicherung sowie preiswerten Wohnraum zu gewährleisten.

Wie ein Vergleich der Monitor-Daten mit einer früheren Studie zeigt, ist

innerhalb des vergangenen Jahrzehnts in Ost- wie Westdeutschland der Ruf

nach staatlicher Regulierung für nahezu alle abgefragten wirtschaftlichen

Herausforderungen und sozialen Risiken lauter geworden. Das betrifft die

Versorgung im Krankheitsfall, im Alter und bei Arbeitslosigkeit, ebenso die
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Förderung industriellen Wachstums und den Abbau von Einkommensunter-

schieden, ferner Lohn- und Preiskontrollen sowie eine Arbeitsplatzgarantie

»für jeden, der arbeitenwill«. Ost-West-Unterschiede bestehen bei der Nach-

frage dieser Staatshilfen zwar weiterhin, haben sich jedoch abgeschwächt.

12. Wie wirken sich die wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten in den ein-

zelnenRegionen und Landkreisen auf die gesellschaftspolitischen Einstellun-

gen der Menschen vor Ort aus? Die regionalisierte Vertiefungsbefragung in

Kreisen mit höherer und geringerer Prosperität zeigt, dass Lebensqualität,

Standortgüte und der soziale Zusammenhalt am Wohnort in prosperieren-

den Kreisen besser bewertet werden als in strukturschwachen Regionen. Das

gilt in Ost- und West-deutschland. Somit verläuft diese Trennlinie quer zur

Ost-West-Dichotomie. Die vor Ort gegebenen Struktur- und Lebensbedin-

gungenbeeinflussen sowohl,wie dieMenschen ihre Lebensqualität bewerten,

also auch ihre gesellschaftspolitischen Einstellungen.

13. Zwischen der persönlichen Einschätzung der Bedingungen am Wohnort ei-

nerseits und politischen Einstellungen andererseits bestehen deutliche Zu-

sammenhänge. Regionale Kontexte sind, sofern sie zur Lebenszufriedenheit

beitragen, eine wichtige Stütze für die allgemeine Legitimität des politisch-

administrativen Systems. Folglich sind sie auch eine Schlüsselgröße für die

Stabilität der Demokratie. Wer die Lebensqualität, die Standortgüte und die

sozialen Kontakte amWohnort schätzt, hat auch vom Funktionieren der De-

mokratie und von der Vertrauenswürdigkeit staatlicher Einrichtungen eine

gute Meinung. Und die gegenteilige Gleichung gilt ebenso.

14. Neben den Kontexteffekten zeigt sich erwartungsgemäß ein starker Einfluss

individueller Faktoren auf politische und gesellschaftliche Einstellungen. Zu

diesen Faktoren gehören neben dem Bildungsstand insbesondere die wahr

genommene eigenewirtschaftliche Situation sowie empfundene Benachteili-

gungen und Sorgen.Das Vertrauen in die Politik ist geringer,wennMenschen

das Gefühl haben, dass ihnen der gerechte gesellschaftliche Anteil vorenthal-

ten bleibt oder ihr gesellschaftlicher Status bedroht ist. Diese Gruppe neigt

auch eher zu populistischen und antidemokratischen Einstellungen.

15. Dass die persönlichen Bewertungen desWohnorts und politische Einstellun-

gen eng miteinander zusammenhängen, ist ein für die Politik in Bund, Land

und Kommunen bedenkenswerter Untersuchungsbefund. Um die demokra-

tischepolitischeKultur inDeutschlandkrisenfester zumachen,böte sichkon-

kret an, intensiver als das bisher schon geschieht, die Standortbedingungen

von strukturschwachen Wohnorten und ihrer näheren Umgebung gezielt zu

verbessern. Regionale Strukturpolitik sollte verstärkt weniger prosperieren-

de Regionen adressieren, also dort, wo das »Gefühl des Abgehängtseins« und

populistische Einstellungen am meisten verbreitet sind. Sie sollte insbeson-
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dere Anreize setzen für den Verbleib bzw. die Gewinnung junger Menschen.

Dafür könnte auch auf die vorhandene soziale Ressource einer weitverbreite-

ten Ortsverbundenheit und eines überwiegend positiv empfundenen gesell-

schaftlichen Zusammenhalts zurückgegriffen werden.





8. Debatte – Kommentare zu Konzeption,
Methodik und Befunden der Untersuchung
aus der Sicht vonWissenschaft,
Zivilgesellschaft und Politik

8.0 Vorbemerkung

Wie eingangs (siehe Abschnitt 1.1.) ausgeführt, soll der erstmals 2023 durchge-

führte und in den folgenden Jahren fortgesetzte Deutschland-Monitor politische

Aufklärung in mehrfacher Weise fördern. Seine Befunde dienen erstens der Po-

litikberatung in Zeiten wachsenden politischen Handlungsdrucks. Zweitens sol-

len sie Denkanstöße für den öffentlichen Diskurs über aktuelle Fragen zur Zu-

kunft der Demokratie, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Bilanz der

Wiedervereinigung geben. Vor dem Hintergrund einer andauernden Vielfach-

krise und in einem polarisierten Meinungsklima sollen empirisch fundierte Er-

kenntnisse, wie sie der Deutschland-Monitor anbietet, zur Versachlichung bei-

tragen.Drittens soll derDeutschland-Monitor fürdie sozialwissenschaftlichePo-

litik- und Sozialforschung inhaltlich undmethodisch innovative Impulse liefern.

Damit rückt insbesondere sein Forschungsansatz einer das gesamte Bundesge-

biet einbeziehendenRegionalisierungundKontextualisierungderBevölkerungs-

umfrage indenBlick.ZudemwirdderDatensatzderWissenschaft zurVerfügung

gestellt und steht entsprechend bereit für weitere wissenschaftliche Analysen.

Die Deutschland-Monitore 2023 bis 2025 sind bewusst als Pilotphase ange-

legt, um unterschiedliche Forschungsdesigns, Erhebungsmethoden und Frage-

inhalte zu erproben und die Vor- und Nachteile evidenzbasiert für das Gesamt-

vorhaben zu bewerten. Diese Befunde sollen die Grundlage für eine dauerhaf-

te Konzeption und Verstetigung des Deutschland-Monitors bilden. Vor diesem

Hintergrund ist es ein zentrales Anliegen des Forschungskonsortiums, nicht nur

die zentralenErgebnissederStudie, sondernauch ihreKonzeptionundMethodik

mit den unterschiedlichen Zielgruppen zu diskutieren und kritisch zu reflektie-

ren. Daher wurden Expertinnen und Experten aus den Sozial- und Geschichts-

wissenschaften, der Zivilgesellschaft sowie Politik und Verwaltung gebeten, das

theoretischeErklärungskonzeptunddie inhaltlicheKonzeption,diemethodische

VorgehensweisebeiErhebungundAuswertungderDaten sowiedieStringenzder
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auf dieser Basis präsentierten Befunde kritischer Betrachtung zu unterziehen.

Dazu haben wir zunächst zwei Veranstaltungen organisiert, um in eine mündli-

che Diskussion und einen offenen Austausch einzutreten: Zum einen haben wir

am 18. und 19. Januar 2024 eine wissenschaftliche Konferenz im Bundeskanz-

leramt durchgeführt. Zum anderen haben wir ein Forum zum Schwerpunktthe-

ma des Deutschland-Monitors 2023 »Stand und Land« am 22. Februar 2024 im

GovTechCampus zu Berlin veranstaltet, das sich an eine erweiterte Öffentlichkeit

richtete. Die Vortragenden haben ihre Beiträge auf Basis der Präsentationen und

Diskussionen auf diesen beiden Veranstaltungen ebenso wie auf Basis einer ers-

ten Fassung des Hauptberichts des Deutschland-Monitors 2023 (vgl. Kapitel 1–7)

verfasst82.

Im nachstehenden Teil »Debatte« dieses Buches sind insgesamt zwölf Kom-

mentare in der von den Verfasserinnen und Verfassern autorisierten schriftli-

chen Fassung abgedruckt. Im Abschnitt 8.1 sind zunächst in alphabetischer Rei-

henfolge die Beiträge der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler enthalten.

Simon T. Franzmann (Georg-August-Universität Göttingen) beleuchtet in seinem

Kommentar die innovativemethodischeAnlageundderenHerausforderungen in

Bezug auf das Mixed-Methods-Design und das rotierende Kreispanel. Zum an-

deren diskutiert er in Bezug auf den Fragekanon des Deutschland-Monitors die

verwendeten Items, u.a. die Messung von Responsivität. Tom Mannewitz (Hoch-

schule des Bundes für öffentliche Verwaltung) prognostiziert, dass die Studie zu

einem »zentralen Anlaufpunkt für all jene entwickeln [wird], die sich für das ge-

sellschaftliche Klima in Deutschland interessieren«. Er schlägt davon ausgehend

eine detailliertere Untersuchung der Einstellungen zur Demokratie, zu der Hal-

tung zu Systemalternativen und Extremismus vor, die in zukünftigen Schwer-

punkten aufgegriffen werden könnten.Theres Matthieß (Georg-August-Universi-

tät Göttingen) diskutiert die differenzierten Befunde zu »Ost« und »West«: Wäh-

rend die Unterschiede in einigen Bereichen weniger relevant sind als gemeinhin

angenommen und stattdessen stärkere Unterschiede zwischen strukturschwa-

chen und -starken Regionen bestehen, »fallen einige ernstzunehmende Unter-

schiede zwischen Ost und West auf, etwa in Bezug auf die Wiedervereinigungs-

bilanz und das »Gefühl des Abgehängtseins««. Vor diesem Hintergrund schlägt

sie eine stärkere Fokussierung auf die Bedeutung von Identitäten wie einer »Ost-

Identität« als Erklärungsfaktor vor. Christina Morina (Universität Bielefeld) plä-

diert für eine tiefergehende Analyse des Demokratieverständnisses in der Bevöl-

kerung. So sollte in weiteren Deutschland-Monitoren genauer untersucht wer-

82 Einige Kritikpunkte der Teilnehmenden der beiden Veranstaltungen, die sich in den folgenden Kom-

mentarenwiederfinden,wurden bei der finalen Fassung des Deutschland-Monitors 2023 (vgl. etwa Ab-

schnitt 4.1) bereits berücksichtigt.
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den, »wasMenschenunterDemokratie verstehen,was demokratischePolitik und

ein demokratisches Miteinander für sie ausmacht, wie sie sich ihre eigene Rolle

in einem demokratischen System vorstellen«.

SusannePickel (Universität Duisburg-Essen) betont in ihren Ausführungen die

BedeutungderMigration,die in zukünftigenDeutschland-Monitorenangesichts

gegenwärtiger und grundsätzlicher Debatten in Deutschland einen stärkeren

Stellenwert erhalten sollte. Zudem regt sie an, neben den besonders struktur-

schwachen und strukturstarken Kreisen in der regionalen Vertiefungsstudie

auch durchschnittliche Kreise zu integrieren, umdie Ursachen von Einstellungs-

unterschieden besser bestimmen zu können. Nils Teichler (Universität Bremen)

hebt das rollierende Kreispanel als »ein wertvolles Alleinstellungsmerkmal (…) in

der sozialwissenschaftlichen Survey-Landschaft« hervor. Er diskutiert, ob eine

Verlängerung des Erhebungszyklus sinnvoll wäre, um Dynamiken regionaler

Prosperität und deren Effekte auf Einstellungen besser erfassen zu können. Er

schlägt zudem vor, zukünftig stärker mit dem Forschungszentrum Gesellschaft-

licher Zusammenhalt und weiteren Forschungseinrichtungen zu kooperieren,

um Synergien zu nutzen. Eva-Maria Trüdinger (Universität Stuttgart) hält die in

der Pilotphase vorgesehene Verwendung unterschiedlicher Erhebungsmethoden

für sehr sinnvoll. Zudem entwickelt sie Vorschläge für zukünftige Schwerpunkt-

themen, u.a. zu der Frage, wie die wahrgenommenen Gerechtigkeitslücken und

Statusängste aus Sicht der Befragten abgebaut werden könnten. Kerstin Völkl

(Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg) diskutiert ausführlich die Vortei-

le des verwendeten Mixed-Methods-Design aus quantitativen und qualitativen

Methoden. Gleichzeitig schlägt sie vor, statt des für den Deutschland-Monitor

2023 eingesetzten parallelen zukünftig sequenzielle Mixed-Methods-Design zu

nutzen.

In Abschnitt 8.2 folgen die Kommentare der Vortragenden aus Zivilgesell-

schaft und Politik. Cathleen Bochmann (Aktion Zivilcourage e.V., Pirna) hebt den

hohen Wert empirischer Daten für die Zivilgesellschaft hervor, da sie »wertvolle

Anhaltspunkte für die Entwicklung zielgerichteter Strategien« bieten. So zeige

dieniedrigeResponsivitätswahrnehmung inderBevölkerung,dassDialogforma-

te für den Austausch zwischen Politik und Bevölkerung, Beteiligungsverfahren

sowie die Förderung kommunalpolitischen Engagements wichtige Maßnahmen

zur Stärkung der Demokratie seien.

Juliane Stückrad (Volkskundliche Beratungsstelle für Thüringen) verbindet

die Analysen des Deutschland-Monitors zum Schwerpunktthema »Stadt und

Land« mit ihren eigenen ethnographischen Untersuchungen zu den Folgen von

Arbeitslosigkeit, demografischen Schrumpfungsprozessen und Verlust von In-

frastruktur in den ländlichenRegionen. Sie plädiert dafür, die Leistungsfähigkeit

der Kommunen zu stärken. Stephan Meyer betont als Landrat des Landkreises



228 Debatte

Görlitz ebenfalls die Bedeutung der kommunalen Ebene. Ausgehend von den

konkreten Maßnahmen vor Ort sieht er in Übereinstimmung mit den Ergeb-

nissen des Schwerpunktthemas eine engere Vernetzung urbaner und ländlicher

Lebenswelten für zentral an und betont die Bedeutung regionaler Strukturpoli-

tik. Zielsetzung undRelevanz desDeutschland-Monitors für die politische Praxis

diskutieren Michael Miebach und Christiane Scholz (Arbeitsstab des Beauftragten

der Bundesregierung für Ostdeutschland). Wichtig sei, dass der Deutschland-

Monitor nicht zu einer weiteren Spaltung zwischen Ost und West beitrage,

sondern auch Verbindendes zwischen vergleichbaren Regionen im Osten und

Westen Deutschlands herausarbeite. Zentrales Ziel des Deutschland-Monitors

sei es, »Impulse für die Debatte über aktuelle Fragen, die Bilanz der Wiederver-

einigung und die Zukunft unserer Demokratie zu geben und Orientierung für

politisches Handeln zu stiften.

Allen oben Genannten ist das Team des Deutschland-Monitors für ihre Mü-

he und zahlreiche konstruktive Anregungen zu großemDank verpflichtet. Einige

Hinweise haben in die hier vorliegendeBuchpublikation nochEingang gefunden;

weitere Hinweise werden in den künftigen Deutschland-Monitoren aufgegriffen

und umgesetzt werden.

8.1 Kommentare aus derWissenschaft83

Simon T. Franzmann

Der Deutschlandmonitor liefert interessante Erkenntnisse zu den politischen

Verhältnissen in Deutschland und nimmt als Schwerpunktthema insbesondere

das Stadt-Land-Verhältnis in den Blick. Das Ergebnis, dass die strukturellen

Konfliktdynamiken in Ost undWest ähnlich sind, ist politisch wie wissenschaft-

lich bemerkenswert. Der Fokus auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse

berücksichtigt den grundgesetzlichen Auftrag und birgt hohes Potential für

eine eigenständige Erhebung. Die Studie profitiert sehr von den Erfahrungen

des Thüringen-Monitors und des früheren Sachsen-Anhalt Monitors sowie der

methodischen Expertise der GESIS. Der Deutschlandmonitor hat damit das

Potential, in gesellschaftspolitisch herausfordernden Zeiten Öffentlichkeit und

Politik zu informieren. Die Übernahme des Sozialitätsindex (SIX) sowie die

Items zum Gefühl des Abgehängtseins gefallen mir sehr gut. Der Fragebogen

83 In den Kommentaren genannte Seitenverweise beziehen sich auf Seitenangaben einer ersten Arbeits-

fassung des Berichts.



Debatte 229

ist gut angelegt. Für solche Studien gilt stets, dass die Ambitionen groß sind,

aber das Budget begrenzt. Entsprechend orientiere ich meine Kommentare am

Machbaren.Hohes Potential sehe ich darin, die Studie als eineUntersuchung zur

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu etablieren.

Forschungsdesign: Das rollierende Kreispaneldesgin erscheint überzeugend,

ebenso wie grundsätzliche Stichprobenziehung und Stichprobengröße. Die

Verbindung von klassisch-quantitativer Umfrageforschung und qualitativen

Ansätzen birgt ein hohes Potential, um durch intelligente Vernetzung beider

Erhebungsmethoden entweder Kausalmechanismen aufzuspüren oder Befunde

abzusichern. Im aktuellen Deutschlandmonitor erfolgt eine parallele Erhebung.

Auch in der Darstellung der Ergebnisse stehen beide Ergebnisse nebeneinander.

Das Potential der parallelen Erhebung – in 2023 sicherlich der kurzen Vorberei-

tungszeit geschuldet–hätte durch eine integrierteDarstellung der quantitativen

wie qualitativen Ergebnisse in der Darstellung besser genutzt werden können.

So stehen die Ergebnisse beider Erhebungsformen unverbunden nebeneinander.

GeradezurAnalysedesVerhältnissesStadt-Landhätte sicheinvernetztesFor-

schungsdesign angeboten. Ausgehend von regionalen Mustern z.B. des unter-

schiedlichen Demokratierückhalts hätten Regionen identifiziert werden können

und mittels der Fokusgruppen die dortigen Narrative und Deutungsmuster er-

gänzend erhoben werden können. Es bietet sich grundsätzlich an, vom jeweili-

gen Schwerpunktthema aus mit dieser Art vernetztem Forschungsdesign Hypo-

thesentests zubetreibenoderKausalprozessenhinterden räumlichenKorrelatio-

nennachzuspüren.Dabei könnten auch andere qualitativeVerfahrenwie teilneh-

mende Beobachtung und leitfadengestützte Interviews eingesetzt werden. Vor

allem bei den Stadt-Land-Dynamiken bietet es sich an, gegebenenfalls Lokalpo-

litiker*innen zu interviewen.

Mit Fokusgruppen zu beginnen kann sich anbieten,umz.B. imRahmen einen

größeren Oberthemas ein konkretes Schwerpunktthema zu identifizieren. Auch

können in begrenztemUmfang Ideen zur Item-Entwicklung aus den Fokusgrup-

pen-Diskussionen entstehen. In beiden Fällen sollte die Fokusgruppenerhebung

imHinterkopf haben, dass ein Fragebogen entwickelt werdenmuss. Erfahrungs-

gemäß können Fokusgruppen nur einzelne Items inspirieren.

Die größte Herausforderung bei der Verbindung qualitativer und quantitati-

ver Vorgehensweisen ist in der Regel keine des Forschungsdesigns, sondern der

Vorsatz,unterschiedlicheMenschenmit ihrenFähigkeiten,wissenschaftstheore-

tischen Überzeugungen und Anliegen zusammenzubringen. Sofern eine vertief-

te Zusammenarbeit der qualitativen und quantitativen Erhebungsgruppen ge-

wünscht wird, solltenMittel für eine Supervision eingeplant werden, da hier un-

terschiedliche Rollenverständnisse aufeinanderprallen.
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Erhebung Verhältnis Stadt-Land: Die Anwendung der diversen Thünen-Indika-

toren und ähnlicher Typenbildungen kann grundsätzlich als gelungen angese-

hen werden. Allerdings hätte ich mir eine weitere Differenzierung gewünscht:

Es macht einen Unterschied, ob ein ländlicher Kreis in direkter Umgebung einer

Großstadt oder in einer peripheren Region liegt. Ohnehin wird zwischen Stadt-

Land einerseits und Zentrum-Peripherie andererseits nicht hinreichend unter-

schieden. In Fußnote 30 des Berichts wird die entsprechende Literatur genannt.

Mit den aus demThüringen-Monitor übernommenen Items zumGefühl des »Ab-

gehängtseins« wird dieser Aspekt zumindest teilweise erhoben. Was außerdem

fehlt, ist eine Betrachtung der Unterschiede der Dienstleistungszentren und al-

ten Industriestandorte.

Dynamiken vor Ort: Ein Industriestandort mit heute starkem Logistikanteil ist

zufällig im rollierenden Kreispanel, nämlich Duisburg. Die isolierte Auswahl ei-

nes Ortes, selbst wenn er vertieft untersucht wird, gibt nur ein unvollständiges

Bild davon, wie die Konflikte zwischen den Orten mit ungleichen Lebensbedin-

gungen aussehen. Es wäre interessant Ort auszuwählen, bei denen hohe Unter-

schiede z.B. sozio-ökonomischer Art oder imMigrationsanteil auftreten, und zu

erkunden,was dasmit denMenschenmacht. Die Kreise wurden durchaus nach-

vollziehbar ausgewählt, allerdings als isolierte Einheiten. Interessantwäre es, ge-

zielt Regionen zu identifizieren, in denen ungleiche Lebensbedingungen aufein-

anderprallen.

Demokratie: In Anbetracht der wenigen zur Verfügung stehenden Items in ei-

nem Fragebogen ist dort aus meiner Sicht eine gute Auswahl getroffen worden.

Die Zustimmung zur Idee der Demokratie ist stets sehr hoch.Hier könnte es sich

anbieten, in Ergänzung konkreter zu fragen, z.B. ob Parteien als notwendig für

die Demokratie angesehen werden (vgl. die Parteimitgliederstudie PAMIS), ob

die Opposition als notwendig erachtet wird (siehe ALLBUS), oder ob das Recht

MinderheitenauchgegeneineMehrheitsentscheidung schützendarf. ImNieder-

sächsischen Demokratiemonitor (NDM) 2021 und 2023 wird mit den ersten bei-

den Items gearbeitet. Das dritte Item wäre eine sinnvolle Ergänzung, weil so ein

wesentliches Element der liberalen Demokratieidee niedrigschwellig abgefragt

würde. Bei einemDemokratieschwerpunkt könnten wie bei dem Projekt Varieties

ofDemocracies z.B. partizipative und deliberativeDemokratieaspektemit erhoben

werden.Wichtig erscheintmir vor allemeineErhebungmehrheits- und verhand-

lungsdemokratischerOrientierungs-Varianten,z.B. »Inder Politik sollte stets die

einfacheMehrheitsentscheidung gelten« versus »Bei politischenEntscheidungen

solltenmöglichst viele Stimmen undMinderheiten berücksichtigt werden«.Dies

deshalb,weil in der Bildung vonMehrheiten die absehbar größte praktischeHer-

ausforderung für die Demokratie in Deutschland besteht.
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Item-Batterien zu Demokratie können natürlich unendlich weit gefasst wer-

den. Wie eingangs schon angemerkt, steht großen Ambitionen ein begrenztes

Budget entgehen. Neben den drei sehr konkreten, im vorhergehenden Abschnitt

vorgeschlagenen Items könnte es sich lohnen, drei offene Fragen hinzuzufügen:

(1) Was verbinden Sie vor allemmit Demokratie? – (2) Was bedeutet für Sie Frei-

heit? – (3) Was bedeutet für Sie Gleichheit? (Im Niedersächsischen Demokratie-

monitor 2019 wurden ähnliche Fragen gestellt). Das könnte bei der quantitativen

Erhebung insbesondere dann hinreichend sein, wenn zudemmit Fokusgruppen

die kollektiven Deutungsmuster erhoben werden.

MessungResponsivität undPopulismus: Für Responsivität wird lediglich ein Item

herangezogen. Tatsächlich beschreibt die Rückbindung des Handelns der Regie-

renden an die Wünsche der Regierten ein deutlich komplexeres Phänomen. Im

Bericht wird z.B. das Thema Populismus im entsprechenden Kapitel vergleichs-

weiseumfangreichdiskutiert.Die beidenKapitel hätten ausmeiner Sicht zusam-

mengeführtwerden können.Auf Seite 128 steht: »Wer unzufrieden ist, sagt auch,

dass keine Responsivität vorliegt«. Das könnte natürlich auch der Grund für die

Unzufriedenheit sein.

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse: Der Deutschlandmonitor ist beim Ost-

beauftragten angesiedelt. Entsprechend dem politischen Auftrag ergibt sich

hiermit auch ein wissenschaftlich sehr wichtiger Auftrag: die Erhebung der

Wahrnehmung der Gleichwertigkeit. Einen Schwerpunkt auf die Untersuchung

der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu setzen, umfasst aus meiner

Sicht auch die Frage nach dem Demokratieverständnis. Trotzdem lohnt es sich

meines Erachtens, perspektivisch eine eigene Fragenbatterie plus eine offene

Frage »Was verstehen Sie unter Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse der

Lebensverhältnisse?« zu etablieren.

Links-Rechts-Einstufung:Wie in fast allen Studien verorten sich überproportio-

nal vieleMenschen inderMitteundzudemtendenziell eher links.Allerdingskann

nicht ausgeschlossen werden, dass Menschen, die sich sozialstrukturell als der

Mitte zugehörig betrachten, teilweise ausländerfeindliche oder ähnliche Positio-

nen vertreten, sich nicht rechts einordnen, sondern sich auch politisch als Mit-

te bezeichnen. Abhilfe könnte wie im NDM 2023 eine Abfrage der Gleichheits-

ausrichtung oder – besser – eine Vignette, wie z.B. die Einstufung von Donald

Trump, sein, ähnlich wie es das »Team Populism« in seinem Survey gemacht hat,

oder zuletzt Chapel Hill Expert Survey/CHES.

Korrelation und Kausalität: An einigen Stellen fällt, dass immer wieder sich in

den Text Quasi-Interpretationen schleichen, wo aber tatsächlich nur Korrelatio-

nen vorliegen. Dies sollte auch deutlich gemacht werden. Ein Beispiel wäre auf

den Seiten 105 bis 110 das Paradox von Wohnort und Gerechtigkeitsempfinden,

dass die Bessergestellten ebenfalls Ungerechtigkeiten spüren. Ichwürde dieThe-
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se entgegenhalten, dass viele Menschen auch nicht übermäßig bevorzugt sein

wollen.

Darstellung:Die Einleitung der Kurzbefunde empfinde ich gegenüber der Öf-

fentlichkeit als problematisch: »Im Rahmen des diesjährigen Schwerpunktthe-

mas »Stadt und Land« wird das verbreitete Vorurteil entkräftet, Städte seien per

se bezüglich Infrastruktur und Daseinsvorsorge gut ausgestattet und ländliche

Räumeunterversorgt.« (S. 19).Direkt denLeser*innendieEntkräftung einesVor-

urteils an den Kopf zu knallen,wo doch tatsächlich in dünn besiedelten Regionen

»Zweifel an der Leistungsfähigkeit des demokratischen Systems« (S. 148) existie-

ren, halte ich für ganz unglücklich. Gelungener fände ich einen Einstieg wie: »Es

gibt mehr Gemeinsamkeiten als Trennendes zwischen Stadt und Land. Pauscha-

le Urteile sind schwierig. Die empfundene Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nis ist recht hoch. Dennoch gibt es in dünn besiedelten Regionen, ebenso wie in

wirtschaftlich schwachen Regionen, eher Zweifel an der Leistungsfähigkeit des

demokratischen Systems«.

Künftige Publikationsform:Die Balance zwischenWissenschaft und Öffentlich-

keit zu finden ist eine große Herausforderung. Der Langbericht ist im Stil varia-

bel und sehr gut lesbar geschrieben: mal launig, mal auf Wissenschaft gemünzt,

mal bietet er Interpretationen an. Der Langbericht sollte dem kritisch-wissen-

schaftlichen Blick standhalten. Begleitend könnten z.B. drei kürzere, ca. 10seiti-

ge Beiträge als Blog undKurzpaper für dieÖffentlichkeit interessante Ergebnisse

zusammenfassen, um den Langbericht ein wenig zu entlasten.

Fazit: Der Deutschlandmonitor liefert schon in seiner ersten Fassung einen

interessanten Einblick in regionale gesellschaftliche Konflikt- und Einstellungs-

muster.Mittel- und langfristig sehe ich ein hohes Potential dafür,mit eigenstän-

digen Items zurWahrnehmung der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen im

RahmeneinesMixed-Method-Designsnichtnur seinenpolitischenAuftragzuer-

füllen, sondern auch einen wesentlichen Beitrag zur Grundlagenforschung der

europäischen empirischen Demokratieforschung zu leisten.

TomMannewitz

Der Deutschland-Monitor als »eine jährlich wiederholte, regional differenzier-

te und konsekutiv im zeitlichen Längsschnitt vergleichend angelegte Untersu-

chung,mit der die Beständigkeit und die Veränderungen von politischen und ge-

sellschaftlichen Stimmungslagen und Einstellungen der Bürgerinnen und Bür-

ger in Ost und Westdeutschland empirisch erhoben und wissenschaftlich ana-

lysiert werden« (S. 26), hat aufgrund seiner Breite (Themen, Grundgesamtheit),

Tiefe (jährlicher Fokus) und prominenten Platzierung (Ostbeauftragter der Bun-
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desregierung) eine besondere Stellung in derWissenschaftslandschaft allgemein

und in der Umfrageforschung im Besonderen.

Die inhaltlich (Schwerpunktthemen) und methodisch innovative Studie (Be-

richt wie Daten) dürfte sich zu einem zentralen Anlaufpunkt für all jene entwi-

ckeln, die sich für das gesellschaftliche Klima in Deutschland interessieren. Vor

diesemHintergrundwären folgende Aspekte diskussionswürdig, die die aktuelle

Version des Deutschland-Monitors wie Nachfolgestudien bereichern könnten.

Institutionenvertrauen: In der aktuellen Studie wird das Vertrauen in zentrale

politische Institutionen erfragt (Bundes- und Landesregierung, Bürgermeister,

Bundesverfassungsgericht). Dabei fällt eine Lücke auf: Die Legislative als zentra-

le, weil gesetzgebende Gewalt ist derzeit nicht Bestandteil des Fragebogens. Ei-

ne Ergänzung wäre vor demHintergrund der Möglichkeit, heterogene Verschie-

bungen im Einstellungshaushalt der Gesellschaft zu ermitteln, wünschenswert.

Auch für die deutsche Parteiendemokratie zentrale Parteien sowie Sicherheits-

institutionen (z.B. Polizei, Bundeswehr, Nachrichtendienste) wären als Vertrau-

ensadressaten in Betracht zu ziehen.

Einstellungen zur Demokratie: Die Einstellungen zur Demokratie werden auf

drei Dimensionen abgefragt: als Ideal politischer Herrschaft, als Verfassungs-

modell und als Performanz. Dieser Dreiklang hat sich im Großen und Ganzen

in der Einstellungsforschung bewährt und sollte aus Gründen der Vergleichbar-

keit mit anderen Umfragestudien (Deutschland und international) beibehalten,

aber ergänzt werden. Gerade die Frage nach der Demokratie als Ideal, die eine

Zustimmung von 98 Prozent erzielte, suggeriert, hier könne es sich um ein

»Lippenbekenntnis« zur Demokratie handeln, mithin um ein Artefakt sozia-

ler Erwünschtheit oder gar eine Projektionsfläche der Befragten. Vor diesem

Hintergrund wären Ergänzungen wünschenswert, die detaillierter über die de-

mokratiebezogenenDispositionen derGesellschaft aufklären.Dieswäremöglich

über folgendeWege:

1. Zustimmung zu einzelnen Elementen konstitutioneller Demokratie

Würde nach der Haltung zu den einzelnen (in der Summe aber erschöpfenden)

Elementen konstitutioneller Demokratie gefragt, die neben dem Demokratie-

prinzip etwa auch die horizontale Gewaltenkontrolle, die Rechtsstaatlichkeit,

Grund- und Menschenrechte sowie politische Partizipationsrechte umfasst,

ergäbe sich womöglich ein vielschichtigeres und realistischeres Bild über das

Verhältnis der Gesellschaft zur Demokratie als Ideal. Ein möglicher Weg dahin

führte über Items, die die Befragten vor Trade-off-Szenarien, also Zielkonflikte
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abwägende Entscheidungen stellen, wie sie etwa von Matthieß/Regel84 oder

Graham/Svolik85 formuliert wurden.

2. Haltung zu Systemalternativen

Alternativ bzw. ergänzend ließe sich fragen nach der Haltung zu Systemalter-

nativen, wie sie etwa vom Demokratiebericht NRW vorgenommen wurden.86 So

geriete man vermutlich zu einer realistischeren Einschätzung desjenigen gesell-

schaftlichen Potentials, das zumindest bereit wäre, die konstitutionelle Demo-

kratie zurDisposition zu stellen, und so zu einemwirklichkeitsnäherenEindruck

von der Stabilität der hiesigenDemokratie.Die Zustimmung zu folgenden Items

wurde im Demokratiebericht NRW erfragt:

– »Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen eine Diktatur die

bessere Staatsform.«

– »Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die Volks-

gemeinschaft insgesamt verkörpert.«

– »Wir sollten einenFührerhaben,derDeutschlandzumWohle allermit starker

Hand regiert.«

Der Itemkatalogwäremöglicherweise zu variieren–die dritte Aussage lässt nicht

zwangsläufig auf die Präferenz für eineDiktatur schließen.Andere Items,die um

denPassus »…und sichnicht umParlamentundWahlenkümmernmuss« ergänzt

sind, behöben dieses Problem. Zudem sollte die Präferenz für eine – demokra-

tisch nicht legitimierte – Expertenherrschaft (»Ein Expertengremium, kein ge-

wähltes Kabinett, soll die Geschicke des Landes leiten.«) aufgenommen werden,

um ein umfassenderes Bild von antidemokratischen Haltungen zu erhalten. Al-

ternativ zu Einzelabfragen einzelner Items ließen sich die Einstellungen auch in

von den Befragten zu erstellenden Präferenz-Rankings erfassen.

3. Offene Fragen zur Demokratie

Im Rahmen eines Schwerpunktthemas (in Fokus-Gruppen etwa) oder auch inte-

griert in die Standard-Befragung wären überdies offene oder halboffene Fragen

84TheresMatthieß/Sven Regel,Wollen wir uns streiten? Zur Legitimität von Konflikt und Kooperation im

Parlament, in: Kneip, Sascha; Wolfgang Merkel, and Bernhard Weßels (Hrsg.), Legitimitätsprobleme.

Zur Lage der Demokratie in Deutschland,Wiesbaden 2020, S. 99–123.

85 MatthewH.Graham/Milan Svolik, Democracy in America? Partisanship, Polarization, and the Robust-

ness of Support for Democracy in the United States, in: American Political Science Review (2020) 114,

S. 392–409.

86 Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), 2. Demokratiebericht. Politische

und demokratische Lebenswelten der nordrhein-westfälischen Bevölkerung in 2023, Düsseldorf 2023,

S. 69.
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nach wünschenswerten Alternativen, Ergänzungen und Reformen der bestehen-

den Demokratie möglich, um einerseits so der Stabilität der Demokratie in der

politischen Kultur und andererseits gewünschtem Änderungsbedarf an der In-

stitutionenarchitektur auf den Grund zu gehen. Damit ließe sich die heterogene

und anhaltende öffentlicheDebatte über Anpassungsbedarfe (etwa: »mehr direk-

te Demokratie«) auf ein empirisch breiteres Fundament stellen.

Extremismus: Dass im Deutschland-Monitor nach dem gesellschaftlichen Ex-

tremismuspotential gefragtwird, ist überaus begrüßenswert.EineReihe von bis-

herigen Studien – auch der Deutschland-Monitor – krankt jedoch an problema-

tischen Items:

– DieFragenach »Revolution stattweitererReformen«übersieht jenePersonen,

diekeinenSystembruch–dasmeintRevolution–,sonderneinensukzessiven,

aber dennoch fundamentalen Systemwandel wollen.

– Die Frage nach der »Abschaffung des Staates« adressiert womöglich nicht

hauptsächlich jene, die den aktuellen Staat in der bestehenden Form nicht

wollen, sondern jene, die aus prinzipiellen Gründen einen großflächigen, auf

Repräsentation gebauten Territorialstaat ablehnen (aktuell virulent etwa in

den Spektren der Reichsbürger/Selbstverwalter, »Delegitmierer«, Anarcho-

kapitalisten).

– Die Frage nach der »Gewalt als Instrument der Konfliktlösung« erfasst zwar

in der Tat ein extremistisches Einstellungspotential, dieses beinhaltet aber

mehr als eine gewaltvolle gesellschaftlicheKonfliktbearbeitung.Kurzum:Wer

Gewalt als Instrument politischer Konfliktlösung akzeptiert, kann kaum als

Demokrat/-in bezeichnet werden, aber nicht jeder Antidemokrat befürwor-

tet Gewalt.

– Die Frage nach der »Diktatur als alternative Staatsform« wiederum könnte

(zumindest in Teilen der Bevölkerung) von sozialer Erwünschtheit betroffen

sein. Selbst Rechtsextremisten proklamieren den Begriff kaum noch für sich,

stattdessen dominiert das Bild einer »wahren Demokratie«, weil diese dem

Willen »des« Volkes Rechnung trage (ohne etwa die Kontrolle durch Gerichte

oder eine Opposition).

Obige Ergänzungen zur Demokratiehaltung der Gesellschaft, die Positionen zu

konkreten Elementen konstitutioneller Demokratie in den Mittelpunkt rücken,

böten eine Alternative zu den kritisierten Items. Fraglich wäre dann aber, ob der

Begriff des »Extremismus« noch angebracht wäre oder nicht viel eher differen-

ziertere Labels zum Tragen kommen sollten (etwa »Demokratievorbehalte« oder

»bedingte Demokratiezustimmung«).

Ohnehin wäre anzuraten, in diesem Kapitel Vorsicht bei den Begriffen wal-

ten zu lassen: Die Unterscheidung zwischen »systemkritischem« und »system-
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feindlichem«Extremismus etwawird nicht ersichtlich–braucht es die Attribute?

Zudem käme die Studie ohne Weiteres ohne den Verweis auf das Bundesverfas-

sungsschutzgesetz aus, das übrigens gar nichtmit demExtremismusbegriff ope-

riert (Die Behördenwie das BMI tun es hingegen sehr wohl). Andererseits werten

die Behördendie Bekämpfungder »Sicherheit des Bundes« bzw.die »Beeinträch-

tigung der Verfassungsorgane« gar nicht als Extremismus. Der Terminus ist für

die Bekämpfung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung reserviert.

Schwerpunktthemen: Viele der angeregten Ergänzungen dürften in gewissem

Konflikt mit der Notwendigkeit eines »sparsamen« Fragebogens stehen. Darum

wäre es der Überlegung wert, sie etwa nur in einer Vertiefung des Deutschland-

Monitors aufzunehmen. Das gilt insbesondere für die Haltungen zur Demokra-

tie. Daneben gäbe es – als Anregung – weitere Themen, die sich aufgrund ihrer

aktuellen wie abzusehenden gesellschaftlichen Relevanz für eine tiefergehende

Auseinandersetzung eignen würden. Dazu ließe sich das Thema »Große/Ökolo-

gische Transformation« zählen.Die Bedeutsamkeit desThemas in den Augen der

Gesellschaft sowie ihre je individuellen Forderungen, Hoffnungen, Ängste und

Visionen sind noch untererforscht.

Ähnliches gilt für das Thema Migration und Zugehörigkeit. Dazu wäre nicht

allein eine tiefergehende (komparative) Auswertung der Einstellungen der Men-

schen mit Migrationshintergrund vonnöten, die in den meisten Befragungen

unterrepräsentiert sind und über deren Einstellungshaushalt vergleichsweise

(!) wenig bekannt ist, sondern auch die intensivere Befassung damit, wie die

verschiedenen Teilöffentlichkeiten und sozialen Gruppen (etwa: Stadt/Land,

Ost/West, Menschen mit/ohne Migrationshintergrund, diverse Migrationshin-

tergründe) die folgenden Aspekte sehen: Wer gehört zur Gesellschaft aktuell

dazu, wer wird ausgegrenzt? Wer sollte aus ihrer Sicht zur Gesellschaft gehören,

wer nicht?

Theres Matthieß

Der auf eine Empfehlung der Kommission »30 Jahre Friedliche Revolution und

Deutsche Einheit« zurückgehende Deutschland-Monitor, der sich zunächst

in einer auf drei Jahre angelegten Testphase befindet und von einem For-

schungskonsortium bestehend aus dem Zentrum für Sozialforschung Halle,

der Friedrich-Schiller-Universität Jena und dem GESIS Leibnitz-Institut für

Sozialwissenschaften realisiert wurde, ist ein sowohl gesellschaftspolitisch als

auch wissenschaftlich relevantes Projekt. Das Forschungsteam hat eine beein-

druckende Arbeit bei der Konstruktion des anspruchsvollen Designs und der

Umsetzung des Projekts geleistet. Die Ergebnisse bestätigen zum Teil bisherige
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Befunde, bringen aber auch neue Einblicke, die für das Verstehen gesellschaft-

licher Dynamiken und besonderer Herausforderungen des Zusammenlebens in

Deutschland essenziell sind.

Hinsichtlich der generellen Zielstellung des Deutschland-Monitors ist im Be-

richt zu lesen, dass dieser darauf abziele, »Erkenntnisse zu gewinnen, die dazu

beitragen können, die Unterstützung der Demokratie und den gesellschaftlichen

Zusammenhalt in Deutschland zu stärken.« (S. 27) Im besonderen Fokus stehen

dabei differenzierte Betrachtungen auf der regionalen Ebene, u.a. die Unter-

scheidung nach Ost/West, nach Stadt/Land und strukturschwachen/-starken

Regionen. Der Deutschland-Monitor zeichnet sich dadurch aus, dass er über

politische Einstellungsfragen hinaus vielfältige Aspekte des Zusammenlebens

in den Blick nimmt, besonders auch die Frage nach der Gleichwertigkeit von

Lebensverhältnissen. Der zentrale Anspruch, die Unterstützung der Demo-

kratie und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken, ruft allerdings

nach einer stärkeren Konzeptualisierung (und auch Operationalisierung) des

Demokratiebegriffs. Was ist ein »guter«, was ein besorgniserregender Zustand

der Demokratie in Deutschland? Ein gewisser Grad an Vertrauen in politische

Akteure ist zwar notwendig, aber der Bericht verweist an einigen (wenigen)

Stellen berechtigterweise darauf, dass eine »kritische Wachsamkeit gegenüber

diesen Einrichtungen [staatlichen und kommunalen Institutionen] demokra-

tietheoretisch wünschenswert« sei (S. 130). Es braucht eine differenziertere

Konzeptualisierung des Demokratiebegriffs – und auch erweiterte Messung –,

um belastbare Aussagen über das Demokratieverständnis in der Bevölkerung

und die Folgen für das gesellschaftliche Zusammenleben leisten zu können.

Das Forschungsdesign ist insgesamt methodisch überzeugend. Überlegens-

wert ist, die Fokusgruppen vor den standardisierten Umfragen durchzuführen.

Erkenntnisse aus diesen Gesprächen könnten dazu genutzt werden, den Frage-

bogen weiterzuentwickeln und neue Aspekte mit aufzunehmen. ImHinblick auf

die Vertiefungsstudien ist anzumerken: Bei der Terminologie des »Kreispanels«

sollte in einem Satz oder einer Fußnote deutlich werden, dass es sich nicht um

ein Panel handelt, in demdieselben Individuen (eines Bezirks)wiederholt befragt

werden.Die Bildung des Sozialitätsindex (SIX) ist überzeugend und die Auswahl

der Regionen anhand des Indikators prinzipiell nachvollziehbar. Da der SIX

nach Ost undWest getrennt berechnet wird, sollte dies auch in Abb. 2 ersichtlich

werden. Fraglich ist, ob die differenzierte Berechnung einige der Ergebnisse

beeinflusst (potentielle Unterschätzung der Ost-West-Unterschiede?). Weitere

bei den zukünftigen Vertiefungsstudien zu berücksichtigende Aspekte könnten

Differenzen zu Nachbarregionen oder Prosperitätsveränderungen innerhalb

einer Region sein, um so Bezirke zu identifizieren, die von internen Spannungen

oder solchen zu Nachbarregionen betroffen sind. Darüber hinaus stellt sich die
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Frage, ob der Erhebungszeitraumvom03.- 28.07.23 in der Ferienzeit zu systema-

tischen Problemen bei der Erreichbarkeit (ausschließlich über Festnetz) geführt

hat. Fraglich ist außerdem,wie gutMenschenmitMigrationsbiografie durch die

aktuelle Rekrutierungsstrategie sowohl imRahmenderHauptbefragung als auch

der Vertiefungsstudie erreichbar sind (u.a. ist der Fragebogen nur auf Deutsch

verfügbar).

Die Darstellung der Ergebnisse ist generell sehr gut nachvollziehbar und an-

schaulich. An einigen Stellen scheint die reine Darstellung des Mittelwerts und

Ausklammerung von Verteilungen unterkomplex (z.B. Abb. 23). Auch kommt die

farbliche Gestaltung in grün und blaumitunter an ihre Grenzen – sie ist etwa bei

der Darstellung nach Parteipräferenz ungeeignet (Abb. 18). Weitere Informatio-

nen zu den Auswertungen und Analyseverfahren wären wünschenswert (z.B. Art

des Mittelwertvergleichs und Erklärung der statistischen Signifikanz in Abb. 4).

Auch fehlen Informationen zu fehlenden Werten in den grafischen Darstellun-

gen, die durchaus relevant sind. Der Bericht stellt uni- und bivariate Statistiken

dar, was angesichts der breiten Zielgruppe, die nicht nur Wissenschaftler:in-

nen, sondern auch die Öffentlichkeit, Journalist:innen und politische Akteure

umfasst, sehr gut nachvollziehbar ist. Allerdings wäre es aus wissenschaftlicher

Sicht hilfreich, wenn diemultivariaten Analysen, auf die der Bericht an verschie-

denen Stellen verweist (z.B. S. 87/93 zum »Gefühl des Abgehängtseins«) in einem

(Online-)Anhang zugänglich gemacht würden.

Der Bericht liefert eine Vielzahl an relevanten inhaltlichenBefunden.Einige der

Ergebnisse liefern Evidenz für Befunde aus vorherigen Studien, wie etwa die ei-

nerseits hohe Zustimmung zur Idee der Demokratie und andererseits ambivalen-

tere Ergebnisse –mit höheren Ablehnungsraten – hinsichtlich der Zufriedenheit

mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland. Um hier besser zu ver-

stehen,warumvieleMenschenmit demFunktionierenderDemokratie unzufrie-

den sind und wie tief das Ideal der Demokratie als Systemtyp in Konkurrenz mit

anderen politischen Systemen (oder Variationen dieser) tatsächlich verankert ist,

bedarf es weiterer Items. Wie stehen die Menschen etwa zu Ein- vs. Zweipar-

teiensystemen?Was ist die Einstellung zu Opposition und Gewaltenteilung?Wie

groß ist derWunschnacheinem»politischenFührer«? –Besonders relevantdürf-

te auch sein zu erfassen, welchenModi des (demokratischen) Politikmachens die

Befragten präferieren oder ablehnen, etwa im Hinblick auf die Rolle des politi-

schenKompromisses,der inden letzten Jahren inderöffentlichenWahrnehmung

gelitten zu haben scheint, aber für das Funktionieren der von Koalitionskom-

promissen geprägten Demokratie in Deutschland von zentraler Bedeutung ist.

Vorstellbar wäre hier, in Zukunft konkrete Trade-Off-Szenarien abzufragen, die

Befragte zu einer Positionierung zwischen zwei Idealen auffordern (z.B. Durch-

setzung einer Parteiposition vs. Koalitionskompromiss). Auch gibt es im Demo-
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kratie-Frageteil Potential durch die Gegenüberstellung von einem »Sollen« (Was

wollen die Menschen von der Demokratie?) und dem »Sein« (Wie nehmen Sie

die tatsächliche Umsetzung Ihrer Ideale wahr?) aus Sicht der Befragten Hinwei-

se auf Legitimitätsprobleme zu erhalten, an die Politik direkt anknüpfen kann.

Besonders kurz kommt an dieser Stelle auch die Rolle von Responsivität, die le-

diglich mit einem Item abgefragt wird. Erstaunlich und besorgniserregend ist

dabei, dass dieses Item nur 15 Prozent Zustimmung erfährt – aus meiner Sicht

lohnt hier eine Vertiefung durch Abfrage weiterer Dimensionen (s. Esaiasson et

al. 2015). Neben derMöglichkeit, Demokratieverständnis als Schwerpunktthema

festzulegen, braucht es einen erweiterten Basiskanon, der die erwähnten Items

mit aufnimmt.

Daneben liefert der Bericht interessante Befunde, die Potential für eine Ver-

tiefung zukünftiger Deutschland-Monitore geben. Unterschiede zwischen »Ost«

und »West« scheinen in einigen Bereichen weniger relevant zu sein als gemeinhin

angenommen; mitunter lassen sich systematische Unterschiede eher zwischen

strukturschwachen und -starken Regionen (sowohl in den ehemaligen West- als

auch Ostgebieten) erkennen: »das dichotomische Erklärungsmuster [Ost/West

wird] durch regional spezifische raumstrukturelle Bedingungen gefiltert bzw.

gedimmt« (S. 30). Interessant ist, dass es in verschiedenen Bereichen eine An-

gleichung von Einstellungen gibt, die in unterschiedliche Richtungen verläuft

(u.a. stärker zunehmende wohlfahrtsstaatliche Nachfrage imWesten).

Nichtsdestoweniger fallen einige ernstzunehmende Unterschiede zwischen

Ost undWest auf, etwa in Bezug auf dieWiedervereinigungsbilanz und das »Gefühl

des Abgehängtseins« (besonders strukturschwache Regionen im Osten – durch

die nach Ost undWest getrennte Berechnung des SIX gibt es hier ggf. sogar eine

UnterschätzungdesEffekts?).Bei derWiedervereinigungsbilanzgibt es zwar kei-

ne nennenswerten Unterschiede in Bezug auf die individuellen Folgen, aber bei

der Einschätzung der Folgen für die jeweilige Region. Der Bericht interpretiert

dies derart, »dass Ostdeutsche ihre Bilanzierung der Deutschen Einheit histori-

siert, das heißt losgelöst von ihren gegenwärtigen Lebenskontexten verinnerlicht

haben« (S. 172). Hier schließen sich Fragen nach der Rolle einer »Ost-Identität«

(undweiterer Identitäten) an,die bisher imMonitornur eineuntergeordneteRol-

le spielen, aber wichtige Erklärungen und Erkenntnisse etwa im Sinne soziotro-

pischer, d.h. ein ausgeprägtes Unterstützungsbedürfnis signalisierender Motive

liefern könnten.

Potential sehe ich weiterhin in einer Vertiefung bei der Befragung, welche

Rolle kommunale Strukturen spielen. Dies meint sowohl die Verfügbarkeit von

zivilgesellschaftlichen Angeboten und Räumen der Begegnung als auch die kom-

munale Ebene als direkten Erfahrungsraum von Politik. So ist etwa erstaunlich,

dass die Frage nach politischem Vertrauen in Bürgermeister:innen weitaus
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höher positiv beantwortet wird als hinsichtlich politischer Akteure auf der na-

tionalen Ebene und es hier keinen signifikanten Unterschied zwischen Ost-

und Westdeutschen gibt. Ein weiteres Thema, das bereits in den Fokusgruppen

aufgekommen ist und eine wachsende Bedeutung in gesellschaftspolitischen

Debatten einnimmt, sind Verteilungskonflikte zwischen unterschiedlichen sozialen

Gruppen, gerade in Zeiten eingeschränkter Ressourcen. Wie nehmen dies die

Menschen in Deutschland wahr? Für wen sollte aus Sicht der Befragten mehr

oder weniger getan werden (»Deservingness«)?

DerBericht zumDeutschland-Monitor ’23präsentiert beeindruckendeErgeb-

nisse und liefert wertvolle Einblicke in gesellschaftliche Dynamiken, die für die

Öffentlichkeit und Wissenschaft von besonderem Interesse sind. Der Fokus auf

regionale Differenzen ist dabei von besonderem Wert und stellt einen relevan-

ten Beitrag dar, der sich von bisherigen Projekten abgrenzt.Wie ausgeführt, liegt

großes Potential für dieWeiterentwicklung desMonitors in einer differenzierte-

ren Konzeptualisierung des Demokratiebegriffs, besonders auch imHinblick auf

die kommunale Ebene.Die geplante Freigabe des Datensatzes für die Öffentlich-

keit und die Ermöglichung seiner wissenschaftlichen Nutzung lassen zusätzli-

che spannende Erkenntnisse erwarten. Ich freue mich auf den zukünftigen Aus-

tausch und weitere Erkenntnisse im Rahmen der folgenden Deutschland-Moni-

tore.

Christina Morina

Die vorliegende Studie »Deutschland-Monitor 2023« will einen Beitrag dazu

leisten, unser Wissen über die Einstellungen und Stimmungen in der deutschen

Bevölkerung im Lichte aktueller Entwicklungen zu erfassen. Diesem Anliegen

wird sie in herausragenderWeise gerecht,wobei nicht nur die regionaleDifferen-

zierung sowie die Verbindung quantitativer und qualitativer Befragungsformate

überzeugt, sondern auch die nuancierte Erhebung sozialer, politischer, kultu-

reller und emotionaler Aspekte. In der Summe zeichnen die hier präsentierten

Ergebnisse ein Bild, das dazu geeignet ist, die Debatten um den Zustand der

Demokratie und die innerdeutschen Verhältnisse maßgeblich zu bereichern –

gerade auchdeshalb,weil sowohl inBezug auf unserVerständnis des Stadt-Land-

»Gefälles« als auch von »West-Ost-Unterschieden« gewohnte Argumentations-

weisen in Frage gestellt und eingefahrene Deutungsmuster irritiert werden.

Freilich bedarf es für einen substantiellen Beitrag zur »Stützung der Demo-

kratie« und »Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts« (S. 27), wie er in

der Einleitung anvisiert wird, einer intensiven politisch-gesellschaftlichen Dis-

kussion dieser Ergebnisse sowie konkreter und ausmeiner Sicht vor allemdemo-
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kratiepolitischer Umsetzungsideen. Nicht zuletzt bedarf es weiteren Forschun-

gen unter Beteiligung der Sozial-,Geistes- undKulturwissenschaften und im en-

gen Austauschmit den Exekutivverantwortlichen in der Politik, von der kommu-

nalen bis zur Bundesebene. Für all das legt der Deutschland-Monitor ’23 ein soli-

des Fundament.

Ich fokussiere mich in den folgenden Überlegungen auf die Befunde im Be-

reich der politischen Einstellungen. Gerade vor dem Hintergrund der Debatten

um die Gefährdungen der Demokratie infolge der bundesweiten Zugewinne der

AfD in den Jahren 2022 und 2023 und der damit einhergehenden gesellschaft-

lichen Mobilisierung finden sich hier wichtige Anknüpfungspunkte, Kontextua-

lisierungen und mitunter sogar Lichtblicke. Um mit letzteren zu beginnen: Der

überragend hohe Grad der grundsätzlichen Zustimmung in der Bevölkerung zur

Demokratieidee – 97 Prozent bei nur geringfügiger Differenz zwischen Ost und

West – ist ein eindringlicher Befund. Auch das zwar angekratzte, aber doch im-

mer noch relativ hohe Institutionenvertrauen, v.a. in das Bundesverfassungsge-

richt und Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ist in der Breite der Gesell-

schaft eine gute Nachricht.

Überraschend ist, dass die derzeit am meisten praktizierte Form der politi-

schen Partizipation der Besuch von Bürgersammlungen ist; Demonstrationen

oder die Teilung politischer Inhalte online firmieren deutlich dahinter. Darin

steckt nicht zuletzt eine gute Nachricht für die repräsentative Demokratie: Bür-

gerschaftlicher, deliberativer, öffentlich-geregelter Austausch zu Sachverhalten

von allgemeinem Interesse ist offenbar nach wie vor gewollt. Die dafür zur Ver-

fügung stehenden Räume und Foren müssen nicht nur erhalten, sondern auch

wieder gestärkt und neu gedacht werden – und dies nicht nur von den Parteien,

sondern von möglichst vielen intermediären Organisationen (z.B. Gewerkschaf-

ten, Kirchen, Sozial- und Unternehmerverbänden) und anderen (potentiellen)

Verständigungsstrukturen, wie Vereinen, Freiwilligen Feuerwehren oder auch

Kultureinrichtungen, etwaTheatern.

»Abgehängt« fühlen sich inOstdeutschlanddoppelt so vieleMenschen (19Pro-

zent) wie imWesten (8 Prozent), was ein ernstzunehmender Befund ist. Zugleich

bedeutet dies aber auch, dass selbst im mehrfach transformationsgebeutelten

Osten des Landes gut 80 Prozent diese Frage verneinen. Auch und gerade hier

wäre ein Lesen der Ergebnisse gegen den gewohnten Strich angebracht, um die

eingefahrenen Ost-West-Sichtweisen aufzubrechen und die damit verbundenen

Zuspitzungen und Vereinfachungen zu entkräften.

Dass mangelndes Institutionenvertrauen, geringe Demokratiezufriedenheit

und rechtspopulistische bzw. extremistische Einstellungen eng miteinander zu-

sammenhängen, vertieft Befunde anderer Studien. Bedenkenswert ist, dass po-

pulistische Einstellungen bei Weitem nicht nur in der Wählerschaft der AfD (70
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Prozent) verbreitet sind, sondern auch in signifikantem Maße bei Wählerinnen

undWählern der anderen Parteien: bei DIE LINKE sind es 30 Prozent, bei CDU/

CSU 21 Prozent und 19 Prozent bei der FDP. Auf die geringste Zustimmung sto-

ßen sie bei der Anhängerschaft der SPD (14 Prozent) und Bündnis 90/Die Grünen

(5 Prozent). All dies unterstreicht die Dramatik und Langfristigkeit der mit dem

Aufstieg des (Rechts-)Populismus einhergehenden Herausforderung für Politik,

Bildung und Zivilgesellschaft.

Zugleich scheinen mir nicht nur aus historischer, sondern auch aus politi-

scher Perspektive die konzeptionellen Grundlagen der Erhebungen zur Frage der

Demokratieunzufriedenheit in Teilen problematisch, insbesondere das implizi-

te oder explizite Framing von Demokratieunzufriedenheit als demokratiegefähr-

dend.Demokratien leben vonUnzufriedenheit; dieWahrnehmungvonMissstän-

den ist eine Grundvoraussetzung für deren Beseitigung. Unzufriedenheit sollte

also nicht als per se destruktiv betrachtet werden, dennwenn sie konstruktiv und

problemlösungsorientiert artikuliert wird, ist sie ein Motor für Reformen.

Analog scheintmir auchdieDefinition von »Antidemokraten« (»Personen,die

sich gegenüber allen drei Ausprägungen von Demokratie ablehnend bzw. unzu-

frieden äußern«, S. 148) viel zu weit und der nötigen differenzierten Auseinan-

dersetzung mit dem Phänomen abträglich. Hier kommen die unterschiedlichen

Demokratieerfahrungen und -vorstellungen zum Tragen, die in Umfragen noch

viel zu selten berücksichtigt werden. Das ist im Übrigen nicht nur mit Blick auf

die ost-westdeutsch-geteilte Demokratie- bzw. Demokratieanspruchsgeschich-

te seit 1949 bzw. 1989 relevant87, sondern auch hinsichtlich der vielen zugewan-

derten oder nach Deutschland migrierten Menschen, deren politisch-kulturelle

Vorstellungswelten von je sehr eigenen (un-)demokratischen System- und Politi-

sierungserfahrungen geprägt sind. Überhaupt fällt die mangelnde Berücksichti-

gungmigrantischer Perspektiven in diesemDeutschland-Monitor auf.Migranti-

sche Herkunft ist zwar erfasst worden, imWeiteren spielt Migration aber nur als

»Problem« oder polarisierendes Politikfeld eine (auch nur untergeordnete) Rolle.

Kurzum: Es wäre sehr sinnvoll, zukünftig genauer danach zu fragen, was

Menschen unter Demokratie verstehen, was demokratische Politik und ein

demokratisches Miteinander für sie ausmacht, wie sie sich ihre eigene Rolle

in einem demokratischen System vorstellen, und mit welchen Aspekten von

»Demokratie« sie genau »zufrieden« oder »unzufrieden« sind. Eine solche Dif-

ferenzierung würde die in diesen Monaten besonders intensiv geführte Debatte

über die »Verteidigung der Demokratie« in wirklich wegweisender Weise infor-

mieren können und damit einen nachhaltigen Beitrag zu deren Gelingen leisten

87 Siehe Christina Morina, Tausend Aufbrüche: Die Deutschen und ihre Demokratie seit den 1980er Jah-

ren,München 2023.
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können. Nicht zuletzt sind Umfragen und deren öffentliche Verhandlung ein

integraler Teil der demokratischen (Selbst-)Erfahrung und (Selbst-)Beobachtung

einer Gesellschaft. Was darin thematisiert, abgefragt und per Antwortmöglich-

keiten vorformuliert wird, wird Teil des demokratiepolitischen Diskurses. Die

Meinungs- und Einstellungsforschung kann also über differenziertere Skalen

zum Demokratieverständnis und zur Demokratiezustimmung – gewisserma-

ßen beiläufig – auch selbst zur Belebung und Stärkung eines demokratischen

Bewusstseins beitragen.

Susanne Pickel

Mit dem Deutschland-Monitor 2023 liegt eine bundesländerübergreifende Be-

fragung vor, die auch räumliche Untereinheiten ausweist und zudem über eine

hohe Fallzahl an Befragten verfügt. Damit wird bei der Erforschung der Ein-

flussfaktoren für die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen ein großer Schritt

vollzogen. Im Detail wählt der Deutschland-Monitor seine Befragungseinhei-

ten sorgfältig aus und bildet politische Einstellungen und Bewertungen vor

dem Hintergrund der räumlichen sozialen Umwelt ab. Als Erklärungsfaktoren

kommen sowohl Erkenntnisse über die Struktur der räumlichen Einheiten,

d.h. Kreise, als auch über die Einstellungen der Befragten zur Anwendung. Auf

diese Weise wird – der leider nicht selten zu findende – Fehlschluss vermie-

den, subjektive Einstellungsmuster und Verhaltensweisen ausschließlich auf

objektive Gegebenheiten zurückzuführen und rein strukturelle, objektive Lö-

sungsmodelle für Probleme auf der individuellen, subjektiven Einstellungsebene

zu suchen. Die Wahrnehmung objektiver Gegebenheiten wie die eigene finan-

zielle oder die gesamtwirtschaftliche Lage Deutschlands, die Positionierung der

eigenen Lebenslage sowie Deutungsmuster der komplexen und konfliktbela-

denen Lebenssituation, in der sich unsere Gesellschaft befindet, haben sich als

äußerst wirkmächtige Erklärungsfaktoren für gesellschaftliche und politische

Einstellungen der deutschen Bevölkerung erwiesen. Diesen komplexen kausalen

Mechanismen trägt der Deutschland-Monitor Rechnung.

DerDeutschland-Monitor2023 ist einumfangreiches,vonwissenschaftlichen

Analysen getragenes Werk, das an dieser Stelle nicht vollumfänglich gewürdigt

werden kann. Ich fokussiere daher meine Expertise auf die Aspekte Zielsetzung,

Forschungsdesign, Fragebogen,BasisbefragungundWünsche derWissenschaft.

Die geäußerten kritischen Nachfragen sollen meinen positiven Gesamteindruck

nicht einschränken.Aber ich sehe es als Aufgabe einer Expertin, solche kritischen

Punkte rechtzeitig anzusprechen oder Fragen aufzuwerfen.
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Zielsetzung: Die Zielsetzungen, regionale Unterschiede an objektiven Stand-

ortbedingungenund ihrer subjektivenWahrnehmung festzumachenund als Ein-

flussfaktoren für politische und gesellschaftliche Einstellungen zu untersuchen,

ist ebenso positiv hervorzuhebenwie die Absicht, aus demDeutschland-Monitor

eine Trend-Studie zu entwickeln und diese der Scientific Community zur Verfü-

gung zu stellen.

Diese beiden Zielsetzungen werden durch den vorgelegten Bericht umge-

setzt. Andere angesprochene Zielsetzungen können anhand des erhobenen

Datenmaterials meiner Meinung nach jedoch nur eingeschränkt umgesetzt

werden:

Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland werden im Ge-

gensatz zu Fragen des sozialen Zusammenhalts imWohnumfeld nicht erhoben.

Letztere stellen aber nur eine Teilmenge des breit zu fassenden gesellschaftlichen

Zusammenhalts dar, wie er zum Beispiel im Panel des Forschungsinstitutes Ge-

sellschaftlicher Zusammenhalt gerade weiterentwickelt wird. Diese Zielsetzung

kann somit nur eingeschränkt erreicht werden.

Ebenfalls etwasunklar ist dieBedeutungderMigration.Siewird inderZielset-

zungalsKrisenphänomenerwähnt,analytischabernureingeschränktbehandelt.

Das befremdet insofern, als das Thema seit Längerem ein wichtiges Diskursthe-

ma in Deutschland ist. Überraschenderweise wird es erst als Ergebnis der qua-

litativen Befragungen wirklich berücksichtigt. Die erhobene Einstellung in Fra-

ge 5 erfasst die Thematik nicht umfassend genug, sollte aber wenigstens bei den

Analysenberücksichtigtwerden.Abgefragtwird einmöglicherMigrationshinter-

grund der Befragten, die Information wird jedoch an keiner Stelle in der Studie

verwendet. Auch dies überrascht angesichts gegenwärtiger und grundsätzlicher

Debatten der letzten Jahrzehnte.

Forschungsdesign: Das CATI-Verfahren mit dual frame mode ist ein bewähr-

tes Erhebungsverfahren. Allerdings wird heute oft ein Mix aus telefonischer

und Online-Befragung durchgeführt. Infratest dimap beispielsweise verwendet

einen Online-Befragungsanteil (TOM-Verfahren). Warum wurde auf Online-

Befragung verzichtet? Das Verfahren zeichnet sich durch eine geringere soziale

Erwünschtheit aus und erreicht eher jüngereMenschen imGegensatz zu ansons-

ten oft überalterten Stichproben. Eigene Annahmen im Deutschland-Monitor,

z.B. S. 121 zum »digital devide«, bestärken das Argument.

Kreisauswahl: Warumwurden keine »Durchschnittskreise« berücksichtigt? Es

bleibt ungeklärt, ob sich Einstellungen in strukturschwachen oder strukturstar-

ken Kreisen überhaupt von Durchschnittskreisen unterscheiden.Wenn man die

Einstellungen in den mittleren Kreisen nicht kennt, weiß man nicht wirklich,

worauf die Einstellungsunterschiede basieren; zudem sind sie z.B. als Residu-

alkategorien in Kausalanalysen nutzbar. Spielt z.B. der Anteil von Geflüchteten
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oder von Menschen mit Migrationsbiographie in den Kreisen keine Rolle für die

Einstellungen der Bürger:innen?

Gleiches gilt für die Fokusgruppen: Spielt es eine Rolle, ob die Menschen ei-

ne Migrationsbiographie besitzen oder nicht? Wäre eine Umkehrung des zeit-

lichen Ablaufs der Bevölkerungsbefragung und der Fokusgruppendiskussionen

für die Fragebogengestaltung nicht hilfreicher? Ergebnisse der Fokusgruppen-

diskussionen könnten als innovative Fragestellungen in den Fragebogen aufge-

nommen werden.

Fragebogen: Ich halte es für die Demokratie-Typisierung sowie für eine Ein-

schätzung des Potenzials der Gefährdung der Demokratie für problematisch, le-

diglich eine Frage nach einer Erwünschtheit der Diktatur (Frage 25 d) zu stellen.

Andere Formen nicht-demokratischer oder antidemokratischer politischer Sys-

tem(elemente) werden üblicherweise häufiger gewählt und mit demokratischen

politischen Einstellungen kombiniert (siehe auch Basisbefragung).

Die Erhebung des Vertrauens in politische Institutionen (Frage 26) fällt zu

knapp aus: Es fehlen Fragen nach dem Vertrauen in den Bundestag, die Parteien

und Politiker, um Parteien- und Politikerverdrossenheit wirklich beurteilen zu

können.

Zentrale Ergebnisse des Deutschland-Monitors 2023: Schwerpunktthema »Stadt und

Land« und Basisbefragung (»Standbein«)

Schwerpunktthema: »Stadt und Land« werden sehr differenziert betrachtet und

in den Analysen der Einstellungen zur Demokratie in ihrer Differenziertheit

und unter Kontrolle der politischen Einstellungen verwendet. Hierdurch können

Vorurteile gegenüber der Einstellungsverteilung im Ost-West-Unterschied oder

im Unterschied zwischen Kreisen mit hoher und niedriger Prosperität widerlegt

werden. Korrekterweise kann gezeigt werden, dass häufig nicht die objektiven

Lebensbedingungen (Einkommen, Wohlstand des Lebensumfeldes), sondern

die Wahrnehmung der eigenen Lebenslage (u.a. relative Deprivation, Status-

verlustangst und subjektive Wiedervereinigungsbilanz) ausschlaggebend für

bestimmte politische Einstellungen sind.

Migration sollte auch in diesem Themenkomplex als Ursachen- oder Wir-

kungsfaktor eingesetzt, nicht erst aus qualitativen Interviews bezogen und

praktisch nicht behandelt werden.

Basisbefragung: Insgesamt stellt die Basisbefragung eine gute Grundlage dar,

um in Panel- oder Trendbefragungen ein Bild über die grundsätzlichen Einstel-

lungen der Einwohner zur Demokratie in Deutschland zu ermitteln. Die Basis-

konzepte werden angesprochen und umgesetzt.
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Allerdings fehlen meiner Ansicht nach einige Aspekte, die nicht nur gegen-

wärtigdiskutiert, sondern inverschiedenenStudienbereits längerberücksichtigt

werden.Zudem teile ich einige Interpretationen in dieser Formnicht undmöchte

zumindest meine Argumente beisteuern:

Politische Partizipation: Bringt man die »Mitarbeit in Parteien« mit Parteienver-

drossenheit in Verbindung, dannmüsste die Mitarbeit in Parteien aber in der Ver-

gangenheit merklich umfangreicher gewesen sein, was sie aber nicht war. Seit

2002 und bis 2018 lagen die Angaben bei 3 bis 5 Prozent inWestdeutschland und

bei 3 bis 6 Prozent in Ostdeutschland, inklusiveMitarbeit in einer Bürgerinitiati-

ve. Somit wären die im Deutschland-Monitor angegebenen 6 Prozent eher hoch

als niedrig einzuschätzen (vgl. auch Deutschland-Monitor S. 118). Für die Mit-

gliedschaft in Parteien gilt allerdings ein Krisenszenario drastisch schwindender

Mitgliederzahlen.88

»Dealignment«, d.h. abnehmende Parteibindungen, ist ein zentraler Faktor

desWahlverhaltens. SeineWirksamkeiten auf die Mitarbeit in Parteien gilt es zu

belegen. Ergänzend wären Aussagen zur Intensität der Parteiarbeit von Anhän-

ger:innen der AfD wünschenswert, die u.U. den Anteil der in dieser Form Parti-

zipierenden gesteigert haben könnten.

Ferner wäre ein Item zur Gewaltbereitschaft bei der Partizipation wünschens-

wert, etwa die Besetzung vonRegierungs- oder Parteigebäuden oder Angriffe auf

Personen. Die Teilnahme an einer nicht genehmigten Demonstration ist hierfür

ein zu schwacher Indikator. Für diese Erhebung würde sich allerdings eine we-

niger interviewer-reaktive Befragungsmethode, wie z.B. eine online-Befragung

oder eine face-to-face-Selbstausfüller-Befragung empfehlen.

Die herausgearbeiteten räumlichen Differenzen sind sehr informativ und

könnten weiter vertieft werden.

Politisches Vertrauen: Politisches Vertrauen speist sich aus dem Legitimitäts-

empfinden gegenüber der Demokratie ebenso wie aus ihrer wahrgenommenen

Leistungsfähigkeit. Der Aspekt der Leistungsfähigkeit wird differenziert abge-

bildet (S. 140–141).Die Komponenten der Legitimität, die den Institutionen dann

einen Vertrauensvorschuss gewähren, wenn die Demokratie als solche oder als

Verfassungskonstrukt als anerkennungswürdig empfunden wird, werden durch

die Demokratietypen abgebildet. Die Aussagen zur Bevorzugung eines autoritä-

ren Systems und zum Führerstaat (S. 141) können auf der Basis des Fragebogens

nicht belegt werden. Hierfür fehlen zentrale Items (siehe »Demokratietypen«).

Die Bandbreite der politischen Institutionen, die abgefragt werden, fällt zu

knapp aus. Die Begründung der Institutionenauswahl vermag nicht vollständig

88 Siehe Bernhard Weßels in destatis Datenreport 2021, S. 381, 385; https://www.destatis.de/DE/Service/

Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021-kap-11.pdf?__blob=publicationFile).

https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021-kap-11.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021-kap-11.pdf?__blob=publicationFile
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zu überzeugen.Das BVerfG bildet nur einen geringen Teil einer von zwei Dimen-

sionenpolitischenVertrauens ab,zuder auchdieParlamente auf allenpolitischen

Ebenen gehören. In der Akteursdimension fehlen die Parteien und Politiker. Aus-

sagen zur Parteien- und Politikerverdrossenheit oder zum Vertrauen in die zen-

tralen Organe der repräsentativen Demokratie, die Parlamente, können so nur

bedingt bis gar nicht getätigt werden. Eine Aussage zumVertrauen in die Partei-

endemokratie würde das Bild des politischen Vertrauens im Deutschland-Moni-

tor vervollständigenundeinenAusblick indieZukunftderdeutschenDemokratie

ermöglichen.

Besonders positiv fällt auf, dass die bedeutendeWirkung individuellerWahr-

nehmungen vonLeistungsfähigkeit der Institutionen,Deprivationsgefühlen,po-

pulistischen Einstellungen und Legitimitätsempfinden gegenüber der Demokra-

tie eingehend gewürdigt und nicht allein auf objektive Gegebenheiten, wie bei-

spielsweiseWohlstand der Befragten oder desWohnumfeldes, fokussiert wird.

Typenbildung: Leider werden antidemokratische Systemalternativen im

Deutschland-Monitor nur stark beschränkt abgefragt. Wir erfahren nichts

darüber, ob die Befragten lieber ein Einparteiensystem (etwa ein Viertel der

Deutschen), eine Diktatur (etwa jeder Zehnte) oder einen starken Führer ohne

Parlament (etwa 12 Prozent) haben möchten oder diese Einstellungen mit Legi-

timitätsempfindungen gegenüber der Demokratie kombinieren. Letztgenannte

kombinierte Einstellungstypen sind besonders gefährlich für die Demokratie,

weil sie Demokratie und Autokratie nichtmehr unterscheiden und autokratische

Systemelemente in der Demokratie akzeptieren.89

Typenbezeichnung: Die Kritik der politikkritischen Demokraten ist nicht nur

»Ausdruckbesserer oder schlechterer LebenslagenundLebenschancen«, sondern

auch der Wahrnehmung der gesamtwirtschaftlichen Lage. Es handelt sich also

nichtnurumeineUnzufriedenheitmitderpolitischenPerformanz,sondernauch

um einen Ausdruck der Unzufriedenheit mit der wirtschaftlichen Leistung der

Demokratie.

Kausale Analyse der Typen: Die Varianzaufklärung sollte anhand weiterer Ein-

stellungsmuster betrieben werden. Derzeit verharrt sie imWesentlichen auf so-

zialstrukturellen Merkmalen. Für die Analyse der Einstellungstypen sollten auch

weitere Konstruktewie Einstellung zuMigration,Deprivation oder populistische

Einstellungen hinzugezogen werden.

89NRW Demokratie-Bericht (https://www.politische-bildung.nrw.de/fileadmin/imperia/md/content/

projekte/Demokratiebericht/LpBNRW_Demokratiebericht_2023.pd) – Andreas Zick/Beate Küpper/

Nico Mokros. 2023. Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen

in Deutschland 2022/23, Bonn 2023(https://www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-

innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-studie-2023).

https://www.politische-bildung.nrw.de/fileadmin/imperia/md/content/projekte/Demokratiebericht/LpBNRW_Demokratiebericht_2023.pd
https://www.politische-bildung.nrw.de/fileadmin/imperia/md/content/projekte/Demokratiebericht/LpBNRW_Demokratiebericht_2023.pd
https://www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-studie-2023
https://www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-studie-2023
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Extremismus: Rechtsextremismus hat, im Gegensatz zum Linksextremismus,

klar zuordenbare Kennzeichen, die in der »Rechtsradikalismus-Skala« abgebil-

det sind. Ichwürde eine reduzierte Variante der »Konsens-Skala Rechtsextremis-

mus« zur Befragung empfehlen, will man Rechtsextremismus präzise erfassen

und seine Wirkmächtigkeit auf die Ablehnung der Demokratie adäquat auslo-

ten. Eventuell ist durch externe Validierung das Verhältnis der im Deutschland-

Monitor verwendeten »Extremismus-Skala« zur »Rechtsextremismus-Skala« zu

klären.

ZumThema »Extremismus« wird ein interessanter Befund herausgearbeitet:

Personen, die sich von derMitte bis nach sehr rechts einordnen, äußern eine hö-

here Zustimmung zur »Extremismus-Skala« als Personen links derMitte.Gleich-

zeitig zeigt dieses Ergebnis, dass sich viele Menschen mit extremistischen Ein-

stellungen in derMitte der Gesellschaft einordnen.Dieser Extremismus derMit-

te bedroht die Demokratie, nicht nur der Extremismus am rechten Rand.

Erwartungen undWünsche derWissenschaft an den DM

Ich stelle mir die Frage, wie die beiden Erhebungsteile in der Triangulation ver-

bunden werden. Bislang stehen sie eher nebeneinander. Hier wäre eine engere

Verzahnung wünschenswert, etwa als Illustration der quantitativen Ergebnisse.

Zusätzlich wären die qualitativen Interviews wertvoll für eine Überarbeitung des

Fragebogens.

Welches Fazit wird gezogen? Befunde Seiten 13–15?

EinGlossar zurErläuterungvonzentralenFachbegriffenund-konzeptenwäre

wünschenswert.

Für eine Analyse der politischen Kultur in Deutschland ist der Deutschland-

Monitor, und v.a. die Erhebung als nationale und regionale Repräsentativerhe-

bung, unbedingt hilfreich. Allerdings müssten noch einige Variablen zur politi-

schen Kultur, insbesondere zum politischen Vertrauen, ergänzt und für die In-

terpretation vielleicht aktuellere Literatur einbezogen werden.

Ich freue mich, wenn die Daten erhältlich sind, um sie selbst weiter auszu-

werten und einige Fragen, die ich an den Deutschland-Monitor habe, zu beant-

worten.
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Nils Teichler

Zielsetzung, Konzeption und Forschungsdesign des Deutschland-Monitors 2023

Rollierendes Kreispanel: In der regionalen Vertiefungserhebung des Deutschland-

Monitor (D-M) soll über die nächsten Jahre ein sogenanntes »rollierendes Kreis-

panel« aufgebaut werden. Geplant ist, in den für die regionalen Vertiefungserhe-

bungen ausgewählten Landkreisen und kreisfreien Städten über drei aufeinan-

der folgende Jahre hinweg jährlich eine Erhebungmit einemStichprobenumfang

von 500 Personen durchzuführen, im Sinne einer Trendstudie. Zu Beginn wur-

den 2023 acht Kreise in einer geschichteten Zufallsauswahl gezogen. In der Folge

werden jährlich vier weitere Kreise neu gezogen. Auf lange Sicht bietet der D-M

durch das rollierende Kreispanel die Chance, deskriptiv die Entwicklung interes-

sierender Einstellungen in bestimmten Regionen nachzuzeichnen und dabei re-

gionale Ungleichheiten innerhalb Deutschlands in den Blick zu nehmen. Damit

hat er einwertvolles Alleinstellungsmerkmal und kann einenwichtigenBeitrag in

der sozialwissenschaftlichen Survey-Landschaft leisten.

Es stellt sich allerdings die Frage: InwelchemAusmaß sindDynamiken regio-

naler Einstellungsprofile und Dynamiken regionaler Prosperität innerhalb von

drei Jahren erwartbar? Ist der Zeitraumunter Umständen zu kurz, um statistisch

signifikante Veränderungen zu identifizieren? Es könnte die Gefahr bestehen,

dass bei einer Stichprobengröße von n=500 je Kreis die Messfehler größer als

eventuell zubeobachtendeTrendentwicklungenausfallen.EineAlternative könn-

te ein Design sein, in dem Kreise z.B. drei Mal mit je einem Abstand von drei

Jahren (Gesamt: neun Jahre) untersucht würdenHier könnten vermutlich erstens

tatsächlich statistisch bedeutsame Veränderungsdynamiken zu finden sein, und

zweitens würde man in jedem Jahr mehr neue Kreise in die Studie aufnehmen

können als nach aktuellem Design geplant, wodurch früher eine regionale Breite

der Erhebung erreicht wäre.

ILTIS-Indikatoren: Die Autor:innen haben zur Auswahl und Unterscheidung

der Kreise die Indikatoren lokaler Prosperität, Teilhabe und Infrastruktur (ILTIS)

entwickelt: »Aus diesen Indikatoren, die 6 Subdimensionen der Prosperität mes-

sen, lassen sich einmal 3 Hauptdimensionen der Prosperität erstellen, die dann

wiederum in einem Gesamtindex zusammengefasst werden können« (Seite 45).

Die von den Autor:innen ausgewählten Indikatoren umfassen ein breites Spek-

trum regionalerMerkmale, die aus den Statistiken des Bundesinstituts für Stadt-

und Raumplanung (BBSR) aus der INKARDatenbank abgerufen wurden. Für die

Studie werden getrennt für Ost- undWestdeutschland Verteilungen der Prospe-

rität von Kreisen errechnet und jeweils getrennt Kreise geringer und Kreise ho-

her Prosperität bestimmt. Nur aus diesen werden die zu untersuchenden Krei-
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se in der Vertiefungserhebung zufällig gezogen.Kreisemittlerer Prosperität sind

nicht in derAuswahl enthalten.Die Schwierigkeiten einer fehlendenDynamik in-

nerhalb einesBeobachtungszeitraumsvondrei Jahrenkönnten sichdurchdasEx-

tremgruppendesign eventuell verstärken. Veränderungen von Einstellungsprofi-

len innerhalb vonKreisen könnten gerade bei Kreisenmittlerer Prosperität zu er-

warten sein,wenn bei diesen auchmit größererWahrscheinlichkeit Veränderun-

gen wie Auf- und Abstiege in sozio-ökonomischer Hinsicht beobachtbar sind.

Die Verteilungen der Prosperität wurden für Ost- undWestdeutschland, wie

angesprochen, getrennt berechnet. Daraus ergeben sich für die Kategorien ge-

ringer,mittlerer und hoher Prosperität Unterschiede in den Schwellenwerten der

absoluten Prosperität zwischenOst- undWestdeutschland. Für das Sampling er-

scheint dieses Vorhaben natürlich sinnvoll, da bei gemeinsamer Verteilung kaum

Westkreisemit geringer Prosperität bzw.Ostkreisemit hoher Prosperität ausge-

wiesen würden. Aber für die Analysen erscheint es zumindest fragwürdig: Ist es

nicht für Ost-West-Vergleiche in politischen Einstellungen bedeutsam, wie pro-

sperierend eine Region imOsten ist, relational zu Regionen imWesten odermin-

destens zu Gesamtdeutschland? Durch die getrennte Berechnung der Prosperi-

tätsverteilung nachOst/West ist es zudem in der Folge schwierig, dieUnterschie-

de zwischen den betrachteten Kreisen auf die Prosperität zurückzuführen. Zum

Beispiel bei Abbildung23 lassen sich keineVergleiche anstellen,dahinter der Pro-

sperität in Ost/West jeweils andere absolute Schwellenwerte stehen – vielleicht

gäbe es in einer Messung von Prosperität als Position einer einheitlichen Vertei-

lung keine Unterschiede? Natürlich steht hier hinter den Clustern auch nur eine

sehr kleine Menge an Regionen (N=2).90

Weitere Gedanken zu ILTIS: In einer aktuellen Studie (Lipps und Schraff, 2021)91

zu politischem Vertrauen und regionaler Ungleichheit diskutieren die Autor:in-

nen das Argument »abgehängter Regionen« und führen für ihre Auswertungen

ein relationales Maß ein, das stark auf politisches Vertrauen zu wirken scheint:

der Abstand in Prosperität zwischen einer jeden Region und der national am

meisten prosperierenden Region. Wie kann im Deutschland-Monitor das Argu-

ment »abgehängter Regionen« mithilfe von ILTIS aufgegriffen werden?

Ein aktuelles Policy-Paper aus dem Ifo-Institut (Frieden, Peichl und Schüle,

2023)92 findet heraus, dass sich Deutschland durch eine starke Einkommensun-

90 Siehe z.B.S. 155: »So treten populistischeEinstellungen inKreisenmit niedriger Prosperität eher auf als

in solchenmit hoher Prosperität (sh. Abb. 60) –wobei sich auch hier die Ost-West-Differenz erkennbar

fortführt.«

91 Lipps, J. and Schraff, D. (2021). Regional inequality and institutional trust in Europe. European Journal

of Political Research, 60: 892–913.

92 Frieden, I.,Peichl,A., andSchüle,P. (2023).Regional income inequality inGermany.EconPolForum,24(2):

50–55.Munich: CESifo GmbH.
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gleichheit innerhalb von Regionen (kommunale Ebene) auszeichnet, welche die

Ungleichheit zwischen Regionen deutlich übersteigt. Es ist davon auszugehen,

dass eineUngleichheit innerhalb vonRegionen (undUnterschiede imAusmaßdie-

ser Ungleichheit zwischen Regionen) mit politischen Einstellungen ganz zentral

zusammenhängen.

Fokusgruppen – qualitative Auswertungen: Grundsätzlich erscheint ein Me-

thodenmix aus qualitativen und quantitativen Ansätzen sehr geeignet für die

untersuchten Phänomene und hat ein großes Potential für die Forschung. Im

aktuellen Deutschland-Monitor scheinen die beiden Untersuchungen aber noch

etwas unverbunden zu sein. In den Fokusgruppen werden Aussagen von Teil-

nehmer:innen aufgegriffen, aber weniger stark die Diskussionen und Gespräche

zwischen Teilnehmer:innen in den Blick genommen. Hier liegt m.E. ein großes

Potential der qualitativen Daten im Deutschland-Monitor 2023. Wie werden

an bestimmten Orten bestimmte Themen diskutiert – wo liegen regionale

Unterschiede? Eine Möglichkeit für die Zukunft könnte sein, die qualitativen Er-

hebungen erst im Anschluss an die quantitativen Auswertungen durchzuführen

und in den Fokusgruppen gezielt Fragen und Inhalte zu thematisieren, die in den

standardisierten Befragungen auffällig waren und offene Fragen aufgeworfen

haben, z.B. Ähnlichkeiten in Einstellungsprofilen zwischen Kreisen, in denen

eigentlich große Unterschiede erwartbar gewesen wären.

Zentrale Ergebnisse des Deutschland-Monitors 2023

Analysen: Der Deutschland-Monitor 2023 präsentiert eine Vielzahl hochinter-

essanter Auswertungen für Indikatoren des politischen und gesellschaftlichen

Zusammenhalts. Die Ergebnisse sind aufbereitet und präsentiert für ein öf-

fentliches Zielpublikum. Allerdings wäre es aus wissenschaftlicher Perspektive

wünschenswert, wenn die den Analysen zugrundeliegenden Daten und Auswer-

tungen in einer Form dargestellt würden, auf deren Basis Wissenschaftler:innen

schnell zu einer Bewertung der Ergebnisse kommen können. In den Darstellun-

gen ist häufignicht ersichtlich,welcheUnterschiede signifikant sind.Das betrifft

vor allem kategoriale Variablen (z.B.Abb. 3 bis Abb. 5). Anmanchen Stellen ist von

Regressionsanalysen mit Kontrollvariablen die Rede, die Bezüge zu den Auswer-

tungen und Ergebnisabbildungen bleiben hier etwas unklar (z.B. Abb. 48, S. 134).

Hier wäre es wichtig, dass die entsprechenden Ergebnisse zumindest im Anhang

dargestellt werden. Zudem sollten in den Abbildungen auch die Fallzahlen und

die Gewichtung genannt werden.

Häufig wird auf Basis von Mittelwertvergleichen zwischen subjektiven Ein-

stellungsmerkmalen von starken und signifikanten Einflüssen geschrieben (z.B.

»(…) starker und signifikanter Einfluss der Statusverlustangst undder individuel-
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len Deprivation.Wer also befürchtet, durch aktuelle Entwicklungen auf die »Ver-

liererseite des Lebens« zu geraten, oder das Gefühl hat, nicht den gerechten ge-

sellschaftlichen Anteil zu erhalten, fühlt in der Tendenz auch stärker die Region

als »abgehängt«, S. 93). Es bleibt unklar, ob diesen Interpretationen eine weiter-

führendeRegressionsanalyse zugrunde liegt oder einVergleich vonMittelwerten,

welcher kausale Interpretationen in dieser Form erschweren würde. Ähnliches

gilt auch für den Zusammenhang von räumlichen Merkmalen und Einstellungs-

merkmalen. Zum Beispiel: »Hier ist auch unter Berücksichtigung von Soziode-

mografie und anderen Einstellungsmerkmalen ein signifikanter raumbezogener

Einfluss auf das ›Gefühl des Abgehängtseins‹ festzustellen« (S. 87).

Grundsätzlich werden im Deutschland-Monitor inhaltlich hochinteressante

Zusammenhänge aufgezeigt. Die Einflussrichtungen und Ursachen, die dem

Zusammenhang zwischen subjektiven Einstellungsindikatoren zugrunde liegen,

könnten aber methodisch ausführlicher diskutiert werden.

Fragebogen:DerDeutschland-Monitor enthält ein vielfältiges Frageprogramm

mit interessantem Fokus auf die Wahrnehmung regionaler Entwicklungsmus-

ter (z.B. Frage 3, Frage 7–9, Frage 15) und auf subjektive Deprivationserfahrun-

gen (Frage 31, Frage 32). Interessant mit Blick auf Ost/West-Unterschiede wä-

re eine Messung zur Wahrnehmung von Alterität zwischen Ost- und Westdeut-

schen. Wie sehr werden Unterschiede und Konflikte zwischen Ost- und West-

deutschen von denMenschen selbst wahrgenommen (siehe auch Heide, Lux und

Mau 2023)93? Das könnte die Fragen 27 und 28 zur Einschätzung der Wiederver-

einigung ergänzen.

Erwartungen undWünsche derWissenschaft an den D-M

Synergien nutzen und Kooperationen mit bestehenden Infrastrukturen: Eine Abstim-

mung der Fragebogeninhalte zwischen großenErhebungen, die sichmitThemen

des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der politischen Polarisierung und Ein-

stellungen zur Demokratie befassen, ist wünschenswert. Der Austausch und

Kontakt zwischen Deutschland-Monitor und dem Forschungsdatenzentrum

(FDZ) des Forschungszentrum Gesellschaftlicher Zusammenhalt (FGZ) sollte

ausgebaut und vertieft werden.

93 Heide, J., Lux, T., &Mau, S. (2023,March 4). Ost-West-Unterschiede in den Köpfen: Alterität, Konflikt,

Anerkennung und Förderung. https://doi.org/10.31235/osf.io/483fb

https://doi.org/10.31235/osf.io/483fb
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Eva-Maria Trüdinger

Der Deutschlandmonitor 2023 – Stärken eines neuen Instruments undmögliche

Weiterentwicklungen

Zielsetzung, Konzeption und Forschungsdesign 2023

Mit Blick auf das Ziel einer tiefgehenden und längerfristigen Beobachtung der

Lebensverhältnisse und politischen Einstellungen der Menschen in Deutschland

sind sowohl die regionale Differenzierung als auch der angelegte Längsschnitt

im Design des Deutschlandmonitors zentral. Das Forschungsdesign ermöglicht

über eineOst-West-Dichotomie hinausgehende Analysen, die auch vor demHin-

tergrund aktuell aufscheinender Trennlinien – zum Beispiel zwischen Stadt und

Land sowie armen und reichen Regionen– absolut notwendig sind.Da die Daten

relativ zügig der Forschungsgemeinschaft bereitgestellt werden sollen, werden

zahlreiche regional ausdifferenzierte Analysen, die nicht Eingang in den ersten

Bericht zum Deutschlandmonitor 2023 fanden, neue Erkenntnisse liefern kön-

nen.

Das Design der Studie bestätigen nicht nur die Befunde des Deutschlandmo-

nitors selbst, denen zufolge lokale und regionale Lebensbedingungen und Anker-

punkte fürdieMenschen inDeutschlandwichtig sind (vgl.z.B.Seite 145), sondern

auch andere Studien zum Beispiel zur Verbundenheit der Bürgerinnen und Bür-

ger mit ihrer Wohnregion. Ein systematischer Abgleich objektiver Lebensbedin-

gungen vorOrtmit subjektivenWahrnehmungen ist ausmeiner Sicht einwichti-

ges Unterfangen im Rahmen des Projekts, gerade auch weil zahlreiche Narrative

zur Lage in Ost undWest im politischen Diskurs bedient werden.

DerDeutschlandmonitor versteht sichbis einschließlich 2025 als Pilotprojekt,

in dem unterschiedliche methodische Ansätze zur Anwendung kommen sollen.

Das Design des Monitors mit den drei Studienteilen könnte in einigen Punkten

weiterentwickelt werden: Erstens wäre es sehr ertragreich, die Bevölkerungsum-

fragen und die Fokusgruppen in ihremDesign bessermiteinander zu verzahnen,

zumBeispiel über eine systematische Verknüpfung von Befundenmittels offener

Fragen oder über Elemente von Web-Probing in den Surveys (z.B. mit Blick auf

gefühlte Benachteiligung). Die Fokusgruppen könnten insbesondere dazu her-

angezogen werden, Lösungsansätze für wahrgenommene Herausforderungen,

Gründe für bestimmte relationale Einstellungsbefunde oder auch Verständnis-

se komplexer politischerThemen (»Demokratie«) zu diskutieren–die Ergebnisse

dazukönntendannmit diesenSchwerpunkten indenBericht eingehen.Zweitens

sollte (und wird, wie im Workshop deutlich wurde) die Pilotphase genutzt wer-

den, angesichts vonHerausforderungen des CATI-Designs (z.B. Response Rates,

keine Mobilfunkinterviews in der Vertiefungserhebung) eine alternative Stich-
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probenziehung (EMA) und einen anderen Befragungsmodus (Push-to-Web) zu

testen. In dem neuen Befragungsmodus könnten dann noch einzelne innovati-

ve Frageformate zur Anwendung kommen, die sich für CATI-Interviews weniger

gut eignen und daher in der aktuellen Studie noch keine Anwendung fanden.

Zentrale Ergebnisse 2023: Schwerpunktthema und Standbein

Zunächst einmal bestätigen zahlreiche Befunde des Deutschlandmonitors 2023

den Stand vorhandener Forschung, beispielsweise zu den Determinanten und

Trends politischen Vertrauens, zur Unterstützung der Idee der Demokratie,

gepaart mit Unzufriedenheit mit deren aktuellem Funktionieren etc. Sie zei-

gen auch (wieder), in welchem Maße manche politischen Einstellungen mit

der aktuellen (ökonomischen) Situation der Befragten oder des Landes zusam-

menhängen. Relevant sind zudem auch Beobachtungen zur Abschwächung von

Ost-West-Differenzen bei den Erwartungen an staatliche Leistungen sozialer

Sicherung.

Ein Hauptbefund der Studie, der implizit in den anfangs genannten Schlüs-

selbefunden anklingt, sind die großenZusammenhänge zwischen verschiedenen

politischen und gesellschaftlichen Orientierungen, die eine Art Einstellungssyn-

drom aufzeigen. ZumBeispiel hängen Einstellungen zur demokratischen Praxis,

zur Responsivität, zum Verhältnis zwischen Volk und politischer Elite sowie zur

Wiedervereinigung stark zusammen (vgl. z.B. Seiten 161, 177–178). Positive Ori-

entierungenhierzu bilden das demokratische Fundament derGesellschaft, nega-

tive Orientierungen können systemgefährdend sein. Für den Deutschlandmoni-

tor ergibt sich bezüglich dieses Einstellungssyndroms zum einen die Herausfor-

derung, in der Ergebnisdarstellung kritisch zu prüfen, wo über Aussagen zu Zu-

sammenhängen hinausgehend auf Effekte undWirkungen eingegangen werden

kann. Zum anderen sollte in Betracht gezogen werden, Ursache-Wirkungs-Me-

chanismen in den nächsten Runden desMonitors näher zu erforschen, beispiels-

weise durch einen kleinen Experimentalteil in der Haupterhebung (zum Beispiel

eine einfacheNachher-Messung »Between Subjects« nach einem Treatment zum

Thema Benachteiligung).

An dieser Stelle habe ich noch einige wenig zusammenhängende Vorschlä-

ge zum Fragebogen: Aufgrund der Wichtigkeit subnationaler Analysen, die gut

mit den Monitordaten durchgeführt werden können, sollten, wo möglich, zen-

trale Fragen zumWohnort in den Basiskanon übernommenwerden.Es gibt zwar

im Fragebogen eine Frage zur Zuwanderungmit dem Framing des Fachkräftebe-

darfs; wichtig wäre aber auch ein Item zur Zuwanderung aus anderen Gründen

(ich denke nicht, dass dasMigrationsthema erheblich ausgebautwerdenmuss im

Fragebogen,dafür gibt es ja auch einige spezifischeSurveys bzw.Module in ande-
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ren Erhebungen). Über die Vertrauens-Items wurde ja im Workshop diskutiert,

bei den Partizipations-Items würde ich das Internet im zweiten Item explizit er-

wähnen.Mankönnte bei denPartizipations-Items auchnoch kurznachhaken,zu

welchem Anliegen bzw.Thema sich jemand am ehesten engagieren würde.

Der Deutschlandmonitor möchte ja über die Ost-West-Dichotomie hinaus

die subnationaleEbenebeleuchten.Trotzdemsolltemanbei Frage 27nachbeiden

Landesteilen fragen, wenn es um die Vor- und Nachteile der Wiedervereinigung

geht, damit an irgendeiner Stelle im Fragebogen auch die Wahrnehmung des

Landesteils, in dem man nicht wohnt, abgefragt wird (Vergleich als Grundlage

der Bewertung).

Mögliche neue Schwerpunktthemen des Deutschlandmonitors

Folgende zwei Perspektiven sollten ausmeiner Sicht imDeutschlandmonitor der

nächsten Jahre gestärkt werden, damit er weiter ein zentrales Beobachtungsin-

strument für Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit in Deutschland ist: Zum

einen geht es darum, Ursachen und Dynamiken der relationalen Einstellungen

besser zu verstehen. Zum anderen könnten – beispielsweise in einem der wech-

selnden Schwerpunkte–Präferenzen fürmöglicheHandlungsalternativen inGe-

sellschaft undPolitik noch stärker abgefragtwerden (z.B.Reformszenarien in be-

stimmten Politikbereichen, alternative politische Entscheidungswege).

Ein Schlüssel zum Verständnis innerdeutscher Stimmungen scheinen mir

Antworten auf die Frage zu sein, wie sich Benachteiligungsgefühle, wahrgenom-

mene Gerechtigkeitslücken und Statusängste herausbilden und auf welchem

Wege sie (auch aus Sicht der Befragten) abgebaut werden könnten. Dass Be-

nachteiligungsgefühle zentral sind in den Einstellungsmustern, darauf weist der

Deutschlandmonitor selbst hin: »Subjektive Wahrnehmungen von Benachteili-

gung wie Statusverlustangst und das Gefühl sozialer Deprivation liefern (…) eine

wesentliche Erklärung für eine tendenziell systemkritische Grundeinstellung«

(S. 166). Dieser Themenkomplex könnte in den nächsten Jahren als Schwer-

punkt in die Befragung aufgenommen werden – zumal der Fragebogen schon

zahlreiche Items zum gerechten Anteil, zur Staatsverantwortung etc. enthält.

Angesichts aktueller Herausforderungen für das demokratische politische

System in Deutschland erscheint mir die Beobachtung der demokratischen Ori-

entierungen eine Schlüsselaufgabe des Deutschlandmonitors, gerade im Längs-

schnitt und regional differenziert – um auch ein Frühwarnsystem angesichts

demokratiegefährdender Dynamiken in Europa zu sein. In einem Schwerpunkt

könnte man das Demokratiemodul im Fragebogen dahingehend ausbauen, dass

Einstellungen zu spezifischen demokratischen Normen und zu Situationen, in

denen sie verletzt werden oder sich in Trade-offs befinden, abgefragt werden.
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Dies könnte zumBeispiel in hypothetischen Szenarien passieren, die aber an real

mögliche Entwicklungen angelehnt sind. Ein solcher Schwerpunkt würde auch

an aktuelle Forschung aus anderen Ländern anknüpfen (vgl. z.B. Graham/Svolik

2020).

Ein weiterer möglicher Schwerpunkt könnte sich mit politischer Kommuni-

kation und Informationsbeschaffung beschäftigen,mit einem besonderen Fokus

auf der Nutzung des Internets. Gerade in Verbindung mit den politischen Ein-

stellungen, die im Standbein abgefragt werden, sowie den sozialräumlichen Fak-

toren wären wichtige Befunde zu erwarten. Man könnte aber auch überlegen, in

einem Schwerpunkt die Frage nach der Informationsbeschaffung und der Rolle

des Internets mit Fragen zur Bildung und zum subjektiven Bedarf von Bildung,

Weiterbildung, digitaler Bildung etc. zu verbinden.

Kerstin Völkl

Eine positiv hervorzuhebende Besonderheit des Deutschland-Monitors stellt das

Forschungsdesign dar. Einerseits wurden quantitative und qualitative Datener-

hebungsverfahren im Sinne eines MixedMethods-Ansatzes miteinander kombi-

niert. Andererseits wurde sowohl bei der quantitativen als auch bei der qualitati-

ven Datenerhebung ein Regionalisierungsansatz berücksichtigt.

Bei der quantitativen regionalen Vertiefungsstudie handelt es sich um eine

CATI-Erhebung in 8Kreisenmit je ca. 500Fällen.Dieser Teil der telefonischenEr-

hebung soll in den Folgejahren zu einem rollierenden regionalen Panel ausgebaut

werden.Die qualitativeVertiefung erfolgtemittels Fokusgruppen in 4Kreisender

quantitativen regionalen Vertiefungsstudie mit jeweils rund 8 Personen, was ei-

ner optimalen Gruppengröße entspricht.Die CATI-Haupterhebung istmit 4.003

Fällen repräsentativ für die deutschsprachigeWohnbevölkerung ab 16 Jahren des

Bundesgebietes.

Herauszustellen ist die Stichprobe mit knapp über 4.000 Fällen. Eine so

große Stichprobe erhöht die statistische Power und ermöglicht zuverlässige und

aussagekräftige Ergebnisse. Ebenso erlauben größere Stichproben genauere

Schätzungen von Populationsparametern. Zugleich haben größere Stichproben

den Vorzug, Subgruppen innerhalb der Population zu analysieren. Auf diese

Weise können Unterschiede zwischen verschiedenen erklärenden Variablen

identifiziert werden, wie die vorliegenden Analysen des Deutschland-Monitors

2023 zeigen.
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MixedMethods-Forschungsdesigns

Mixed Methods-Forschungsdesigns, die quantitative und qualitative For-

schungsmethoden kombinieren, zielen darauf ab, die soziale Wirklichkeit

möglichst intersubjektiv abzubilden, d.h., dass Beobachter unabhängig vonein-

ander zu demselben Ergebnis kommen. Sie haben den entscheidenden Vorzug,

umfassendere und vor allem tiefere Einblicke in den Untersuchungsgegenstand

zu gewinnen. Diesbezüglich bleibt der Deutschland-Monitor meines Erachtens

allerdings unter seinen Möglichkeiten. Auch die Beschreibung, um welche Art

vonMixedMethods-Ansatz es sich handelt, ist ausbaufähig.

Generell stellt sich beimDeutschland-Monitor 2023 die Frage, ob quantitative

und qualitative Methoden gleichzeitig im Sinne eines parallelenMixed-Methods-

Design eingesetzt wurden oder nacheinander folgten im Sinne eines sequenziellen

Mixed-Methods-Design. Orientiert man sich an den Erhebungszeiträumen, fällt

eine eindeutige Antwort auf diese Frage aufgrund der eng aufeinander folgenden

Datenerhebungen schwer. Im Juni 2023 wurde die quantitative Haupterhebung

durchgeführt, im Juli 2023 die quantitative regionale Vertiefungsstudie und im

Oktober 2023 folgten die qualitativen Fokusgruppen.

Trifft Ersteres zu, würde es sich um ein Triangulationsdesign handeln, bei dem

quantitative und qualitative Daten nahezu gleichzeitig zu einem Forschungsthe-

ma erhoben werden und gleichwertig in die Datenauswertung eingehen. Alter-

nativ wäre ein eingebettetes Design denkbar, bei dem eine der beiden Forschungs-

methoden dominiert unddie andere zeitgleich ergänzend verwendetwird.Dabei

stehen je nach eingesetzter Methode verschiedene Forschungsfragen im Mittel-

punkt.

Im Falle eines sequenziellenMixed-Methods-Design kommt entweder ein expl-

anatives Design in Betracht, bei dem auf eine erste quantitative Forschungsphase

eine zweite qualitative folgt, oder ein exploratives Design, bei dem auf die qualita-

tive die quantitative Phase folgt.

Wünschenswertwäre einemethodische klare Einordnung, umwelche Art von

Mixed-Methods-Design es sich unter Berücksichtigung der jeweiligen Vor- und

Nachteile handelt. Inwiefern ein sequenzielles Mixed-Methods-Design vor dem

Hintergrund des vorgesehenen Jahresturnus des Deutschland-Monitors zeitlich

realisierbar ist, gilt es zu bedenken.

Fokusgruppeninterviews

Hier grenzt sich die Beschreibung des Auswahlverfahrens von quantitativer

und qualitativer Stichprobe im sprachlichen Duktus kaum voneinander ab.

Dadurch kommen meines Erachtens vor allem die Besonderheiten des quali-
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tativen Ansatzes zu kurz. Anders als bei quantitativen Stichproben handelt es

sich bei qualitativen Stichproben in der Regel um eine bewusste Auswahlmit dem

Anspruch, maximale strukturelle Variation bei den Untersuchungseinheiten im

Sinne eines theoretischen Samplings sicherzustellen. Im Gegensatz zur quanti-

tativen Forschung, die statistische Repräsentativität bei der Stichprobenziehung

anstrebt, zielt die qualitative Forschung auf eine qualitative Repräsentation.

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, wäre zu überlegen, inwieweit über

die einbezogenen soziodemographischenMerkmalehinaus auchderMigrations-

hintergrund von Personen bei der Fallauswahl berücksichtigt werden sollte, um

eine breitere Vielfalt an Standpunkten zu ermöglichen.

Gegenstand von Gruppendiskussionen sind kollektive Orientierungen, Wis-

sensbestände und Werthaltungen, die durch den Diskurs abgebildet werden. Es

geht also geradenicht um individuelle bzw.persönlicheEindrücke,wie imText an

verschiedenen Stellen anklingt. Zentrales Kennzeichen von Gruppendiskussio-

nen sind ferner die verschiedenen Diskurse, die die Diskussionsteilnehmenden

selbst entwickeln und die ein wesentliches Element der Auswertung sein soll-

ten. Diesen Diskurssträngen könnte bei der Auswertung mehr Aufmerksamkeit

gewidmet werden.

Grundsätzlich scheint sich vor allem die Frage zu stellen,welchen Stellenwert

die qualitativenFokusgruppeninterviews zukünftig haben sollen (vgl.Mixed-Me-

thods-Design). Um ein umfassenderes Verständnis einzelnerThemenaspekte zu

erlangen, sollten die qualitativen und quantitativen Daten stärker aufeinander

bezogenwerden.Gegebenenfalls könnendie beidenMethoden,derenDaten 2023

nahezuzeitgleicherhobenwurden,auch für einegegenseitigeValidierungderEr-

gebnisse genutzt werden.

Warum keineMehrebenenmodelle?

Eine angemessene Methode zur Analyse von Kontexteffekten sind Mehrebenen-

modelle. Generell haben Mehrebenenanalysen eine Reihe von Vorteilen: Durch

die Berücksichtigung von Gruppeneffekten können sie die Variation innerhalb und

zwischen Gruppen unterscheiden. Dies ermöglicht eine genauere Kontrolle der

Gruppenunterschiede und verbessert dieGenauigkeit der Parameterabschätzun-

gen. Darüber hinaus ermöglichen Mehrebenenanalysen die effiziente Nutzung von

Informationen auf verschiedenenEbenenderHierarchie.Wenn Informationen auf

Gruppenebene vorliegen, können sie dazu beitragen, die Schätzung von Effekten

auf der Einzelebene zu verbessern. Ferner können Mehrebenenmodelle sowohl

FixedEffects (festgelegte Effekte) als auchRandomEffects (zufällige Effekte) berück-

sichtigen. Dies ist besonders hilfreich, wenn es individuelle oder Gruppenunter-

schiede gibt, die nicht vollständig durch bekannte Variablen erklärt werden kön-
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nen. Außerdem minimieren Mehrebenenanalysen das Risiko von Fehlern durch

Aggregation.Solche Fehler können auftreten,wennDaten auf einer höherenEbe-

ne aggregiert werden und dann auf einer niedrigeren Ebene analysiert werden.

Ein weiterer Vorteil ist, dass Mehrebenenmodelle es ermöglichen, die Variation

auf verschiedenen Ebenen der Hierarchie zumodellieren, was zu genaueren und

realistischeren Schätzungen führt.

Voraussetzung fürMehrebenenanalysen ist einehierarchischeDatenstruktur,

die wiederum an verschiedene Bedingungen geknüpft ist. Für ein einfaches 2-

Ebenenmodell, also die Schätzung von festen Effekten und Zufallseffekten auf

Ebene 1, gilt allgemein die 30/30-Regel. Das heißt, es sollten mindestens 30 Fälle

pro Ebene für solide Parameterschätzungen vorliegen, wobei eine Unterschrei-

tung eher auf Ebene 1 zulässig ist. Wenn Interaktionen zwischen den Ebenen,

sogenannte Cross-Level-Interaktionen, untersucht werden sollen, werden min-

destens 50 Individuen auf der zweiten Ebene empfohlen (50/20).

Vor dem Hintergrund von 106 kreisfreien Städten und 294 Landkreisen in

der Bundesrepublik Deutschland (Stand 31. März 2023) wäre eine solche hier-

archische Datenstruktur durchaus realisierbar gewesen. Warum dies bei der

Konzeption der Studie nicht berücksichtigt wurde und folglich das Analysepo-

tenzial vonMehrebenenmodellennicht ausgeschöpftwerdenkann, ist zumindest

erklärungswürdig.

Heterogenität innerhalb von Kreisen

Generell weisen kleinere Untersuchungseinheiten wie Gemeinden durchaus

Vorteile gegenüber größeren Einheiten wie Kreisen auf, da sie eine präzisere

Erfassung von Unterschieden zulassen. Die Verfügbarkeit von Indikatoren ist

allerdings für kleinere Untersuchungseinheiten in der Regel eingeschränkter

als für größere. Vor diesem Hintergrund stellen Kreise als Untersuchungsein-

heit durchaus eine angemessene Kompromisslösung dar. Zu überlegen wäre

jedoch, inwieweit die Heterogenität innerhalb der Kreise bei deren Auswahl be-

rücksichtigt werden könnte. Gegebenenfalls sollte vor dem Hintergrund dieser

Überlegungen auch die Relativierung der Annahme regionaler »Moralgrenzen«

zwischen Ost und West überdacht oder zumindest vorbehaltlich formuliert

werden.
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8.2 Kommentare aus Zivilgesellschaft und Politik

Cathleen Bochmann

DieAktionZivilcouragee.V. ist einunabhängigerVerein,dergesellschaftlicheund

politische Bildungsarbeit für alle Altersgruppen anbietet. Die Aktion Zivilcoura-

ge wurde 1998 als Initiative jungerMenschen gegründet. Hintergrund waren ho-

he Kommunalwahlergebnisse rechtsextremer Parteien im damaligen Landkreis

Sächsische Schweiz und eine zunehmende Gewaltbereitschaft insbesondere jun-

ger Menschen. Als Antwort auf diese Entwicklung organisierte die Initiative un-

ter anderem Runde Tische. Schon damals prägten bis heute wichtige Prinzipien

unsere Arbeit: der Dialog auf Augenhöhe sowie die Schaffung positiver Selbst-

wirksamkeitserfahrungen in einer demokratischen Gesellschaft. Dabei arbeiten

wir vor allem in ländlichenRäumenOstdeutschlandsmit einembreitenNetzwerk

aus staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen zusammen.

Empirische Daten sind von hohem Wert für Praktiker:innen der Zivilgesell-

schaft, da sie wertvolle Anhaltspunkte für die Entwicklung zielgerichteter Stra-

tegien undMaßnahmen bieten.Der Deutschland-Monitor ’23 liefert umfassende

Einblicke in gesellschaftliche und politische Trends in Ost und West, die für die

Arbeit vor Ort von entscheidender Bedeutung sind. Auf Grundlage der Befunde

des Monitors lassen sich vier Kerngedanken ableiten, die die Relevanz der Daten

für die Arbeit unseres Vereins »Aktion Zivilcourage e.V.« und dessen Beratungs-

und Bildungsarbeit verdeutlichen. Die folgenden 4 Thesen stecken einen praxis-

orientierten Rahmen ab, um die in den Monitor-Daten ablesbaren Herausforde-

rungen der Demokratie gerade in ostdeutschen ländlichen Regionen anzugehen

und demokratischeWerte zu stärken.

Wir brauchen gute Dialogformate!

Im Deutschland-Monitor ’23 stimmten weniger als 15 Prozent der Befragten

der Aussage zu, dass sich Politikerinnen und Politiker um einen engen Kontakt

zur Bevölkerung bemühen. Solche geringe Responsivität gefährdet die demo-

kratischen Bindungskräfte in unserem Land. Denn fehlende bzw. als fehlend

wahrgenommene Repräsentation sowie unzureichende Wirksamkeitserfah-

rungen lassen Menschen an ihrer Selbstwirksamkeit im politischen Diskurs

innerhalb unserer Demokratie zweifeln. Wie die Monitor-Daten zeigen, hängen

die Wahrnehmung von Responsivität und die Zufriedenheit mit der Demokra-

tie eng zusammen94. Menschen fühlen sich mit ihren politischen Interessen

94 DeutschlandMonitor 2023, S. 127.
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abgehängt und glauben, dass ihnen vonseiten der Politik ohnehin kein Gehör ge-

schenkt wird. So erleben wir einen Vertrauensverlust der Menschen in politische

Institutionen, eine gesellschaftliche Radikalisierung und eine Delegitimierung

von Demokratie.

VieleMenschen spüren einMissverhältnis zwischen dem,worauf sie Einfluss

haben, und demAusmaß der Krisen der letzten Jahre. In denDaten des Deutsch-

land-MonitorswirddasFunktionierenderDemokratie erschreckend schlecht be-

wertet. Dieses Gefühl mangelnder Leistungsfähigkeit kann zu Frustration, Ag-

gression und Radikalisierung führen. Gerade im Osten, wo mehr als die Hälfte

der Menschen unzufrieden mit der Demokratie ist, wird dies sichtbar.95 In vie-

len Kommunen sind in den letzten 10 Jahren starke Konflikte und Polarisations-

effekte erkennbar. Die Corona-Pandemie führte dies besonders eindrücklich vor

Augen. Populistische und extremistische Politikangebote versprachen hier einfa-

che Lösungenundbestärken ihreAnhänger:innen inder Idee vonderMacht eines

vermeintlich authentischen Volkswillens und der Notwendigkeit eines radikalen

Systemwechsels.

Während einerseits fehlende Wirksamkeit in politischen Dingen kritisiert

wird, gibt jedoch andererseits über ein Viertel der Befragten des Deutschland-

Monitors ’23 an, dass sie gern die Gelegenheit ergreifen, an Bürgerversamm-

lungen teilzunehmen und mit anderen Menschen zu diskutieren. Es existiert

also ein dringender Bedarf, weitere politische Teilhabemöglichkeiten in Form

von Dialogformaten zu eröffnen. Dies macht besonders dort Sinn, woMenschen

ihre Lebenswelt aktiv vor Ort mitgestalten können, also in ihren Kommunen.

Solche Formatemüssen dergestalt konzipiert werden, dass auch enttäuschte und

radikalisierte Bürger:innen teilnehmen und positive Wirksamkeitserfahrun-

gen mit der Demokratie machen können. Gerade die großen gesellschaftlichen

Konfliktthemen stellen die Veranstalter:innen von Dialogverfahren jedoch vor

erhebliche Herausforderungen. Staatliche Verantwortung Tragende stehen

hochgradig radikalisierten Bürger:innen in Bürgerversammlungen, Dialogen

und Einwohnersprechstunden gegenüber. Die Themen, entlang derer Radikali-

sierung stattfindet – Corona,Migration, Regierungskritik, Heizungsgesetz oder

Windräder – wechseln. Das öffentliche Erregungspotenzial bleibt jedoch kon-

stant hoch und wird z.T. von Akteuren der extremen Rechten gezielt angefeuert.

Meist sind die Kommunen überfordert, mit stark eskalationsbedrohten Bürger-

dialogen umzugehen und wollen diese lieber vermeiden. Auch sind kompetente

Moderator:innen, denen es gelingt, Bürgerdialoge bei Anwesenheit radikaler

und extremistischer Kräfte so zu steuern, dass Hass und Hetze nicht überhand

nehmen, in der Sphäre der Politik selten zu finden.

95 DeutschlandMonitor 2023, S. 149.
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Für eine gute demokratische und zugleich Kontroversen einbindendeDialog-

und Streitkultur kann also nicht allein das politische System verantwortlich sein.

Es braucht vielmehr eine gesellschaftliche Basis. Als zivilgesellschaftlicher Trä-

ger ist es daher unser Ziel, Verantwortungstragende dafür zu sensibilisieren und

zu befähigen, kommunalen Krisen durch geeignete Dialog- und Bürgerbeteili-

gungsangebote im optimalen Fall präventiv, im akuten Fall deeskalierend zu be-

gegnenunddiese dabei umfassend zuunterstützen.Zentral für dasGelingen sol-

cherFormate ist,dassPolitiker:innenundBürger:innensichdarinaufAugenhöhe

begegnen und einander zuhören. Unsere Unterstützung fußt hierbei auf 3 Bau-

steinen: der Ausbildung von Moderatorinnen und Moderatoren für Krisensitua-

tionen, der Begleitung von Kommunen und Behörden in Konfliktlagen und der

Moderation von Dialog- und Beteiligungsformaten.

Wir sollten kommunalpolitisches Engagement fördern!

Politische Partizipation ist ein Eckpfeiler jeder funktionierenden Demokratie.

Sie ermöglicht es Bürgerinnen und Bürgern, ihre Interessen zu vertreten und

Einfluss auf politische Entscheidungen zu nehmen. Für die politische Willens-

bildung in Deutschland sind wiederum die politischen Parteien zentral. Jedoch

zeigt der Deutschland-Monitor ’23, dass das Partizipationsinteresse der Be-

völkerung in Parteistrukturen mit 6 Prozent sehr gering ausfällt. Die geringe

Partizipation in politischen Parteien zeigt sich nicht nur an zurückgehenden

Mitgliederzahlen, sondern auch in einer allgemeinen Abnahme politischer Ak-

tivität insbesondere in ländlichen Gebieten. Dort sind die Volksparteien daher

oft kaum wahrnehmbar und die Mehrzahl der Bürgermeister:innen Kommunen

selbst gar nicht mehr an Parteistrukturen angebunden.96 Es ist beunruhigend,

dass in einigen Gebieten aktuell Schwierigkeiten bestehen, ausreichend Kan-

didat:innen für die anstehenden Kommunalwahlen 2024 zu finden. Dadurch

wird ein zentraler Pfeiler unserer Demokratie ausgehöhlt und gerade jene po-

litische Ebene geschwächt, der laut den Daten des Deutschland-Monitors ’23

neben dem Bundesverfassungsgericht noch das größte Institutionenvertrauen

entgegengebracht wird.97

Diese Entwicklung hat gravierende Auswirkungen auf die kommunalpoliti-

sche Ebene, insbesondere imHinblick auf kommendeWahlen. Denn die von den

VolksparteienhinterlasseneLückewirdnichtunbesetzt gelassen,sondernzuneh-

mend von rechtsextremen Kräften gefüllt. Jene drängen gerade in Ostdeutsch-

96 In Sachsen sind aktuell nur einDrittel der Bürgermeister:innen als Vertreter:innen einer Volkspartei im

Amt. https://wahlen.sachsen.de/buergermeisterwahlen-wahlstatistik.html

97 DeutschlandMonitor 2023, S. 132.

https://wahlen.sachsen.de/buergermeisterwahlen-wahlstatistik.html
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land mit aller Kraft in die Gremien. Hierbei existiert eine vielfache Wechselwir-

kung mit nicht-institutioneller Partizipation. Demonstrationen stellen laut der

Befunde des Deutschland-Monitors mit knapp einem Fünftel eine recht beliebte

Form der Partizipation dar98. Die sogenannten »Montagsdemonstrationen« und

das dort vertretene radikale Protestmilieu sind Quellen, aus denen sich der Ein-

zug radikaler Kräfte in die Gemeindevertretungen speist. Angefeuert wird dies

noch durch reichweitenstarke Social-Media-Kanäle, in denenHass und Falschin-

formationen kursieren. In Sachsen ist diese Entwicklung z.B. seit mehreren Jah-

ren bei den »Freien Sachsen« gut zu beobachten.

Aus Sicht der Zivilgesellschaft ist daher eine Unterstützung jener Menschen

wichtig, die bereit sind, sich für ihr Gemeinwesen einzusetzen, indem sie für

Stadtbezirks- und Ortschaftsräte, Städte- und Gemeinderäte oder gar das Bür-

germeisteramt kandidieren und sich dort demokratisch engagieren. Hierbei

gilt es einerseits schon frühzeitig reale Erfahrungsräume zu schaffen, so wie

z.B. in unserem Format »Kommunalpolitik und ich«, wo Jugendliche zusammen

mit politischen Vertreter:innen konkrete Projekte in ihren Kommunen entwi-

ckeln. Unserer Erfahrung nach kann aus solch einem Projekt die Ermutigung

junger Menschen für ein »echtes« politisches Amt erwachsen. Für Erwachsene

bewähren sich vor den Wahlen gezielte Ansprachen engagierter Bürger:innen

der Stadtgesellschaft für ein politisches Amt und eine Aufklärung über die da-

mit verbundenen Abläufe und Prozesse. Wenn die parteipolitischen Strukturen

der Volksparteien auf lokaler Ebene fehlen, bedarf es alternativer Unterstüt-

zungsstrukturen, um sozialen Rückhalt und Professionalisierung zu schaffen.

Besonders bewährt haben sich hierfür von uns als Verein moderierte Bürger-

meisterstammtische und Kommunaldialoge, in denen sich die kommunalen

Verantwortungstragenden austauschen und gegenseitig unterstützen können.

Bedarfsorientierte Schulungsformate für neu Gewählte ergänzen das Ange-

bot und stellen Handlungssicherheit für die vielfältigen Herausforderungen

– von Verwaltungsabläufen über Bürgerkommunikation bis zur Reaktion auf

Anfeindungen – her.

Demokratisches Engagement braucht Schutz!

Schaut man sich die Daten des der Deutschland-Monitors ’23 hinsichtlich der

grundlegenden Einstellungen zurDemokratie an, so ergibt sich ein ambivalentes

Bild. Einerseits ist die Zustimmung zur Demokratieidee und zur Verfassungs-

ordnung in Ost und West unverändert hoch. In den ersten Monaten des Jahres

2024 wurde dies öffentlich greifbar, als bei den pro-demokratischen Demonstra-

98 DeutschlandMonitor 2023, S. 119.
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tionen an vielen Orten erstaunlich viele Menschen auf die Straße gingen – auch

in Gegendenmit starken rechtsextremen Strukturen, wo dies vorher nicht unbe-

dingt erwartet wurde. Viele zivilgesellschaftlich Engagierte hat dieses deutliche

Signal beflügelt und bestärkt. Aber es gibt eben auch andere Orte, in Gegenden,

wo Engagierte klar sagen, dass sie sich nicht trauen, überhaupt eine Demons-

tration zu organisieren, weil sie nicht allein dastehen und sich anfeinden lassen

wollen.Dasheißt, zivilgesellschaftlichesunddemokratiestärkendesEngagement

existiert zwar vielfachundoftmit großergesellschaftlicherWirkmacht, ist jedoch

gleichzeitig Anfeindungen und Bedrohungen ausgesetzt.

Einschüchterungen, Bedrohungen und Angriffe führen dazu, dass Engagier-

te sich aus der Öffentlichkeit zurückziehen, sich weniger Menschen engagieren

und anti-demokratischen Akteuren eine stärkere Meinungsmacht zuteil wird.

Wenn im gesellschaftlichen Umfeld – wie im Deutschland-Monitor ’23 z.B. im

Salzlandkreis oder Landkreis Prignitz erkennbar – die Antidemokraten und

Systemkritiker ein Drittel der Bevölkerung stellen, wird es beschwerlich für

demokratisches Engagement.99 Wenn wir im Deutschland-Monitor ferner se-

hen, dass geringes Institutionenvertrauen, populistische Einstellungen und

Parteipräferenz für die AfD eng zusammenhängen, wäre die Frage, ob wir als

Zivilgesellschaft Möglichkeiten finden können, besser an diese Leute heranzu-

kommen, um sie für demokratische Alternativen zu öffnen. Meist wird hier auf

politische Bildung verwiesen, wobei Bildungsangebote in der Regel nicht ausrei-

chen dürften, um die dahinterliegende Unzufriedenheit mit der Performanz von

Demokratie, Protest und Deprivationsgefühle abzubauen.

Wir beobachten daher meist einen Dauerkonflikt zwischen einer prodemo-

kratischenundeiner antidemokratischenZivilgesellschaft.AuchwenndieZahlen

des Deutschland-Monitors aufzeigen, dass die antidemokratischen Kräfte zah-

lenmäßig gar nicht mal so groß sind, muss man sich vor Augen führen, dass es

wesentlich weniger Anstrengungen bedarf, destruktiv auf gesellschaftlichesMit-

einander zu wirken als konstruktiv etwas aufzubauen. In jeder Bürgerversamm-

lung binden die brüllenden, pöbelnden Personen deutlich mehr Energie als Dis-

kussionsteilnehmende, die versuchen, sich inhaltlich konstruktiv zu äußern. Es

braucht viele Ressourcen, einen neuen Gemeindetreff aufzubauen und den Bür-

ger:innenMöglichkeiten für ein Engagement aufzuzeigen, positive Erzählungen

unseres demokratischen Gemeinwesens zu generieren und ein zivilgesellschaft-

liches Netzwerk zu schaffen. Es braucht vergleichsweise wenig Anstrengung, ei-

nen antidemokratischen Protest zu organisieren, ein einschüchterndes Hassvi-

deo oder Fake News auf Telegram zu posten bzw. jemanden auf demNachhause-

weg von einer Demokratiedemo körperlich zu bedrohen. Diese Asymmetrie der

99 DeutschlandMonitor 2023, S. 151.
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Destruktion durch Demokratiefeinde – seien es auch zahlenmäßig wenige – ist

für die zivilgesellschaftliche Praxis sehr zermürbend.

Mittelfristig besteht hier die Gefahr einer dauerhaften Schwächung der de-

mokratischen Kultur. Von derlei Ermüdungserscheinungen, Einschüchterungen

und Angriffen betroffen sind sowohl Engagierte in Vereinen und Initiativen als

auch (ehrenamtliche) Kommunalpolitiker:innen undMitarbeitende der kommu-

nalen Verwaltung. Ein Kernproblem besteht im Fehlen eines ausreichenden Un-

terstützungssystems zur Stabilisierung von Demokratie sowie zum Schutz de-

mokratischen Engagements. Es fehlt Verantwortungstragenden sowohl in Zivil-

gesellschaft als auchbei staatlichenStellenoft anWissenundMethodenkenntnis-

sen,wie sich insbesondere inKrisensituationenundbei aufgeheiztenSituationen

demokratiestärkende und demokratieschützende Prozesse anstoßen, moderie-

ren und umsetzen lassen.

Auch hier bietet sich ein Ansatzpunkt für zivilgesellschaftliche Verant-

wortung, gezielt Schutzkonzepte für demokratisch Engagierte zu entwickeln,

Betroffenen zu helfen, ihr Engagement angstfrei und gestärkt umzusetzen und

breite Bündnisse demokratischer Akteure zum Zwecke gegenseitigen Rück-

halts zu fördern. Gute Möglichkeiten, solche Bündnisse zu stärken, bieten nach

unserer Erfahrung lokale Toleranzbündnisse, die vom Bundesprogramm »De-

mokratie leben!« geförderten Partnerschaften für Demokratie, das Netzwerk

»Zusammenhalt durch Teilhabe« und regionale (Fach-) Netzwerke der Zivilge-

sellschaft.

Staat und Zivilgesellschaft müssen gut zusammenarbeiten!

Ein effektiver Schutz der Demokratie kann indes letztlich nur durch eine engere

Zusammenarbeit zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren er-

reicht werden, und zwar nicht nur punktuell, sondern strategisch gedacht. Es ist

unerlässlich, dass diese sektorübergreifende Zusammenarbeit ein breites politi-

sches Spektrum umfasst, das sich für demokratischeWerte einsetzt und die ver-

schiedenen Arbeitsbereiche staatlicher und zivilgesellschaftlicher Partner kom-

biniert. Denn hinter den Zahlen des Deutschland-Monitors zu Populismus und

Extremismus liegen vielfältige Phänomene, denen wir uns als Verein in der Ar-

beit gegenübersehen: z.B.Konflikte undGewalt unterKindernund Jugendlichen,

die von den pädagogischen Fachkräften nicht aufgefangen werden können; un-

terschiedliche Lebenschancen aufgrund Bildung, Einkommen oderWohnort, die

sich in einer Abwehr der Demokratie und des Gemeinwesensmanifestieren; oder

eine schnelllebige und komplexe digitaleWelt, die insbesondere Jugendliche Fake

News, Hassreden und Verschwörungsmythen aussetzt.
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Die Aktion Zivilcourage hat hierbei mit dem Angebot einer externen Prozess-

begleitung und starker Netzwerkarbeit gute Erfahrungen gesammelt. Träger

oder Kommunen, die demokratisches Engagement stärken möchten, werden

beim Aufbau sektorübergreifender Netzwerke unterstützt. Durch die vertrau-

ensvolle Zusammenarbeit zwischen Entscheidungsträger:innen aus Politik,

Verwaltung, Bildungseinrichtungen, Sicherheitsbehörden und der Zivilgesell-

schaft werden die Akteure in die Lage versetzt, ein gemeinsames Lagebild zu

entwickeln, zielgerichtet Maßnahmen zur Stärkung und zum Schutz der De-

mokratie und der Engagierten zu identifizieren, zu planen und umzusetzen.

Vertrauensvolle Bündnisse ermöglichen es, unmittelbar und abgestimmt auf

Herausforderungen zu reagieren sowie durch einen kontinuierlichen Informa-

tionsaustausch »vor die Lage« zu kommen, präventiv Maßnahmen zu ergreifen

und somit die Gewährleistung von Sicherheit, politischer Handlungsfähigkeit

und Schutz demokratischen Engagements zu verbessern. Vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit bedeutet übrigens nicht, dass die Eigenheiten der jeweiligen

Handlungsbereiche verschwimmen oder sich die Zivilgesellschaft gar an staatli-

che Organe anbiedern soll; gemeint ist durchaus auch konflikthafte Kooperation

auf Augenhöhe und eine Anerkennung der unterschiedlichen Kompetenzen und

Fähigkeiten.

Eine bessere Zusammenarbeit zwischen staatlichen Stellen und Zivilge-

sellschaft ist nicht immer einfach. Unterschiedliche Problemwahrnehmungen,

Rollen und institutionelle Logiken der Akteure vor Ort erschweren oftmals eine

vertrauensvolle, konstruktive Zusammenarbeit im Themenfeld Demokratiestär-

kung, Rechtsextremismusprävention zum Schutz von Engagierten. Auch die

im Deutschland-Monitor ablesbaren Herausforderungen durch systemkritische

und antidemokratische Kräfte geben Fragen auf. Es gilt z.B. zu klären, wie es

gelingen kann, das Vertrauen der Bevölkerung in demokratischen Institutionen

vor Ort zu stärken, obwohl gerade in Ostdeutschland jene politischen Gremien

zunehmendmit Extremisten besetzt sind.

Fazit

Klar ist, dass die aktuellen Herausforderungen für die Demokratie umfassende

Antworten erfordern.Die Ergebnisse des Deutschland-Monitors ’23 liefernwich-

tige Einblicke in die gesellschaftlichen und politischen Einstellungen und zeigen

auf, dass zwar wesentliche Grundlagen unseres demokratischen Zusammenle-

bens stabil und funktionsfähig sind, zugleich aber auch viel Engagement auf allen

Ebenen erforderlich ist, um die Demokratie zu schützen und zu stärken. Gefor-

dert ist Unterstützung im Feld der Bürgerkommunikation, der Bürgerdialoge

undBeteiligungsverfahren,gerade inkrisenhaftenoder eskalationsbedrohtenSi-
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tuationen. Verantwortungstragende in Kommunen bedürfen der Unterstützung

durch Fortbildungen, Coaching und Vernetzungsangebote, die ihnen auch bei

fehlenden Parteienstrukturen Handlungssicherheit in herausfordernden Situa-

tionen geben,denTransfer guter Praxis zwischenKommunen ermöglichen sowie

gegenseitige Rückendeckung und gemeinsames Lernen der kommunalen Ebene

fördern. Engagierte, die aufgrund ihres Einsatzes für Demokratie angefeindet

und bedroht werden, benötigen Schutz und Stärkung. Es braucht Beratung

und Prozessbegleitung, welche themenunabhängig und überparteiisch agiert

und somit anschlussfähig ist für staatliche Stellen wie für zivilgesellschaftliche

Bewegungen, damit Aufbau, Festigung und Vertiefung einer vertrauensvollen

sektorübergreifenden Zusammenarbeit gefördert werden.

Juliane Stückrad

Von ländlichen Räumen und von Kommunen lernen

Folgende Überlegungen entspringen ethnografischen Erkundungen in ländli-

chenRäumen seit den 2000er Jahren.DenAnfangbildete eineübermehrere Jahre

dauernde Feldforschung im brandenburgischen Elbe-Elster-Kreis zur Kultur des

Unmuts.100 Es schlossen sich Studien im Auftrag der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Sachsens zur Bedeutung von Kirche in ländlichen Räumen an.101

Die Friedrich-Ebert-Stiftung erteilte den Auftrag für die ethnografische Erkun-

dung der Stimmungslage in der ostthüringischen Kleinstadt Gößnitz102, und

für den »Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben e.V.« wurden Daten zu den zivil-

gesellschaftlichen Potenzialen von Heimatstuben in Vorpommern erhoben103.

100 Stückrad, Juliane: Ich schimpfe nicht, ich sage nur dieWahrheit. Eine Ethnografie des Unmuts amBei-

spiel der Bewohner des Elbe-Elster-Kreises/Brandenburg. Kiel 2010.

101 Stückrad, Juliane: Verantwortung, Tradition, Entfremdung – Zur Bedeutung von Kirche im ländli-

chenRaum.Eine ethnographische Studie in dreiDörferndesRegionalkirchenamtes Leipzig.Kohrener-

Schriften 2, Großpösna 2017; Stückrad, Juliane: Vertrauen, Krise, Glauben – Bedeutung von Kirche in

ländlichen Räumen. Der Kirchenbezirk Vogtland. Kohrener Schriften 4, Leipzig 2021.

102 Stückrad, Juliane: Die Perspektive der Stadt ist ja eigentlich die Perspektive der Menschen. Eine eth-

nografische Studie zur Stimmungslage in Gößnitz, hrsg. von: Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro

Thüringen. Erfurt 2020.

103 Stückrad, Juliane: Heimatstuben in der Region Uecker-Randow. Kommunale Aufgaben und zivilgesell-

schaftliche Potentiale. Eine ethnographische Studie zu sieben Fallbeispielen, hrsg. von: Modem.Mobi-

les Demokratisches Empowerment. Ein Projekt des Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben. Wuppertal,

Rothenklempenow 2020.
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Hinzu kommen Felddaten für das Ausstellungs- und Buchprojekt »Randgebiete

– Geschichten von drüben«.104

Die ethnografischen Datenerhebungen hatten zum Ziel, die Eigenlogik der

jeweiligen Lebenswelten zu verstehen. Die Erhebungen fanden in Regionen statt

– Südbrandenburg, Landkreis Uecker-Randow, Leipziger Land, sächsisches

Vogtland, Altenburger Land –, die im Deutschlandmonitor 2023 als Regionen

mit mittlerer bzw. geringer Prosperität ausgewiesen sind.

Wenn von ländlichen Räumen die Rede ist, denkt man zumeist nur an Dör-

fer. Kleinstädte werden in ihrer Bedeutung für die ländliche Infrastruktur leicht

übersehen.105 Das liegt nicht daran, dass es keine Forschungen zu Kleinstädten

gäbe, sondern daran, dass diese Befunde nicht ausreichend rezipiert werden.106

Das Dorf wird aus städtischer Perspektive häufig »als idyllisches Anderes der ge-

sellschaftlichen Modernisierung, Verstädterung bzw. – heutzutage – Globalisie-

rung« betrachtet.107Damit einher gehen aber nicht nur romantisierende Vorstel-

lungen, sondern auch Vorurteile von Rückständigkeit. Viele Bewohnerinnen und

Bewohner ländlicher Räume machen die Erfahrung, dass ihr Lebensumfeld von

außen betrachtet als Mangelraum wahrgenommen wird. In strukturschwachen

Gebieten spüren siedenRechtfertigungsdruck,dermit demdefizitärenBlick ein-

hergeht und der auf ihnen lastet, wenn sie erklären müssen, warum sie trotz der

Problemlagen bleiben und ein Leben »in der Provinz« führen. Sie werden als Be-

wohner der Ränder, jenseits der Zentren, wahrgenommen. Am Rand zu leben ist

aber nicht attraktiv, denn der Rand birgt Gefahren, nicht mehr ganz dazuzuge-

hören, in Unsicherheit zu leben und abstürzen zu können.

Ein Problem der ländlichen Räume – und das gilt verstärkt für Ostdeutsch-

land – ist ihre Problematisierung. Die Menschen müssen sich durch die Fragen

nach ihremAlltag in sogenannten »abgehängten Regionen«– solche nimmt auch

dasSchwerpunktthemadesDeutschland-Monitors2023 indenBlick –mitder in-

direkten Unterstellung auseinandersetzen, möglicherweise den Absprung nicht

geschafft zu haben und damit ein gesellschaftlich weniger anerkanntes Leben zu

führen. Begeben sich Städterinnen und Städter in ländlich geprägte Regionen,

104 Kneise, Ulrich / Stückrad, Juliane: Randgebiete. Geschichte von drüben. Erzählt entlang der thüringi-

schen Grenze zu Niedersachsen, Hessen und Bayern. Erfurt / Halle/Saale 2024.

105 Steinführer, Annett: Vom Wachsen im Schrumpfen. Alterung und siedlungsstruktureller Wandel von

Kleinstädten, in: Schmied, Doris / Wüstenrotstiftung (Hg.): Große Dörfer – Kleine Städte. RURAL 9.

Göttingen 2018: 7–29, hier S. 9.

106 Hannemann, Christine: Kleine Stadt, was nun?, in: Reimann, Bettina et al. (Hg.): Vielfalt gestalten. In-

tegration undStadtentwicklung inKlein- undMittelstädten.Deutsches Institut fürUrbanistik.Edition

Difu – Stadt Forschung Praxis Bd. 17. Berlin 2018, S. S. 45–61, hier S. 45.

107 Marszałek, Magdalena: Das Dorf als Erinnerungsraum, in: Nell, Werner / Weiland, Marc (Hg.): Dorf.

Interdisziplinäres Handbuch. Berlin 2019, S. 348–356, hier S. 352.
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ist ihnen daher zu empfehlen, die eigenen Vorurteile über dörfliche und klein-

städtische Lebensformen zu reflektieren. Es sollte diskutiert werden, welche Le-

bensentwürfe in gesellschaftlichenDiskursen das größere Ansehen genießen: die

großstädtischen oder die ländlichen?

DasReden über ländliche Räumehat seit vielen JahrenKonjunktur.Allerdings

wird viel zu oft in großen Städten über ländliche Räume gesprochen und zu we-

nig mit den Bewohnern ländlicher Räume. Hier könnte schon die Verlegung von

Veranstaltungen zuThemen der Stadt-Land-Beziehung in kleinere Orte jenseits

der Metropolen Abhilfe schaffen. Kulturhäuser, Gemeindezentren, Begegnungs-

stättenundähnlicheEinrichtungen,die oft vonVereinenundzivilgesellschaftlich

engagierten Personen betriebenwerden,würden von dieser neuen Aufmerksam-

keit direkt profitieren und könnten sicherlich wichtige Erfahrungen einbringen.

Warum sollte man nicht auch einmal in einer »schrumpfenden« Kleinstadt eine

Tagung zurWohnungsnot inMetropolen veranstalten? Vielleicht fänden sich hier

ja ganz unerwartete Perspektiven und Lösungsansätze?

Der auf Problematisches fokussierte Blick ignoriert die Leistungen der Men-

schen in ländlichen Regionen. Ethnologisch-volkskundlich betrachtet, zeugt

die defizitäre Wahrnehmung seitens der Städterinnen und Städter häufig von

einem eingeschränkten Kulturbegriff, der sich an der sogenannten »Hochkultur«

orientiert. Er übersieht die Vielfalt der Kulturen ländlicher Räume, die in Kirch-

gemeinden, Sportvereinen, Freiwilligen Feuerwehren, in Karnevalsclubs, in Kir-

mesgesellschaften und in vielen anderen Konstellationen gelebt wird. Während

der Feldforschungen konnten bemerkenswertes ehrenamtliches Engagement,

beeindruckender Fleiß und die Fähigkeit zur Selbstorganisation dokumentiert

werden. Anstatt vorzugsweise in Städten entwickelte Kulturförderprogramme in

ländliche Räume zu tragen, wäre es auch einmal denkbar, dass Jugendliche vom

Land jungen Menschen in Großstädten ihre Erfahrungen mit der Organisation

der Dorfkirmes schildern und dabei ihr Wissen um gemeinwohlorientiertes

Handeln weitergeben.

Der Deutschlandmonitor 2023 verdeutlicht, dass ein hoher sozialer Zusam-

menhaltdieAttraktivitätdesLebensumfelds erhöht.108DiesesErgebnisderquan-

titativen Datenerhebung deckt sich mit den qualitativ erhobenen Daten. In Ge-

sprächenmit engagiertenMenschenwurdeder Stolz aufOrte,RäumeundVeran-

staltungen, die manmit anderen gestaltet und erschaffen hat, deutlich: »Bei uns

ist der Zusammenhalt gut. Ich finde, zur Kirmes rutscht das Dorf jedes Jahr aufs

Neue ein bisschen zusammen. Das ist so schön, das ist wirklich bei uns einma-

108 Deutschland-Monitor ’23. Kurzinformation über wesentliche Untersuchungsergebnisse, Januar 2024,

S. 3.
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lig.«109 – »Was uns verbindet? Na, dass jeder jedem hilft. Also, das ist der Zusam-

menhalt.Weil sie auch alle stolz sind, dass es der Fasching geschafft hat.«110 – »In

[Dorf D] ist ein starker Zusammenhalt. … Es bleiben nur wenige außen vor. Wir

haben es geschafft, dass alle an einem Strang ziehen.«111 Die Liebe zum Eigenen

und die »Lust an der Eigenart«112motivieren dieMenschen, sich für ihreOrte und

ihre Regionen zu engagieren. Doch, wo Liebe ist, sind auch Verletzungen mög-

lich.

Zu solchen Verletzungen kommt es, wenn Engagement erschwert und Eigen-

art bedroht werden, wie es zum Beispiel durch Eingemeindungen und Gemein-

degebietsreformen geschehen kann. Bei allen ethnografischen Untersuchungen

konnte Unmut darüber dokumentiert werden. Wenn Dörfer zu Ortsteilen von

Städten werden, ändert sich zwangsläufig die Kommunikation mit den Verwal-

tungen. Absprachen, die im Sozialraum des Dorfes auf Vertrauen und Bekannt-

heit basierten, müssen nun einem anonymeren städtischen Umgang angepasst

werden, was in der Regel mit mehr Bürokratie einhergeht. »Das macht alles kei-

nen Spaß mehr«, sagte mir der Vorsitzende eines Heimatvereins in Sachsen, als

er beschrieb,wieumständlich es seit derEingemeindung seinesDorfes geworden

sei, für einen Festumzug die Straße kurzzeitig abzusperren.113

Gerhard Henkel beschreibt ein »ganzes Bündel an negativen Folgen« durch

Eingemeindungen. Unter anderem würde die »in den Dörfern existierende de-

mokratische Basis … beseitigt«. Die »Konsequenz ist eine wachsende kommu-

nalpolitische Resignation«.114 Wenn infolge der Gebietsreformen weniger Men-

schen kommunalpolitisch tätig sein können, werden sich auch weniger Bürge-

rinnen und Bürger vor Ort in einer Partei engagieren. Der Deutschland-Monitor

2023 zeigt aber, dass Mitarbeit in einer politischen Partei tendenziell eine »bes-

sere Meinung von der Responsivität der Politik«115 befördert. Beim Zusammen-

schluss von Ortschaften zu großen Gemeindeverbänden bleibt für die Beratung

einzelner Anliegen in den Gemeindeversammlungen sehr viel weniger Zeit. Ent-

scheidungsprozesse sind häufig schlechter nachvollziehbar. Diese Erfahrungen

109 Zitat Frau P., Kirmesgesellschaft Gleicherwiesen, in: Stückrad: Randgebiete 2024, S.

110 Zitat Herr G., Hirschberger Faschingsclub e. V., in: Stückrad: Randgebiete 2024, S. 242.

111 Zitat Herr Sch.,Musikverein D-Dorf (Vogtland), in: Stückrad: Vertrauen 2021, S. 22.

112 Stückrad: Ich schimpfe nicht 2010, S. 155; Streck, Bernhard: Fröhliche Wissenschaft Ethnologie. Eine

Führung.Wuppertal 1997, S. 13.

113 Stückrad, Juliane: Eigenständigkeit oder Eingemeindung? Zur Stimmungslage in ländlichen Regionen

Mitteldeutschlands, in: Sächsische Heimatblätter, 66. Jg., Heft 1, 2020, S. 67–72, hier S. 71.

114 Henkel, Gerhard: Das Dorf. Landleben in Deutschland – gestern und heute. Sonderausgabe der Bun-

deszentrale für politische Bildung. Bonn 2020, S. 328–329.

115 Deutschland-Monitor ’23, Kurzinformation, S. 9.
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führen zur Distanzierung von politischen Entscheidungen und größerer Unzu-

friedenheit mit dem Verwaltungshandeln.116

Schnell kommendannMisstrauen unddasGefühl auf, dass der eigeneOrt be-

nachteiligt wird. »Wer seine nähere Umgebung und sich selbst als benachteiligt

ansieht,« stellt der Deutschland-Monitor 2023 fest, »fühlt sich häufiger »abge-

hängt«. Damit ist gemeint: Diese Menschen haben den Eindruck, dass sich die

Politik für ihre Region nicht ausreichend interessiert und sich zu wenig für de-

ren wirtschaftliche Entwicklung einsetzt«.117 »Abgehängtsein« ist aber nicht nur

ein Gefühl, sondern in vielen Regionen auch eine Alltagserfahrung, wenn Schu-

len und Kindergärten aus den Orten verschwanden, die Bankfiliale schloss, der

Bahnhof stillgelegt wurde, das Pfarrhaus seit der Streichung der Pfarrstelle leer

steht und sich kein Landarzt mehr findet. Dass Gefühle des »Abgehängtseins« in

Ostdeutschland verbreiteter sind, erklärt der Deutschland-Monitor 2023 damit,

dass »dort anteilig mehr Regionen existieren, die von Abwanderung und Überal-

terung stark betroffen sind.«118Vor allem imRahmen der ethnografischenUnter-

suchung der Elbe-Elster-Region in den 2000er Jahren wurde deutlich, wie sich

Heimat durch hohe Arbeitslosigkeit, demografische Schrumpfungsprozesse und

den Verlust von Infrastruktur zu einem negativen Gefühlsraum wandelte,119weil

sie nicht mehr in der Lage ist »ihren Mann zu ernähren.« Das ist eine durchaus

schmerzhafte Erfahrung, mit der die Gefahr verbunden ist, dass sich die Betrof-

fenenmit der erlebten Abwertung der Heimatregion selbst abgewertet fühlen.

»Das Empfinden, der eigene Lebensraum werde benachteiligt, hat Auswir-

kungen auf das politische Bewusstsein«, besagt der Deutschland-Monitor 2023.

»Und wer ein starkes »Abgehängtsein« empfindet, ist tendenziell auch mit dem

Funktionieren der Demokratie sehr unzufrieden«. Je nachdem, wie die »Lebens-

qualität und der soziale Zusammenhalt, der Bürgersinn sowie die Wirtschafts-

kraft des Wohnstandorts« wahrgenommen werden, »unterscheiden sich die in-

dividuellen Einstellungen zu Politik und Gesellschaft zum Teil erheblich«.120 Der

Zusammenhang von lokalen Erfahrungen und der Einschätzung des Zustands

der Bundespolitik konnte auch im Rahmen der ethnografischen Untersuchung

in Gößnitz festgestellt werden. Er offenbarte sich in Bemerkungen wie diesen:

»Alles was den Leuten vor Ort wichtig ist,wird klein geredet, damit es nichtmehr

finanziertwerdenmuss,und an anderer StellewerdenMillionen in einen Flugha-

116 Rösel, Felix: Sparen Gebietsreformen Geld? – Ein Überblick über aktuelle Studien, in: ifo Dresden be-

richtet 4/2016, S. 45–49, hier S. 48.

117 Deutschland-Monitor ’23, Kurzinformation, S. 4.

118 Deutschland-Monitor ’23, Kurzinformation, S. 4.

119 Stückrad: Ich schimpfe nicht 2010, S. 126.

120 Deutschland-Monitor ’23, Kurzinformation, S. 4–5.
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fen gesteckt, der nicht fertig wird.«121– »An der Basis mussman dann ausbaden,

was die für einen Scheiß bauen.«122Menschen bewerten ausgehend von ihrem in-

dividuellen Alltag das Funktionieren des Staates.

Die Selbstpositionierung als »abgehängt« geht oft mit dem Gefühl einher, ei-

ner unübersichtlichenWelt ausgeliefert zu sein.Daraus resultierendasBedürfnis

nach Überschaubarkeit der Verhältnisse, und der Wunsch, die Handlungs- und

Deutungshoheit zurückzugewinnen. Diese Stimmungslage öffnet vereinfachen-

den, populistischen Haltungen Tür und Tor. Die Ergebnisse der ethnografischen

Studien und des Deutschland-Monitors 2023 legen nahe, dass das kommunalpo-

litische Feld eine bedeutende Rolle spielt, wenn es darum geht, Vertrauen in die

Demokratie und in staatliche Institutionen herzustellen. Eine zentrale politische

Aufgabe sollte es daher sein, die Leistungsfähigkeit der Kommunen zu stärken.

Vielleicht hilft dabei ein Perspektivwechsel, mit dem wir unsere gängigen politi-

schenModelle hinterfragen.DieRede ist üblicherweise vonderBundespolitik »da

oben« und der Kommunalpolitik »an der Basis« – Top down und Bottomup. Sollten

wir diesesModell nicht umkehren,d.h.die Bundespolitik als Basisarbeit betrach-

ten und die Kommunen an die Spitze der Bemühungen für eine breit akzeptierte

und gelingende demokratische Politik stellen?

StephanMeyer

Brücken zwischen Stadt und Land zu bauen und die Verbindung zwischen ur-

banen Zentren und ländlichen Regionen zu stärken, erfordert ein ganzheitliches

Denken aller politischen Ebenen und die Implementierung verschiedener Ansät-

ze. Grundlage hierfür sind eine finanziell ausreichend ausgestattete und hand-

lungsfähigekommunaleSelbstverwaltungunddieSubsidiarität.RegionaleWert-

schöpfungsketten undProdukte aus der Landwirtschaft sowie Energiedienstleis-

tungen imBereicherneuerbarerEnergienmüssendazubeitragen,dieWertschät-

zung für ländlicheGebiete zu steigern und gleichzeitig finanzielle Vorteile für die

dortige Bevölkerung bieten.

DurchdieStärkung regionalerWertschöpfungskettenwirdnichtnurdie loka-

leWirtschaft gefördert, sondern ermöglicht werden dadurch auch überregionale

Vermarktungsketten in urbane Räume. Diese Produkte können Botschafter des

ländlichen Raums sein und generieren Finanzströme für die regionalen Produ-

zenten. Gerade Produkte aus der Landwirtschaft und erneuerbare Energien sind

121 Zitat Herr O., Fußballverein, in: Stückrad: Die Perspektive 2020, S. 92.

122 Zitat Herr N., Freiwillige Feuerwehr, in: Stückrad: Die Perspektive 2020, S. 92.
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hierfür prädestiniert, da sie in urbanen Gebieten nicht im gleichen Maßstab be-

reitgestellt werden können.

Der Fokus auf solche Wertschöpfungsketten trägt signifikant zur Schaffung

und Erhaltung von Arbeitsplätzen bei, unterstützt dieWirtschaftskraft in ländli-

chen Gebieten undmindert die Abhängigkeit von globalenMarktschwankungen,

was wiederum die Resilienz gegenüber wirtschaftlichen Krisen stärkt.

Hierfür sind Investitionen in die Infrastruktur sowie Bildungs- und Bera-

tungsangebote für ländliche Produzenten und Energieerzeuger notwendig, um

innovative Geschäftsmodelle zu implementieren und anhand konkreter guter

Beispiele Vorbehalte abzubauen und mit einem neuen Selbstbewusstsein neue

Wege zu gehen.

Einweitererwichtiger Ansatz ist dasVerständnis von sich änderndenArbeits-

welten, das durch die Digitalisierung vorangetrieben wird. DieseMöglichkeiten,

habendas Interesse vielerMenschenaneinemLebenaußerhalbderurbanenZen-

tren verstärkt. Die unvergleichliche Lebensqualität durch ein naturnahes Woh-

nenundArbeitenmuss flankiertwerdendurch eine attraktivedigitale Infrastruk-

tur und innovativeMobilitätsangebote.Der ganzheitliche Ansatz schließt hierbei

ausdrücklich auch Bildungs- und Kulturangebote mit ein, deren Quantität aller

Voraussicht nach nicht das Niveau der urbanen Räume erreicht, jedoch zumin-

dest einen vergleichbaren Qualitätsanspruch habenmuss, um attraktive Lebens-

undArbeitsbedingungenzu schaffen. ImErgebniswirddadurchdie ländlicheRe-

gion gestärkt undderBevölkerungsrückganggestoppt, idealerweise sogar umge-

kehrt.

Um diesen Trend aktiv zu unterstützen, sind die Etablierung von Coworking

Spaces und die Einführung flexibler Arbeitsmodelle in Unternehmen einwesent-

licher Faktor, umMenschen zu ermutigen, sich im ländlichen Raumniederzulas-

sen und hier ihren Lebensmittelpunkt zu finden.

Überregionale Imagekampagnen wie »Unbezahlbarland« im Landkreis

Görlitz spielen eine wichtige Rolle, indem sie positive Narrative schaffen und

praktische Informationen für Interessierte bereitstellen. Die Verknüpfung al-

ler Maßnahmen ist entscheidend und ein Weg, um Zukunftszuversicht im

ländlichen Raum zu entwickeln, indem die Besonderheiten herausgestellt und

individuelle Lebensentwürfe ermöglicht werden, ohne den Vergleich mit urba-

nen Räumen zu suchen. Es muss vielmehr darum gehen, dass sich der ländliche

Raum selbstbewusst als ein attraktiver Ort zum Leben und Arbeiten versteht

und durch aktuelle Trends einem positiven Wandel unterzogen wird, den es zu

nutzen gilt.

Die Ansiedlung großer Unternehmenwie die von Taiwan SemiconductorMa-

nufacturing Company (TSMC) in Dresden wird ebenfalls vielfältige Auswirkun-

gen in ländlichen Gebieten haben. Ziel unserer Bemühungen muss es sein, sol-
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che sich bietenden Chancen aufzugreifen und für die Region zu nutzen. Neben

der Entstehung direkter Arbeitsplätze in und umDresden gilt es, den ländlichen

Raum als attraktiven Partner für die Zulieferindustrie zu positionieren, um ei-

nen Teil des prognostiziertenWirtschaftswachstums von der Stadt in den ländli-

chenRaumzu lenken. InVorbereitung der TSMC-Ansiedlungwerdenwir die Zeit

nutzen, um die notwendigen Ressourcen in der Verwaltung bereitzustellen, um

effektiv und vor allem effizient reagieren zu können.

Eine zusätzliche Perspektive, die sich langfristig positiv auf den ländlichen

Raum auswirken wird, ist die Umsetzung des Green Deal der Europäischen

Union. Konkret steht dafür das Vorhaben Net Zero Valley Lausitz und der damit

verbundene Aufbau von innovativen Null-Emissionstechnologien, für das wir als

Modellregion prädestiniert sind. Schnelle Genehmigungsverfahren und beson-

dere Rahmenbedingungen ermöglichen uns den Aufbau eines solchen »grünen

Tals« der Möglichkeiten. Wenn es uns gelingt, hier eine solche Modellregion

erfolgreich umzusetzen, dann sind wir nicht nur diejenigen, von denen andere

lernen wollen, sondern wir sind auch diejenigen, die von den damit verbunde-

nen Vorteilen einer Null-Emissions-Region wirtschaftlich und gesellschaftlich

profitieren.

Gedankliche Verbindungslinien von meinen Ausführungen zu den Frage-

stellungen und Befunden des Deutschland-Monitors 2023 sind offenkundig:

Der von mir eingangs formulierte Hinweis auf die notwendige »Brückenbil-

dung« zwischen städtischen und ländlichen Räumen findet seine Bestätigung

im Themenschwerpunkt des Monitors zum Verhältnis Stadt und Land in der

Aussage, dass in beiden Regionstypen die dort wohnendenMenschen spezifische

Herausforderungen undVorzüge ihrer jeweiligen Lebensumfelderwahrnehmen.

Das spricht für eine engere Vernetzung urbaner und ländlicher Lebenswelten,

die – auch das wird im Deutschland-Monitor explizit angesprochen – eine

wünschenswerte Zielgröße regionaler Strukturpolitik darstellt und verstärkter

Förderung bedarf.

Michael Miebach / Christiane Scholz

Impulse des Deutschland-Monitors für die politische Praxis

Das Vorhaben, eine jährliche repräsentative Befragung »Deutschland-Monitor«

zu etablieren, geht zurück auf eine Handlungsempfehlung der Kommission »30

Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit« in ihrem Abschlussbericht
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aus dem Dezember 2020.123 Der Kommission zufolge fehlen in Deutschland

»regional differenzierte regelmäßige und über die Zeit vergleichend angelegte

empirische Untersuchungen zu langfristigen Veränderungen der gesellschaft-

lichen Stimmungslagen«. Der Deutschland-Monitor soll, so der Vorschlag der

Kommission, insbesondere »eine Auswertung der kleinräumigenRegionenmög-

lich machen« und auch Bestandteil des regelmäßig vorgelegten Berichts zum

Stand der Deutschen Einheit werden.

Diese Zielsetzung bestätigte die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme

zumAbschlussbericht der Kommission ausdrücklich.Der Arbeitsstab des Beauf-

tragten der Bundesregierung für Ostdeutschland übernahm die Zuständigkeit

für das Vorhaben. Die Studie wird zunächst im Rahmen eines Modellvorhabens

in den Jahren 2023 bis 2025 von einem Forschungskonsortium aus dem Zentrum

für Sozialforschung Halle (ZSH), der Friedrich-Schiller-Universität Jena und

dem Leibniz-Institut GESIS erstellt.

Aus der Perspektive des »Arbeitsstabes Ostdeutschland« erfüllt der Deutsch-

land-MonitormehrereFunktionen.Zumeinenhandelt es sichumein Instrument

der Politikberatung, indem die Analyse der Daten der Bevölkerungsbefragung

vertiefte Einblicke in politische und gesellschaftliche Einstellungen und Sicht-

weisen eröffnet. Die wechselnden Schwerpunktthemen bieten dabei die Mög-

lichkeit, auch aktuelle Fragestellungen in den Blick zu nehmen. Dass neben der

quantitativen Befragung auch qualitative Fokusgruppen-Diskussionen durch-

geführt werden, ist eine sinnvolle Ergänzung, die zusätzliche Rückschlüsse für

politisches und administratives Handeln zulässt.

Zum anderen sollen die Ergebnisse des Deutschland-Monitors die gesell-

schaftliche Debatte beleben und zur Diskussion über die Zukunft der Demo-

kratie und des Landes einladen. Neben der Veröffentlichung erster Ergebnisse

im Bericht zum Stand der Deutschen Einheit und einem wissenschaftlichen

Workshop im Januar 2024 hat das Forschungskonsortium deshalb gemeinsam

mit dem Bundeskanzleramt im Februar 2024 ein »ForumDeutschland-Monitor«

mit Vertreterinnen undVertretern aus Politik,Wissenschaft undZivilgesellschaft

durchgeführt.

Im Rahmen dieser Debatten ist deutlich geworden, dass gerade auch der re-

gionalisierte Ansatz des Deutschland-Monitor einen Gewinn darstellt. Die Kom-

mission »30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit« hatte darauf ver-

wiesen, dass eine einseitige »Fokussierung demoskopischer Analysen auf Ost-

West-Unterschiede das Risiko berge, entsprechende Spaltungen zu verfestigen

oder zu vertiefen«. Der Deutschland-Monitor könne nicht nur Trennendes, son-

123 https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/archiv/kommission-30-jahre-friedliche-

revolution-und-deutsche-einheit-stellt-abschlussbericht-vor-1825642

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/archiv/kommission-30-jahre-friedliche-revolution-und-deutsche-einheit-stellt-abschlussbericht-vor-1825642
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/archiv/kommission-30-jahre-friedliche-revolution-und-deutsche-einheit-stellt-abschlussbericht-vor-1825642
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dern auch »Verbindendes zwischen vergleichbaren Regionen imOsten undWes-

tenDeutschlands indenFokus rücken«.DiesemAnspruch ist dasKonsortiummit

dem Konzept des »rotierenden Kreispanels« nachgekommen. Die auf diese Wei-

semöglich gewordenen regionalen Vergleiche sowie die Kontrastierung von bun-

desweiten und regionalen Ergebnissen sind auch imKontext des imGrundgesetz

formulierten Ziels bedeutsam, im ganzen Land gleichwertige Lebensverhältnisse

anzustreben.

Mehr noch – und ebenfalls wichtig: Der Deutschland-Monitor schafft für

den Arbeitsstab Ost Räume der Vernetzung in die Wissenschaft, aber auch

zu den in einer Reihe von Bundesländern mittlerweile erscheinenden Länder-

Monitoren.124 Letztere boten – bei allen Unterschieden in Methodik, Umfang,

periodischem Erscheinen, Fragestellungen und natürlich Erhebungsgebiet –

Anknüpfungspunkte für die Erarbeitung des »Deutschland-Monitors«. Der vom

Arbeitsstab organisierte regelmäßige Austausch sowohl mit den institutionellen

Auftraggebern der Länder-Monitore als auch mit den jeweiligen wissenschaftli-

chen Communities ist fester Bestandteil des Projektes.

Mit seinenmehr als 200SeitenBerichtsumfangdeckt derDeutschland-Moni-

tor 2023 eine Vielzahl von politisch relevantenThemenfeldern ab. Die Ergebnisse

sind instruktiv für politische Prioritätensetzungen und die politische Kommu-

nikation nicht nur des Ostbeauftragten. Selbstverständlich ist dabei die Ablei-

tung von Handlungserfordernissen und -optionen abzuwägen. Ein bloßes »Re-

gieren nach Umfragen« ist nicht empfehlenswert und würde dem repräsentati-

ven Charakter unserer Demokratie zuwiderlaufen. Zugleich ist eine responsive

Politik ohne die sensible Wahrnehmung der Sichtweisen und Einstellungen der

Bevölkerung kaumdenkbar. So können Erkenntnisse aus der sozialwissenschaft-

lichen Umfrageforschung die Richtung politischer Strategien und Maßnahmen

bestätigen oder infrage stellen sowie auf blinde Flecken in der Alltagspolitik und

bei deren Kommunikation verweisen. Im Folgenden diskutieren wir zentrale Er-

gebnissedesDeutschland-Monitors indrei ausgewähltenThemenfeldern,die aus

unserer Sicht für die öffentliche Debatte und für die Arbeit des Stabes des Ostbe-

auftragten besonders wichtig sind.

124 Länder-Monitore bestehen bislang sowohl in Berlin als auch in allen ostdeutschen Bundesländern

(Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen,Thüringen) sowie in Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz undNiedersachsen (dort unter demNamen »Niedersächsischer Demokra-

tie-Monitor«).
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Themenschwerpunkt Stadt und Land

Als das Schwerpunktthema des Deutschland-Monitors 2023 festgelegt wurde,

waren die bundesweiten Proteste der Landwirte und damit die akut gestiegene

Bedeutung des Themas nicht vorhersehbar. Die Arbeitshypothese lautete, dass

es gerade auch in Ostdeutschland ein messbares Spannungsverhältnis zwischen

den »urbanen Eliten« und den Bewohnern ländlicher Räume gibt, wenn es um

Sichtweisen auf Politik, Gesellschaft und Lebensverhältnisse geht. Doch wel-

che Spaltungslinien zwischen Zentrum und Peripherie existieren im föderalen

Deutschland wirklich, wo doch die Grenzen zwischen städtischen Verdichtungs-

räumen und ländlichem Raum häufig fließend sind? Und inwiefern überlagern

diese Stadt-Land-Gegensätze, die teils strukturell und teils kulturell greifbar

sind,mittlerweile Spaltungen zwischen Ost undWest? Diese Leitfragen entspre-

chen dem Anliegen der »Einheitskommission«, mit dem Deutschland-Monitor

nicht nur Trennendes, sondern auch Gemeinsamkeiten zwischen Ost und West

aufzuzeigen.

Ein gerade aus Sicht des »Arbeitsstabs Ost« aussagekräftiger Befund ist, dass

urbane und ländliche Regionen aus Sicht ihrer Bewohnerinnen undBewohner je-

weils individuelleStärkenundSchwächenaufweisen.SowerdenzwardieLebens-

bedingungen in prosperierenden Kreisen deutlich besser bewertet als in struk-

turschwachenRegionen.Die Trennlinien verlaufen jedochquer zurOst-West-Di-

chotomie.Auchwird das Vorurteil entkräftet, Städte seien per se gut ausgestattet

und ländliche Räumeunterversorgt. Bei einemBlick auf dieMonitor-Daten zeigt

sich beispielsweise, dass die Menschen in den Städten mit dem ÖPNV und der

Ärztedichte zufriedener sind, im ländlichen Raum hingegen mit der Kinderbe-

treuung und den Pflegemöglichkeiten. Außerdem fällt die Wohlstandseinschät-

zung in jeweils einer westdeutschen Stadt besonders positiv (Wiesbaden) bezie-

hungsweise negativ (Duisburg) aus.

Ein weiterer zentraler Befund lautet, dass die Befragten die Abwanderung

jungerMenschen vor allem in ländlichen Regionenmit eher schlechter sozioöko-

nomischer Lage sowie in Ostdeutschland als Problem sehen. Die Wahrnehmung

solcher Abwanderungsbewegungen korreliert wiederum vielfach mit dem Ein-

druck, nicht den gerechten Anteil zu bekommen,mit Statusverlustängsten sowie

mit dem Gefühl des Abgehängtseins. Und die Daten des Deutschland-Monitors

zeigen auch: Wer sich beziehungsweise seine Region als abgehängt ansieht, ist

tendenziell weniger zufriedenmit dem Funktionieren der Demokratie und neigt

eher zu populistischen Einstellungen, was sich wiederum in einem geringeren

Vertrauen in Politikerinnen und Politiker und in die staatlichen Institutionen

niederschlägt.



278 Debatte

Mit diesen Erkenntnissen verbindet sich ein klarer Handlungsauftrag an die

Politik: Das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel, gleichwertige Lebensverhält-

nisse zu schaffen, ist zentral undmussmit konkretenMaßnahmenunterlegtwer-

den. Gerade in strukturschwachen Regionen geht es darum, die Lebensqualität

weiter zu verbessern und eine landesweite Mindestausstattung mit guter Infra-

struktur zuerreichen.DenngleichwertigeLebensverhältnisse bildendieBasis für

Solidarität, Zusammenhalt und Respekt sowie für die Stärkung der Demokratie.

Zur zielgenauenAusrichtungder erforderlichenMaßnahmenwirddieBundesre-

gierung 2024 erstmals einen Gleichwertigkeitsbericht vorlegen125. Zudem müs-

sen gerade in Ostdeutschland neue Wege gefunden werden, um die Wohnorte

langfristig aufzuwerten, damit sie attraktiver werden für den Zuzug aus dem In-

und Ausland. Das ist eine Grundvoraussetzung, um dem gerade imOsten rasant

fortschreitendenArbeits-undFachkräftemangel entgegenzuwirken.Dennstruk-

turellen Schwächen – etwa Defizite bei der Versorgung mit bezahlbaremWohn-

raum, Haus- und Fachärzten, ÖPNV-Angeboten, Bildungs- und Betreuungsop-

tionen sowie digitaler Infrastruktur – schmälern die Attraktivität der Standorte

und verstärken den Fachkräftebedarf zusätzlich.

Fest steht aber auch: Strukturpolitik allein wird ein verfestigtes Ungerech-

tigkeitsempfinden und Gefühle des Abgehängtseins und Nicht-gehört-werdens

nicht ändernkönnen.DieBefundedesDeutschland-Monitors 2023 verdeutlichen

einmal mehr den hohen Stellenwert von Respekt, Anerkennung und sozialem

Zusammenhalt als gesellschaftliche Ressourcen. Und auch hier kann die Politik

einen Beitrag leisten: Sie sollte die zivilgesellschaftlichen Strukturen vor Ort

stärken, und damit die Selbstwirksamkeit der Bürgerinnen und Bürger und den

gesellschaftlichen Zusammenhalt. Darüber hinaus kann die Politik selbst den

Bürgerinnen und Bürgern Anerkennung und Respekt vermitteln, in erster Linie

durch Dialog und Responsivität im Regierungshandeln. Beispielsweise fördert

der Beauftragte der Bundesregierung für Ostdeutschland den Engagement-

wettbewerb »Machen!«. In der Dialog-Reihe »Was bewegt…?« und zahlreichen

anderenFormaten kommt er regelmäßigmitMenschen aus ganzOstdeutschland

in den Austausch.

125 Der Gleichwertigkeitsbericht wird federführend durch das BMI und das BMWK erstellt. Er soll die

Wirksamkeit des Gesamtdeutschen Fördersystems für strukturschwache Regionen (GFS) darstellen

und anhand objektiver Indikatoren unterschiedliche Lebensverhältnisse in Deutschland beschreiben.

Ergänzt wird der Bericht durch eine Repräsentativerhebung zur subjektiven Bewertung der Lebenssi-

tuation der Bürgerinnen und Bürger.
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Erwartungen an den Sozialstaat

Seit der Wiedervereinigung haben zahlreiche empirische Erhebungen die An-

sprüche und Erwartungen der Bevölkerung in Ost und West an den Wohl-

fahrtsstaat in den Blick genommen. Demnach haben sich in den vergangenen

Jahrzehnten stets Ostdeutsche stärker als Westdeutsche dafür ausgesprochen,

dass der Staat die Verantwortung für verschiedene Lebensrisiken übernimmt.

Auch zu einer staatlichenKontrolle vonPreisen,GehälternundWirtschaftsabläu-

fen lag die Zustimmung im Osten Deutschlands höher.126 Welche Erwartungen

an denWohlfahrtsstaat haben dieMenschen heute angesichts einer tiefenVerun-

sicherung durch multiple Krisen? Aus Sicht des »Arbeitsstabes Ostdeutschland«

sind insbesondere zwei Befunde von großem Interesse.

Erstens verweisen die 2023 erhobenen Daten auf einen breiten gesamtdeut-

schen Konsens: Jeweils große Mehrheiten in Ost und West äußern gegenwärtig

die Erwartung, dass der Staat dafür verantwortlich sein sollte, allgemeine Le-

bensrisiken aufzufangen beziehungsweise abzumildern. Diese Zustimmung zu

einem starken Sozialstaat ist im Vergleich zu vor zehn Jahren127 für fast alle wirt-

schaftlichen Herausforderungen und sozialen Risiken gewachsen und dabei im

Westen teilweise noch stärker gestiegen als im Osten. Dies hat zu einer statisti-

schen Angleichung der Erwartungshaltungen in beiden Landesteilen geführt.

Zweitens kommen in den Zahlen die krisenbedingten Herausforderungen

für die Einzelnen zumAusdruck.Nie zuvor seit derWiedervereinigung stand die

deutsche Wirtschaft derart unter Druck, waren Verbraucherpreise und Inflati-

onsrate höher sowie das Angebot an Arbeits- und Fachkräften und bezahlbarem

Wohnraum knapper als im Erhebungszeitraumdes Deutschland-Monitors 2023.

Daraus resultiert eine gegenüber 2014 erheblich gestiegene Erwartung an den

Staat, etwa wenn es um die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum, die

Wachstumssicherung der Industrie, den Abbau von Einkommensunterschieden

oder die Kontrolle der Preise geht.

Die Bundesregierung hat beispielsweise mit der Erhöhung des Mindestlohns

oder auchderWohngeldreformMaßnahmenumgesetzt, die diesenErwartungen

derMenschen an den Sozialstaat entsprechen. Zudem zeigen die Daten, dass für

die Bürgerinnen und Bürger angesichts der derzeitigen multiplen Krisen und

des Wandels sozioökonomische Themen hohe Relevanz haben. Dieser Befund

legt den Schluss nahe, dass eine Kommunikation zu gesellschaftlichen Verände-

rungsprozessen – beispielsweise der Energiewende oder auch der Zuwanderung

126 s. Gabriel, Oscar W./Holtmann, Everhard et al. (2015): Deutschland 25. Gesellschaftliche Trends und

politische Einstellungen (bpb Zeitbilder), Bonn

127 s. ebenda
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– mutmaßlich auf mehr Resonanz stößt, wenn sie die sozioökonomischen

Aspekte dieserThemen aufgreift.

Wiedervereinigungsbilanz

Ein für die Arbeit des Beauftragten der Bundesregierung für Ostdeutschland

besonders bedeutsames Element des Deutschland-Monitors bildet zudem die

Bewertung der Auswirkungen der Wiedervereinigung, die die Bürgerinnen und

Bürger in Ost und West sowohl für sich selbst als auch für ihren jeweiligen Lan-

desteil vornehmen. In früheren Erhebungen gaben deutliche Mehrheiten in Ost

und West an, dass die Vorteile der Wiedervereinigung Deutschlands auf beiden

Betrachtungsebenen überwiegen.128 Diese positive Bewertung der Wiederverei-

nigung war dabei in Ostdeutschland stets noch etwas stärker ausgeprägt als in

Westdeutschland.

Der Deutschland-Monitor 2023 zeigt eine bemerkenswerte Veränderung:

Während wie bereits vor zehn Jahren129 für etwa zwei Drittel der Bürgerinnen

und Bürger inWestdeutschland die Vorteile derWiedervereinigung überwiegen,

ist dieser Anteil im Osten merklich zurückgegangen. Ähnlich wie im Westen

geben nur noch zwei von drei Ostdeutschen an, die Wiedervereinigung sei für

sie selbst vorteilhaft gewesen. Und waren vormals knapp drei Viertel der Be-

fragten im Osten der Ansicht, die Vorteile der Wiedervereinigung würden für

ihren Landesteil überwiegen, kommt aktuell nur noch gut die Hälfte zu dieser

Einschätzung, und damit sogar ein geringerer Anteil als imWesten.

Hierbei scheinen sich insbesondere zwei Einflussfaktoren auszuwirken: Zum

einen sind derzeit viele Bürgerinnen und Bürger mit der Politik der Bundesre-

gierung unzufrieden. Zum anderen spielen aber wahrscheinlich auch weiterhin

präsente Demütigungserfahrungen von Ostdeutschen und eine seit den 1990er

Jahren verstärkte Veränderungsskepsis eine Rolle.

Diese Zahlen sprechen deshalb unter anderem dafür, die Repräsentanz

Ostdeutscher in sämtlichen Lebensbereichen – in Politik,Wirtschaft und Gesell-

schaft (v.a. auch den Medien) – weiter zu erhöhen und damit ihren Erfahrungen

und Sichtweisen mehr Sichtbarkeit zu verschaffen. Einen Beitrag dazu leistet

bereits das in dieser Legislaturperiode verabschiedete Bundeskonzept »Ostdeut-

sche in Führungspositionen«.Perspektivisch soll das ZukunftszentrumDeutsche

Einheit und Europäische Transformation, das derzeit in Halle (Saale) entsteht,

die Erfahrungen und Leistungen der Ostdeutschen sichtbarer machen und auf

dieser Basis Diskussionen über Zukunftsthemen ermöglichen.

128 s. ebenda

129 s. ebenda
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Fazit

Der Deutschland-Monitor liefert natürlich keine abschließenden Antworten auf

die gesellschaftspolitischen Herausforderungen unserer Zeit. Doch er wird dem

Anspruch gerecht, Impulse für die Debatte über aktuelle Fragen, die Bilanz der

Wiedervereinigung und die Zukunft unserer Demokratie zu geben und Orien-

tierung für politisches Handeln zu stiften. Der Deutschland-Monitor 2024 wird

auf demBericht 2023 aufbauen und soll auchweitergehendeThemenwie dasDe-

mokratie- und Gerechtigkeitsverständnis der Bevölkerung behandeln, die in den

DebattenumdenDeutschland-Monitor 2023 als Leerstellen identifiziertwurden.

Das zeigt die Offenheit und Flexibilität dieses Projekts. Seinen Ergebnissen bli-

cken wir mit Spannung entgegen.
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Erläuterungen zu den Erhebungen

Die Studie basiert auf drei Erhebungen:

1. Haupterhebung

– Fallzahl n = 4.003, repräsentativ für die deutschsprachige Wohnbevölkerung

ab 16 Jahren des Bundesgebiets

– Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

– Erhebungszeitraum: 26.Mai bis 27. Juni 2023

2. Regionale Vertiefungserhebung

– Fallzahl n = 4.021, aufgeteilt auf insgesamt 8 Kreise (Landkreise/ kreisfreie

Städte) gemäß einer Zufallsauswahl je zwei strukturstarker und struktur-

schwacher Kreise in Ost- und Westdeutschland (n = jeweils ≈ 500). Die

Auswahl der Kreiseinheiten erfolgt aufgrund der Kontextfaktoren Teilhabe

und Infrastruktur, Entwicklung desHumankapitals, Faktoren derwirtschaft-

lichen Leistungskraft.

– Zielpopulation: Deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 16 Jahren – Erhe-

bungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

– Erhebungszeitraum: 3. bis 28. Juli 2023

3. Qualitative Vertiefung (Fokusgruppen)

– 4 bevölkerungsrepräsentativ strukturierte Fokusgruppen in 4 Kreisen der re-

gionalen Vertiefungserhebungmit insgesamt 33 Personen

– Zielpopulation: Deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 16 Jahren; breite

Streuung bezüglich Alter und Bildungsabschlüssen

– Erhebungsverfahren: Fokusgruppendiskussion vor Ort

Erhebungszeitraum: Oktober 2023
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